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IM  Inoffizielle/-r Mitarbeiter/-in des Ministeriums für Staatssicherheit  
MfS   Ministerium für Staatssicherheit der DDR 
PTE   Potenziell traumatisierendes Ereignis / Erlebnis 
PTBS   Posttraumatische Belastungsstörung 
SED  Sozialistische Einheitspartei Deutschlands  
SBZ  Sowjetische Besatzungszone 
StVG  Strafvollzugsgesetz 
TLStU  Thüringer Landesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen DDR 
LStU Landesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR 
VAS Visuelle Analogskala 
 
 
Abkürzungen im Ergebnisteil, zu den Fragebögen s. Abschnitt 4.2  
 
BelastungVAS Visuelle Analogskala zur Erfassung der subjektiven psychischen Belastung 
durch die politische Haft (BedeutsamkeitVAS bezeichnet die subjektive Bedeut-
samkeit) 
FADGES  Skala “Gesamtfunktionalität” des Family Assessment Device (FADKOMM 
bezeichnet die Skala “Kommunikation”)  
FACESKOH  Skala “Kohäsion” der Family Adaptability & Cohesion Scales (FACESFLEX 
bezeichnet die Skala “Flexibilität”) 
GSISCL-27 Global Severity Index der SCL-27 (analog bezeichnen DepSCL-27, DysSCL-27 etc. 
die weiteren Skalen der SCL-27) 
PTBSGES Skala für die Schwere der PTBS-Symptome der PDS (analog bezeichnen 
PTBSINTRUS; PTBSVERM die weiteren Skalen der PDS) 
rS  Rangkorrelation nach Spearman 
1 Vorbemerkung 
 
Es handelt sich bei den folgenden Seiten um eine geringfügig überarbeitete und gekürzte 
Version meiner Dissertation mit dem gleichen Titel von 2014.  
 
Sie wäre nie entstanden ohne die Teilnahme und Unterstützung vieler Menschen, die in der 
SBZ oder DDR in politischer Haft waren, ihre Partner*innen und Kinder. Ihnen allen möchte 


















In ihrem Expertengutachten zu gesundheitlichen Folgen politischer Haft in der DDR widme-
ten Freyberger, Frommer, Maercker und Steil (2003) ihr Schlusswort den Familien der ehe-
maligen Inhaftierten. Fast 20 Jahre sind seitdem vergangen und doch scheint die Frage 
danach, welche psychosozialen Folgen die Familien tragen mussten und müssen, fast 
ungehört verhallt zu sein. Die Annahme, dass die politische Haft der sowjetischen Besat-
zungszone (SBZ) und der darauf folgenden DDR auch für die Angehörigen der Inhaftierten 
negative Auswirkungen gehabt haben könnte, ist jedoch aus verschiedenen Gründen nahe-
liegend. Zum einen gibt es Hinweise darauf, dass auch Angehörige in die politische Verfol-
gung in SBZ und DDR einbezogen wurden. Zum anderen wurde aus anderen Kontexten be-
richtet, dass sich die psychische Belastung, die aus potenziell belastenden Lebensereignis-
sen entsteht, negativ auf Angehörige auswirken kann. Dennoch wurden sowohl das Ausmaß, 
in dem Familienangehörige politischen Repressionen ausgesetzt waren, wie auch die Fol-
gen, die die politische Haft auf sie haben konnte, bisher nur ansatzweise untersucht.  
 
Mit der vorliegenden Studie liegt nun eine explorative Annäherung an die Auswirkungen poli-
tischer Haft in der DDR auf die Betroffenen, ihre Partner/-innen und Kinder vor.  
Zunächst wird hier der Forschungsstand zu politischer Haft in SBZ und DDR ausführlich dar-
gestellt, wobei der Schwerpunkt auf der Zeit der DDR liegt (3.1). Auf der Basis vorliegender 
Literatur erfolgt eine Annäherung an die Frage, was eine politische Haft in der DDR für die 
Angehörigen bedeuten konnte (3.3). Neben einem historischen Abriss sollen diese Kapitel 
auch dazu dienen, die von den ehemaligen Inhaftierten und ihren Familien erlebten Maßnah-
men und Ereignisse in Zusammenhang mit der politischen Haft als potenziell traumatisie-
rende Stressoren einzuordnen. Die politische Haft und die damit verbundenen Ereignisse 
müssen als potenziell traumatisierende Erlebnisse für die Betroffenen und ihre Angehörigen 
angesehen werden. Aus diesem Grund werden in den Abschnitten 3.2.1 – 3.2.4 theoretische 
Konzepte sowie empirische Ergebnisse zu potenziell traumatisierenden Ereignissen und 
Traumafolgestörungen behandelt.  
Die Angehörigen von Personen, die in der DDR politisch inhaftiert wurden, waren vermutlich 
sowohl im Sinne primärer Traumatisierung wie sekundärer Traumatisierung Bedingungen 
ausgesetzt, die zu einer erhöhten psychischen Belastung führten. Dies zu prüfen, ist Anlie-
gen dieser Arbeit. Deshalb wird in Abschnitt 3.4 eine Übersicht der Forschung zu Auswirkun-
gen potenziell traumatisierender und belastender Ereignisse auf Familiensysteme sowie 
empirischer Ergebnisse zu diesem Forschungsfeld gegeben.  
Der theoretische Hintergrund ist breit angelegt und bezieht sich auf verschiedene For-




aufbauend werden die Zielsetzung der Arbeit und die daraus folgenden Fragestellungen ab-
geleitet. Analog zum Theorieteil wird es zum einen um die Erfassung der potenziellen Stres-
soren, denen Partner/-innen und Kinder in der DDR im Zusammenhang mit der politischen 
Haft ausgesetzt waren, zum anderen um die Erfassung ihrer psychischen Belastung und der 
Prüfung von Prozessen primärer und sekundärer Traumatisierung gehen. Das Forschungs-
feld ist, wie oben kurz erläutert, bisher nur wenig erschlossen. Es handelt sich hier aus die-
sem Grund um eine explorative Arbeit mit einer Vielzahl an Hypothesen und ausführlichen 
Analysen der erhobenen Daten.  
Die methodische Umsetzung der Fragestellungen sowie die Gewinnung der Stichprobe wer-
den im Abschnitt 5 dargelegt. Der umfassende Ergebnisteil ist in Reihenfolge der Fragestel-
lungen gegliedert. Dementsprechend werden zunächst die Ergebnisse der deskriptiven und 
explorativen Analysen berichtet (6.1 – 6.5), in denen die in Zusammenhang mit der Haft er-
lebten Stressoren sowie einzelne Aspekte der Lebenssituation der Familien politisch Inhaf-
tierter und die innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft im Fokus stehen. In den 
zentralen Analysen wird die psychische Belastung der Familienmitglieder als Ergebnis von 
Prozessen primärer und sekundärer Traumatisierung geprüft (6.6 – 6.7).  
Die Arbeit kann somit einerseits zu einer Erweiterung des Wissens über den Einbezug von 
Angehörigen politisch Inhaftierter in die politische Repression in der DDR dienen. Anderer-
seits soll sie es ermöglichen, bestehende Annahmen, insbesondere in Bezug auf das 
Konzept der sekundären Traumatisierung, zu prüfen. Inwieweit die Ergebnisse der vorlie-
genden Arbeit sich in das Forschungsfeld einfügen oder Widersprüchliches aufzeigen wird 
abschließend ausführlich diskutiert (Kapitel 7).  
3 Theoretischer Hintergrund 
3.1 Politische Inhaftierung in der DDR 
Zwischen 1949 und 1989 wurden in der DDR circa 200 000 Personen aus politischen 
Gründen inhaftiert (Borbe, 2010).1 Die Haft wurde von der „Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands“ (SED), die die DDR über die gesamte Zeit ihres Bestehens regierte, als 
Instrument der Machtsicherung genutzt. Im Zusammenspiel mit anderen, nichtstrafrecht-
lichen Maßnahmen diente sie der Kontrolle und Bestrafung missliebiger Bürgerinnen und 
Bürger. 
Bereits kurz nach ihrer Gründung 1949 hatte die DDR um die 14.000 politische Gefangene 
(Schröder & Wilke, 1998). Sie wurden von den Besatzern in der SBZ übernommen, ebenso 
wie die Praxis, politisch missliebige Bürgerinnen und Bürger einzusperren. Bis heute ist nicht 
klar zu bestimmen, wie viele politisch Inhaftierte es gab (Borbe, 2010; Weißflog & Beer, 
2008).2 Ebenfalls schwer ist, exakt zu bestimmen, aus welchen Gründen wie viele Personen 
politisch inhaftiert wurden. Auslöser für eine politische Haft konnte gezieltes politisches En-
gagement gegen die Politik der SED sein. Häufig wurden allerdings auch Personen krimina-
lisiert, die sich nicht in diesem Sinne engagiert hatten und die „unpolitisch“ waren (Fricke, 
1988). In der SBZ und in der frühen DDR wurden vor allem Personen inhaftiert, gegen die 
der Verdacht der Beteiligung am Nationalsozialismus vorlag. In den 50er Jahren wurden im 
Zuge von Enteignungen und Verstaatlichungen vermehrt Bauern und Selbstständige poli-
tisch inhaftiert (Schröder & Wilke, 1998; Werkentin, 1998). Personen, die die DDR verlassen 
wollten, waren durchgehend unter den politisch Inhaftierten zu finden. Der Versuch die DDR 
zu verlassen wurde seit Bestehen der DDR strafrechtlich verfolgt. Dabei wurden sowohl der 
Wunsch auszureisen als auch der tatsächliche Versuch, die Grenze ohne erteilte Erlaubnis 
zu überschreiten, mit Gefängnisstrafen geahndet. Als Grund für die Verurteilung wurden je-
doch häufig andere „Delikte“, wie zum Beispiel „ungesetzliche Verbindungsaufnahme“ oder 
„Agententätigkeit“, konstruiert. Schon bald machten Verurteilungen im Zusammenhang mit 
„Republikflucht“ einen Großteil aller politischen Verurteilungen aus (Denis & Kuhn, 1996; 
Werkentin, 1998). In Abhängigkeit von Ereignissen wie dem Volksaufstand vom 17. Juni 
1953 oder auch den „Weltfestspielen“ 1973 wurden ebenfalls verstärkt Personen inhaftiert. 
Auch Entlassungswellen, sogenannte „Amnestien“ politisch Inhaftierter geschahen in Abhän-
gigkeit von innen- und außenpolitischen Veränderungen. Die politische Justiz der DDR war 
                                                 
1 Für die Zeit der sowjetischen Besatzung belaufen sich Schätzungen auf weitere 100 000.  
2 Es gab keine DDR-Statistiken, die politische Gefangene gesondert aufführten. Zu den gängigsten 
Paragrafen, auf deren Grundlage politisch Missliebige verurteilt wurden siehe z. B. Borbe, 2010; 




in hohem Maße mit ihren politischen Entwicklungen verbunden (Beer & Weißflog, 2011, 
S. 39 ff.; Müller, 2012).  
In die Betrachtung politischer Haft in der DDR müssen stets auch die nichtstrafrechtlichen 
politischen Repressionsmaßnahmen einbezogen werden. Diese umfassten beispielsweise 
sichtbare und unsichtbare Überwachungsmaßnahmen, Gängeleien am Arbeitsplatz oder 
Behinderungen in der Ausbildungslaufbahn der Kinder, nahmen aber auch Formen ausge-
klügelten Psychoterrors an (s. z. B. Behnke & Trobisch, 1998; Fuchs, 1995; Knabe, 2002; 
Pingel-Schliemann, 2004). Die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe war in der Regel in 
nichtstrafrechtliche Formen der Überwachung und Repression eingebettet (Raschka, 2001). 
Vor der Festnahme sammelte das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) auf diesem Weg 
Informationen über die verdächtigte Person und ihr Umfeld. Während der Haft wurden die 
Betroffenen durch das Gefängnispersonal und den Einsatz von inoffiziellen Mitarbeitern/-in-
nen (IM), die häufig auch aus Mitgefangenen rekrutiert wurden, überwacht (s. z. B. Sélitren-
ny, 2003). Nach einer Entlassung auf das Gebiet der DDR waren sie wiederum Maßnahmen 
des MfS ausgesetzt. Zum Beispiel wurden sie regelmäßig vorgeladen, mussten ihren Aus-
weis abgeben und Arbeitsstellen annehmen, die unter ihrer Qualifikation lagen. 
Nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen wurden zudem unabhängig von einer Verurtei-
lung zur Bestrafung und Kontrolle missliebiger Personen eingesetzt. Nach Meinung der SED 
und des MfS sollten mögliche regimekritische Personen so früh wie möglich identifiziert und 
„neutralisiert“ werden (Knabe, 2002, S. 25, s. dazu auch Eisenfeld, 1996). 
Bezeichnenderweise nannte das MfS seine gegen Menschen gerichteten Maßnahmen der 
Isolation und Verunsicherung „Zersetzungsmaßnahmen“ (MfS-Jargon zit. nach Fuchs, 1995, 
S. 56). Im Zuge der internationalen Anerkennung der ehemaligen DDR fanden nichtstraf-
rechtliche Repressionsmaßnahmen im Sinne unsichtbarer Kontrolle und Bestrafung eine 
größer werdende Bedeutung (Werkentin, 1998). Personen, die einen Antrag auf Ausreise 
aus der DDR stellten, sollten zum Beispiel häufig über nichtstrafrechtliche Maßnahmen zum 
Rückziehen ihres Antrags bewegt werden (Eisenfeld, 1996; Priebe, Bolze & Rudolf, 1994).  
Die Haftbedingungen, denen politisch Inhaftierte in der DDR ausgesetzt waren, waren nicht 
einheitlich. Zum einen muss nach Untersuchungshaft- und Strafvollzugsanstalten unterschie-
den werden, zum anderen unterschieden sich auch die einzelnen Standorte diesbezüglich 
voneinander. Zudem veränderten sich die rechtlichen Bestimmungen wie auch die Zustände 
in Hinblick auf Belegungszahlen, Hygiene und Versorgung der Gefangenen über die Zeit (s. 
z. B. Müller, 1998; Müller, 2012). Trotz dieser Heterogenität soll im Folgenden eine kurze 
Beschreibung der Grundzüge von Untersuchungshaft, Verurteilung und Strafvollzug bei poli-
tisch Inhaftierten der DDR erfolgen. Aufgrund des Schwerpunktes dieser Arbeit auf die Zeit 





Untersuchungshaft und Verurteilung 
Politisch Inhaftierte wurden nach ihrer Festnahme in aller Regel in eine Untersuchungshaft-
anstalt des MfS gebracht (für eine Übersicht s. z. B. Beleites, 2009; Passens, 2012). In der 
„Ermittlungsphase“, also vor der Verhaftung, wurden auf zumeist illegalem Wege Informatio-
nen über die Betroffenen gesammelt. Diese konnten jedoch vor Gericht nicht als Beweis-
mittel verwendet werden. Deshalb war die Untersuchungshaft für das MfS von besonderer 
Bedeutung (Raschka, 1998). Hier mussten die gesammelten „Beweise“ durch die Verdäch-
tigten bestätigt werden. Bereits mit der Verhaftung sollte deshalb die Verunsicherung und 
Destabilisierung der Betroffenen beginnen (Passens, 2012; Zahn, 2007). Je weniger Rück-
halt sie für sich aus inneren oder äußeren Quellen ziehen konnten, so die Logik des MfS, 
desto einfacher würde es sein, sie zu „überführen“. Wenn möglich sollten durch die Aussage 
der Untersuchungshäftlinge auch andere Personen belastet werden – das MfS sprach hier 
von der „präventiven Erkundung des sozialen Umfelds“ (Morawe, 2000; S. 383). In der Un-
tersuchungshaft wurden die Verhafteten isoliert und streng überwacht (dazu z. B. Beleites, 
2009; Sperk, 1998). Sie hatten häufig weder mit Mitgefangenen noch mit Gefängnispersonal 
Kontakt, vor allem in der ersten Zeit der Haft. Zahn (2007) und Morawe (2000) bezeichneten 
dies als soziale, kommunikative und emotionale Deprivation der Inhaftierten. Erst in der Ver-
nehmungssituation saß ihnen in der Untersuchungshaft wieder jemand gegenüber – 
allerdings stets in der Funktion, ein „Geständnis“ erhalten zu wollen.3 Zu diesem Ziel wende-
te das MfS auch Foltermethoden gegen die Betroffenen an.4 Bereits die Haftbedingungen 
der Untersuchungshaft, zum Beispiel die Aspekte Isolation und Entindividualisierung der Ge-
fangenen, sind als Folter zu klassifizieren (United Nations, 1984). Die Anwendung physi-
scher Folter wie z. B. körperliche Gewalt, Steh- oder Wasserkarzer wurde ab den 60er Jah-
ren immer mehr durch Methoden gezielter psychischer Folter ersetzt (Morawe, 2000). 
Gezielte psychische Foltermethoden, die von ehemaligen Inhaftierten der DDR berichtet wur-
den, waren z. B. Nachtverhöre, Isolationshaft, Dunkelzellen, Arrestzellen, Scheinhinrichtun-
gen, verbaler Missbrauch und Drohungen und die Verweigerung von Hilfe (Beer & Weißflog, 
2011; Denis, Eslam & Priebe, 1997; Maercker & Schützwohl, 1997; s. auch Abschnitt 3.2.4). 
Drohungen bezogen sich häufig auch auf die Familienangehörigen. Politisch inhaftierte El-
tern wurden nicht über den Verbleib ihrer Kinder informiert, Ehemänner und -frauen erhielten 
falsche Informationen über Aussagen des jeweils anderen, Söhne und Töchter wurden mit 
Hinweisen auf Erkrankungen ihrer Eltern erpresst (s. z. B. Fricke, 1988; Zahn, 2007). Der 
Kontakt zur Außenwelt wurde stark reglementiert und eingeschränkt. Wenn Besuche 
                                                 
3 Zur Beschreibung der Vernehmungssituation und der damit verbundenen psychischen Reaktionen s. 
besonders Morawe, 2000. Für einen Überblick z. B. ebd.; Beleites, 2009; Sperk, 1998; Zahn, 2007.  
4 Folter umfasst Handlungen, die vorsätzlich körperliches oder geistig-seelisches Leid erzeugen und 
von Personen des öffentlichen Dienstes bzw. amtlicher Funktionen ausgeführt, veranlasst oder 
stillschweigend akzeptiert werden, um etwas zu erzwingen, zu bestrafen oder zu diskriminieren (s. 




genehmigt wurden, fanden Sie stets unter Aufsicht und mit der Auflage, dass über die Haft 
nicht gesprochen werden durfte, statt. Auch Gespräche mit dem eigenen Anwalt erfolgten in 
der Regel erst nach Abschluss der Ermittlungen (Müller, 1998; Welsch, 1998).  
Auf die Untersuchungshaft folgte die Gerichtsverhandlung. Nahezu alle politischen Verhand-
lungen geschahen in der DDR unter Ausschluss der Öffentlichkeit (Borbe, 2010). Eine Aus-
nahme waren die politischen Schauprozesse, die vor allem in den 50er Jahren stattfanden, 
zum Beispiel im Zusammenhang mit Kontakten zwischen westlichen Medien und DDR-
Bürgern/-innen (s. z. B. Engelmann, 2006). Immer wieder gab es Hinweise darauf, dass das 
Ergebnis der Verhandlung bereits vorher festgelegt wurde (Denis & Kuhn, 1996; Welsch, 
1998). Die Wahrscheinlichkeit, zu einer Freiheitsstrafe verurteilt zu werden, schwankte je 
nach Grund der Anklage und je nach Zeitraum.5 Politische Vergehen wurden als schwere 
oder schwerste Straftatbestände angesehen und dementsprechend geahndet.  
 
Strafvollzug 
Im Strafvollzug wurden politisch Inhaftierte bis auf wenige Ausnahmen zusammen mit nicht-
politisch Verurteilten untergebracht. Je nach Zeitraum waren zwischen 1/6 und 1/3 aller in 
den DDR-Gefängnissen Inhaftierten politisch Inhaftierte (Müller, 1998). Einige politisch In-
haftierte verbüßten ihre Haftstrafen in den Untersuchungshaftanstalten, zudem gab es mit 
der „Bautzen II“ genannten Sonderhaftanstalt und dem Arbeitslager „Lager X“ in Berlin-
Hohenschönhausen Strafvollzugsanstalten, die dem MfS unterstanden (Beleites, 2009; 
Fricke & Klewin, 2001).  
Strafvollzugsanstalten waren über das gesamte Gebiet der DDR verteilt. Die Bedingungen 
im Strafvollzug wurden im Vergleich zu den Haftbedingungen in der Untersuchungshaft als 
potenziell weniger schwerwiegend beschrieben (Freyberger, Frommer, Maercker & Steil, 
2003). Allerdings wurden die Inhaftierten auch dort mit stark belastenden Lebensumständen 
konfrontiert. Zum Beispiel wurde gerade das Leben mit kriminellen Straftätern und Straftäter-
innen von vielen „politischen“ als schwierig angesehen (s. dazu z. B. Müller, 2012; Schacht, 
2004). Einerseits konnte das Wissen um die von den Mitinhaftierten verübten Straftaten wie 
Mord belastend sein, andererseits der alltägliche Umgang mit ihnen. Zudem wurden die 
„Kriminellen“ scheinbar häufig bevorzugt behandelt oder hatten leitende Positionen innerhalb 
der Gruppe der Inhaftierten inne. Körperliche Gewalt gegen politisch Inhaftierte war keine 
Seltenheit. Sie wurde sowohl von Strafvollzugspersonal als auch von Mithäftlingen verübt 
(Müller, 1998; Plogstedt, 2010; Raschka, 2001).  
In der Zeit der sowjetischen Besatzung (1945-49) und den ersten Jahren der DDR waren die 
Haftbedingungen nicht nur psychisch, sondern auch körperlich extrem belastend. Die Lager 
                                                 
5 Bei Schröder & Wilke (1998) lässt sich je nach Grund der Verurteilung und Jahr der Anteil der 
verhängten Freiheitsstrafen ablesen. So schwankte z. B. die Zahl für Verurteilungen bei 




und Haftanstalten waren überfüllt, die hygienischen Zustände und die Ernährungssituation 
mangelhaft. Viele politisch Inhaftierte überlebten ihre Haft nicht (Müller, 1998).6  
Seit Mitte der 50er Jahre bestand im Strafvollzug der DDR allgemeine Arbeitspflicht. Die er-
zwungene Untätigkeit der Inhaftierten in der SBZ und den frühen Jahren der DDR wurde nun 
durch den Zwang zur Erfüllung einer Arbeitsnorm abgelöst (dazu z. B. Müller, 2012). Die Ent-
lohnung für die Arbeiten der Inhaftierten lag weit unter der, die außerhalb der Gefängnismau-
ern üblich war. Die Arbeitsbedingungen waren hart und entsprachen häufig nicht den Sicher-
heitsvorschriften. In vielen Haftanstalten wurde im Schichtsystem produziert. Zynischerweise 
waren einige der Waren, wie z. B. im Frauengefängnis Hoheneck von den Inhaftierten gefer-
tigte Bettwäsche, für den Export nach Westdeutschland bestimmt (s. z. B. Schacht, 2004; 
Worst, 2012). Vom verdienten Lohn konnten die Inhaftierten sich gefängnisintern Waren 
kaufen. Bei Nicht-Erfüllung der Norm wurde ihnen allerdings nicht nur der Lohn gekürzt, son-
dern sie konnten auch in den ihnen zustehenden Rechten wie der Erlaubnis von Besuchen, 
dem Erhalt von Päckchen oder dem Besuch von Gottesdiensten eingeschränkt werden 
(Müller, 1998).  
Laut den gesetzlichen Regelungen der DDR war es jedem/-r Inhaftierten im Strafvollzug 
erlaubt, „persönliche Verbindungen mit ihren Ehegatten, Kindern, Eltern, Geschwistern, 
Großeltern und Verlobten sowie anderen Personen“ aufrechtzuerhalten (§29 des Straf-
vollzugsgesetzes (StVG) der DDR, 1977, zit. nach Fricke, 1988, S. 139). Mögliche Formen 
des Kontakts waren das Schreiben und Empfangen von Briefen, sowie das Empfangen von 
Besuch und Paketsendungen. Häufigkeit und Dauer dieser Kontaktmöglichkeiten waren nicht 
im StVG festgelegt – vielmehr waren dort „im Interesse der Sicherheit“ oder bei Gefährdung 
des „Erreichen[s] des Erziehungsziels“ (ebd.) Einschränkung und Abbruch der Kontakte an-
gewiesen. Das bedeutete, dass es vom Ermessen des Anstaltspersonals – jedem/-r Inhaf-
tierten war ein „Erzieher“ zugeteilt – abhing, ob die Inhaftierten von ihrem Recht auf Briefe, 
Pakete und Besuche Gebrauch machen durften. Dementsprechend konnten sich die Mög-
lichkeiten der Kommunikation mit der Außenwelt je nach Haftanstalt und je nach zuständi-
gem Anstaltspersonal stark unterscheiden.  
 
Haftentlassung  
Ähnlich wie die Zahl der politischen Verurteilungen Schwankungen unterworfen war, wurde 
auch die Zahl der Haftentlassungen von verschiedenen Faktoren bestimmt. Es gab in Ab-
hängigkeit von Beschlüssen und politischen Veränderungen einige „Amnestien“, bei denen 
eine größere Anzahl politisch Inhaftierter entlassen wurde (Müller, 1998; Schröder & Wilke, 
1998). Seit den 60er Jahren waren auch Entlassungen in die Bundesrepublik möglich. Für 
politisch Inhaftierte bedeutete die Frage nach der Entlassung aus der Haft deshalb fast 
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immer auch die Frage danach, ob sie in die DDR oder nach Westdeutschland entlassen wur-
den. Schätzungsweise etwas mehr als die Hälfte aller politisch Inhaftierten wurde von der 
Bundesregierung „freigekauft“7 (Raschka, 2001). Wenn dies geschah, wurden sie meistens 
direkt aus dem Strafvollzug nach Westdeutschland transportiert.  
Sowohl die Entlassung nach Ost- wie nach Westdeutschland barg potenziell Schwierigkeiten 
für die ehemaligen politisch Inhaftierten (Trobisch-Lütge, 2006). In der DDR wurden sie nach 
der Haftentlassung in aller Regel weiter überwacht und drangsaliert (Raschka, 2001; Schrö-
der & Wilke, 1998). Häufig wurden ihnen Arbeitsstellen unter ihrer Qualifikation zugewiesen. 
Allerdings berichtete Plogstedt (2010), dass unabhängig vom Ort ihrer Freilassung fast die 
Hälfte der von ihr Befragten nicht in ihren alten Beruf zurückkehren konnten. Auch in West-
deutschland gab es demnach Schwierigkeiten, beruflich wieder Fuß zu fassen. Es ist anzu-
nehmen, dass die Betroffenen dort beispielsweise kaum auf soziale Netzwerke zurückgreifen 
konnten (vgl. Gehrmann, 1995).  
Zu konstatieren ist, dass ehemalige politisch Inhaftierte sowohl bei einer Entlassung in die 
DDR als auch nach Westdeutschland mit einer Reihe von Schwierigkeiten konfrontiert sein 
konnten. Sowohl lebenspraktischen Fragen, wie Beruf, Wohnsituation und soziale Beziehun-
gen wie auch den damit einhergehenden emotionalen Prozessen musste begegnet werden. 
Die belastenden Haftbedingungen hatten zudem für viele Betroffene negative Auswirkungen 
auf ihre psychische und körperliche Gesundheit, die über die Haftentlassung hinaus wirkten. 
Welcher Art diese Auswirkungen sein konnten wird im nächsten Abschnitt auf Basis empiri-
scher Befunde und theoretischer Modelle erläutert.  
 
3.2 Folgen politischer Inhaftierung in der DDR für die Betroffenen 
 
Freyberger und Kollegen/-innen schätzten in ihrem Experten/-innengutachten zu gesundheit-
lichen Folgen politischer Haft in der DDR (2003), dass mindestens 300.000 Personen als 
Folge politischer Repressionen der DDR unter latenten oder manifesten psychischen Beein-
trächtigungen litten bzw. leiden. Diese Zahl bezogen sie auf jegliche Form politischer Re-
pressionen, also strafrechtliche wie auch nichtstrafrechtliche Maßnahmen.  
Vorliegende Forschungsergebnisse zu Auswirkungen politischer Inhaftierung in der SBZ / 
DDR stimmen überein, dass die Haft für viele der ehemaligen Inhaftierten eine Beeinträch-
tigung ihrer psychischen und körperlichen Gesundheit nach sich zog (s. z. B. Freyberger et 
al., 2003; Maercker, Gäbler & Schützwohl, 2012; Maercker & Schützwohl, 1997; Weißflog, 
Böhm, Klinitzke & Brähler, 2010; Weißflog, Daig, Klinitzke & Brähler, 2012). Auch zu den 
Auswirkungen nichtstrafrechtlicher Repressionsmaßnahmen liegen Ergebnisse vor, die 
                                                 





erhöhte Raten psychischer Belastung bei den Betroffenen belegen (Klinitzke, 2010; Priebe et 
al., 1994; Spitzer, Plock et al., 2007; Spitzer, Ulrich et al., 2007). Zu kumulativen Auswirkun-
gen, also dem Zusammenwirken von politischer Haft und nichtstrafrechtlichen Repressionen, 
liegen bisher keine Befunde vor.  
Das Erleben einer politischen Haft in SBZ oder DDR war für die Betroffenen in unterschied-
lichem Maße belastend. Es war nicht in allen Fällen traumatisch, barg jedoch stets das Po-
tenzial, traumatisierend zu wirken. Deshalb werden nachfolgend die Konzepte des potenziell 
traumatischen Erlebnisses, der Traumatisierung und der Auswirkungen von Traumatisierun-
gen dargestellt. Anschließend erfolgt eine Zusammenfassung vorliegender Befunde zu psy-
chischen und körperlichen Auswirkungen politischer Haft in der DDR auf die Betroffenen. 
 
3.2.1 Traumatisierungen und Traumafolgestörungen – Definition und Modelle 
 
Ein traumatisches Ereignis ist als Ereignis definiert, dass von „außergewöhnlicher Bedro-
hung mit katastrophalem Ausmaß“ ist und das „nahezu bei jedem tiefgreifende Verzweiflung 
hervorrufen würde“ (ICD-10; Weltgesundheitsorganisation, S. 169, deutsche Ausgabe von 
Dilling, Mombour & Schmidt, 2011). Das DSM-IV-TR benennt, in einer etwas strikteren 
Definition als das ICD-10, „potenzielle oder reale Todesdrohung, ernsthafte Verletzung oder 
Bedrohung der körperlichen Unversehrtheit bei sich oder bei anderen“ als Eigenschaften 
eines traumatischen Erlebnisses (DSM-IV-TR, APA, S. 491; deutsche Ausgabe von Saß, 
Wittchen, Zaudig & Houben, 2003).  
Obwohl mit diesen Definitionen der Versuch unternommen wurde, traumatische Ereignisse 
allgemein gültig zu beschreiben, kann ein Ereignis nicht ohne die Reaktion der betroffenen 
Person als „traumatisch“ oder als „Trauma“ klassifiziert werden. Vielmehr haben Ereignisse 
ein traumatisierendes Potenzial, das in der Wahrnehmung und Bewältigung einer Person in 
Abhängigkeit von prä-, peri- und posttraumatischen Faktoren zu negativen Auswirkungen 
führen kann (z. B. Hausmann, 2006). Es ist deshalb sinnvoll, solche Ereignisse als potenziell 
traumatische Ereignisse (PTEs) zu bezeichnen.  
Traumatische Ereignisse lassen sich nach ihrer Ursache und ihrer Dauer klassifizieren. Von 
„Typ-I-Traumatisierungen“ spricht man bei einzeln auftretenden Ereignissen von kurzer Dau-
er, von „Typ-II-Traumatisierungen“ bei mehrmaligen oder andauernden traumatisierenden 
Zuständen (Terr, 1991). Weiterhin können PTEs nach ihrem Ursprung klassifiziert werden 
(Tabelle 1). Von Menschen zugefügte PTEs sowie Erfahrungen, die über einen längeren 
Zeitraum hinweg auftreten, sind mit schwerwiegenderen gesundheitlichen Folgen für die Be-
troffenen assoziiert (s. z. B. Brewin, Andrews & Valentine, 2003; Darves-Bornoz et al., 2008; 




teres zu – die Betroffenen waren mit menschengemachten Umständen und Erfahrungen 
konfrontiert, die über längere Zeiträume andauerten.  
 
Tabelle 1: Schematische Einteilung traumatischer Erlebnisse (nach Maercker, 2009, S. 15) 
 
Typ I - Traumata 
(einmalig / kurzfristig) 
Typ II - Traumata 










Sexuelle Übergriffe,  
körperliche Gewalt,  
ziviles Gewalterleben, … 
Sexueller Missbrauch,  
Kriegserleben,  
Folter, politische Haft, … 
 
Nach PTEs können bei den Betroffenen verschiedene Belastungssymptome und -störungen 
auftreten. In erster Linie werden als „Traumafolgestörungen“ die posttraumatische Belas-
tungsstörung (PTBS), die akute Belastungsstörung sowie die Entwicklungs- und somato-
forme Traumafolgestörung angesehen (Maercker, 2009; Tagay, Repic & Senf, 2013). Die am 
häufigsten in Zusammenhang mit traumatischen Erlebnissen untersuchte psychische Stö-
rung ist die PTBS. Sie wird in den anerkannten Klassifikationssystemen durch das Auftreten 
von Symptomen des Wiedererlebens der traumatischen Bedrohung, der Vermeidung trau-
maspezifischer Reize sowie der Übererregung gekennzeichnet. Je nachdem, welches Klas-
sifikationssystem verwendet wird, unterscheiden sich die Kriterien zur Erstellung einer PTBS-
Diagnose (s. Freyberger & Stieglitz, 2011; López-Ibor, 2002). In der vorliegenden Arbeit 
werden die Kriterien des DSM-IV-TR zur Diagnose der PTBS herangezogen. Sie sind in 












A 1: Ereignis: schwere körperliche Verletzung, tatsächlicher oder 
möglicher Tod oder Bedrohung der körperlichen Unversehrtheit der 
eigenen oder anderer Personen 
A 2: subjektive Reaktion: intensive Furcht, Hilflosigkeit, Entsetzen 
B, C, D  
(Symptomkriterien) 
B: Intrusionen (mindestens ein Symptom der Intrusionen) 
C: Vermeidung / emotionale Taubheit (mindestens drei Symptome 
der Vermeidung / emotionalen Taubheit) 
D: Übererregung (mindestens zwei Symptome der Übererregung) 
E 
(Zeitkriterium) 




Die Symptome verursachen klinisch bedeutsame Belastung / 
Beeinträchtigung in wichtigen Funktionsbereichen (z. B. Familie, 
Soziale Kontakte, Beruf, Sexualität).  
 
Die Diagnose einer „partiellen PTBS“ ist hingegen nicht einheitlich definiert, wird jedoch häu-
fig in wissenschaftlichen Studien erhoben. Blanchard und Kollegen/-innen (1995) bezeichne-
ten das Vorliegen des A-, B-, E- und F-Kriteriums sowie C- oder D-Kriteriums (s. Tabelle 2) 
als subsyndromale PTBS. In der Untersuchung von Schützwohl und Maercker (1999) erwies 
sich diese Form der Diagnosestellung als adäquate Möglichkeit, eine von einer Kontrollgrup-
pe durch signifikant höhere psychische Belastung verschiedene Gruppe zu identifizieren. Sie 
wurde deshalb von den Autoren unter der Bezeichnung partielle PTBS empfohlen.  
Eine weitere Form der partiellen PTBS ist die beispielsweise von Hauffa und Kollegen/-innen 
(2011) verwendete Diagnosestellung unter Vernachlässigung des A-Kriteriums („PTBS 2“, 
S. 935). So werden Fälle identifiziert, die die Kriterien B bis F der PTBS erfüllen, obwohl sie 
kein traumatisches Erlebnis oder ein nicht als traumatisch klassifiziertes Erlebnis angegeben 
haben (für eine Diskussion s. z. B. Roberts, Dohrenwend et al., 2012). Analog zur oben be-
schriebenen partiellen PTBS kann zusätzlich die partielle PTBS 2 (PPTBS 2) erhoben wer-
den.  
 
Es existieren verschiedene Modelle zur Erklärung des Auftretens von Traumafolgestörungen 
(zur Übersicht z. B. Brewin & Holmes, 2003; Maercker, 2009, S. 33-50; Seidler, Freyberger & 
Maercker, 2011). Psychoanalytischen Ansätzen zu Folge übersteigt die traumatische Erfah-




tigt“ und das Trauma bleibe unintegriert in seine seelischen Struktur (z. B. Bohleber, 2011). 
Das Beziehungsgeschehen während und nach dem traumatischen Erlebnis wurde in 
psychoanalytischen Theorien vielfach in den Mittelpunkt gerückt (Butollo, Krüsmann & Hagl, 
2002; Ferenczi, 1933; Hirsch, 2004). Aus dem traumatischen Ereignis als totalem Verlust 
von zwischenmenschlicher Sicherheit und Vertrauen resultiere ein verändertes Selbst, unter 
anderem die Verinnerlichung (Introjektion) einer Täterrepräsentation, die destruktiv 
weiterwirke.  
Gedächtnismodelle teilen die Annahme, dass ein traumatisches Ereignis das Gedächtnis in 
Strukturen und Inhalten verändere (s. z. B. Foa & Kozack, 1986; Maercker, 2009). Traumati-
sche Erfahrungen seien demnach anders abgespeichert und verknüpft als nicht-traumatische 
Erfahrungen. Es bildeten sich besondere Verknüpfungen („Furchtstrukturen“), zwischen 
emotionaler und körperlicher Angstreaktion und Auslösereizen, die zum Teil nur entfernt mit 
dem ursprünglichen traumatischen Erlebnis zusammenhingen – zum Beispiel Angst und 
„Auto“ nach einer Tankstellenexplosion. Die Entstehung von Furchtstrukturen erkläre unter 
anderem die Spezifität von sich aufdrängenden Erinnerungen (Intrusionen) der PTBS. Bei 
einer PTBS treten einerseits intrusive und intensive Erinnerungen auf, andererseits fehlen 
häufig Erinnerungen an das traumatische Ereignis oder Aspekte des Ereignisses (s. z. B. 
Reynolds & Brewin, 1998; van der Kolk & Fisler, 1995).  
Theorien, die auf die Veränderung kognitiver Schemata bei der PTBS fokussieren, beschrei-
ben, dass Traumatisierungen Annahmen über das Selbst und andere nachhaltig zum nega-
tiven verändern können – zum Beispiel die Annahme, dass die Welt verständlich und kontrol-
lierbar ist, dass positive Beziehungen zu anderen Menschen aufgebaut oder aufrechterhalten 
werden können oder dass die eigene Person unschuldig am zugestoßenen Unglück ist (s. 
z. B. Ehlers & Clark, 2000; Janoff-Bulman, 1989; McCann, Sakheim & Abrahamson, 1985; 
Resick & Schnicke, 1992; 1993).  
Neurobiologische und endokrinologische Aspekte der PTBS sowie genetische Faktoren wur-
den vor allem als Risikofaktoren für die Entwicklung der PTBS untersucht, zum Teil standen 
jedoch auch Veränderungen in diesen Bereichen als Folge von Traumatisierungen im Fokus 
(s. z. B. Afifi, Asmundson, Taylor & Jang, 2010; Koenen, 2007; Koenen, Nugent & Anstadter, 
2008; Sherin & Nemeroff, 2011; Yehuda et al., 2010).  
Maercker und Horn entwickelten das „soziale Fazilitationsmodell der PTBS“ als Ergänzung 
zu früheren Modellen (Maercker, 2009; S. 45; Maercker & Horn, 2013). Dieses Modell ist für 
die vorliegende Arbeit vor allem deshalb von Bedeutung, weil es die Reaktionen anderer 
Personen auf der Mikro- und Makroebene sowie die individuelle Wahrnehmung sozialer Pro-
zesse bei den Betroffenen in den Prozess der Entstehung und Aufrechterhaltung von PTBS-
Symptomen einbezieht. In Bezug auf andere Personen werden vor allem die Faktoren 




traumatischen Erfahrungen („disclosure“) sowie das subjektive Ausschlussempfinden (auf 
Seiten der Betroffenen) hervorgehoben. Das Offenlegen der traumatischen Erfahrungen 
wirke positiv, also symptomvermindernd bzw. gegen eine Aufrechterhaltung der PTBS. 
Hohes wahrgenommenes Ausgeschlossen-Sein und Empathiemüdigkeit wirkten hingegen 
symptomverstärkend bzw. für eine Aufrechterhaltung der PTBS-Symptomatik. Auf der Ebene 
der „Welt“ oder der Gesellschaft betonte Maercker die Bedeutsamkeit der „Anerkennung als 
Traumaopfer“, des „Ungerechtigkeitsempfindens“ und der „Wert(um)orientierungen“ (2009; 
S. 45). Hier gelte, dass eine (positive) Anerkennung als Opfer und ein gesellschaftlicher 
Umgang mit widerfahrener Ungerechtigkeit im Sinne der Opfer von den Betroffenen positiv 
wahrgenommen würden und tendenziell positiv wirkten.  
Auch in Bezug auf ehemalige politisch Inhaftierte und in Bezug auf Personen, die nicht-
strafrechtlichen Repressionsmaßnahmen ausgesetzt waren, liegen Befunde vor, die die 
Bedeutsamkeit sozialer Prozesse für den Verlauf der PTBS belegen und das soziale 
Fazilitationsmodell stützen (s. z. B. Maercker, 1998; Maercker & Müller, 2004; Klinitzke, 
2010, s. 3.2.4).  
 
Wie oben beschrieben, können in Folge traumatisierender Erlebnisse auch verschiedene 
andere psychische Erkrankungen wie Angst- und Panikstörungen, Depressionen, Substanz-
missbrauch und -abhängigkeit, Essstörungen und somatoforme Störungen auftreten 
(Breslau, 2002; Hausmann, 2006; Freyberger et al., 2003; Steel et al, 2009; Tagay, Repic & 
Senf, 2011). Besonders in Hinblick auf langandauernde, extreme Traumatisierungen wurden 
als Traumafolgestörungen außerdem die „komplexe PTBS“ (Herman, 1992; s. auch Resick 
et al., 2012 für einen Überblick) und andauernde Persönlichkeitsveränderungen diskutiert 
(Kunzke & Güls, 2003; Tagay, Repic & Senf, 2011). 
Auch körperliche Beschwerden und Erkrankungen stehen in Zusammenhang mit Traumati-
sierungen. So wurden sowohl in Bezug auf erlebte Traumatisierungen wie auch in Bezug auf 
die PTBS erhöhte Raten körperlicher Beschwerden festgestellt (s. z. B. Boscarino, 2004; 
2008; Glaesmer, Brähler, Gündel & Riedel-Heller, 2011; Spitzer et al., 2009).  
Häufig treten verschiedene psychische Erkrankungen nach einer Traumatisierung komorbid 
auf. So geht auch die PTBS oft mit anderen psychischen Störungen und körperlichen Be-
schwerden einher (Brady, Killeen, Brewerton & Lucerini, 2000; Breslau, 2002; Kessler, 
Sonnega, Bromet, Hughes & Nelson, 1995; Spitzer et al., 2009, s. 3.2.2).  
 
Fazit Trauma und Traumafolgestörungen 
PTEs können zu verschiedenen psychischen Störungen bei den Betroffenen führen. In erster 




liche Folge traumatischer Erfahrungen und geht häufig mit anderen Erkrankungen und Ein-
schränkungen psychischer und physischer Natur bei den Betroffenen einher. 
Modelle, die die Auswirkungen traumatischer Erlebnisse erklären, verdeutlichen die Komple-
xität der Entstehung und des Verlaufs von Traumafolgestörungen und deuten darauf hin, 
dass betroffene Personen in verschiedenen Funktionsbereichen, wie zum Beispiel Gedächt-
nis und soziale Interaktion, beeinträchtigt sein können.  
Soziale Faktoren wurden in verschiedenen theoretischen und empirischen Arbeiten berück-
sichtigt und erwiesen sich als bedeutsam für die Entwicklung einer PTBS in dem Sinne, dass 
positive soziale Beziehungen einer Entstehung und Aufrechterhaltung der Symptome entge-
genwirken können (s. a. 3.2.3).  
 
3.2.2 Traumatisierungen und Traumafolgestörungen – Prävalenzraten  
 
Es muss zwischen der Prävalenz des Erlebens von PTEs einerseits und dem Auftreten 
psychischer Belastung nach solchen Erlebnissen andererseits unterschieden werden. Mit 
verschiedenen Arten von PTEs sind verschiedene Prävalenzraten psychischer Erkrankungen 
assoziiert – während zum Beispiel in einer US-amerikanischen repräsentativen Befragung 
das Erleben von Vergewaltigungen von Männern mit einer Häufigkeit von weniger als einem 
Prozent vergleichsweise selten berichtet wurde, war die Wahrscheinlichkeit, danach eine 
PTBS zu entwickeln, mit 65% wesentlich höher als nach dem Erleben von Kampfeinsätzen 
(38,8%), die häufiger erlebt wurden (6,4%) (Kessler et al. 1995).  
Die Häufigkeit von PTEs ist je nach Erlebnis sehr unterschiedlich. In einer repräsentativen 
Stichprobe aus der deutschen Allgemeinbevölkerung (14-93 Jahre alt) ergaben sich die 
höchsten Prävalenzraten für die „Zeugenschaft“, also das Miterleben eines PTEs, das einer 
anderen Person zustößt, gefolgt von Kriegshandlungen (Maercker, Forstmeier, Wagner, 
Glaesmer & Brähler, 2008). Vergewaltigungen wurden hier am seltensten berichtet. Insge-
samt hatten 28,0% der Frauen und 20,9% der Männer zum Zeitpunkt der Befragung mindes-
tens ein PTE erlebt. Auch hier waren vor allem Vergewaltigung und Kindesmissbrauch mit 
dem Auftreten einer PTBS assoziiert, gefolgt von lebensbedrohlichen Erkrankungen.  
Eine andere repräsentative Untersuchung aus Deutschland mit einem engeren Altersbereich 
der Teilnehmer/-innen (32-81 Jahre alt) berichtete für 41,0% der Gesamtstichprobe mindes-
tens ein PTE (Lukaschek et al., 2013). In dieser Studie wurden Inhaftierung und Folter als 
einzelne Kategorien erhoben und von 0,9% der Männer und 0,1% der Frauen (Inhaftierung) 
sowie 0,5% der Männer und 0,1% der Frauen (Folter) angegeben (S. 528). Beide Erlebnisse 
waren substantiell mit dem Auftreten einer PTBS assoziiert.  
Für die allgemeine Prävalenz der PTBS liegen abweichende Befunde vor. Für Deutschland 




Schumann, Rumpf, John & Meyer, 2006), während Spitzer und Kollegen/-innen (2009) eine 
Prävalenz von 2,0% berichteten. Maercker und Kollegen/-innen (2008) fanden in ihrer reprä-
sentativen Befragung der deutschen Bevölkerung eine Ein-Monats-Prävalenz von 2,3% für 
das Vollbild der PTBS und einen etwas höheren Wert (2,7%) für partielle PTBS-Syndrome.  
Frauen wiesen zum Teil höhere Raten der PTBS auf (Darves-Bornoz et al., 2008; de Vries & 
Olff, 2009; Kessler et al., 1995), zum Teil ergaben sich keine Geschlechtsunterschiede (z. B. 
Maercker et al., 2008). In erster Linie wurde das für Frauen höhere Risiko, besonders schäd-
liche PTEs (v.a. sexuelle Gewalt) zu erleben, als Ursache für die zum Teil höheren PTBS-
Raten bei Frauen diskutiert, doch scheinen auch andere Faktoren relevant (Hapke et al., 
2006; Pratchett, Pelcovitz & Yehuda, 2010).  
Auch der partnerschaftliche Status bzw. Familienstand zeigte sich mit der PTBS verbunden. 
Personen, die sich zur Zeit der Befragung in einer Partnerschaft bzw. Ehe befanden, wiesen 
geringere PTBS-Raten auf (de Vries & Olff, 2009; Kessler et al., 1995).  
 
Es gibt Hinweise darauf, dass die PTBS für viele Betroffene eine chronische psychische Er-
krankung ist. Hapke und Kollegen/-innen (2006) gaben als mittlere Dauer einer PTBS auf 
Basis ihrer Repräsentativbefragung 12 Jahre an. Kessler und Kollegen/-innen (1995) berich-
teten, dass etwas mehr als ein Drittel der von ihnen befragten Personen nach Auftreten einer 
PTBS über viele Jahre keine Besserung erfuhren – auch dann nicht, wenn sie sich in Be-
handlung begeben hatten. Eine Übersichtsarbeit von Santiago und Kollegen/-innen (2013) 
deutet darauf hin, dass nach intentional zugefügten Traumatisierungen höhere Prävalenzen 
der PTBS bestehen bleiben als nach nicht-intentionalen.  
 
Als komorbid auftretende Störungen der PTBS wurden vor allem Depressionen, Angststö-
rungen und Substanzmissbrauch berichtet (Brady et al., 2000; Breslau, 2002; Kessler et al., 
1995; Spitzer et al., 2009). Personen, die zu irgendeinem Zeitpunkt ihres Lebens an einer 
PTBS erkrankten, wiesen zu 88,3% (Männer) bzw. 79,0% (Frauen) auch eine andere psy-
chische Erkrankungen über den Lebensverlauf auf (Kessler et al., 1995).  
Für eine Gruppe von Personen, die im kommunistischen Rumänien politisch inhaftiert ge-
wesen waren, berichteten Bichescu und Kollegen/-innen (2005) erhöhte Raten von PTBS, 
Depressionen, dissoziativen und Somatisierungsstörungen sowie Substanzmissbrauch. Die 
ehemaligen Inhaftierten wiesen in Bezug auf alle hier genannten psychischen Störungsbe-
reiche signifikant höhere Symptomausprägungen auf als die Kontrollgruppe.  
In Personengruppen, die gefoltert wurden, ließen sich Prävalenzraten zwischen 15% und 
85% für die PTBS feststellen (Başoğlu et al., 2001 nach Liedl und Knaevelsrud, 2011; 
S. 522). Dabei führen sowohl physische als auch psychische Foltermethoden zu erhöhter 




& El Sarraj, 2010). Auf Basis einer deutschen Repräsentativbefragung wurde in Abhängigkeit 
von Foltererfahrungen in der Gruppe der Männer eine Odds Ratio von 10,1 für die Entwick-
lung einer PTBS berechnet (Lukaschek et al., 2013; S. 529). Steel und Kollegen/-innen 
(2009) konnten in einer großen Meta-Analyse trotz großer Unterschiede der Prävalenzraten 
in verschiedenen Studien einen substantiellen Teil der PTBS auf das Erleben von Folter zu-
rückführen. Depressionen waren ebenfalls deutlich mit Folter assoziiert. Personen, die Folter 
erlebt hatten, wiesen signifikant häufiger PTBS und Depressionen auf als Vergleichsgrup-
pen. Zudem zeigte sich für beide Störungen ein Zusammenhang mit weiteren PTEs, die 
Personen in politischen Krisengebieten und im Zusammenhang mit Flucht und Vertreibung 
berichteten.8 Folter ist also über verschiedene Kulturen hinweg ein bedeutsamer Risikofaktor 
für das Auftreten von PTBS und Depressionen. 
 
3.2.3 Risiko- und Schutzfaktoren für das Auftreten von Traumafolgestörungen  
 
Um zu verstehen, warum PTEs in manchen Fällen zu psychischen Störungen führen, müs-
sen Ressourcen und Risikofaktoren auf Ebene der Person, des Ereignisses und des Umfel-
des der betroffenen Person betrachtet werden. Prätraumatisch haben sich u.a. frühere Trau-
matisierungen und bestehende Angst- und somatoforme Störungen (Becker-Nehring, 
Witschen & Bengel, 2012; Brewin et al, 2000; Hapke et al., 2006; Ozer, Best, Lipsey & 
Weiss, 2003), sowie belastende Lebensumstände oder -veränderungen als negative Ein-
flussfaktoren gezeigt (Resick, 2003). Eine Vorbereitung auf PTEs im Sinne von Annahmen 
über drohende Erfahrungen konnte für politische Aktivisten/-innen in der Türkei als Schutz-
faktor belegt werden (Başoğlu et al., 1996; 1997). Die Autoren/-innen interpretierten ihren 
Befund, dass Personen, die den Staat bereits vor der erlebten Folter als ungerecht und ge-
fährlich wahrnahmen, weniger häufig eine PTBS entwickelten als die, die unerwartet Folter 
erleben mussten, im Sinne einer Art der Immunisierung. Die Gefühle von Ohnmacht, Kon-
trollverlust und Ausgeliefertsein während der traumatischen Erfahrung führen hingegen eher 
zu negativen psychischen Folgen (Becker-Nehring et al., 2012; Dekel, Mandl & Solomon, 
2011; Maier & Schnyder, 2007; Ozer et al., 2003). Auch für ehemals in der DDR politisch 
Inhaftierte konnten Ehlers, Maercker und Boos (2000) einen Zusammenhang zwischen den 
retrospektiv berichteten Gefühlen während der Haftzeit und dem Auftreten einer PTBS 
nachweisen. Die Gruppe derer, die zum Zeitpunkt der Untersuchung an einer PTBS litt, 
erinnerte signifikant mehr Gefühle von Entfremdung und Selbstaufgabe („mental defeat“, 
S. 45).  
                                                 
8 Die Meta-Analyse von Steel et al. (2009) war auf Populationen beschränkt, die potenziell trauma-




Sind die Betroffenen nach einem PTE weiteren Stressoren ausgesetzt, erhöht sich die Wahr-
scheinlichkeit, an einer PTBS zu erkranken (s. z. B. Brewin et al., 2000; Keilson, 1979; Steel 
et al., 2009). Das Ausbleiben zusätzlicher Stressoren, also eine geschützte, sichere Umge-
bung wirkt somit protektiv für die Betroffenen. Nahestehende Personen sind eine wichtige 
Quelle von Stabilität und Sicherheit (Korittko & Pleyer, 2010). Für die Bewältigung trauma-
tischer Erlebnisse ist einer der bedeutendsten gesundheitsfördernden Faktoren positive 
soziale Unterstützung (Becker-Nehring et al., 2012; Brewin et al., 2000; s. 3.2.1). Der Zu-
sammenhang zwischen psychischer Belastung und sozialer Unterstützung, also geringere 
psychische Belastung bei höherer sozialer Unterstützung bzw. höhere psychische Belastung 
bei geringer oder negativer sozialer Unterstützung, wurde verschiedentlich belegt (s. z. B. 
Hoge, Austin & Pollack, 2006; Klinitzke, 2010; Wright, Kelsall, Sim, Clarke & Creamer, 2013).  
Auch der gesellschaftliche Umgang mit den traumatisierten Personen, die gesellschaftliche 
Auffassung der Ereignisse, die traumatisierend wirkten und nicht zuletzt die Herstellung von 
Gerechtigkeit haben Auswirkungen auf den Gesundungs- bzw. Erkrankungsprozess (Birck, 
2004; Danieli, 2009; Gurris & Wenk-Ansohn, 2009). Die soziale Anerkennung der Opfer auf 
gesellschaftlicher Ebene hat einen positiven Einfluss (Forstmeier, Kuwert, Spitzer, Freyber-
ger & Maercker, 2009; Maercker & Müller, 2004; Müller, Orth, Wang & Maercker, 2009).  
In Hinblick auf die in der DDR politisch Verfolgten wurde der gesellschaftliche Umgang mit 
den Fragen nach Tätern, Opfern und Gerechtigkeit vielfach als ungenügend und zusätzlich 
belastend für die Betroffenen beschrieben (Beer & Weißflog, 2011; Freyberger et al, 2003; 
Freyberger & Kuwert, 2013; Peters, 1991; Trobisch-Lütge, 2004; 2006).  
 
3.2.4 Ergebnisse zu psychischen und körperlichen Auswirkungen politischer 
Haft in SBZ und DDR 
 
Bereits vor der Wiedervereinigung wurden die psychischen Auswirkungen politischer Haft in 
der DDR thematisiert, allerdings vorrangig in westdeutschen Fachkreisen (Freyberger et al., 
2003). Peters schrieb 1991 auf Basis klinischer Erfahrungen vom „Stasi-Verfolgten-Syndrom“ 
(S. 251). Durch Berichte und Publikationen war auch vor 1989 ersichtlich gewesen, dass die 
DDR mit den Haftbedingungen für politisch Inhaftierte gegen Menschenrechte verstieß 
(Amnesty International, 1989; Fricke, 1988).  
 
Politische Haft als potenziell traumatische Erfahrung 
Die meisten politisch inhaftierten Personen in der DDR waren potenziell traumatischen Haft-
erfahrungen ausgesetzt.9 Sie erlebten vorrangig psychische Folter, aber auch körperliche 
                                                 
9 Das A1-Kriterium (s. Tabelle 2) muss also grundsätzlich als gegeben angesehen werden, wobei die 




Folter und Übergriffe (s. 3.1). Nach potenziell traumatischen Hafterfahrungen befragt, berich-
teten ehemalige Inhaftierte Einzelhaft, Misshandlungen, Bedrohungen und die Verweigerung 
von Hilfe, seltener auch Todesandrohungen, Scheinhinrichtungen, Vergewaltigungen sowie 
das Erleben von Folter und Tod von Mitinhaftierten (Beer & Weißflog, 2011; Maercker & 
Schützwohl, 1997; Müller, 1998; Plogstedt, 2010). Vor allem das Gefühl der Hilflosigkeit und 
die Isolation wurden in der Befragung ehemaliger politisch Inhaftierter von Priebe, Rudolf, 
Bauer und Häring (1993) als belastend wahrgenommen. Besondere Bedeutung hatte auch 
die Ungewissheit in Bezug auf das eigene Schicksal und das der Familien (Bauer & Priebe, 
1996; Hölter, 2003). Befürchtungen der Inhaftierten während ihrer Haftzeit bezogen sich häu-
fig auf das Wohlergehen ihrer Familienmitglieder und auf die Zeit nach der Haftentlassung 
(Denis et al., 1997; Priebe et al., 1993).   
Inzwischen liegt eine Reihe von Studien vor, die die negativen Auswirkungen politischer Haft 
in der DDR auf die Betroffenen belegen. Es kann zwischen psychischen und physischen Fol-
gen unterschieden werden. Die meisten Studien erhoben Symptome psychischer Belastung 
bei ehemaligen politisch Inhaftierten. Auch die Inhaftierten selbst brachten die Haftzeit 
scheinbar vor allem mit psychischen, in geringerem Maße aber auch mit physischen Auswir-
kungen in Verbindung (s. Beer & Weißflog, 2011; Müller, 1998).  
 
Psychische Auswirkungen  
Ehemalige politisch Inhaftierte wurden in einer Reihe verschiedener Studien nach einer 
großen Bandbreite psychischer Belastungssymptome und Störungen befragt. Im Vergleich 
zu Repräsentativstichproben bzw. einer Kontrollgruppe wurden signifikant höhere Raten von 
Ängsten und Phobien, Depressivität, somatoformen Störungen sowie Substanzmissbrauch 
berichtet (Maercker & Schützwohl, 1997; Weißflog et al., 2010). Pross (1995) wies - wie auch 
andere (z. B. Morawe, 2000; Peters, 1991) - darauf hin, dass Verfolgungsangst und das Ge-
fühl einer doppelten Realität bei den Betroffenen angesichts der Techniken des MfS durch-
aus als „adäquate Reaktion auf eine reale Bedrohung“ (S. 309) angesehen werden könnten.  
Häufig wurde das Vorliegen einer PTBS bei ehemaligen Inhaftierten untersucht. Die Prä-
valenzen für eine zum Zeitpunkt der Befragung bestehende PTBS lagen zwischen 30% 
(Maercker & Schützwohl, 1997) und 50% (Weißflog, Klinitzke & Hinz, 2011).10 Das volle Stö-
rungsbild wie auch die einzelnen Symptomgruppen, Intrusionen, Vermeidung und Übererre-
gung, waren alle signifikant höher ausgeprägt als bei nicht-inhaftierten Vergleichspersonen. 
Die Arbeitsgruppe um Maercker berichtete 1997 eine Lebenszeitprävalenz von 60% für die 
PTBS bei den von ihnen befragten ehemaligen Inhaftierten und konnte über eine erneute Be-
fragung einer Teilstichprobe 2008 feststellen, dass zwischen 16,3% und 18,3% der Stichpro-
be einen chronischen Verlauf der PTBS aufwiesen, zwischen 30,2% und 36,0% zu keinem 
                                                 
10 Zum Vergleich: Maercker et al. (2008) berichteten eine Ein-Monats-Prävalenz der PTBS von 2,3% 




Zeitpunkt eine PTBS aufwiesen und die restlichen Befragten anderen Verlaufstypen mit ver-
zögerter Erkrankung, Remission oder wechselndem Verlauf zugeordnet werden konnten 
(Maercker, Gäbler & Schützwohl, 2013; Maercker & Schützwohl, 1997).   
Verschiedene Faktoren zeigten sich mit der psychischen Belastung assoziiert. Während die 
Ära, in der die Inhaftierung stattfand, nicht mit der PTBS zusammenhing (Maercker & 
Schützwohl, 1997; Weißflog et al., 2011), waren mehrfache Haftstrafen mit höherer Wahr-
scheinlichkeit für eine PTBS sowie geringerer berichteter Lebensqualität verbunden (Weiß-
flog et al., 2011). Maercker (1998) berichtete, dass geringe soziale Unterstützung, weibliches 
Geschlecht und niedriger Kohärenzsinn mit dem Vorliegen posttraumatischer Belastungs-
störungen in der von ihm untersuchten Gruppe ehemaliger Inhaftierter assoziiert waren. 
Ehemalige politisch Inhaftierte mit einer PTBS berichteten geringere soziale und emotionale 
Unterstützung sowie eine geringere innerfamiliäre und öffentliche Anerkennung ihrer Erfah-
rungen als ehemalige Inhaftierte ohne PTBS (Gäbler, Maercker & Schützwohl, 2010). Im 
Zusammenhang mit dem Vorliegen posttraumatischer Belastungssymptome zeigten sich bei 
ehemaligen Inhaftierten erhöhtes Erleben von Ärger und erhöhter Ärgerausdruck sowie 
spezifische Beeinträchtigungen der Kommunikation (Müller, Beauducel, Raschka & 
Maercker, 2000; Schützwohl & Maercker, 2000). Sowohl in Bezug auf Ärger als auch in Be-
zug auf Kommunikationsverhalten zeigten sich signifikante Zusammenhänge mit erlebter 
sozialer Unterstützung und der PTBS. Hohe soziale Unterstützung schien das Ärgererleben 
zu mindern. Hohes Ärgererleben war mit höherer Ausprägung der PTBS verknüpft (Schütz-
wohl & Maercker, 2000). Höhere Werte sozialer Unterstützung standen mit geringerer emo-
tionaler Reaktion beim Erzählen von traumatischen Erfahrungen sowie geringerem berich-
teten Misserfolg und Schweigen bei Kommunikationsversuchen bezüglich des Traumas in 
Zusammenhang. Die Schwere der PTBS war jedoch sowohl mit dem Schweigen über das 
Trauma wie auch mit dem aktiven Sprechen darüber und der Intensität der emotionalen und 
körperlichen Reaktion beim Sprechen positiv korreliert (Müller et al., 2000). Das bedeutet, 
dass höhere Symptomausprägung der PTBS sowohl mit vermehrtem Schweigen wie auch 
vermehrtem Sprechen über das traumatische Erlebnis einhergehen kann. Soziale Unterstüt-
zung scheint das Reden eher zu fördern – eine umgekehrte Wirkrichtung ist ebenso denkbar. 
Positiven Einfluss sozialer Unterstützung auf die Bewältigung ihrer Erfahrungen berichteten 
ehemalige Inhaftierte zum Teil auch selbst (Priebe et al., 1993).  
 
Neben dem Vollbild psychischer Störungen zeigten sich auch unspezifische Beschwerden 
und Symptome bei ehemaligen politisch Inhaftierten. Sie berichteten unter anderem Reiz-
barkeit, Grübelei, Schlafstörungen, Alpträume und Nervosität (Denis et al., 1997; Plogstedt, 




liger Inhaftierter im Vergleich zu einer Vergleichsstichprobe aus der Allgemeinbevölkerung 
konstatiert (Weißflog et al., 2011).  
 
Körperliche Auswirkungen  
Etwa 64% der Befragten, die zwischen 1945 und 1956 inhaftiert und zum Zeitpunkt der Be-
fragung von Müller (1998) noch nicht verstorben waren, berichteten „gesundheitliche Lang-
zeitschäden“. Hier wurden vor allem Schädigungen an Lunge und Herz berichtet. Am dritt-
häufigsten wurden psychische Erkrankungen als Folge der Haft genannt. Die dort befragten 
Inhaftierten der Honecker-Ära gaben zu 44,9% physische Schädigungen in Folge der Haft an 
(Müller, 1998; S. 128 ff.). Körperliche Schädigungen waren hier vor allem Herz-Kreislauf-Er-
krankungen, Schädigungen der „Wirbel“ sowie der Zähne. Auch bei Beer und Weißflog 
(2011) brachten die Befragten in erster Linie seelische Schädigungen mit der Haft in Verbin-
dung, jedoch auch Schädigungen der Zähne, Gelenke und der Wirbelsäule. Als aktuelle ge-
sundheitliche Beschwerden berichteten die Teilnehmenden in dieser Befragung vor allem 
psychische und Verhaltensstörungen, Krankheiten des Verdauungssystems, des Muskel-
Skelett-Systems sowie des Kreislaufsystems. Im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung wiesen 
ehemalige politisch Inhaftierte deutlich höhere Werte hinsichtlich körperlicher Beschwerden 
in den Dimensionen Erschöpfung, Gliederschmerzen sowie Magen- und Herzbeschwerden 
auf (Weißflog et al., 2012). 
 
Sozioökonomische Folgen / Risikofaktoren nach der Haftentlassung 
Die auf die politische Haft in der DDR folgenden Lebensumstände waren vielfach belastend 
im Sinne von Risikofaktoren für die psychische Gesundheit (Pross & Denis, 1996; s. 3.2.3). 
Bei einer Entlassung in die DDR drohten weitere politische Repressionen, eine Herabset-
zung des sozioökonomischen Status und Repressionen gegen Familienangehörige (Plog-
stedt, 2010; Raschka, 2001). Bei einer Ausreise nach Westdeutschland konnte ein Großteil 
der ehemaligen Inhaftierten nicht auf ein soziales Netzwerk zurückgreifen, war von in der 
DDR zurückgebliebenen Angehörigen auf ungewisse Zeit getrennt und mit einem anderen 
Gesellschafts- und Beschäftigungssystem konfrontiert (Bauer & Priebe, 1994). Unabhängig 
vom Ort der Entlassung waren intrapsychische und soziale Anpassungsprozesse notwendig. 
Fast 30% der von Plogstedt (2010) Befragten berichteten, dass sie sich nach der Haft „im 
normalen Leben“ nicht wieder zurechtgefunden hätten. Denis und Kollegen/-innen (1997) 
berichteten, dass die Befragten, die eine vergleichsweise bessere berufliche und soziale 
Integration nach der Haft berichteten, geringere Beschwerden zeigten.  
Das Sprechen über die Hafterfahrungen war sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland 
zum Teil nicht möglich, was eine gute Verarbeitung zusätzlich erschweren konnte (Horvay, 




Deutlich wurde in verschiedenen Studien, dass ehemalige politisch Inhaftierte zu großen 
Teilen bis heute finanziell schlechter gestellt sind als die Allgemeinbevölkerung (Plogstedt, 
2010; Weißflog et al., 2010). Es kann angenommen werden, dass dies häufig eine Folge der 
Haft und der nachfolgenden Repressionen ist. Die Betroffenen wurden vielfach beruflich be-
nachteiligt und / oder durch die Haft aus ihrem Berufsweg hinauskatapultiert. Zudem waren 
und sind einige durch die erlittenen Haftschäden nicht in der Lage, einer Erwerbstätigkeit 
nachzugehen, die sie unter anderen Umständen ohne Schwierigkeiten hätten bewältigen 
können (Arp, Fischer, Gebauer & van Laak, 2012; Beer & Weißflog, 2011). Das Ringen um 
ökonomische Sicherheit und soziale Integration durch Beteiligung am Erwerbsleben ist als 
Risikofaktor zu sehen und wirkt einer positiven Verarbeitung von gesundheitlichen Belastun-
gen entgegen (s. 3.2.3).  
Es bleibt also festzuhalten, dass eine politische Haft in der DDR auf individueller Ebene psy-
chische, physische und sozioökonomische Beeinträchtigungen mit sich bringen konnte. Stu-
dienergebnisse belegen, dass dies für viele ehemalige Inhaftierte der Fall war und dass ihre 
aus der Haft folgenden Beeinträchtigungen zum Teil bis heute andauern. Zudem wurde die 
protektive Wirkung positiver sozialer Beziehungen nachgewiesen. Andersherum ist jedoch 
nur wenig über die Auswirkungen der politischen Haft auf das unmittelbare soziale Umfeld 
der Inhaftierten bekannt. Doch was bedeutet und bedeutete die in der DDR erlebte politische 
Repression für die Angehörigen der Betroffenen?  
Die nächsten beiden Kapitel widmen sich den Auswirkungen politischer Inhaftierung in der 
DDR auf die Familien der Inhaftierten. Zum einen soll auf Basis empirischer Befunde aufge-
zeigt werden, welche direkten Risiken die politische Haft für Angehörige barg (3.3). Hier geht 
es einerseits um Aspekte der politischen Haft, die Angehörige betrafen, und andererseits um 
nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen, die gegen sie gerichtet sein konnten. Zudem 
wird die in Hinsicht auf die Möglichkeiten politischer Einflussnahme besondere Situation von 
Kindern und Jugendlichen in der DDR kurz beschrieben. 
Darauf folgend wird mittels theoretischer und empirischer Arbeiten der Versuch unternom-
men, mögliche Auswirkungen einer Traumatisierung auf das Zusammenleben in Familie und 
Partnerschaft und Auswirkungen auf die individuelle psychische Gesundheit der Familienmit-
glieder zu beschreiben (3.4).  
 
3.3 Familie und politische Inhaftierung in der DDR 
 
Eine politische Inhaftierung in der DDR war auch für die Familien der Inhaftierten eine po-
tenzielle Belastung auf verschiedenen Ebenen. Die folgenden Ausführungen zur Belastung 
durch die Haft beziehen sich in erster Linie auf Familien, die zur Zeit der politischen Haft 




noch nicht bestanden, Ziel nichtstrafrechtlicher Repressionsmaßnahmen werden konnten 
und Auswirkungen der Haft tragen mussten. Die Frage danach, inwieweit dies der Fall war, 
ist nicht zuletzt im Rahmen dieser Arbeit zu beantworten.  
 
3.3.1 Belastungen durch die Inhaftierung eines oder mehrerer 
Familienmitglieder  
 
Die unmittelbaren psychischen Auswirkungen der Inhaftierung von Familienmitgliedern wur-
den im Kontext von politischer Haft in der DDR bisher kaum untersucht. Politische Inhaftie-
rung wurde bisher vor allem aus der Perspektive der Inhaftierten beschrieben. Zum Teil ka-
men auch Angehörige zu Wort, die die Haftzeit aus ihrer Sicht schilderten (z. B. in Bautzen 
Komitee, 1997; Plogstedt, 2010, Trobisch-Lütge, 2011). Zu nennen sind hier des Weiteren 
das Projekt „Einschluss 3“ der Gedenkstätte Andreasstraße Erfurt und der Landesbehörde 
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR in Thüringen, bei dem 
Familien zu ihren Erlebnissen vor, während und nach der Haft befragt wurden, und der 
Dokumentarfilm „Jeder schweigt von etwas anderem“ von Marc Bauder und Dörte Franke 
(2006), in dem ehemals inhaftierte Eltern und ihre Kinder zu Wort kamen.  
Über diese Projekte und Berichte hinweg wurden verschiedene Aspekte deutlich: die Verhaf-
tung kam oft unerwartet, die Familie hatte finanzielle Schwierigkeiten durch die haftbedingte 
Abwesenheit eines Familienmitgliedes und es bestand nur geringer Kontakt zum inhaftierten 
Familienmitglied während der Haftzeit. Nach der Haft blieb das in der Haft Geschehene zum 
Teil unbesprochen, auch, weil es den Entlassenen verboten worden war, darüber zu 
sprechen.   
Gertraud Fineiß und Renate Szakliewicz (Bautzen-Komitee, 1997, S. 139 ff.) beschrieben die 
Rückkehr ihres 1955 aus der politischen Haft entlassenen Vaters so: „Aus uns Kindern wa-
ren inzwischen Erwachsene geworden, aus unserer Mutter eine Frau, die sich zu behaupten 
wusste und der es schwerfiel, sich wieder unterordnen zu müssen.“ (S. 143).  
 
Um die Frage danach, was es für eine Familie bedeuten konnte, wenn ein oder mehrere 
Familienmitglieder politisch inhaftiert wurden, weiter zu differenzieren, können wir auf Unter-
suchungen in anderen Populationen zurückgreifen. Untersuchungen in Familien von Solda-
ten und Soldatinnen haben gezeigt, dass eine Trennung der Familienmitglieder bzw. die 
Abwesenheit eines Familienmitglieds für die zurückbleibenden Angehörigen einen Stressor 
(s. 3.4.1) darstellt, der Veränderungen innerhalb der Familie nach sich zieht (s. z. B. Hunter, 
1983; McCubbin, Dahl, Lester, Benson & Robertson, 1976; McCubbin, 1979; McFarlane, 
2009). Das Gleichgewicht der Familie, wie zum Beispiel die Aufgabenverteilung oder die 




Unsicherheit über Verbleib und Wohlergehen der abwesenden Person(en) kann eine erheb-
liche psychische Belastung für die anderen darstellen.  
Nicht nur die Trennung der Familienmitglieder, sondern auch ihre Wiedervereinigung bei 
Rückkehr der abwesenden Person(en) wurden in der Literatur als Stressoren untersucht, die 
Anpassungsleistungen der Familie erfordern (s. z. B. Hill, 1949; Hunter, 1983; McCubbin et 
al., 1976). McCubbin (1979) bezeichnete die Trennung über einen längeren Zeitraum (in 
seiner Untersuchung im Mittel sechs Jahre) als schwerwiegendste familiäre Trennungserfah-
rung im Vergleich zu kürzeren Trennungen, unter anderem weil ein Familienmitglied aus der 
Familie herausgerissen würde („dismemberment“, S. 239), die Rückkehr des Familienmit-
glieds unvorhersehbar sei, und die Familie eine Struktur entwickle, die sowohl auf die Rück-
kehr des Familienmitglieds als auch den Fall seines Todes ausgerichtet sei.  
 
Studien zu Auswirkungen von nicht-politischer Inhaftierung auf Angehörige verdeutlichen 
ähnliche innerfamiliäre Anforderungen nach der Verhaftung und bei der Rückkehr eines 
Familienmitglieds. Murray, Farrington und Sekol (2012) beschrieben in ihrer Meta-Analyse 
verschiedene Aspekte der Inhaftierung eines Familienmitglieds, die belastend für die zu-
rückbleibenden Angehörigen sein können:  
- die Situation der Verhaftung, die potenziell traumatisierend für die nicht-
inhaftierten Anwesenden sei,  
- die Zeit der Abwesenheit, in der emotionale und finanzielle Unsicherheit entstehe 
und Neuordnung angezeigt sei sowie 
- Prozesse der sozialen Stigmatisierung der Familie und 
- mangelnder Kontakt zum inhaftierten Familienmitglied und emotionale Belastung 
bei Besuchen in der Strafvollzugsanstalt während der Haftzeit.  
Die Rückkehr sei ebenfalls kritisch – einerseits, weil die Familie sich bezüglich der Rollen- 
und Aufgabenverteilung neu organisiert habe und nun erneut verändern müsse und ande-
rerseits, weil es dem zurückkehrenden Familienmitglied häufig nicht gelinge, die Familie zu 
unterstützen.  
Studien, die nicht-politisch inhaftierte Mütter und Väter untersuchten, fanden u. a., dass die 
Häufigkeit der Besuche der Kinder mit der Schwere depressiver Symptome inhaftierter Müt-
ter assoziiert war (Poehlmann, 2005) und dass höheres Stresserleben in Bezug auf die eige-
ne elterliche Kompetenz, Besuche der Kinder und Kontakt mit den Kindern mit stärkeren 
Symptomen von Depressivität und Ängstlichkeit inhaftierter Mütter sowie die wahrgenomme-
ne Beziehungsqualität und Sorge um die Beziehung zu den eigenen Kindern mit erhöhter 
Depressivität von inhaftierten Vätern einhergingen (Houck & Looper, 2002; Lanier, 1993).  
In Bezug auf die psychischen Auswirkungen elterlicher Inhaftierung auf Kinder gibt es wider-




Alati, Najman & Williams, 2007; Murray et al., 2012). Zum Teil zeigten sich Kinder inhaftierter 
Eltern stärker psychisch belastet als Kinder nicht-inhaftierter Eltern (s. z. B. Lee, Fang & Luo, 
2013). Es ist jedoch methodisch schwierig, die Auswirkungen der familiären Trennung von 
anderen Faktoren, die vor oder nach der Trennung auftraten sowie solchen, die mit der un-
tersuchten Gruppe konfundiert sind, zu trennen (Johnson & Easterling, 2012). Wurden Risi-
kofaktoren wie Familienbeziehungen und psychische Gesundheit des verbliebenen Eltern-
teils kontrolliert, ergaben sich keine langfristigen Auswirkungen auf die psychische Gesund-
heit der Kinder inhaftierter Eltern (Kinner et al., 2007; Murray et al., 2012). 
Zusammenfassend kann jedoch auf Basis der Befunde zu Trennungen von Familien durch 
Militäreinsätze und Gefangenschaft konstatiert werden, dass die Abwesenheit und Rückkehr 
von einzelnen Mitgliedern einer Familie eine erhebliche Belastung für die Familien darstellen 
kann, die bewältigt werden muss und aus der möglicherweise langfristig negative Auswirkun-
gen resultieren.  
 
Es ist anzunehmen, dass die beschriebenen Prozesse zumindest zum Teil auch auf Familien 
politisch Inhaftierter in der DDR zutrafen. Zudem sind einige Spezifika der Situation politisch 
Inhaftierter in der DDR zu bedenken, die nachfolgend umrissen werden.  
Ansatzweise wurde bereits verdeutlicht (s. 3.1), dass Familienmitglieder kaum Handlungs-
möglichkeiten in Bezug auf die Haft hatten. Sie wurden vielfach erst spät über die Verhaftung 
ihres/-r Angehörigen informiert, und auch dann oft nicht darüber, wo, warum und wie lange er 
oder sie festgehalten wurde (Morawe, 2000; Passens, 2012). Manche wurden Zeugin oder 
Zeuge der Verhaftung von Familienangehörigen, und auch in dieser Situation waren sie der 
Trennung ohne Handlungsmöglichkeiten ausgesetzt (Böhm, 2009). Klinitzke, Böhm, Brähler 
und Weißflog (2012) befragten 43 Kinder von ehemaligen politisch Inhaftierten der SBZ / 
DDR. Hier gaben 34,9% der Kinder an, ein traumatisches bzw. schreckliches Erlebnis in Zu-
sammenhang mit der Haft der Eltern gehabt zu haben. Allerdings wurde nicht angegeben, ob 
sie dieses während der Verhaftung oder Haftzeit hatten.  
Auch von der Gerichtsverhandlung erfuhren die Angehörigen häufig erst dann, wenn das Ur-
teil bereits gefällt war. Das MfS und später die Vollzugsbeamten und -beamtinnen entschie-
den darüber, wann und in welcher Form sie Kontakt zu ihren inhaftierten Angehörigen auf-
nehmen konnten (s. 3.1). Es ist davon auszugehen, dass diese Gegebenheiten zu erhebli-
chen emotionalen Belastungen, Unwissenheit, Unsicherheit und Sorge bei den nicht-inhaf-
tierten Familienmitgliedern führen konnten (Murray et al., 2012). Durch die zum Teil mehrere 
Jahre andauernde Abwesenheit eines oder mehrerer Familienmitglieder wurde eine Neuord-
nung innerfamiliärer Abläufe notwendig (s. dazu 3.4). Die Aufgaben und Rollen innerhalb der 
Familien mussten neu verteilt werden. Es gibt Hinweise darauf, dass viele Partnerschaften 




zielt vom MfS manipuliert und zerstört (Fricke, 1989; Plogstedt, 2010). Außerdem konnte die 
Abwesenheit eines oder mehrerer Familienmitglieder zu einer Minderung des familiären Ein-
kommens führen, was eine weitere Belastung darstellte. Eine soziale Stigmatisierung ist 
denkbar (s. z. B. Bautzen-Komitee, 1997, S. 167; Murray, Farrington & Sekol, 2012). 
Möglicherweise kam es auch zu nichtstrafrechtlichen Repressionsmaßnahmen gegen nicht-
inhaftierte Partner/-innen und Kinder. Dies ist Thema des folgenden Abschnitts.  
 
3.3.2 Gegen Angehörige gerichtete nichtstrafrechtliche 
Repressionsmaßnahmen  
 
Gegen Angehörige gerichtete Repressionsmaßnahmen wurden in der Forschungsliteratur 
vielfach berichtet (z. B. Behnke & Trobisch, 1998; Fuchs, 1995; Plogstedt, 2010; Pross, 
1995). Dabei wurde jedoch selten über Einzelfallbeschreibungen hinaus untersucht, in 
welchem Ausmaß Angehörige diese Maßnahmen erleben mussten und welcher Art sie 
typischerweise waren.  
Wie auch gegen Inhaftierte gerichtete nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen konnten 
gegen Familienangehörige gerichtete Maßnahmen unter anderem sichtbare und unsichtbare 
Überwachung, die Einflussnahme auf Kommunikationsmöglichkeiten, Behinderung in Ausbil-
dung und Beruf, Kompromittierung und Isolierung im sozialen Umfeld oder Psychoterror um-
fassen (s. Knabe, 2002, S. 28 ff.; Pingel-Schliemann, 2004; Süß, 1999). Möglicherweise wur-
den die betroffenen Familien auch mit der Inhaftierung eines oder mehrerer ihrer Mitglieder 
unter Druck gesetzt. Plogstedt (2010) berichtete beispielsweise, dass Partner/-innen inhaf-
tierter Personen zum Teil ihre Ausbildung nicht beenden oder ihren Beruf nicht mehr ausü-
ben durften. Im Zuge der Verhaftung mussten sie in vielen Fällen gegen ihre verdächtigten 
Partner/-innen Aussagen machen.  
Den Kindern drohten neben anderen nichtstrafrechtlichen Repressionsmaßnahmen Benach-
teiligungen in Schule, Ausbildung und Freizeitgestaltung. Das Schulsystem der DDR hatte 
das Ziel, Kinder und Jugendliche zur „allseits gebildeten sozialistischen Persönlichkeit“ zu 
erziehen (Kwiatkowski-Celofiga, 2008; S. 11). Diese Erziehung begann früh und setzte sich 
nach Anspruch der SED auch in der Freizeit durch Einbindung der Kinder in sozialistisch 
geprägte Angebote wie Pionierorgisation und FDJ11 fort (Herms, 2002; Schmidt, 1996). Die 
Eltern waren angehalten, ihre Kinder nach denselben Prinzipien zu erziehen und wurden 
darin mehr oder weniger stark kontrolliert (Kerz-Rühling, Plänkers & Fischer, 2000). Wie 
auch bei Erwachsenen wurde eine kritische Haltung der Kinder und Jugendlichen gegenüber 
den eigenen Lebensbedingungen oder den ideologischen Forderungen des Staates als 
DDR-feindliche Einstellung, mindestens aber als Rückständigkeit aufgefasst. Dies rechtfer-
                                                 




tigte die Überwachung und Reglementierung bereits im Kindesalter – bis hin zu „Umerzie-
hungsmaßnahmen“ in dafür eingerichteten Heimen und Jugendwerkhöfen (dazu z. B. 
Kaczmarek, 2008; Zimmermann, 2008). Und nicht nur die Kinder und Jugendlichen sollten 
hinsichtlich ihrer politischen Einstellung beurteilt werden, sie dienten auch als Informations-
quelle über das Verhalten der Eltern.12 Dadurch konnte für sie sowohl in ihren Familien als 
auch in der Schule Konfliktpotenzial entstehen.  
Innerschulische Benachteiligungen aufgrund von Verwandtschaften waren zum Beispiel 
„Gängeleien“, aber auch die Verweigerung von Bildungszulassungen trotz ausreichender 
Leistungen (Kwiatkowski-Celofiga, 2008, S. 21). Das Bildungssystem der DDR war auch in 
dem Sinne stark reglementiert, dass die Anzahl von möglichen Zulassungen zu erweiterter 
Oberschule (EOS) und Universität ohne Berücksichtigung der Berufs- oder Bildungswünsche 
der Schüler/-innen festgelegt wurde. Umso wichtiger war die so genannte „gesellschaftliche 
Tätigkeit“ der Schüler/-innen, sprich, ihr politisch angepasstes Verhalten (Geißler, 2008; 
Kwiatkowski-Celofiga, 2008). Die Einstellung der Eltern konnte dabei ein Grund für die Be-
nachteiligung von Kindern und Jugendlichen sein. Ein Beispiel dafür waren Kinder aus Pfar-
rersfamilien in der DDR, die häufig kein Abitur machen durften und denen auch verschiedene 
Ausbildungswege versperrt blieben (s. z. B. Ernst-Bertram & Planer-Friedrich, 2008). Dass 
sich auch eine politische Haft der Eltern nachteilig auswirken konnte, ist anzunehmen. Zum 
Beispiel gaben 22% der bei Plogstedt (2010) befragten ehemaligen Inhaftierten an, dass ihre 
Kinder nach der Haftentlassung in der DDR politisch verfolgt worden seien. Was genau diese 
„politische Verfolgung“ beinhaltete, wird allerdings nicht beschrieben.  
Deutlich wird, dass die politische Haft für das MfS und andere staatliche Organe als Recht-
fertigung für gegen die Familien der Inhaftierten gerichtete politische Repressionen genutzt 
werden konnte. Soziale Ausgrenzung, die nicht auf Initiative des MfS hin geschah, ist zusätz-
lich zu bedenken.  
 
Wie strafrechtliche Verfolgung in der DDR führten auch nichtstrafrechtliche Repressionen bei 
Betroffenen zu erhöhten Raten psychischer Belastung, wie z. B. depressiven, somatoformen 
und Angstsymptomen (Klinitzke, 2010; Priebe et al., 1994; Spitzer, Ulrich et al., 2007). Auch 
die PTBS trat in Folge nichtstrafrechtlicher Repressionen auf (Spitzer, Ulrich et al., 2007).  
Betroffene Angehörige konnten in Folge von gegen sie gerichteten Repressionsmaßnahmen 
und dem Miterleben der Verhaftung und damit verbundener Ereignisse also ähnlich wie ihre 
inhaftierten Familienmitglieder von psychischen Störungen betroffen sein. Wie in Abschnitt 
3.2 beschrieben, können PTEs in Abhängigkeit von verschiedenen Faktoren zu PTBS und 
anderen psychischen Störungen führen. In welchem Ausmaß dies bei Partnern/-innen und 
Kindern politisch Inhaftierter in der DDR der Fall war, ist bisher nicht bekannt.  
                                                 





Zusätzlich zur möglichen direkten Betroffenheit von Haft und nichtstrafrechtlichen Repres-
sionsmaßnahmen waren Partner/-innen und Kinder von ehemaligen Inhaftierten im späteren 
Zusammenleben möglicherweise indirekt mit den Auswirkungen politischer Haft konfrontiert. 
Die gesundheitlichen, sozialen und finanziellen Folgen für die ehemaligen Inhaftierten konn-
ten auch ihre Partner/-innen und Kinder betreffen. Dies traf auch auf die Familien zu, die erst 
nach der Haftentlassung gegründet wurden.  
Wie weit Familien politisch Inhaftierter mit der psychischen Belastung des oder der Betroffe-
nen konfrontiert waren, wurde bisher nur ansatzweise untersucht (Böhm, 2009; Klinitzke et 
al., 2012; Trobisch-Lütge, 2011). Im Zusammenhang mit traumatischen Erfahrungen wird 
hier auch von „sekundärer Traumatisierung“ der Angehörigen gesprochen (Figley, 1983). 
Forschungsergebnisse dazu liegen aus verschiedenen Kontexten vor. Diese werden im 
Folgenden dargestellt. Zur Einordnung der Ergebnisse werden zunächst einige relevante 
theoretische Konzepte, die der „Familie“ und der „Familienstressoren“, erläutert. Leitende 
Fragen des nächsten Abschnitts sind, ob und wie sich eine politische Traumatisierung auf 
Angehörige einer Person, die diese Traumatisierung erlebt hat13, auswirken kann und welche 
Mechanismen diesen Auswirkungen zugrunde liegen.  
 
3.4 Familie und Traumatisierung 
 
3.4.1 Definitionen und Modelle: Familie und Familienstressoren  
 
Im Folgenden werden die dieser Arbeit zugrundeliegenden Definitionen und Konzepte in 
Bezug auf Familien und auf die Familie einwirkende Stressoren dargelegt.  
 
Familie  
Eine Familie ist „eine Gruppe von Menschen, die durch nahe und dauerhafte Beziehungen 
miteinander verbunden sind, die sich auf eine nachfolgende Generation hin orientiert und die 
einen erzieherischen und sozialisatorischen Kontext für die Entwicklung der Mitglieder bereit-
stellt.“ (Hofer, 2002, S. 6). Als „Kernfamilie“ werden zwei aufeinander folgende Generationen 
einer Familie bezeichnet, also Eltern und ihre Kinder. Ob eine leibliche Verwandtschaft be-
steht und welche Zusammensetzung die Familie hat (z. B. Ein-Eltern-Familie) ist damit nicht 
definiert (Schneewind, 2010).  
In dieser Arbeit stehen Kernfamilien nach diesen oben genannten Definitionen im Fokus.  
                                                 




Spätestens mit Aufkommen systemischer Ansätze in der Psychotherapie in den 50er Jahren 
wurden Familien als Systeme betrachtet, die sich entwickeln und verändern. Psychische 
Störungen wurden nicht mehr nur als Ausdruck individueller Pathogenese konzeptualisiert 
sondern in ihrer Wechselwirkung mit dem das Individuum umgebende System – in erster 
Linie die Familie – analysiert und behandelt. Zusätzlich zum Blick auf die einzelnen Familien-
mitglieder (Individualebene) entstand der auf die Familie (Systemebene) (für einen Überblick 
s. z. B. Figley, 2013; von Schlippe & Schweitzer, 2007, S. 49 ff.).14 Eine der Annahmen von 
Familiensystemtheorien ist, dass sowohl Individuen wie Familien sich verändern, auf äußere 
und innere Einflüsse reagieren und immer wieder in einen Zustand des Gleichgewichts zu 
gelangen versuchen (Cierpka, 2008; Luhmann, 1990; Patterson, 2002; von Schlippe & 
Schweitzer, 2007).15 Veränderungen werden einerseits notwendig, um den Bedürfnissen und 
Entwicklungen der einzelnen Familienmitglieder gerecht zu werden, andererseits, um sich an 
äußere Einflüsse anzupassen. Veränderungen betreffen dabei die Beziehungsdispositionen, 
wie zum Beispiel Nähe und Distanz zwischen den Familienmitgliedern, die Rollenzuweisun-
gen innerhalb der Familie, die Übernahme von Aufgaben durch Familienmitglieder oder die 
innerfamiliäre Kommunikation (s. z. B. Long & Marsland, 2011). Über die Zeit des Bestehens 
einer Familie kommt es immer wieder zu Phasen von Anpassung bzw. Veränderung ebenso 
wie zu Phasen der Stabilisierung (Frevert, Cierpka & Joraschky, 2008). 
Familiensystemtheorien gehen zwar davon aus, dass Familien immer wieder in einen funk-
tionalen Gleichgewichtszustand zurückkehren, „funktional“ sagt dabei jedoch nichts darüber 
aus, ob die Familie sich in einem „gesunden“ Gleichgewicht befindet – auch innerfamiliäre 
Prozesse, die z. B. chronische psychische Belastung bei einzelnen Mitgliedern hervorrufen, 
können das Funktionieren der Familie gewährleisten (Olson, 2000; Patterson, 2002; s. auch 
Punamäki, Quota, El Sarraj & Montgomery, 2006). Diese Annahme über Veränderungen in 
Familien wurde auch in die Erklärung von Auswirkungen von PTEs auf Familien integriert 
(Schneewind, 1999).   
 
Familienstressoren 
Familien müssen im Laufe ihres Bestehens eine Reihe von normativen und non-normativen 
Ereignissen und Übergängen bewältigen.16 Bei jeder Bewältigung gilt es, die entstehenden 
Anforderungen mit den bestehenden Ressourcen zu meistern und gleichzeitig das Funktio-
nieren der Familie aufrechtzuerhalten (s. z. B. McCubbin & McCubbin, 1996). Normative 
Ereignisse sind Ereignisse, die biologisch oder kulturell determiniert sind und alle Familien 
                                                 
14 Cierpka (2008; S. 26ff.) unterschied drei Familien-Ebenen: die des Individuums, die der Dyaden 
(Zweier-Beziehungen) und die des gesamten Familiensystems. Der Einfachheit halber fasse ich unter 
„System“ die letzten beiden Ebenen zusammen.  
15 Dieser Prozess wird auch als „Homöostase“ bezeichnet (s. z. B. Schneewind, 2010).  
16 Verschiedene theoretische Ansätze beschäftigten sich mit den normativen Übergängen, so 
genannten „Familienentwicklungsaufgaben“, die eine Familie im Laufe ihres Bestehens gemäß 




eines Kulturkreises betreffen – zum Beispiel der Übergang zur Elternschaft, die Einschulung 
des ersten Kindes oder der Tod der Großeltern. Non-normative Ereignisse hingegen treten 
unerwartet auf. Sie entsprechen nicht den „normalen“ Anforderungen im Familienzyklus. 
Beispiele für non-normative Ereignisse wären der vorzeitige Verlust der Arbeitsstelle, die 
Inhaftierung eines Familienmitglieds oder der Tod eines Kindes. Da der Fokus der vorliegen-
den Arbeit auf die Auswirkungen politischer Haft auf Familien gerichtet ist, beschränken sich 
die folgenden Darstellungen soweit möglich auf Auswirkungen non-normativer Ereignisse auf 
Familiensysteme. Dass die Familien politisch inhaftierter Personen so wie andere Familien 
normative Übergänge, wie zum Beispiel die Einschulung des ersten Kindes bewältigen 
mussten, wird dabei vorausgesetzt.17 Normative Anforderungen stellen bei der Bewältigung 
von PTEs eine zusätzliche Belastung dar und können auch als Gradmesser einer Einschrän-
kung der Familienfunktionen durch non-normative Anforderungen angesehen werden (s. 
Huebner, Mancini, Wilcox, Grass & Grass, 2007; Lavee, McCubbin & Olson, 1987; 
McCubbin & Patterson, 1983).  
Auf die Familie einwirkende non-normative Ereignisse, wurden von verschiedenen Autoren 
als „Familienstressoren“ bezeichnet (s. z. B. Figley, 2013; McCubbin & Patterson, 1983; 
Schneewind, 1999).18 Diese Definition wird im Folgenden verwendet.  
Familienstressoren können einerseits danach unterschieden werden, ob sie ein Familienmit-
glied oder alle Familienmitglieder gleichermaßen betreffen (Bodenmann, 1995; Korittko & 
Pleyer, 2010), andererseits nach ihrer Qualität, zum Beispiel nach Dauer und Schädigungs-
potenzial (Burr & Klein, 1994).  
Nach systemtheoretischen Ansätzen wirken auch Stressoren, die einzelne Familienmitglie-
der betreffen, auf die gesamte Familie (Abbildung 1). Wie in Abbildung 1 zu sehen ist, betref-
fen manche Stressoren zunächst nur einzelne Familienmitglieder (1), andere die gesamte 
Familie (2) – in beiden Fällen findet zwischen den Familienmitgliedern ein Austausch und 
gegenseitige Beeinflussung statt (3) (Bodenmann, 1995; Figley & McCubbin, 1983). Dies ist 
auch als Abgleichungsprozess zur gemeinsamen Beurteilung und Bewältigung des Stressors 
zu sehen.  
                                                 
17 Zu normativen Übergängen siehe z. B. Hofer (2002), für einen frühen Überblick z. B. McCubbin et 
al., 1980. 
18 Zum Teil wurden auch normative, erwartbare Ereignisse, die Anpassungsleistungen auf Seiten der 

















Abbildung 1: Auf die Familie einwirkende Stressoren (modifizierte Abbildung, nach 
Bodenmann, 1995; S. 35) 
 
 
PTEs sind als Stressoren anzusehen, die in besonderem Maße Anpassungsleistungen in 
einer Familie notwendig machen (Korittko & Pleyer, 2010).  
Korittko und Pleyer unterschieden traumatische Stressoren danach, ob sie „von außen“ auf 
die Familie wirkten oder „innerhalb“ der Familie entstünden. Als Traumatisierungen von 
außen sind demnach Ereignisse anzusehen, die ein oder mehrere Familienmitglieder 
existentiell bedrohen und nicht aus dem Familiensystem kommen (vgl. Abbildung 1, Pfeile 
(1) und (2)). Solche potenziell traumatischen Stressoren wären beispielsweise Naturkata-
strophen, Unfälle, aber auch die Inhaftierung oder Folter einzelner Familienmitglieder. Die 
politische Inhaftierung in der DDR muss als potenziell traumatisierendes Erlebnis für die 
Familien der Inhaftierten bewertet werden (s. 3.3). Politische Haft und die damit einherge-
henden Stressoren sind sowohl bezüglich ihrer Dauer als auch des Schädigungspotenzials 
als vergleichsweise stark belastend einzuschätzen (s. Tabelle 1).  
Durch das Zusammenleben mit traumatisierten Angehörigen können in der Folgezeit erheb-
liche Belastungen für die Familie entstehen, ohne dass alle Mitglieder dem traumatisieren-
den Stressor ausgesetzt waren (vgl. Pfeile (3) in Abbildung 1). Hier ist die Aufteilung famili-
ärer Traumatisierung von Figley (1989; zit. n. Catherall, 2004, S. 4-5) hilfreich: er unterschied 
simultane Traumatisierung, stellvertretende Traumatisierung („vicarious effects“, Catherall, 
2004; S. 4), sekundäre Traumatisierung und intrafamiliäre Traumatisierung. Stellvertretende 
Traumatisierung bezeichne die psychische Belastung durch das Erfahren von der Traumati-
sierung eines Angehörigen während sekundäre Traumatisierung dadurch entstehe, dass An-




men ausgesetzt seien. Die intrafamiliäre Traumatisierung entspricht den in der Familie ent-
stehenden potenziell traumatischen Stressoren, wie zum Beispiel innerfamiliäre Gewalt oder 
sexueller Missbrauch durch Angehörige (s. dazu z. B. Galovski & Lyons, 2004; Korittko & 
Pleyer, 2010; Catani, 2010).  
Das Phänomen der sekundären Traumatisierung bezeichnet den Prozess der Belastung von 
Familien auf der Individual- und Systemebene durch die psychische Belastung eines (oder 
mehrerer) primär traumatisierten Familienmitglieds (s. z. B. Dekel & Solomon, 2006; Figley, 
1983; Haversiek-Vogelsang, 2010).  
 
3.4.2 Definitionen und Modelle: Sekundäre Traumatisierung und familiäre 
Bewältigung  
 
Bei der Untersuchung der Auswirkungen von PTEs wie der politischen Haft in der DDR auf 
Familien muss zwischen direkter Traumatisierung durch eigene Erlebnisse einerseits und 
sekundärer Traumatisierung durch das Zusammenleben mit einer oder mehreren traumati-
sierten Personen andererseits unterschieden werden. In den folgenden Abschnitten wird 
sekundäre Traumatisierung definiert und es werden verschiedene Modelle dargelegt, die das 
Auftreten sekundärer Traumatisierung erklären können.  
 
Sekundäre Traumatisierung  
Als „sekundäre Traumatisierung” werden psychische Belastungen bezeichnet, die aus dem 
Kontakt mit traumatisierten Personen resultieren (Figley, 1983; Motta, 2008).19 In einer 
breiten Definition können alle Symptome, die auf das Trauma einer nahe stehenden Person 
zurückzuführen sind als Symptome sekundärer Traumatisierung bezeichnet werden (s. z. B. 
Dirkzwager, Bramsen, Adèr & van der Ploeg, 2005; Galovski & Lyons, 2004). Motta (2008) 
nannte Ärger, Ängste, Depressionen, niedrigen Selbstwert, emotionale Erschöpfung, Kon-
zentrationsschwierigkeiten, Schmerzen, Schlafstörungen, Substanzmissbrauch und sozialen 
Rückzug als Symptome sekundärer Traumatisierung. Sekundäre Traumatisierung kann sich 
auch in Symptomen oder dem Vollbild anderer psychischer Erkrankungen wie Angst- und 
Somatisierungsstörungen zeigen (Solomon et al., 1992). In einer engeren Definition werden 
Symptome der PTBS, die aufgrund der Traumatisierung einer nahe stehenden Person bei 
einer nicht selbst diesem Stressor ausgesetzten Person auftreten, als sekundäre Traumati-
sierung bzw. sekundäre PTBS bezeichnet (s. z. B. Baranowsky, Young, Johnson-Douglas,  
Williams-Keeler, & McCarrey, 1998; Frančišković et al., 2007). Die diagnostischen Kriterien 
stimmen in dieser engen Definition mit den Kriterien für eine PTBS überein (s. 3.2.1). Einzig 
                                                 




das A1-Kriterium ist hier kein selbst erlebtes Ereignis, sondern ein durch eine nahestehende 
Person erlebtes Ereignis.  
Eine Schwierigkeit bei der Erfassung sekundärer Traumatisierung ist, dass das Konzept 
einerseits zur Beschreibung von Symptomen bei Angehörigen traumatisierter Personen 
verwendet wird, andererseits, um die Beziehungen zwischen traumatisierten Personen und 
ihren Angehörigen zu beschreiben (s. Dekel & Monson, 2010; Glaesmer, Reichmann-
Radulescu, Brähler, Kuwert & Muhtz, 2011). Die Veränderung der Beziehungsgestaltung 
wird jedoch auch als Mechanismus der Übertragung der Traumatisierung angesehen (vgl. 
3.4.3).  
 
Mechanismen sekundärer Traumatisierung 
Figley (1983; 1989) ging davon aus, dass im Prozess der Unterstützung und Anteilnahme an 
der Belastung der traumatisierten Indexperson bei nahestehenden Personen eine ähnliche 
Symptomatik ausgelöst würde. Die im Rahmen der PTBS auftretenden Symptome, Kognitio-
nen, Affekte und Verhaltensweisen wirkten als Stressor auf nahe stehende und emotional 
verbundene Personen, wie z. B. Familienangehörige, und führten bei ihnen zu psychischer 
Belastung. Auch der Prozess der Identifizierung mit betroffenen Familienmitgliedern wurde 
als Weg zu Symptomen sekundärer Traumatisierung diskutiert (Solomon et al., 1992; Scharf, 
2007). Durch eine Identifizierung komme es zu ähnlichen Symptomen bis hin zu Ähnlichkei-
ten in Erleben und Verhalten in Bezug auf das traumatische Ereignis und damit assoziierte 
Reize.  
Die genauen Mechanismen, durch die es zu Symptomen psychischer Belastung bei Ange-
hörigen traumatisierter Personen kommen kann, sind noch ungeklärt. Modelle, die zur Be-
schreibung familiärer Anpassungsprozesse entwickelt wurden, eignen sich zur Annäherung 
an ein Verständnis der Mechanismen sekundärer Traumatisierung.  
 
Familiäre Bewältigung von Stressoren: Das doppelte ABC-X-Modell 
Der Beginn der Forschung dazu, wie Familien mit belastenden Lebenssituationen umgehen, 
kann auf das Jahr 1949 datiert werden. In diesem Jahr veröffentlichte Hill seine Arbeit zu Fa-
milien von Soldaten, die durch den Krieg getrennt waren und danach wieder zusammenfin-
den mussten. Er beschrieb den Prozess der Anpassung an die kriegsbedingte Abwesenheit 
als eine Folge von Desorganisation, Erholung und Reorganisation der Familienstrukturen 
(vgl. McCubbin, 1979). Darauf aufbauend entwickelte Hill (1958) das ABC-X-Modell des 
familiären Copings, das später von McCubbin und Patterson (1983) zum „doppelten“ ABC-X-

















und weiteren Belastungen 












Abbildung 2: Das doppelte ABC-X-Modell nach McCubbin & Patterson (1983)             
(Grafik in Anlehnung an Schulz, Schulz, Schulz & Kerekjarto, 1998, S. 41) 
 
Das Modell beschreibt, wie der Stressor (A), z. B. ein PTE, auf die Familie einwirkt und ab-
hängig von den Ressourcen der Familie (B) sowie ihrer subjektiven Interpretation des Stres-
sors (C) zu einer Krise (X) führen kann. Die Krise entstehe aus einer mangelnden Passung 
von Ressourcen und Anforderungen sowie der Wahrnehmung der Stressoren als potenziell 
bedrohlich. Nach Meinung von McCubbin und Patterson komme es aufgrund einer Krise 
häufig zu einer Anhäufung weiterer Belastungen, die ebenfalls bewältigt werden müssen – 
deshalb das „doppelte“ ABC-X-Modell. Dass ein Stressor ohne weitere Stressoren auftau-
che, sei eher die Ausnahme als die Regel (Lavee, McCubbin & Olson, 1987). Normative 
Anforderungen, wie oben beschrieben, wirkten ebenfalls potenziell als Belastungen. Die in-
nerfamiliäre Interpretation des Stressors20 wäre zum Beispiel das Ausmaß an wahrgenom-
mener Bedrohlichkeit eines Ereignisses. Annahmen über die eigenen Bewältigungsfähigkei-
ten und die möglichen Konsequenzen des Ereignisses würden in diese Interpretation einbe-
zogen.  
Die Ressourcen einer Familie befänden sich auf der Ebene der einzelnen Familienmitglieder, 
des Familiensystems sowie außerfamiliärer sozialer Unterstützungssysteme (s. z. B. 
McCubbin & Patterson, 1983; Schneewind, 2010).  
Die familiäre Bewältigung („Coping“) bewege sich zwischen der durch den Stressor ausge-
lösten Krise, weiteren Belastungen, der innerfamiliären Wahrnehmung der Situation und den 
vorhandenen Ressourcen und der Anwendung dieser Ressourcen. Coping-Strategien könn-
ten darauf gerichtet sein, Stressoren und Belastungen zu vermeiden, die familiäre Integrität 
zu bewahren, Ressourcen zur Bewältigung der Krise zu erwerben oder die Struktur des 
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Familiensystems so zu verändern, dass die Anforderungen bewältigt werden können 
(McCubbin, 1979; McCubbin & Patterson, 1983).  
Wie oben angedeutet, kann die Bewältigung (das Coping) durchaus auch zu einer misslun-
genen Anpassung oder zur Auflösung der Familie führen (s. a. Schulz et al., 1998). Die Ent-
wicklung psychischer Belastung auf der Individualebene bis hin zu psychischen Störungen 
sowie der Aufbau dysfunktionaler Familienstrukturen in Reaktion auf einen Stressor bzw. 
eine Krise sind nach dem doppelten ABC-X-Modell als eine Form des (dysfunktionalen) 
Copings zu sehen.  
 
Familiäre Bewältigung von Stressoren: Das McMaster-Modell 
Epstein, Bishop und Levin (1978) unterschieden in ihrem „McMaster model of family 
functioning“ drei Bereiche innerfamiliärer Aufgaben – „grundlegende Aufgaben“ wie das 
Bereitstellen von Nahrung und Unterkunft, „Entwicklungs“-Aufgaben, also das Ermöglichen 
von Entwicklungen auf individueller und familiärer Ebene und drittens „gefährliche“ oder 
„krisenorientierte“ Aufgaben („hazardous tasks“, S. 21) (vgl. Schneewind, 2010). Diese um-
fassten familiäre Krisen wie zum Beispiel Erkrankungen, Unfälle und Einkommenseinbuße. 
Die Autoren bezogen sich auf die Familiensystemtheorie und stellten die Beziehungen der 
Familienmitglieder untereinander bzw. die Familie als Ganzes in den Mittelpunkt ihres Mo-
dells. Weniger die Eigenschaften der einzelnen Familienmitglieder als vielmehr transaktio-
nale und familiensystemimmanente Faktoren wären für das Funktionieren einer Familie aus-
schlaggebend (Epstein, Baldwin & Bishop, 1983; Miller, Ryan, Keitner, Bishop & Epstein, 
2000). Das Funktionieren einer Familie wird im McMaster-Modell durch sechs Dimensionen 
bestimmt. Diese sind familiäres Problemlösen, innerfamiliäre Kommunikation, Erfüllen fami-
liärer Rollen, affektive Responsivität, affektive Beteiligung sowie Verhaltenskontrolle. Diese 
Dimensionen seien vor allem für die Unterscheidung klinisch relevanter und klinisch unauf-
fälliger Familien bzw. zur Diagnose von familiären Problemen bedeutsam, hingegen keine 
erschöpfende Beschreibung der Familie (Miller at al., 2000). Hinsichtlich potenziell traumati-
scher Erfahrungen innerhalb einer Familie, die als „krisenorientierte“ Aufgaben eingeordnet 
werden können, wären Familien mit effektiven Problemlösungs-, Kommunikations-, Rollen-
erfüllungs- und affektiven Fähigkeiten eher in der Lage, sie zu bewältigen. Das Modell wurde 
jedoch nicht dezidiert entwickelt, um Auswirkungen von Familienstressoren zu erfassen, 
sondern um die Funktionalität von Familiensystemen auf verschiedenen Dimensionen 
abzubilden.  
 
Familiäre Bewältigung von Stressoren: Das Circumplex-Modell  
Olson und Kollegen/-innen entwickelten und modifizierten über einige Jahrzehnte hinweg 




Russell, 1979; Olson, 1986; 1991; 2000). Olson selbst beschrieb das Circumplex-Modell als 
eine Integration vieler verschiedener Konzepte zur Beschreibung von Familien und ging wie 
andere Autoren/-innen von systemtheoretischen Annahmen in Bezug auf Familien aus 
(Olson, 2000).  
Das Circumplex-Modell beschreibt Familien über drei Dimensionen – Kohäsion, Flexibilität 
und Kommunikation. Während Kohäsion und Flexibilität als zentrale Dimensionen mit je vier 
klar beschriebenen Ausprägungen definiert sind, komme der Kommunikation die Rolle einer 
unterstützenden Dimension zu. Familiäre Kohäsion beschreibt die emotionale Nähe der Fa-
milienmitglieder zueinander, Flexibilität die Fähigkeit einer Familie, ihre Rollen und Bezie-
hungsregeln zu verändern. Hohe Ausprägungen von Kohäsion und Flexibilität wurden für  
„Veränderungen zweiter Ordnung“21 als optimal für die Familienfunktionalität angesehen (vgl. 
Cluff, Hicks & Madsen, 1994; Thomas & Olson, 1994). Das bedeutet, dass Familien mit 
hohen Ausprägungen auf beiden Dimensionen in Reaktion auf Stressoren und normative 
Anforderungen leichter in einen anderen „Familientyp“, also andere Ausprägungen auf den 
Dimensionen, wechseln könnten, wenn dies erforderlich sei und somit besser mit Stressoren 
und normativen Anforderungen umgehen könnten als Familien, die geringe Kohäsion und 
Flexibilität aufwiesen (Olson, 2000).  
 
Familiäre Bewältigung von Stressoren: Das Couple Adaptation to Traumatic Stress 
(CATS) Modell  
Eine Erweiterung bisheriger Modelle zur Erklärung von Auswirkungen traumatischer Erfah-
rungen auf Paare stellt das „Couple Adaptation to Traumatic Stress“-Modell (CATS-Modell) 
von Nelson Goff und Smith (2005) dar. Es bezieht sich auf Prozesse innerhalb von Paarbe-
ziehungen und zwar auf solche, in denen eine Person ein traumatisches Erlebnis hatte. Das 
Modell lässt sich hinsichtlich der Grundgedanken auch auf Familien erweitern.  
Nelson Goff und Smith gingen in ihrem Modell davon aus, dass sich die Symptomatik der 
primär traumatisierten Person und die der sekundär traumatisierten Person(en) gegenseitig 
beeinflussten und zudem über die Familienfunktionen (bzw. „couple functioning“, also Funk-
tionalität der Paarbeziehung, S. 149) verbunden seien (s. Abbildung 3). Die Symptomatik der 
primär traumatisierten Person setze Prozesse im Familiensystem in Gang, die in sekundäre 
Traumatisierung der anderen Familienmitglieder münden könnten. Hier unterschieden die 
Autoren/-innen zwischen akuter und chronischer Symptomatik – die chronische führe zu stär-
kerer individueller Belastung und stärkerer Einschränkung der Familienfunktionen. Von Be-
deutung ist in diesem Modell auch, dass die Symptome der sekundären Traumatisierung im 
Sinne einer Intensivierung der Symptome wieder auf die primär traumatisierte Person zu-
rückwirken könnten. Dysfunktionale Familienbeziehungen und individuelle psychische Belas-
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tung der sekundär traumatisierten Person(en) hätten demnach das Potenzial, die Symptome 
der primär traumatisierten Person zu verstärken. Allerdings werden die Familienfunktionen 
nicht nur als Gradmesser der dyadischen Belastung, sondern auch als Ressource zur Be-
wältigung der primären Traumatisierung konzeptualisiert.  
In der Abbildung (Abbildung 3) sind Ressourcen und Prädispositionen, die sowohl auf der 
individuellen wie auf der familiären Ebene angesiedelt sind, zur besseren Lesbarkeit nicht 
gezeigt. Die Autoren/-innen nannten als Prädispositionen Risikofaktoren wie frühere Trauma-
tisierungen, psychische Störungen, Alter und Geschlecht. Als Ressourcen nannten sie unter 
anderem finanzielle Sicherheit, hohen Bildungsstand, körperliche und psychische Gesund-
heit, familiäre Kohäsion, Flexibilität und soziale Unterstützung. Die Bewältigung traumati-
schen Stresses ist nach diesem Modell abhängig vom individuellen Funktionsniveau der 
Familienmitglieder, Risikofaktoren und Ressourcen sowie dem Funktionsniveau der Familie 
















Abbildung 3: Schematische Darstellung der gegenseitigen Beeinflussung bei Traumatisierung 
eines Familienmitglieds (in Anlehnung an Nelson Goff & Smith, 2005, S. 149) 
 
Als Mechanismen „systemischer“ Traumatisierung führten Nelson Goff und Smith chroni-
schen Stress, Bindung, Identifizierung und Empathie, projektive Identifizierung, Konflikte und 
körperliche Reaktionen auf. Hier wurden somit verschiedene theoretische Modelle und 
Befunde integriert. Die Erweiterung des Modells zur Beschreibung der Auswirkungen von 
Traumatisierungen auf Familiensysteme wurde von den Autoren/-innen nicht vorgenommen, 




Traumatisierung und die Interaktion von Risikofaktoren und Prädispositionen auf individueller 
und systemischer Ebene auch in diesem Modell unklar.  
 
Fazit 
Bei der Untersuchung der Auswirkungen traumatischer Erfahrungen müssen Familienmitglie-
der nicht nur in ihrer Bedeutsamkeit für die Entstehung und Aufrechterhaltung von Trauma-
folgestörungen bei den unmittelbar Betroffenen in den Fokus geraten (3.2.3) sondern auch 
als selbst Betroffene. Dabei ist davon auszugehen, dass es sich um einen multidirektionalen 
Prozess handelt, dass also die psychische Belastung der Individuen miteinander sowie mit 
den Familienfunktionen in gegenseitiger Einflussnahme verknüpft sind (Monson, Taft & 
Fredman, 2009; Nelson Goff & Smith, 2005). Das Konzept der sekundären Traumatisierung 
beschreibt die Auswirkungen traumatischer Erfahrungen über das betroffene Individuum 
hinaus in seinem oder ihrem unmittelbaren sozialen Umfeld. 
Das McMaster-Modell und das Circumplex-Modell ermöglichen die Beschreibung der Funk-
tionalität von Familien und somit möglicher Schutzfaktoren und Risikofaktoren auf der Ebene 
der Familie. Hingegen eignen sich das doppelte ABC-X-Modell sowie das CATS-Modell zur 
Beschreibung der Prozesse nach der Belastung durch potenziell traumatische Stressoren. 
Allen Modellen gemein ist der Einbezug von Ressourcen und Risikofaktoren sowie die 
Grundannahme, dass Familien sich in Reaktion auf Stressoren verändern bzw. verändern 
müssen, sofern sie Stressoren als belastend wahrnehmen und sofern sie sie in ihrem Aus-
gangszustand nicht bewältigen können. Anforderungen, Risikofaktoren und Ressourcen 
können jeweils auf der Ebene der der Familie angehörenden Individuen, auf der Ebene der 
Familie und auf Eben des die Familie umgebenden extrafamilialen Systems betrachtet wer-
den (s. z. B. Patterson, 2002; Schneewind, 2010). Familiäre Ressourcen seien vor allem im 
innerfamiliären Umgang der Familienmitglieder miteinander zu suchen. Häufig untersuchte 
innerfamiliäre Ressourcen sind Kohäsion und Flexibilität, innerfamiliäre Kommunikation so-
wie das familiäre Funktionsniveau (Epstein, Bishop & Levin, 1978; McCubbin & Patterson, 
1983; Nelson Goff & Smith, 2005; Olson, 2000). Das familiäre Funktionsniveau kann auch 
als Gradmesser familiärer Anpassung bzw. Bewältigung angesehen werden (Patterson, 
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3.4.3 Ergebnisse zu Auswirkungen von Traumatisierungen auf Familien 
 
Sekundäre Traumatisierung von Familienmitgliedern wurde bei Partnern/-innen und Kindern, 
aber auch bei Eltern und Enkeln untersucht (s. z. B. Dirkzwager et al., 2005; Kassai & Motta, 
2006; Scharf, 2007). Dabei gerieten verschiedene Arten von Traumatisierungen in den Blick.  
Sekundäre Traumatisierung von Partnern/-innen wurde vor allem in Familien von Soldaten 
bzw. Soldatinnen untersucht (im Überblick z. B. Dekel & Monson, 2010; Lambert, Engh, 
Hasbun & Holzer, 2012). Die Untersuchungspopulationen wurden in erster Linie aus über-
lebenden Truppenmitgliedern des zweiten Weltkriegs und des Vietnam-Krieges gewonnen, 
jedoch existieren auch Studien aus Kontexten wie dem Libanonkrieg (z. B. Solomon et al., 
1992; Solomon, Debby-Aharon, Zerach & Horesh, 2011) oder Kriegseinsätzen im Irak und in 
Afghanistan (z. B. deBurgh, White, Fear & Iversen, 2011; Renshaw, Rodrigues & Jones, 
2008; Wright et al., 2013). In geringerem Ausmaß standen sekundäre Auswirkungen von 
Traumatisierung auf Partner/-innen in Bezug auf andere Traumatisierungen im Fokus, 
beispielsweise die Shoah (Lev-Wiesel & Amir, 2001) oder sexuellen Missbrauch (Maltas & 
Shay, 1995; Rumstein-McKean & Hunsley, 2001).  
Die Auswirkungen elterlicher Traumatisierung auf Kinder wurden vor allem im Rahmen von 
Studien zur so genannten „transgenerationalen“ Traumatisierung untersucht (im Überblick: 
Danieli, 1998). Dieses Feld wurde durch Forschungsarbeiten begründet, die den Auswirkun-
gen der Shoah auf die nächste Generation nachgingen. Zu den transgenerationalen Folgen 
der Shoah liegen Befunde aus verschiedenen Ländern, unter anderem Israel, den USA und 
Australien vor (s. z. B. Kellermann, 2001; van Ijzendoorn, Bakermans-Kranenburg & Sagi-
Schwartz, 2003; Rowland-Klein & Dunlop, 1997; Yehuda, Halligan & Bierer, 2001). Auch in 
Bezug auf andere Traumatisierungen, wie zum Beispiel Kriegserlebnisse, die Internierung 
japanisch-stämmiger US-Amerikaner/-innen im zweiten Weltkrieg, politische Verfolgung in 
den Sowjetstaaten oder die „Kulturrevolution“ in China, wurde in den letzten Jahrzehnten 
unersucht, ob und wie elterliche Traumatisierung weiterwirkte (Dekel & Goldblatt, 2008; 
Galovski & Lyons, 2004; Nagata, 1990; Plänkers, 2010; Solojed, 2006). In Deutschland wur-
den vor allem die psychischen Auswirkungen des zweiten Weltkriegs auf die nachfolgende 
Generation mit verschiedenen Schwerpunkten untersucht. Hier standen beispielsweise die 
transgenerationalen Auswirkungen von nationalsozialistischer Täterschaft, die transgenera-
tionalen Folgen von Flucht und Vertreibung oder die transgenerationalen Auswirkungen von 
Kriegskindheiten im Fokus (Beer, 2004; Hardtmann, 1992; Leuzinger-Bohleber, 2003; Witte-
kind, Jelinek, Kellner, Moritz & Muhtz, 2010; s. dazu auch Glaesmer, Reichmann-Radulescu 
et al., 2011). Auch die transgenerationalen Folgen politischer Inhaftierung in der DDR wur-





Häufig standen entweder Partner/-innen oder Kinder im Fokus der Studien, seltener die Fa-
milie als System, also zum Beispiel die Familienfunktionen, oder mehrere Familienmitglieder 
aus verschiedenen Generationen im Sinne der in der vorliegenden Arbeit genannten Defini-
tionen (vgl. 3.4.1, 3.4.2). Jedoch liegen auch einige Ergebnisse zu innerfamiliären Zusam-
menhängen unter Einbezug der Angaben mehrerer Familienmitglieder vor (s. z. B. Daud, 
Skoglund & Rydelius, 2005; Herzog, Everson & Whitworth, 2011; Punamäki et al., 2006).  
Ergebnisse zur sekundären Traumatisierung werden nachfolgend für die Gruppen der Part-
ner/-innen und Kinder berichtet. Zudem werden Ergebnisse zur innerfamiliären Kommunika-
tion über das Trauma und zu Familienbeziehungen nach Traumatisierung berichtet. 
Abschließend werden die vorliegenden Forschungsergebnisse hinsichtlich methodischer As-
pekte diskutiert. Diese Diskussion bildet den Abschluss des theoretischen Hintergrundes der 
vorliegenden Arbeit.  
 
Partner/-innen 
Partner/-innen von kriegstraumatisierten Soldaten zeigten selbst Symptome der PTBS, 
Schlafstörungen und somatische Beschwerden, berichteten negative soziale Unterstützung, 
Ängstlichkeit, Interesselosigkeit, depressive Symptome und geringe partnerschaftliche Zu-
friedenheit (Allen, Rhoades, Stanley & Markman, 2010; Dekel, Goldblatt, Keidar, Solomon & 
Polliack, 2005; Dirkzwager et al., 2005; Frančišković et al., 2007; Herzog et al., 2011; 
Westerink & Giarratano, 1999). Die Personen, deren Partner/-innen Symptome der PTBS 
aufwiesen, berichteten signifikant stärkere eigene PTBS-Symptome als Personen, deren 
Partner/-innen keine PTBS-Symptome zeigten (Dirkzwager et al., 2005; Klarić et al., 2012). 
Dekel und Solomon (2006) fanden die meisten PTBS-Symptome bei Partnerinnen entlasse-
ner Kriegsgefangener mit PTBS, doch zudem signifkant mehr PTBS-Symptome bei Partner-
innen von entlassenen Kriegsgefangenen ohne PTBS im Vergleich zur Kontrollgruppe – 
nicht nur die PTBS, sondern auch die Kriegsgefangenschaft ohne eine PTBS in Folge wirke 
sich also auf die psychische Gesundheit der Partnerinnen aus. Calhoun, Beckham und Bos-
worth (2002) berichteten signifikant höhere allgemeine Symptombelastung (Global Severity 
Index (GSI) des SCL-90, S. 207) sowie höhere Symptome der Depression, Zwanghaftigkeit, 
Ängstlichkeit und Feindseligkeit bei Partnern/-innen von Vietnamveteranen, die an einer 
chronischen PTBS litten im Vergleich zu Partner/-innen von Vietnamveteranen ohne PTBS. 
Dekel (2007) berichtete ebenfalls signifikant höhere Symptome psychischer Belastung bei 
Partnerinnen von Kriegsgefangenen im Vergleich zu Frauen einer Kontrollgruppe, deren 
Männer im gleichen Krieg gekämpft hatten, aber nicht kriegsgefangen waren. Hier waren die 
allgemeine Symptombelastung (GSI des Brief Symptom Inventory, S. 422) sowie Symptome 
der Zwanghaftigkeit, der Ängstlichkeit, der Depressivität, der Feindseligkeit, Phobie und Pa-




kant häufiger Hinweise auf frühere oder gegenwärtige depressive Episoden, Angststörungen 
und Suizidalität bei Partnerinnen von Kriegsveteranen in Bosnien-Herzegovina in Abhängig-
keit vom PTBS-Status des Ehemannes.  
Die Ausprägung der PTBS-Symptomatik der primär Betroffenen war in verschiedenen Un-
tersuchungspopulationen, also in Bezug auf verschiedene Traumatisierungen, signifikant mit 
der Ausprägung der psychischen Belastung der Partner/-innen assoziiert – höhere psychi-
sche Belastung der Indexpersonen ging mit höherer psychischer Belastung, d.h. verstärkten 
Symptomen der PTBS oder verstärkter Belastung durch Symptome psychischer Störungen 
der Partner/-innen einher (Ahmadi, Azampoor-Afshar, Karami, & Mokhtari, 2011; Bramsen, 
van der Ploeg & Twisk, 2002; Dekel, 2007; Dekel & Monson, 2010; Herzog et al., 2011; Lev-
Wiesel & Amir, 2001; Manguno-Mire et al., 2007). Die Metaanalyse von Lambert und Kolle-
ginnen (2012) wies einen stärkeren Zusammenhang zwischen der PTBS-Symptomatik der 
primär traumatisierten Person und der psychischen Belastung ihrer Partner/-innen bei ver-
gleichsweise länger zurückliegenden Traumatisierungen (fünf Jahre oder länger) nach.  
 
Die Paarbeziehung zwischen traumatisierten Personen und ihren Partnern/-innen wurde ver-
schiedentlich als durch die PTBS-Symptomatik belastet beschrieben (für einen Überblick 
z. B. Lambert et al., 2012; Taft, Watkins, Stafford, Street & Monson, 2011). Beispielsweise 
berichteten Partner/-innen von an PTBS erkrankten Personen mehr Beziehungsprobleme 
und –konflikte, geringere Intimität, geringere sexuelle Zufriedenheit und geringere Zufrieden-
heit mit der Partnerschaft als Partner/-innen von Personen ohne PTBS (Broman, Riba & 
Trahan, 1996; Dekel & Monson, 2010; Galovski & Lyons, 2004; Jordan et al., 1992; Lev-
Wiesel & Amir, 2010; Riggs, Byrne, Weathers & Litz, 1998). Sie nahmen ihr soziales Umfeld 
als weniger unterstützend wahr, berichteten geringere partnerschaftliche und innerfamiliäre 
Kohäsion, Ausdrucksfähigkeit und weniger Konsens als Vergleichsgruppen (Solomon et al., 
1992; Westerink & Giarratano, 1999). Dabei hing die Stärke der PTBS-Symptomatik häufig 
mit der berichteten Stärke der Beziehungsprobleme innerhalb der Paarbeziehung zusammen 
(Riggs et al., 1998). Allen und Kollegen/-innen (2010) berichteten beispielsweise signifikante 
Korrelationen zwischen -0,27 und -0,39 zwischen der PTBS-Symptomstärke von US-ameri-
kanischen Kriegsveteranen und ehelicher Zufriedenheit, partnerschaftlichem Engagement, 
Zuversicht in die Zukunft der Beziehung sowie partnerschaftlicher Verbindung („bonding“, 
S. 6) in ihrer Einschätzung sowie der Einschätzung ihrer Partnerinnen. Koenen, Stellman, 
Sommer und Stellman (2008) stellten in ihrer Befragung von Vietnam-Veteranen fest, dass 
die eheliche Zufriedenheit der an PTBS Erkrankten über einen Zeitraum von 14 Jahren sig-
nifikant abnahm. Anhaltende PTBS war hier deutlich mit negativer eingeschätzten Familien-




iert. Zudem hatten die Befragten, die gegenwärtig stärker ausgeprägte PTBS-Symptome 
berichteten, mit höherer Wahrscheinlichkeit eine Scheidung erlebt.  
 
Kinder  
Eine erhöhte psychische Belastung bei Kindern traumatisierter Eltern wurde verschiedentlich 
durch Studien belegt. So wurden bei Nachkommen traumatisierter Soldaten/-innen im Ver-
gleich zu Kontrollgruppen erhöhte Raten depressiver Symptome und von Symptomen der 
Ängstlichkeit, Entwicklungsstörungen, sowie Verhaltens- und emotionalen Auffälligkeiten 
festgestellt (Dekel & Goldblatt, 2008; Herzog et al., 2011; Klarić et al., 2008). Im Vergleich 
von erwachsenen Nachkommen traumatisierter israelischer Soldaten mit Nachkommen 
israelischer Soldaten ohne PTBS zeigten sich signifikant stärkere Symptome der PTBS 
sowie verschiedener psychiatrischer Symptome und eine geringere Fähigkeit zu Intimität in 
der erstgenannten Gruppe (Dinshtein, Dekel & Polliack, 2011). Kinder von Überlebenden der 
Shoah wiesen signifikant höhere Raten der PTBS sowie affektiver und Angststörungen auf 
(Yehuda, Schmeidler, Wainberg, Binder-Brynes & Duvdevani 1998; Yehuda, Bell, Bierer & 
Schmeidler, 2008) und berichteten geringere Selbstsicherheit, größere Sorge um zwischen-
menschliche Beziehungen und stärkere Ängstlichkeit (Gangi, Talamo & Ferracuti, 2009). 
Negative Auswirkungen von Foltererlebnissen der Elterngeneration auf ihre Kinder wiesen 
Daud, Skoglund und Rydelius (2005) nach. Sie berichteten aus ihrer Studie an insgesamt 30 
Familien, dass Kinder aus Flüchtlingsfamilien signifikant erhöhte Symptome von Ängstlich-
keit, Depressivität und PTBS sowie größere Aufmerksamkeitsdefizite und Verhaltensstörun-
gen aufwiesen, wenn ein oder beide Elternteile Folter erlebt hatten, im Vergleich zu Flücht-
lingskindern, deren Eltern keine Folter erlebten. Klinitzke und Kollegen/-innen (2012) befrag-
ten eine Gruppe von 43 Nachkommen ehemals in SBZ oder DDR politisch inhaftierter Perso-
nen. Die Gesamtgruppe wies im Vergleich zu Repräsentativstichproben eine signifikant hö-
here Belastung in den Bereichen Depressivität, Ängstlichkeit und somatoforme Beschwerden 
auf. Innerhalb der Gesamtgruppe der Nachkommen ergaben sich in Bezug auf diese psychi-
schen Belastungen weder Geschlechtsunterschiede noch Unterschiede zwischen den Perso-
nen, die zur Zeit der elterlichen Haft bereits geboren waren und denen, die später geboren 
wurden.  
 
Den Ergebnissen zu erhöhter psychischer Belastung bei Nachkommen traumatisierter Eltern 
steht jedoch eine Reihe von Studien gegenüber, die keine solche erhöhte Belastung fanden 
(s. z. B. Levav, Levinson, Radomislensky, Shemesh & Kohn, 2007; Major, 1996; Sagi-
Schwartz et al., 2003). Die psychopathologische Belastung der Untersuchungsgruppen 
unterschied sich hier nicht von der der Vergleichsgruppen. Dass in anderen Studien eine 




zurückgeführt, da vor allem dann eine signifikant stärkere psychische Belastung festgestellt 
wurde, wenn es sich bei der Untersuchungsgruppe um eine klinische Stichprobe handelte 
(van Ijzendoorn, Bakermans-Kranenburg & Sagi-Schwartz, 2003; Kellermann, 2001).  
Das Bild von sekundärer Traumatisierung bei Nachkommen traumatisierter Eltern differen-
ziert sich weiter, wenn Ergebnisse zur Vulnerabilität für psychische Störungen einbezogen 
werden. Kinder traumatisierter Eltern scheinen häufiger als andere eine PTBS zu entwickeln, 
wenn sie selbst PTEs, wie eine Krebserkrankung oder Kriegserfahrungen, erleiden (Baider et 
al., 2000; Baider, Goldzweig, Ever-Hadani & Peretz, 2006; Solomon, Kotler & Mikulincer, 
1988; Yehuda, Schmeidler, Wainberg et al., 1998). Möglicherweise stehen auch physiolo-
gische Vermittlungsmechanismen mit dieser erhöhten Vulnerabilität in Verbindung. Yehuda 
und Bierer (2008) wiesen beispielsweise einen Zusammenhang zwischen der Schwere der 
PTBS-Symptome der Eltern, insbesondere der Mütter, und dem Cortisol-Spiegel ihrer Nach-
kommen nach.  
 
Zur Beziehungsgestaltung zwischen traumatisierten Eltern und ihren Kindern liegen ebenfalls 
widersprüchliche Befunde vor. Überbehütendes Verhalten der Eltern wurde ebenso berichtet 
wie ihre emotionale Unzugänglichkeit (s. z. B. Dekel & Goldblatt, 2008; Kaitz, Levy, Ebstein, 
Faraone & Mankuta 2009), vergleichsweise strengeres Erziehungsverhalten (Gangi et al., 
2009) oder weniger strenges, ängstliches (Bar-On et al., 1998; Major, 1996; Rowland-Klein & 
Dunlop, 1997). Kinder traumatisierter Eltern beschrieben ihre Familien als weniger expressiv 
in Bezug auf Emotionen und weniger in der Lage, Entscheidungen zu treffen (Gangi et al., 
2009) und als stärker konfliktorientiert (Westerink & Giarratano, 1999) als Kinder in Kontroll-
gruppen.  
Die verschiedenen Ausprägungen des Erziehungsverhaltens wurden von den Autoren/-innen 
auf posttraumatische Symptome bzw. die traumatischen Erfahrungen der Eltern zurückge-
führt – einerseits als Ausweitung der eigenen Ängste und des Vermeidungsverhaltens auf 
die Kinder, andererseits als Abgrenzung von ihnen als Schutz vor Aufregung und Belastung 
(s. z. B. Kaitz et al., 2009). Vor allem in der Forschung zu transgenerationaler Traumatisie-
rung in Familien Holocaust-Überlebender wurde wiederholt konstatiert, dass sehr enge Bin-
dungen zwischen Kinder und Eltern bestünden, die Kinder parentifiziert23 und überbehütet 
würden und ihrerseits ihren Eltern gegenüber überbehütendes Verhalten zeigten. Mit dieser 
innerfamiliären Dynamik gingen Schwierigkeiten bei der Autonomieentwicklung und Ablö-
sung vom Elternhaus einher (s. z. B. Bar-On et al., 1998; Mazor & Tal, 1996). Die Befunde 
zu Überbehütung und Parentifizierung wurden z. T. auf die Verlust-Erlebnisse Holocaust-
Überlebender bezogen (z. B. Podietz et al., 1984; Kühner, 2007; s. a. Freyberger & Freyber-
                                                 
23 Bei einer Parentifizierung kommt es zu einer innerfamiliären Übernahme der elterlichen Rolle bzw. 




ger, 2011), aber auch aus Untersuchungen in anderen Populationen, z. B. bei Kindern in 
Flüchtlingsfamilien, berichtet (Haversiek-Vogelsang, 2010; im Überblick: Danieli, 1998).  
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass nicht per se erhöhte Raten psychischer Belas-
tung bei Kindern traumatisierter Eltern auftraten (van Ijzendoorn et al., 2003; Kellermann, 
2001). In klinischen Stichproben wurden allerdings erhöhte Raten psychischer Störungen 
und besondere Formen der Beziehungsgestaltung wie z. B. gegenseitige Überbehütung ge-
funden (s. z. B. Kellermann, 2001). Möglicherweise besteht eine erhöhte Vulnerabilität für die 
Entwicklung psychischer Störungen wie der PTBS bei Nachkommen traumatisierter Eltern 
(s. o.; Glaesmer, Reichmann-Radulescu et al., 2011). 
 
Kommunikation  
Die Kommunikation in Familien, in denen mindestens ein Familienmitglied ein traumatisches 
Erlebnis hatte, wurde in Bezug auf Partnerschaften wie auch Eltern-Kind-Beziehungen unter-
sucht. Dekel und Goldblatt (2008) bezeichneten die Kommunikation über das Trauma inner-
halb der Familie als „zentralen Übertragungsmechanismus“ (S. 285) der psychischen Belas-
tung.  
Kriegsveteranen mit PTBS zeigten sich weniger emotional expressiv und offen mit ihren 
Partnern/-innen (Monson, Taft & Fredman, 2009). Schwierigkeiten in affektiver Kommuni-
kation sowie problemlösender Kommunikation standen in Zusammenhang mit der Ausprä-
gung von Symptomen der PTBS beider Partner/-innen in Flüchtlingspaaren – je höher die 
Symptome der PTBS, desto negativer wurde die Kommunikation beschrieben (Spasojević, 
Heffer & Snyder, 2000). Stärkere PTBS-Symptome hingen zudem mit stärkerer verbaler Ag-
gressivität in Paarbeziehungen ehemaliger Kriegsgefangener (O’Donnell, Cook, Thompson, 
Riley & Neria, 2006) und negativerer Kommunikation in Paarbeziehungen von Kriegsvetera-
nen (Allen et al., 2010) zusammen.  
Holocaust-Überlebende waren weniger offen in Bezug auf ihre Erlebnisse im Gespräch mit 
ihren Kindern als Eltern einer Vergleichsgruppe, die den Holocaust im Exil überlebten (Major, 
1996) und Nachkommen, die die Kommunikation über den Holocaust als weniger offen und 
stärker nonverbal wahrnahmen, zeigten sich in Bezug auf interpersonelle Beziehungen stär-
ker belastet und nahmen sich selbst als weniger verbunden wahr (Wiseman et al., 2002).  
Im Allgemeinen wurde offene innerfamiliäre Kommunikation über das traumatische Erlebnis 
positiv, keine oder ambivalente Kommunikation darüber als eher negativ, im Sinne von mit 
stärkerer psychischer Belastung oder Symptomatik einhergehend, bewertet (s. z. B. Dekel & 
Goldblatt, 2008; Walter, Möller & Adam, 2000; Wiseman, Metzl & Barber, 2002). Exzessive 




Belastung der Familienmitglieder in Zusammenhang gebracht (s. z. B. Galovski & Lyons, 
2004; Kellermann, 2001; Dekel & Goldblatt, 2008). 
 
Es gibt Hinweise darauf, dass die Art der innerfamiliären Kommunikation bzw. die Art des 
Sprechens über die traumatischen Erfahrungen den Zusammenhang zwischen PTBS und 
innerfamiliärer Beziehungsqualität beeinflusst. Solomon und Kollegen/-innen (2011) fanden, 
dass die Veteranen mit PTBS, die ein höheres Ausmaß an „emotional sharing“, also Mittei-
lung von Gefühlen, angaben, ihre elterliche Funktionsfähigkeit höher einstuften als solche, 
die geringeres emotional sharing berichteten. Auch „Self-disclosure“, also das Ausmaß des 
Offenlegens von Gefühlen und Gedanken, stand in positivem Zusammenhang mit der Part-
nerschaftsqualität in Familien traumatisierter ehemaliger Kriegsgefangener (Dekel, Enoch & 
Solomon, 2008).  
 
Familienbeziehungen  
Nur wenige Studien haben die Auswirkungen traumatischer Erfahrungen einzelner Familien-
mitglieder auf das Familiensystem, über partnerschaftliche Dyaden oder Eltern-Kind-Dyaden 
hinaus, in den Blick genommen. Allerdings ist davon auszugehen, dass sich die Qualität der 
elterlichen Beziehung und die der Eltern-Kind-Beziehung innerhalb einer Familie wechselsei-
tig beeinflussen und dass Dimensionen der Familienfunktionen wie innerfamiliäre Kommuni-
kation, Kohäsion oder Flexibilität alle Familienmitglieder betreffen (Erel & Burman, 1995; 
Fisiloglu & Lorenzetti, 1994). Befunde dazu, wie sie oben getrennt für Partner/-innen und 
Kinder traumatisierter Personen berichtet wurden, können deshalb möglicherweise mit 
Einschränkungen auf die Familienebene übertragen werden. Hinweise darauf geben auch 
Studien, die sowohl Dimensionen der Partnerschaftsqualität wie der Eltern-Kind-Beziehun-
gen untersuchten. Beispielsweise korrelierte die Ausprägung der PTBS-Symptomatik von 
Kriegsveteranen signifikant mit der Einschätzung elterlicher Zusammenarbeit bei der Kinder-
erziehung („parental alliance“, S. 6; Allen et al., 2010) sowie verschiedenen Dimensionen der 
Paarbeziehung, und zwar sowohl in der Einschätzung der Indexperson wie auch der Partne-
rin. In der Einschätzung von neuseeländischen Vietnam-Veteranen hingen die Einschätzung 
der Partnerschaftsqualität und der Familienfunktionen signifikant zusammen und ließen sich 
in ihrer Ausprägung partiell durcheinander vorhersagen (MacDonald, Chamberlain, Long & 
Flett, 1999). Möglicherweise lassen sich die Belastungen der Familienbeziehungen auch 
über grundlegende Schwierigkeiten in interpersonalen Beziehungen, also zum Beispiel in der 
Aggressionsregulation oder der Herstellung von Intimität, erklären, die wiederum durch eine 
PTBS entstehen (s. z. B. Dekel, Enoch & Solomon, 2008; MacDonald et al., 1999).  
Ergebnisse, die entweder auf den Angaben der Indexpersonen oder auf den Angaben von 




Befunden, nach denen eine Traumatisierung bzw. eine PTBS mit einer Belastung der Fami-
lienbeziehungen einhergeht. Eltern mit einer PTBS berichteten beispielsweise schlechtere 
Beziehungen zu ihren Kindern als Eltern ohne PTBS, und zwar hinsichtlich der Beziehungs-
qualität und des Auftretens von Konflikten bzw. gegen die Kinder gerichtetem aggressiven 
Verhalten (Lauterbach et al., 2007). Sie berichteten auch größere familiäre Probleme sowie 
größere Schwierigkeiten, sich wieder in die Familie zu integrieren, nach der Rückkehr aus 
einem Militäreinsatz (Sayers, Farrow, Ross & Oslin, 2009). Zerach, Solomon, Horesh und 
Ein-Dor (2013) konnten in einer längsschnittlichen Untersuchung von Kriegsveteranen des 
Libanon-Kriegs zeigen, dass die Höhe der PTBS-Symptomatik signifikant mit der Höhe der 
Einschätzung innerfamiliärer Kohäsion über einen Zeitraum von 20 Jahren verbunden war – 
stärkere PTBS-Symptome unmittelbar nach dem Kriegseinsatz standen mit geringerer inner-
familiärer Kohäsion zwei Jahre später in Zusammenhang; ebenso wie stärkere Symptome 
der PTBS zu dieser Zeit mit geringerer familiärer Kohäsion 18 Jahre später. Andersherum 
konnten geringere PTBS-Symptome durch höhere innerfamiliäre Kohäsion vorhergesagt 
werden.  
Punamäki und Kollegen/-innen (2006) und Nickerson und Kollegen/-innen (2011) konnten 
durch die Analyse aggregierter Daten von mehreren Familienmitgliedern aus 65 bzw. 100 
Familien zeigen, dass die Höhe der Belastung durch PTBS und depressive Symptome der 
Familienmitglieder mit steigender Anzahl erlebter Traumatisierungen verschiedener Fami-
lienmitglieder anstieg. Auswirkungen traumatischer Erlebnisse auf der Familiensystemebene 
sind somit auch über die Datenerhebung über mehrere Familienmitglieder belegt. In beiden 
Studien war jedoch nicht zu trennen, ob es sich um Auswirkungen sekundärer oder primärer 
Traumatisierung handelte.  
Zusammenfassend ergaben sich auf der Basis verschiedener Studien Hinweise auf eine 
signifikant stärkere Belastung der Familienbeziehungen durch die PTBS eines Familienmit-
glieds. Die Befunde beruhen zum größten Teil auf Selbstauskünften der primär traumatisier-
ten Person (s. z. B. Samper, Taft, King & King, 2004; Zerach et al., 2013), zum Teil aber 
auch auf Angaben mehrerer Familienmitglieder (Punamäki et al., 2006; Nickerson et al., 
2011; Westerink & Giarratano, 1999).  
 
Hinweise auf Geschlechtseffekte im innerfamiliären posttraumatischen Geschehen 
Ähnlich wie hinsichtlich der Auswirkungen traumatischer Erfahrungen Ergebnisse vorliegen, 
die das Geschlecht als bedeutsamen Faktor für die Verarbeitung bei den primär Betroffenen 
nahelegen (s. 3.2.3), gibt es auch Ergebnisse, die dies für die sekundären Auswirkungen 
traumatischer Erfahrungen innerhalb der Familie tun. Yehuda und Kollegen/-innen (2008) 
konnten beispielsweise zeigen, dass die mütterliche, nicht aber die väterliche PTBS die Vul-




Scharf (2007) berichtete signifikant höhere Werte psychischer Belastung (BSI) bei Teilneh-
menden, deren Mutter den Holocaust überlebt hatte im Vergleich zu denen, bei denen nur 
der Vater oder kein Elternteil den Holocaust überlebt hatte. In einer Studie von Spasojević 
und Kollegen/-innen (2000), die aus Bosnien geflohene Paare befragten, war die eheliche 
Zufriedenheit der Partnerinnen, nicht aber der Partner, durch die PTBS des Mannes und die 
eigene PTBS vorhersagbar. Dabei hatte die PTBS des Partners vergleichsweise eine stärke-
re Vorhersagekraft für die eheliche Zufriedenheit der Frauen als ihre eigene PTBS-Sympto-
matik. Lev-Wiesel und Amir (2010) zeigten, dass weibliche Partnerinnen von Holocaust-
Überlebenden stärkere psychische Belastung zeigten als männliche Partner weiblicher 
Überlebender, vor allem, wenn die PTBS der Indexpersonen stark ausgeprägt war.  
 
Methodische Aspekte  
Auf der Ebene der Methodik können die hier berichteten Studien unter anderem danach un-
terschieden werden, welche Personen zur Traumatisierung und zu Symptomen der sekundä-
ren Traumatisierung befragt wurden (s. dazu auch z. B. Dekel & Monson, 2010; Taft et al., 
2011). Einige Studien befragten die traumatisierte Person selbst, andere die Partner/-innen 
oder die Kinder und wieder andere befragten mehrere Familienmitglieder. Zum Teil gaben 
die Befragten über ihre eigene Symptombelastung Auskunft, zum Teil auch über die ihrer 
Angehörigen. Wie bereits erwähnt, wurden einerseits Einschätzungen der Familienbeziehun-
gen erhoben, andererseits Symptome psychischer Belastung bei den einzelnen Familienmit-
gliedern – und das jeweils durch Selbsteinschätzung oder Einschätzung von Familienmitglie-
dern. Die Erhebung von Symptombelastung und Beziehungsqualität mehrerer Familienmit-
glieder durch die Befragung einer einzigen Person ist nicht ganz unproblematisch. Möglicher-
weise kommt es zu spezifischen Verzerrungen, z. B. durch die mit psychischen Störungen 
wie PTBS und Depressionen einhergehenden Veränderungen kognitiver Schemata. Jordan 
und Kollegen/-innen (1992) fanden beispielsweise signifikante Unterschiede in der Einschät-
zung der Familienfunktionen in den Familien von Vietnam-Veteranen mit PTBS verglichen 
mit Familien von Vietnam-Veteranen ohne PTBS – allerdings bewerteten nur die Veteranen 
selbst, nicht aber ihre Partner/-innen im Gruppenvergleich die Familienfunktionen signifikant 
schlechter. Taft und Kollegen/-innen (2011) fanden in ihrer Meta-Analyse jedoch keine signi-
fikanten Unterschiede im Zusammenhang zwischen PTBS und Beziehungsproblemen in Ab-
hängigkeit von Angaben der Indexperson vs. der Partner/-innen.  
Weiterhin handelt es sich bei vielen der berichteten Studien um Befragungen von Solda-
ten/-innen und / oder ihren Angehörigen, vor allem, wenn sekundäre Traumatisierung von 
Partnern und Partnerinnen untersucht wurde. Bei Lambert und Kolleginnen (2012) zeigte 




psychischen Belastung der Partner/-innen in Stichproben aus der Armee im Vergleich zu 
anderen Stichproben.  
Weitere Gemeinsamkeiten und Unterschiede sekundärer Traumatisierungen in verschiede-
nen Stichproben und über verschiedene Formen der Datenerhebung hinweg gilt es zukünftig 
herauszuarbeiten, nicht zuletzt im Rahmen der vorliegenden Arbeit.  
4 Fragestellung 
 
Im Fokus der vorliegenden Arbeit stehen die Familien derer, die in der DDR politisch inhaf-
tiert waren. Während die Bedingungen politischer Haft und ihre psychischen Auswirkungen 
bei den Betroffenen bereits in einigen Studien untersucht wurden, gerieten ihre Familien bis-
her weniger in den Blick der Forschung. Dass sich traumatische Erfahrungen über die unmit-
telbar Betroffenen hinaus auch auf ihre Familien auswirken können und dass umgekehrt die 
Familienbeziehungen mit der Bewältigung traumatischer Erfahrung in Zusammenhang ste-
hen, wurde jedoch in anderen Kontexten vielfach untersucht und es ist deshalb auch für die 
Familien politisch Inhaftierter in der DDR zu prüfen.  
Nach einer kurzen Zusammenfassung der in Kapitel 3 dargestellten Befunde und theore-
tischen Ansätze (4.1) folgen die Zielstellung der Arbeit (4.2), die einzelnen Fragestellungen 
(4.3) sowie ihre Übersetzung in Hypothesen (4.4).  
 
4.1 Zusammenfassung und Integration der theoretischen Befunde 
 
Die politische Inhaftierung in der DDR war durch eine Vielzahl von potenziell traumatisieren-
den Ereignissen gekennzeichnet. Die hohen Prävalenzraten psychischer Erkrankungen in 
untersuchten Stichproben ehemaliger politisch Inhaftierter sowie die Befunde zum Auftreten 
solcher potenziell traumatischer Stressoren (3.2.4) belegen dies deutlich. Dabei traten nicht 
nur in allen Phasen der Haft potenziell traumatische Stressoren auf, sondern auch vor und 
nach der Haft. Hier waren politisch Inhaftierte häufig sogenannten nichtstrafrechtlichen Re-
pressionsmaßnahmen ausgesetzt (3.1), die ebenfalls zu psychischen Folgestörungen führen 
konnten.  
Familienangehörige politisch Inhaftierter waren wahrscheinlich ebenfalls häufig nichtstraf-
rechtlichen Repressionsmaßnahmen ausgesetzt (3.3.2). Zudem waren sie möglicherweise 
Ereignissen, die aus der Verhaftung resultierten, der Abwesenheit und später der psychi-
schen Belastung ihres/-r entlassenen Angehörigen ausgesetzt (3.4).  
Die Wechselwirkung von traumatischen Erlebnissen und Familienbeziehungen wurde bisher 
vor allem in Bezug darauf untersucht,  
- welchen Einfluss die Familienbeziehungen auf die psychische Gesundheit einer Per-
son nach Erleben eines potenziell traumatischen Stressors haben (im Sinne einer 
Ressource bzw. eines Risikofaktors für die Indexperson) und 
- welchen Einfluss potenziell traumatische Stressoren auf Familiensysteme und ein-
zelne Mitglieder des Familiensystems haben (im Sinne sekundärer Traumatisierung 




Dabei wurden negative Zusammenhänge zwischen der Schwere psychischer Belastung 
nach traumatischen Erlebnissen bei der Indexperson und der Qualität ihrer Familienbezie-
hungen sowie positive Zusammenhänge mit der Schwere der Belastung ihrer Angehörigen 
gefunden. Diese Ergebnisse wurden sowohl als Beleg für die protektive Wirkung guter inner-
familiärer Beziehungen wie auch als Beleg für die negativen Auswirkungen traumatischer 
Stressoren und posttraumatischer psychischer Belastung auf Familien angesehen.  
Ein zentraler Punkt bei der Untersuchung der Auswirkungen traumatischer Ereignisse auf 
Familien ist die Unterscheidung danach, ob der traumatische Stressor ein Familienmitglied, 
mehrere Familienmitglieder oder alle Familienmitglieder im Sinne einer primären Traumati-
sierung betraf. Belastungssymptome von Familienmitgliedern, die dem traumatischen Stres-
sor nicht selbst ausgesetzt waren, werden im Rahmen der Forschung zu sekundärer Trau-
matisierung auf ihren Zusammenhang mit dem Erleben eines traumatischen Stressors durch 
die primär traumatisierten Angehörigen (Indexpersonen) oder ihren Symptomen psychischer 
Belastung geprüft. Hier scheint vor allem das Vorliegen einer PTBS, weniger das Erleben 
eines PTEs der Indexperson mit erhöhter psychischer Belastung bei den Angehörigen zu-
sammenzuhängen. Partner/-innen zeigten sich in Abhängigkeit von einer PTBS-Diagnose 
ihres Partners / ihrer Partnerin über verschiedene Populationen hinweg signifikant stärker 
belastet. Für die sekundäre Traumatisierung von Nachkommen ergaben sich Hinweise so-
wohl auf eine erhöhte psychische Belastung bei elterlicher PTBS wie auch keine erhöhte 
psychische Belastung trotz elterlicher PTBS. Hinsichtlich der Familienfunktionen sind die 
Ergebnisse uneinheitlich. Auch hier ergaben die Studien, die die Paarbeziehung nach trau-
matischen Erlebnissen untersuchten, zusammengefasst deutlichere Hinweise auf Beein-
trächtigungen als die Studien, die die Eltern-Kind-Beziehung untersuchten.  
Neben den Familienfunktionen wurden weitere Indikatoren für den innerfamiliären Umgang 
mit der Traumatisierung in die Untersuchung der Auswirkungen potenziell traumatischer 
Stressoren auf Familien einbezogen. Die Kommunikation über das Ereignis wurde dabei so-
wohl im Zusammenhang mit der psychischen Gesundheit der Indexperson wie auch der An-
gehörigen untersucht (3.2.4; 3.4.3). Vor allem extreme Ausprägungen der Kommunikation, 
also sehr seltene oder sehr häufige Kommunikation, wurden dabei als ungünstig für die psy-
chische Gesundheit der sekundär betroffenen Angehörigen, z. T. aber auch für die primär 









4.2 Zielsetzung der Arbeit 
 
Die vorliegende Arbeit hat das Ziel, die Auswirkungen politischer Haft in der DDR auf die 
Familien24 der Inhaftierten zu untersuchen. Dies umfasst die Untersuchung der Stressoren, 
also der Erlebnisse politischer Verfolgung, die stattgefunden haben sowie der Auswirkungen 
auf der Individualebene, genauer, Symptome psychischer Belastung bzw. Störungen der 
Familienangehörigen und der Ebene der Familienbeziehungen (s. Abbildung 4).  
Das zentrale Anliegen ist, Prozesse primärer und sekundärer Traumatisierung in den 
Familien ehemaliger politisch Inhaftierter der DDR zu identifizieren.  
 
Als potenziell traumatische Stressoren sind die politische Haft, nichtstrafrechtliche Repres-
sionsmaßnahmen sowie Erlebnisse im Zusammenhang mit der politischen Haft bei den nicht 
inhaftierten Angehörigen zu untersuchen. Als psychische Belastung auf der Individualebene 
sollen Symptome und Vollbild der PTBS sowie Symptome anderer psychischer Störungen 
erfasst werden. Die Familienbeziehungen sollen durch die in der Familienforschung häufig 
verwendeten Dimensionen der allgemeinen Familienfunktionalität, der Funktionalität der 
Kommunikation, der Flexibilität und der Kohäsion abgebildet werden. Die Kommunikation soll 
zusätzlich spezifisch in Bezug auf die innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft 















































e Psychische Belastung 
Partner/-innen
Anm.: Die durchgezogenen Pfeile beziehen sich auf die postulierten Zusammenhänge bei primärer Traumatisierung (Fragestellung 3.1).
Die gestrichelten Pfeile beziehen sich auf die postulierten Zusammenhänge bei sekundärer Traumatisierung (Fragestellung 3.2). 
 
Abbildung 4: Zu untersuchende Dimensionen und ihre postulierten Zusammenhänge  
 
                                                 




Daraufhin sollen die Zusammenhänge zwischen den Stressoren und der psychischen Belas-
tung der Familienmitglieder untersucht werden (Abbildung 4). Einerseits soll die primäre 
Traumatisierung der Familienmitglieder, also die Verbindung zwischen erlebten Stressoren 
und der psychischen Belastung geprüft werden; andererseits die sekundäre Traumatisie-
rung, also der Zusammenhang zwischen der psychischen Belastung der Indexperson inner-
halb der Familie und der der anderen Familienmitglieder sowie der Funktionalität ihrer Fami-
lienbeziehungen. Für die Analyse sekundärer Traumatisierung ist auch die Kommunikation 
über die politische Haft auf diese Zusammenhänge zu prüfen.  
Aufbauend auf den im Kapitel 3 dargelegten und oben zusammengefassten Befunden 
ergeben sich einzelne Fragestellungen, die im Folgenden aufgeführt sind.  
 
4.3 Fragestellungen  
 
1. Welchen potenziell traumatischen Stressoren waren die Familien der ehemaligen 
politisch Inhaftierten im Zusammenhang mit der Haft ausgesetzt?  
 
2. Wie und mit wem haben die ehemaligen politisch Inhaftierten, ihre Partner/-innen und 
Kinder innerhalb der Familie über die politische Haft gesprochen?  
 
3. Sind die Familien politisch Inhaftierter, also die ehemaligen politisch Inhaftierten, ihre 
Partner/-innen und ihre Kinder, psychisch belastet?  
3.1. Welche Auswirkungen im Sinne primärer Traumatisierung hatten die politische 
Haft und die damit in Zusammenhang stehenden potenziell traumatisierenden Stres-
soren auf die psychische Gesundheit der ehemaligen Inhaftierten, der Partner/-innen 
und der Kinder?  
3.2. Sind die Partner/-innen und Kinder der ehemaligen politisch Inhaftierten im Sinne 
sekundärer Traumatisierung psychisch belastet? Sind die Familienbeziehungen in 
den Familien ehemaliger politisch Inhaftierter im Sinne sekundärer 
Traumatisierung verändert?  
 
4. Gibt es Zusammenhänge zwischen der Kommunikation über die Haft und der psychi-







4.4 Umsetzung der Fragestellungen in Hypothesen  
 
Die formulierten Forschungsfragen werden nachfolgend in Hypothesen übersetzt, um sie 
inferenzstatistisch prüfen zu können. Für die Fragestellungen 1 und 2 ist eine solche Über-
setzung nicht notwendig, da sie über deskriptive Statistiken beantwortet werden können.  
Für die anderen Fragestellungen finden sich nachfolgend die Hypothesen, die in die 
Hypothesengruppen A, B, C und D unterteilt sind.  
 
Hypothesengruppe A: Psychische Belastung (Fragestellung 3) 
A1) Die ehemaligen politisch Inhaftierten sind signifikant stärker psychisch belastet als eine 
repräsentative Vergleichsstichprobe hinsichtlich der 
A1.1) posttraumatischen Belastungsstörung und  
A1.2) Belastung durch Symptome anderer psychischer Störungen.  
A2) Die Partner/-innen ehemaliger politisch Inhaftierter sind signifikant stärker psychisch 
belastet als eine repräsentative Vergleichsstichprobe hinsichtlich der  
A2.1) posttraumatischen Belastungsstörung und  
A2.2) Belastung durch Symptome anderer psychischer Störungen.  
A3) Die Kinder ehemaliger politisch Inhaftierter sind signifikant stärker psychisch belastet als 
eine repräsentative Vergleichsstichprobe hinsichtlich der 
A3.1) posttraumatischen Belastungsstörung und  
A3.2) Belastung durch Symptome anderer psychischer Störungen.  
 
Hypothesengruppe B: Primäre Traumatisierung (Fragestellung 3.1) 
B1) Partner/-innen und Kinder, die die Haftzeit miterlebt haben, sind signifikant stärker 
psychisch belastet als die Partner/-innen und Kinder, die die Haftzeit nicht miterlebt haben.  
B1.1) Die Partner/-innen, die zur Zeit der Haft bereits in einer Beziehung mit dem / 
der politisch inhaftierten Person waren, weisen eine signifikant höhere Belastung in 
den Bereichen PTBS, Symptome anderer psychischer Störungen und subjektive Be-
lastung durch die politische Haft auf als diejenigen, die erst nach der Haftentlassung 
eine Beziehung mit einer ehemals inhaftierten Person begannen. 
B1.2) Die Kinder, die zur Zeit der Haft bereits geboren waren, weisen eine signifikant 
höhere psychische Belastung in den Bereichen PTBS, Symptome anderer psychi-
scher Störungen und subjektive Belastung durch die politische Haft auf als diejenigen, 
die erst nach der Haftentlassung geboren wurden. 
B2) Partner/-innen und Kinder, die eigene potenziell belastende Ereignisse im Zusammen-
hang mit der politischen Haft erlebt haben, wie z.B. psychische oder körperliche Gewalt bei 




die keine eigenen potenziell belastenden Ereignisse im Zusammenhang mit der politischen 
Haft erlebt haben.  
B2.1) Die Partner/-innen, die eigene potenziell belastende Ereignisse im Zusammen-
hang mit der politischen Haft erlebt haben, weisen eine signifikant höhere Belastung 
in den Bereichen PTBS, Symptome anderer psychischer Störungen und subjektive 
Belastung durch die politische Haft auf als diejenigen, die keine solchen Ereignisse 
erlebt haben. 
B2.2) Die Kinder, die eigene potenziell belastende Ereignisse im Zusammenhang mit 
der politischen Haft erlebt haben, weisen eine signifikant höhere Belastung in den Be-
reichen PTBS, Symptome anderer psychischer Störungen und subjektive Belastung 
durch die politische Haft auf als diejenigen, die keine solchen Ereignisse erlebt 
haben. 
B3) Die Familienmitglieder, die nichtstrafrechtlichen Repressionsmaßnahmen ausgesetzt 
waren, sind signifikant stärker psychisch belastet als diejenigen, die keine nichtstrafrecht-
lichen Repressionsmaßnahmen erlebt haben.  
B3.1) Die ehemaligen Inhaftierten, die nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen 
erlebt haben, weisen eine signifikant höhere Belastung in den Bereichen PTBS, 
Symptome anderer psychischer Störungen und subjektive Belastung durch die politi-
sche Haft auf als die ehemaligen Inhaftierten, die keine solchen Maßnahmen erlebt 
haben.  
B3.2) Die Partner/-innen, die nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen erlebt ha-
ben, weisen eine signifikant höhere Belastung in den Bereichen PTBS, Symptome 
anderer psychischer Störungen und subjektive Belastung durch die politische Haft auf 
als die Partner/-innen, die keine solchen Maßnahmen erlebt haben. 
B3.3) Die Kinder, die nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen erlebt haben, wei-
sen eine signifikant höhere Belastung in den Bereichen PTBS, Symptome anderer 
psychischer Störungen und subjektive Belastung durch die politische Haft auf als die 
Kinder, die keine solchen Maßnahmen erlebt haben. 
 
Hypothesengruppe C: Sekundäre Traumatisierung (Fragestellung 3.2) 
C1) Weist die Indexperson innerhalb der Familie eine PTBS auf, sind Partner/-innen und Kin-
der signifikant stärker psychisch belastet als wenn die Indexperson keine PTBS aufweist.  
C1.1) Die Partner/-innen der ehemaligen Inhaftierten mit PTBS haben signifikant häu-
figer selbst eine PTBS, zeigen stärkere Symptome der PTBS sowie anderer psychi-
scher Störungen und berichten eine höhere subjektive Belastung durch die politische 




C1.2) Die Kinder der ehemaligen Inhaftierten mit PTBS haben signifikant häufiger 
selbst eine PTBS, zeigen stärkere Symptome der PTBS sowie anderer psychischer 
Störungen und berichten eine höhere subjektive Belastung durch die politische Haft 
als die Kinder der ehemaligen Inhaftierten ohne PTBS.  
C2) Weist die Indexperson innerhalb der Familie eine PTBS auf, sind die Familienbeziehun-
gen innerhalb dieser Familien signifikant weniger funktional als in den Familien, in denen die 
Indexperson keine PTBS aufweist.  
C2.1) Die ehemaligen Inhaftierten, die eine PTBS aufweisen, berichten signifikant ge-
ringere Familienfunktionalität in den Bereichen allgemeine Funktionalität, Kommuni-
kation, Flexibilität und Kohäsion und eine höhere subjektive Belastung der Familien-
beziehungen durch die politische Haft als diejenigen, die keine PTBS aufweisen.  
C2.2) Die Partner/-innen der ehemaligen Inhaftierten mit PTBS berichten signifikant 
geringere Familienfunktionalität in den Bereichen allgemeine Funktionalität, Kommu-
nikation, Flexibilität und Kohäsion und eine höhere subjektive Belastung der Familien-
beziehungen durch die politische Haft als die Partner/-innen der ehemaligen Inhaftier-
ten ohne PTBS.  
C2.3) Die Kinder der ehemaligen Inhaftierten mit PTBS berichten signifikant geringere 
Familienfunktionalität in den Bereichen allgemeine Funktionalität, Kommunikation, 
Flexibilität und Kohäsion und eine höhere subjektive Belastung der Familienbeziehun-
gen durch die politische Haft als die Kinder der ehemaligen Inhaftierten ohne PTBS.  
C3) Die Stärke der psychischen Belastung der Indexperson steht in positivem Zusammen-
hang mit der Stärke der psychischen Belastung ihrer Partner/-innen und Kinder.  
C3.1) Die Stärke der PTBS-Symptomatik sowie anderer Symptome psychischer Stö-
rungen der ehemaligen Inhaftierten korreliert positiv mit der Stärke der PTBS-Sympto-
matik und der Stärke der Belastung durch Symptome anderer psychischer Störungen 
ihrer Partner/-innen sowie der Höhe ihrer subjektiv eingeschätzten Belastung durch 
die politische Haft.  
C3.2) Die Stärke der PTBS-Symptomatik sowie anderer Symptome psychischer Stö-
rungen der ehemaligen Inhaftierten korreliert positiv mit der Stärke der PTBS-Sympto-
matik und der Stärke der Belastung durch Symptome anderer psychischer Störungen 
ihrer Kinder sowie der Höhe ihrer subjektiv eingeschätzten Belastung durch die politi-
sche Haft.  
C4) Die Stärke der psychischen Belastung der Indexperson steht in negativem Zusammen-
hang mit der Funktionalität ihrer Familienbeziehungen. 
C4.1) Die Stärke der PTBS-Symptomatik sowie anderer Symptome psychischer Stö-
rungen weist mit der Funktionalität der Familienbeziehungen, der Funktionalität der 




gen sowie ihrer Einschätzung der Belastung der Familienbeziehungen durch die po-
litische Haft innerhalb der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten signifikante Korrelatio-
nen auf.  
C4.2) Die Stärke der PTBS-Symptomatik sowie anderer Symptome psychischer Stö-
rungen der Indexpersonen weist mit der Einschätzung ihrer Partner/-innen bezüglich 
der Funktionalität der Familienbeziehungen, der Funktionalität der innerfamiliären 
Kommunikation, der Flexibilität und Kohäsion der Familienbeziehungen und der Be-
lastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft signifikante Korrelationen 
auf.  
C4.3) Die Stärke der PTBS-Symptomatik sowie anderer Symptome psychischer Stö-
rungen der Indexperson weist mit der Einschätzung ihrer Kinder bezüglich der Funk-
tionalität der Familienbeziehungen, der Funktionalität der innerfamiliären Kommunika-
tion, der Flexibilität und Kohäsion der Familienbeziehungen und der Belastung der 
Familienbeziehungen durch die politische Haft signifikante Korrelationen auf.  
 
Hypothesengruppe D: Kommunikation (Fragestellung 4) 
D1) Die Stärke der psychischen Belastung hängt mit der Häufigkeit der innerfamiliären Kom-
munikation über die politische Haft zusammen.  
 D1.1) Die Indexpersonen, die seltene und die, die häufige Kommunikation über die 
politische Haft innerhalb ihrer Familie berichten, weisen signifikant höhere Symptome 
der PTBS und anderer psychischer Störungen auf und berichten eine signifikant stär-
kere subjektive Belastung der eigenen Person durch die politische Haft als die, die 
moderate Kommunikation berichten. Die Indexpersonen, die eine häufige Kommuni-
kation über die politische Haft angeben, berichten eine signifikant höhere subjektive 
Bedeutsamkeit der politischen Haft als die anderen beiden Gruppen.  
D1.2) Die Partner/-innen, die seltene und die, die häufige Kommunikation über die 
politische Haft innerhalb ihrer Familie berichten, weisen signifikant höhere Symptome 
der PTBS und anderer psychischer Störungen auf und berichten eine signifikant stär-
kere subjektive Belastung der eigenen Person durch die politische Haft als die, die 
moderate Kommunikation berichten. Die Partner/-innen, die eine häufige Kommunika-
tion angeben, berichten eine signifikant größere subjektive Bedeutsamkeit der politi-
schen Haft.  
D1.3) Die Kinder, die seltene und die, die häufige Kommunikation über die politische 
Haft innerhalb ihrer Familie berichten, weisen signifikant höhere Symptome der PTBS 
und anderer psychischer Störungen auf und berichten eine signifikant stärkere 
subjektive Belastung der eigenen Person durch die politische Haft als die, die mo-




angeben, berichten eine signifikant größere subjektive Bedeutsamkeit der politischen 
Haft.  
D2) Die Funktionalität der Familienbeziehungen hängt mit der Häufigkeit der innerfamiliären 
Kommunikation über die politische Haft zusammen. 
D2.1) Besonders seltene und besonders häufige Kommunikation über die politische 
Haft ist mit geringerer Funktionalität der Familienbeziehungen und innerfamiliären 
Kommunikation, geringerer Kohäsion und Flexibilität sowie höherer subjektiver 
Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft in der Gruppe der 
ehemaligen Inhaftierten verknüpft.  
D2.2) Besonders seltene und besonders häufige Kommunikation über die politische 
Haft ist mit geringerer Funktionalität der Familienbeziehungen und innerfamiliären 
Kommunikation, geringerer Kohäsion und Flexibilität sowie höherer subjektiver 
Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft in der Gruppe der 
Partner/-innen verknüpft. 
D2.3) Besonders seltene und besonders häufige Kommunikation über die politische 
Haft ist mit geringerer Funktionalität der Familienbeziehungen und innerfamiliären 
Kommunikation, geringerer Kohäsion und Flexibilität sowie höherer subjektiver 




5 Methodische Umsetzung der Fragestellung 
 
5.1 Untersuchungsdesign  
 
Verschiedene Modelle und Befunde haben die Wichtigkeit des Einbezugs verschiedener 
Zielgrößen bei der Untersuchung von Auswirkungen potenziell traumatischer Stressoren 
verdeutlicht (s. 3.4). Wenn Familien im Fokus der Forschungsfrage stehen, kann sich die 
Datenerhebung auf verschiedene Ebenen beziehen – vorzugsweise auf die des Individuums 
und die des Familiensystems, wobei auf dieser Ebene zwischen dyadischen Beziehungen 
und der Beziehung zwischen allen Familienmitgliedern zu unterscheiden ist (s. z. B. Cierpka, 
2008). Idealerweise sollten Daten von mehreren Familienmitgliedern erhoben werden. Wie 
unter 3.4.3 dargestellt, wurden in der Forschung zu familiärer Traumatisierung häufig nur die 
Indexpersonen befragt bzw. wurden Symptome von Familienmitgliedern häufig über die An-
gaben anderer Familienmitglieder erfasst, nicht über ihre eigenen Angaben. Hier ist fraglich, 
ob die Ergebnisse als Ausdruck psychischer Belastung der Informanten/-innen oder der In-
dexperson anzusehen sind (dazu z. B. Achenbach, 2006; Whisman, Uebelacker & Wein-
stock, 2004). Die Befragung mehrerer Familienmitglieder kann, neben der Erfassung ihrer in-
dividuellen psychischen Belastung, durch die Kombination der Daten zur Erfassung der Fa-
milienebene genutzt werden. Im Rahmen dieser Arbeit sollen deshalb Angaben von ehema-
ligen politisch Inhaftierten in der DDR, ihren Partnern/-innen und ihren Kindern erhoben und 
ausgewertet werden. Die erhobenen Daten beziehen sich somit auf die Individualebene und 
die Familiensystemebene (5.2 - 5.5).  
Als Modus der Erhebung boten sich Fragebögen an. Inhaltlich sind die potenziell traumati-
schen Stressoren, der innerfamiliäre Umgang damit und die Auswirkungen der Stressoren zu 
unterscheiden (s. Kapitel 4).  
 
5.2 Erhebungsinstrumente  
 
Demografische Daten der Teilnehmenden wurden in Anlehnung an die demografischen 
Standards des statistischen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt, 2004) erhoben.  
Die politische Haft in der DDR ist der zu untersuchende „Primär-Stressor“ und somit in seiner 
Qualität, also z. B. Dauer und Art (s. 3.2.1) zu erfassen. Dabei ist auch zu erfassen, inwie-
weit die Angehörigen im Rahmen der Verhaftung PTEs erlebten, ob sie also beispielsweise 
bei der Verhaftung anwesend waren, ob sie verhört wurden und so weiter (s. 3.3.1). Zusätz-
lich ist von Interesse, ob die ehemaligen Inhaftierten und ihre Familien nichtstrafrechtlichen 
Repressionsmaßnahmen ausgesetzt waren und welche Formen diese gegebenenfalls an-
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nahmen (s. 3.3.2). Ziel ist es, politische Haft in der DDR über die Indexpersonen hinaus als 
potenziellen Stressor für ihre Familien, also Partner/-innen und Kinder, zu untersuchen und 
zu definieren. In Tabelle 3 sind die einzelnen Bereiche aufgeführt, nach denen die politische 
Haft und nichstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen erfasst wurden. Die Zielgrößen wurden 
vorrangig über vorgegebene Antwortformate wie z. B. die Frage „War für Sie vor der Fest-
nahme absehbar, dass Sie inhaftiert werden würden?“ mit den Antwortoptionen „vollkom-
men“, „eher“, „teils/teils“, „eher nicht“ und „gar nicht absehbar“ erfasst, zum Teil über offene 
Antwortformate, also beispielsweise freie Felder zum Eintragen der Haftdauer und des Haft-
grundes / Tatvorwurfs. In Bezug auf die erlebten PTEs waren in aller Regel immer auch freie 
Felder zur Angabe nicht aufgeführter Antwortoptionen, zum Beispiel nicht genannter Repres-
sionsmaßnahmen, nicht genannte Personen usw. vorhanden. Da keine Erhebungsinstru-
mente für die zu untersuchenden Zielgrößen vorlagen, wurden eigene Fragen entwickelt (zur 
Fragebogenentwicklung s. z. B. Bortz & Döring, 2006; Moosbrugger & Kelava, 2008). 
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Tabelle 3: Zur Erfassung potenzieller Stressoren verwendete Dimensionen und Instrumente 
Übergeordnetes 
Ziel  




Politische Haft  
- Inhaftierte Familienmitglieder 
- Zeitraum der Haft 
- Ort der Haft  
- „Grund“ der Verurteilung 
- Erwartbarkeit der Haft  
Selbst entwickelte 
Fragen zu den 
genannten 
Dimensionen 
Kontakt zur Haftzeit - Art der Kontaktmöglichkeiten 
Selbst entwickelte 
Fragen zur genannten 
Dimension 
Erlebnisse in 
Verbindung mit der 
Haft  
- Beisein während der 
Verhaftung (P, K) 
- Erlebnisse in Zusammenhang 
mit der Verhaftung¹ (P, K) 
- Unterbringung während der 
Haftzeit (K)  
- Ausgereiste 
Familienmitglieder, Zeitpunkt 
Ausreise (I, P, K) 
- Trennung der Familie durch 
Ausreise, Länge der Trennung 
(I, P, K) 
Selbst entwickelte 






- Betroffene Familienmitglieder 
- Art der Maßnahmen² 
- Zeitraum der Maßnahmen 
Selbst entwickelte 




I = Indexpersonen (ehemalige Inhaftierte); P = Partner/-innen; K = Kinder  
¹ Kategorien wurden auf Basis der Ergebnisse von Böhm (2009) entwickelt. 
² Auflistung nichtstrafrechtlicher Repressionsmaßnahmen in Anlehnung an Knabe (2002).  
 
Als zu untersuchende Form des innerfamiliären Umgangs mit der politischen Haft wurde vor-
liegend die Kommunikation darüber als Zielvariable gewählt. Im Einklang mit bestehenden 
Forschungsergebnissen zur innerfamiliären Kommunikation über traumatische Ereignisse (s. 
3.4.3) sollten Quantität und Qualität dieser Kommunikation in Familien ehemals politisch 
Inhaftierter der DDR erfasst werden. Beispielsweise wurden die Befragten gebeten, einzu-
schätzen, „wie viel in [i]hrer Familie […] zu verschiedenen Zeiten über die politische Haft 
gesprochen wurde“. Dabei wurden die Zeiträume spezifiziert („vor 1989“, „in den zehn Jah-
ren nach 1989“, „heute“) sowie die Antwortalternativen auf einer fünfstufigen Skala mit den 
Optionen „gar nicht“, „wenig“, „mittel“, „viel“ und „ständig“ vorgegeben. Zudem sollte das Wis-
sen über die politische Haft als eine weitere Dimension der innerfamiliären Kommunikation 
erfasst werden (vgl. Nagata, 1990).  
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Tabelle 4: Zur Erfassung des innerfamiliären Umgangs mit der politischen Haft verwendete 
Dimensionen u. Instrumente 
Übergeordnetes 
Ziel 






über die politische 
Haft   
- Kommunizierende Personen  
- Häufigkeit der Kommunikation 
zu verschiedenen Zeitpunkten 
- Valenz der Kommunikation 
- Wissen über die politische Haft 
Selbst entwickelte 




Als psychische Auswirkungen potenziell traumatischer Lebensereignisse wie der politischen 
Haft wurden in der Forschungsliteratur vorrangig psychische Störungen erfasst, allen voran 
die PTBS. Das Vollbild der PTBS und einzelne Symptome der PTBS sowie die Symptom-
schwere wurden sowohl als Ausdruck primärer Traumatisierung wie auch sekundärer Trau-
matisierung erfasst (s. 3.2 und 3.4). In verschiedenen Studien wurden auch die partielle oder 
unterschwellige PTBS in Folge traumatischer Erfahrungen erfasst (3.2.1). Auch andere 
psychische Störungen und Symptome psychischer Störungen standen nachweislich mit 
primärer wie sekundärer Traumatisierung in Verbindung (3.2 und 3.4).  
In der vorliegenden Arbeit sollte dementsprechend ebenfalls die PTBS in allen drei Gruppen 
erfasst werden und ein Screening auf weitere psychische Störungen durchgeführt werden. 
Dies geschah über zwei validierte und vielfach verwendete Fragebögen, die Posttraumatic 
Diagnostic Scale sowie die Symptom-Checklist 27 (Tabelle 5, für eine ausführliche Beschrei-
bung s. u.).  
Zudem sollte erfragt werden, ob der politischen Haft subjektiv psychische Belastung zuge-
schrieben wurde und als wie bedeutsam die politische Haft für das eigene Leben empfunden 
wurde. Dazu wurden visuelle Analogskalen (VAS) mit den Endpunkten „gar nicht belastet“ 
und „sehr stark belastet“ sowie „Sie ist die bedeutsamste Erfahrung meines Lebens“ und „Sie 
ist für mein Leben gar nicht bedeutsam“ entwickelt (zu visuellen Analogskalen s. z. B. Has-
son & Arnetz, 2005). Für die Auswertung wurden die VAS ausgemessen und in eine Skala 
mit den Endpunkten 0 und 100 transformiert, auf der die angegebene subjektive Schwere 
bzw. Bedeutsamkeit somit mit einer Zahl zwischen 0 (gar nicht belastet / gar nicht bedeut-
sam) und 100 (sehr stark belastet / bedeutsamste Erfahrung meines Lebens) ausgedrückt 
wurde.  
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Tabelle 5: Zur Erfassung der psychischen Belastung verwendete Dimensionen u. Instrumente 
Übergeordnetes 
Ziel 








- Ausprägung der Symptome 
der PTBS und der einzelnen 
Symptomcluster  
- Vorliegen einer PTBS 
Posttraumatic 
Diagnostic Scale (Foa 
et al., 1997; deutsch 









Symptome sozialer Phobie und 
des Misstrauens gegenüber 
anderen Menschen 








die politische Haft  
- Subjektive psychische Belas-
tung der Familienmitglieder 
durch die politische Haft  
- Subjektive Bedeutsamkeit der 




Auf der Ebene der Familie wurden wiederholt die Familienbeziehungen erfasst, um Auswir-
kungen traumatischer Erfahrungen zu messen. Vorliegend sollte zum einen ein globales 
Maß der Funktionalität der Familienbeziehungen zur Anwendung kommen, zum anderen die 
Funktionalität der Kommunikation, die Kohäsion und die Flexibilität der Familien erfasst wer-
den. Aus forschungspraktischen Gründen sollten die Fragen für alle teilnehmenden Familien-
mitglieder identisch sein und sich auf die im Studienfokus stehende Familienkonstellation als 
Ganzes beziehen – die Indexpersonen und Partner/-innen in der Eltern-, die Kinder in der 
nachfolgenden Generation.  
Zudem sollte erfragt werden, ob der politischen Haft subjektiv eine Belastung der Familien-
beziehungen zugeschrieben wurde. Dazu wurden visuelle Analogskalen mit den Endpunkten 
„gar nicht belastet“ und „sehr stark belastet“ entwickelt (s. o.). 
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Tabelle 6: Zur Erfassung von Familienbeziehungen verwendete Dimensionen u. Instrumente 
Übergeordnetes 
Ziel 






beziehungen   
 
- Funktionalität der 
Familienbeziehungen 





Baldwin & Bishop, 
1983, deutsch von 
Klann, Hahlweg & 
Heinrichs, 2003)  
- Kohäsion 
- Flexibilität 
Family Adaptation and 
Cohesion Scales 
(Olson, Portner & 
Lavee, 1985, deutsch 
von Sattelmayer, 




die politische Haft  
- Subjektive Einschätzung der 
Belastung der Familienbezie-




Zur Erhebung der Daten wurde ein Fragebogen erstellt. Er liegt in drei Versionen vor, die 
sprachlich und inhaltlich an die jeweilige Gruppe – ehemalige politisch Inhaftierte, Part-
ner/-innen und Kinder – angepasst wurden.  
 
Die verwendeten standardisierten Fragebogenverfahren, die oben in den Tabellen zu den 
jeweils zu erfassenden Zielgrößen aufgeführt sind (Tabelle 5, Tabelle 6), werden nachfol-
gend ausführlicher beschrieben.  
 
1. Posttraumatic Diagnostic Scale (PDS) 
Die Posttraumatic Diagnostic Scale stammt in der Originalversion von Foa, Cashman, 
Jaycox und Perry (1997) und wurde von Ehlers, Steil, Winter und Foa (1996) ins Deutsche 
übersetzt. Sie ermöglicht eine Erfassung der Symptome der PTBS, wie sie im DSM-IV-TR 
aufgelistet sind, im Selbstbericht. So kann der Ausprägungsgrad in den Symptombereichen 
Übererregung, Intrusionen und Vermeidungsverhalten (D-, C-, und B-Kriterium25) erhoben 
werden. Zudem werden die anderen Kriterien für eine PTBS, nämlich das Erleben potenziell 
traumatisierender Ereignisse (A1-Kriterium), das belastendste Ereignis begleitende Emotio-
nen (A2-Kriterium), Dauer und Beginn der geschilderten Symptome (E-Kriterium) sowie die 
                                                 
25 Zu den Kriterien der PTBS s. Tabelle 2, S. 16 
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psychosoziale Belastung bzw. Einschränkungen durch die Symptome (F-Kriterium) erfragt. 
Somit ist eine dem DSM-IV-TR entsprechende Diagnosestellung mit diesem Verfahren sowie 
die Erhebung der partiellen PTBS, der PTBS 2 sowie der partiellen PTBS 2 (s. 3.2.1) mög-
lich. Zudem kann die Symptomschwere eingeschätzt werden. Die PDS ist auch in ihrer deut-
schen Übersetzung ein reliables und valides Verfahren. Griesel, Wessa und Flor (2006) be-
richteten ein Cronbachs Alpha von 0,94 für die Gesamtskala, eine Spezifität von 0,64 und 
eine Sensitivität von 1,0. Es liegen Normwerte aus deutschen Repräsentativbefragungen vor 
(s. z. B. Glaesmer, Gunzelmann, Brähler, Forstmeier & Maercker, 2010; Maercker et al., 
2008). 
 
2. Symptom-Checkliste-27 (SCL-27) 
Die von Hardt und Gerbershagen (2001) entwickelte Symptomcheckliste basiert auf der 
Symptom-Checkliste von Derogatis (SCL-90-R, Derogatis & Cleary, 1977) und erfasst die 
Belastung durch psychische und körperliche Symptome. Sie kann als Screening-Instrument 
für psychische Störungen eingesetzt werden. Ursprünglich wurde sie für die Befragung von 
Schmerzpatienten/-innen entwickelt, inzwischen wird sie jedoch in Forschung und Praxis 
auch für andere Personengruppen verwendet (Hardt, Egle & Brähler, 2006; Prinz et al., 
2008). Zur Auswertung der Checkliste lassen sich sechs Subskalenwerte und ein Gesamt-
wert bilden. Der Gesamtwert dient der Einschätzung globaler psychischer Belastetheit. Die 
sechs Skalen erfassen „depressive Symptome“, „dysthyme Symptome“, „vegetative Symp-
tome“, „agoraphobe Symptome“, „Symptome sozialer Phobie“ sowie „Symptome von Miss-
trauen“.  
Eine Diagnose der jeweiligen psychischen Störung kann auf Basis des Fragebogens nicht 
gestellt werden, doch liegen Cut-Off-Werte zur Unterscheidung zwischen belasteten und 
wenig belasteten Personen vor (Hardt, Egle & Brähler, 2006; Hardt & Gerbershagen, 2001). 
Reliabilitätskoeffizienten und Diskriminationsfähigkeit der SCL-27 gelten als zufriedenstel-
lend (Hardt, Egle & Brähler, 2006; Müller, Postert, Beyer, Furniss & Achtergarde, 2009). 
 
3. Family Assessment Device (FAD) 
Das Family Assessment Device (FAD) von Epstein, Baldwin & Bishop (1983) basiert auf dem 
McMaster model of family functioning (Epstein, Bishop & Levin, 1978, s. 3.4.2). Es besteht 
aus insgesamt sieben Skalen. Sechs erfassen den Funktionsgrad auf den sechs Dimensio-
nen des McMaster-Modells, die siebte ermöglicht eine Erfassung des allgemeinen Funktions-
grades einer Familie. Die deutsche Übersetzung stammt von Klann, Hahlweg und Heinrichs 
(2003).  
In der vorliegenden Untersuchung wurden zwei Skalen verwendet: die zur Kommunikation 
und die zur Erfassung einer Gesamteinschätzung der Familienfunktionen. Die Gesamtskala 
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hat sich als Screening-Instrument für Familienfunktionalität bewährt (Kabacoff, Miller, Bishop, 
Epstein & Keitner, 1990; Miller et al., 2000). Die Skala Kommunikation misst die Direktheit 
und Klarheit der verbalen Kommunikation innerhalb einer Familie. Die Werte der Skalen lie-
gen zwischen eins und vier, dabei zeigen höhere Werte eine höhere Dysfunktionalität des 
jeweiligen Bereiches an.  
Validität und Reliabilität des FAD werden als sehr gut eingeschätzt (Cierpka, 2008). Für die 
Skala Kommunikation lag in der Originalstichprobe Cronbachs Alpha bei 0,75, für die Skala 
Gesamteinschätzung bei 0,92 (Epstein et al., 1983). Miller, Epstein, Bishop und Keitner 
(1985) nannten Trennwerte zur Unterscheidung von dysfunktionalen und funktionalen Aus-
prägungen auf den Dimensionen. Für die Kommunikation empfahlen sie einen Wert von 2,2, 
für die Gesamtskala einen Wert von 2,0.  
Das FAD wurde in der Arbeitsgruppe um Wittchen in einer anderen Übersetzung zur Unter-
suchung der Entwicklung psychischer Störungen (Early Developmental Stages of Psycho-
pathology, EDSP-Studie) in einer deutschen Stichprobe verwendet (s. Knappe, Beesdo et 
al., 2009; Knappe, Lieb et al., 2009). Hier wurde die Skala zur Familienfunktionalität als 
Messinstrument für das „allgemeine Familienklima“ verwendet (Knappe, Beesdo et al., 2009, 
S. 988). Normwerte aus Befragungen in Deutschland liegen bisher nicht vor.  
 
4. Family Adaptation and Cohesion Scales (FACES-III) 
Die Family Adaptation and Cohesion Scales gehören zu den international am häufigsten 
eingesetzten Fragebogenverfahren in der Familiendiagnostik (Benninghofen, Cierpka & 
Thomas, 2008). Sie basieren auf dem Circumplex-Modell von Olson (2000; s. 3.4.2). In der 
vorliegenden Version (FACES-III; Olson, Portner & Lavee, 1985) werden über je zehn Items 
die Dimensionen „Kohäsion“ und „Flexibilität“ einer Familie erfasst.  
In Anlehnung an das Circumplex-Modell können Familien aufgrund ihrer Ausprägungen auf 
den beiden Dimensionen verschiedenen Familientypen zugeordnet werden (Thomas & 
Olson, 1994). Da verschiedene Studien die im Circumplex-Modell (s. 3.4.2) postulierte Kur-
vilinearität mit dem FACES-III nicht bestätigen konnten, wurde die Interpretation der Skalen 
von Thomas und Olson (1994) dahingehend modifiziert, dass hohe Werte einen hohen Funk-
tionsgrad, also hohe Kohäsion und Flexibilität repräsentieren. Obgleich nicht publiziert, wur-
de die vorliegende deutsche Übersetzung von Sattelmayer, Thomas und Cierpka (1985) 
bereits in verschiedenen Studien verwendet (Hoffmann, 2000; Kager et al., 2000; Ramm & 
Hasenbring, 2003; Schulz et al., 1998). Die Testanweisung wurde für die vorliegende Studie 
in Anlehnung an Klann und Kollegen/-innen (2003) modifiziert. Die erste Publikation zum 
FACES-III (Olson, 1986) gab die interne Konsistenz des Verfahrens mit 0,68 an (Kohäsion 
0,77; Adaptabilität 0,62). Schulz und Kollegen/-innen berichteten vergleichbare Alpha-Koef-
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fizienten aus ihrer Untersuchung an Familien von onkologisch erkrankten Kindern. 
Normwerte aus Befragungen in Deutschland liegen bisher nicht vor.  
 
5.3 Stichprobe 
5.3.1 Gewinnung der Stichprobe 
 
Die Teilnehmenden für die Studie wurden über verschiedene Wege gewonnen. Diese waren 
einerseits die Unterstützung durch verschiedene Institutionen, die Kontaktaufnahme der Au-
torin mit Betroffenen auf thematisch relevanten Veranstaltungen, die Veröffentlichung von 
Aufrufen zur Studienteilnahme (s. Tabelle 7) sowie die Rekrutierung weiterer Teilnehmender 
über bereits Teilnehmende („Schneeball-Sampling“). In Tabelle 7 sind die Institutionen und 
Stiftungen aufgeführt, die systematisch, zum Beispiel auf internen Veranstaltungen oder über 
ihre eigenen Datenbanken, Betroffene anfragten. Einzelne Teilnehmende wurden zusätzlich 
beim Kontakt zu Institutionen gewonnen, ohne dass diese systematisch Anfragen an Betrof-
fene weitergaben. Zu diesen Institutionen zählten z. B. das Bautzen-Komitee e. V., die Verei-
nigung der Opfer des Stalinismus e. V. (VOS) und die Diktatur-Folgen-Beratung.  
Zeitgleich mit der vorliegenden Befragung wurde eine Fragebogenstudie zu transgeneratio-
nalen Folgen politischer Haft in der SBZ / DDR an der Abteilung für Medizinische Psycholo-
gie und Medizinische Soziologie der medizinischen Fakultät Universität Leipzig durchgeführt. 
Den dort versendeten Fragebögen wurden zum Teil Studieninformationen zur vorliegenden 
Studie beigelegt und den Fragebögen der vorliegenden Studie wurden ebenso Studieninfor-
mationen zur anderen Studie beigelegt.  
Von der Autorin besuchte Veranstaltungen waren das jährlich stattfindende Bautzen-Forum 
der Friedrich-Ebert-Stiftung, die Vortragsveranstaltung „Unsichtbare Wunden“ in Hamburg 
und die Tagung „Trauma, Erinnerung und gesellschaftliche Auseinandersetzung mit den Fol-
gen politischer Gewalt“ in Magdeburg. Die Gewinnung potenzieller Teilnehmer/-innen fand 
zwischen Januar 2010 und Juni 2011 statt.  
 
Tabelle 7: Unterstützende Institutionen, Medien, besuchte Veranstaltungen  
Institution / Veranstaltung Art der Kontaktaufnahme  
Die Thüringer Landesbeauftragte für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen DDR  
Fragebögen durch die Behörde verschickt 
Landesbeauftragte für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR in 
Sachsen-Anhalt 
Fragebögen durch die Behörde verschickt 





für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen DDR 
Betroffene angefragt, Kontakt vermittelt 
Stiftung für ehemalige politische Häftlinge Bonn Betroffene angefragt, Kontakt vermittelt 
Stiftung Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen Betroffene angefragt, Kontakt vermittelt 
Frauenkreis der ehemaligen Hoheneckerinnen Betroffene angefragt, Kontakt vermittelt 
„der stacheldraht“, Informationszeitschrift der Union der 
Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft e.V. 
(UOKG) und dem BSV-Förderverein für Beratungen 
e.V. 
Studienaufruf veröffentlicht 
„Freiheitsglocke“, Zeitung der Vereinigung der Opfer 
des Stalinismus (VOS) 
Studienaufruf veröffentlicht  
Fragebogenstudie Universität Leipzig  Studieninformation beigelegt  
Selbsthilfegruppe „Psychotrauma“, Leipzig Autorin anwesend, Direktkontakt 
Bautzen-Forum der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bautzen 
(2010) 
Autorin anwesend, Direktkontakt 
„Unsichtbare Wunden“, Hamburg (2010) Autorin anwesend, Direktkontakt 
Tagung Gedenkstätte Moritzplatz, Magdeburg (2011) Autorin anwesend, Direktkontakt 
 
Die Thüringer Landesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe-
maligen DDR (TLStU) sowie das Büro des Landesbeauftragten (LStU) in Sachsen-Anhalt 
verschickten unter Wahrung des Datenschutzes selbständig Fragebögen mit der Bitte um 
Teilnahme an ihnen bekannte Personenkreise, die von politischer Haft in der DDR betroffen 
waren. Im Falle der Weitervermittlung durch die Landesbeauftragte in Mecklenburg-Vorpom-
mern gaben die Betroffenen ihr Einverständnis zur Weitergabe ihrer Namen und Adressen.  
In 69 der durch die Autorin angeschriebenen Fälle konnte nachvollzogen werden, wie der 
Kontakt zustande gekommen war. 24 Personen nahmen Kontakt auf, nachdem sie den Stu-
dienaufruf in „stacheldraht“ oder „Freiheitsglocke“ gelesen hatten, 22 Personen wurden über 
das Schneeball-Prinzip an die Autorin vermittelt, 15 über Institutionen (ohne TLStU und LStU 
Sachsen-Anhalt) und zu acht Personen entstand der Kontakt auf thematisch relevanten Ver-
anstaltungen.  
 
Alle von der Autorin kontaktierten Personen wurden, sofern eine Kontaktaufnahme per Tele-
fon oder E-Mail möglich war, vor Versendung der Fragebögen über Ziele und Ablauf der Stu-
die aufgeklärt und erklärten sich einverstanden, an der Studie teilzunehmen. Geschah die 
Kontaktaufnahme durch die Teilnehmenden, wurden sie ebenfalls per E-Mail oder telefo-
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nisch über Ziele und Ablauf der Studie informiert. Den Fragebögen lag ein Anschreiben bei, 
das dies noch einmal erläuterte. Kontaktdaten (Adresse, E-Mail-Adresse und Tele-
fonnummer) der Autorin waren auf jedem einzelnen Fragebogen für etwaige Rückfragen und 
Anmerkungen abgedruckt. Die Autorin stand über die gesamte Dauer der Studie telefonisch, 
per E-Mail und per Post für Rückfragen und Anmerkungen der Teilnehmenden zur Ver-
fügung.  
Nur Familien, in deren Elterngeneration mindestens eine Person politisch inhaftiert war, 
konnten an der Studie teilnehmen. Im persönlichen Gespräch fragte die Autorin die poten-
ziellen Teilnehmer/-innen stets, ob dies der Fall war und ob ein Kontakt zu den Angehörigen 
hergestellt werden könne.  
Soweit bei diesem Kontakt geklärt werden konnte, wie viele Familienmitglieder an der Befra-
gung teilnehmen wollten, wurde diese Anzahl an Fragebögen an die Familie bzw. ihre einzel-
nen Mitglieder geschickt.26 Ob jede Person einzeln Post bekam oder alle Fragebögen in ei-
nem Briefumschlag an die „Kontaktperson“ geschickt wurde, hing von ihrer Entscheidung ab. 
Die Fragebögen waren mit einer Kodierung versehen, die unter Wahrung der Anonymität die 
Zuordnung der einzelnen Familienmitglieder zu einer Familie ermöglichten.  
 
Die überwiegende Zahl an Studieninteressenten/-innen waren von politischer Haft selbst 
Betroffene, zu einem geringeren Anteil auch Kinder und Partner/-innen sowie Personen, die 
nicht inhaftiert waren, aber Erfahrungen mit politischen Repressionen in der DDR gemacht 
hatten. Obwohl den meisten bekannt war, dass es in der Studie um Auswirkungen auf die 
Familien gehen sollte, waren die Reaktionen auf die Anfrage, ob auch die Familienmitglieder 
einen Fragebogen ausfüllen würden, sehr unterschiedlich. Aus forschungspraktischen Über-
legungen konnten auch einzelne Mitglieder einer Familie ohne die anderen teilnehmen, also 
z. B. nur ein Kind. Das Ziel war, eine möglichst große Stichprobe zu erhalten und auch Fami-
lien in die Befragung einzuschließen, in denen z. B. kein Kontakt mehr zu einzelnen Mitglie-
dern bestand oder in denen Mitglieder aufgrund starker oder geringer Belastung nicht teil-
nehmen wollten.  
Von Teilnehmenden genannte Gründe dafür, dass sie selbst oder Angehörige nicht an der 
Studie teilnehmen wollten, waren zum Beispiel, dass eine Teilnahme psychisch zu stark be-
lastend sei, aber auch dass Angehörige von der Inhaftierung nicht wüssten oder von ihr nicht 
beeinträchtigt seien. Wenn mangelnde Beeinträchtigung oder das Nicht-Miterleben der Haft 
als Gründe genannt wurden, wies die Autorin darauf hin, dass die Studie den Vergleich zwi-
schen verschiedenen Gruppen, z. B. den Kindern, die zur Haftzeit bereits geboren waren 
und denen, die erst später geboren wurden, dezidiert mit untersuchen solle und dass des-
halb auch diese Partner/-innen und Kinder zur Teilnahme eingeladen seien.  
                                                 
26
 Konnte diese Frage nicht geklärt werden, wurden zum Teil auch Fragebögen für die Angehörigen 
mitgeschickt mit der Bitte, sie weiterzuleiten. 





Die Fragebögen wurden zwischen Juni 2010 und Juni 2011 verschickt. Der Rücklauf dauerte 
zwischen drei und 288 Tagen (n=189; M=53,6; Md=35,0; Sd=58,39).  
Die Rücklaufquoten wurden aus der Anzahl der versendeten Fragebögen und der Anzahl 
eingegangener Fragebögen berechnet (Tabelle 8).  
 










Selbst verschickt 77,9 65,0 53,0 64,7 
TLStU 55,3 32,0 33,0 40,6 
LStU Sachsen-Anhalt 20,0 4,0 8,0 10,7 
Gesamt 55,2 31,0 36,0 41,5 
 
Für die durch die Autorin angeschriebenen Familien konnte zudem die Rücklaufquote auf 
Familienebene berechnet werden. Von 72 angeschriebenen Familien nahmen 60 Familien 
mit einem oder mehreren Mitgliedern teil (Rücklaufquote von 83,3%).  
 
Nur in Einzelfällen war nachzuvollziehen, warum die angeschriebenen Personen nicht teil-
nahmen. Im Fall der durch die Thüringer und Sachsen-Anhaltinische Landesunterlagenbe-
hörden für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR verschickten 
Fragebögen war dies nicht möglich. Bei den durch die Autorin der Studie verschickten Frage-
bögen ergab sich in drei Fällen der Hinweis auf eine Nicht-Teilnahme wegen zu starker 
Belastung der ehemaligen Inhaftierten. Hinsichtlich dreier Kinder wurde als Grund „kein 
Interesse“ an der Befragung genannt.  
 
5.3.3 Vergleichsstichproben  
 
Zur Prüfung der Hypothesengruppe A wurden Daten aus Repräsentativbefragungen der 
deutschen Bevölkerung zur Bildung von Vergleichsstichproben herangezogen. Diese Reprä-
sentativbefragungen wurden unter der Leitung von Prof. Dr. Brähler, Abteilung für Medizini-
sche Psychologie und Medizinische Soziologie der medizinischen Fakultät der Universität 
Leipzig, in den Jahren 2003 (SCL-27; n=2507) und 2007 (PDS; n=2510) von der USUMA 
GmbH Berlin durchgeführt (s. Hardt et al., 2004; Glaesmer et al., 2010).  
Die Vergleichsstichproben wurden auf Basis der Geschlechts- und Altersverteilung in den 
drei Untersuchungsstichproben per Zufallsauswahl für jede Untersuchungsstichprobe unab-
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hängig voneinander gebildet. Die Stichprobengrößen der Vergleichsstichproben sind im Er-
gebnisteil unter 6.6.3 aufgeführt.  
 
5.4 Kennwerte  
  
Die Reliabilität der verwendeten Fragebögen für die Gesamtgruppe war mit Cronbachs-
Alpha-Koeffizienten zwischen 0,76 (FACES Flexibilität) und 0,96 (PDS Gesamt) zufrieden-
stellend bis sehr gut.  
Als Test auf Normalverteilung wurde der Kolmogorov-Smirnov-Anpassungstest für die einzel-
nen Skalen und die Gesamtskalen der Tests durchgeführt. In der Gesamtgruppe waren die 
SCL-27 und alle Subskalen der SCL-27 sowie die PDS und die drei Subskalen der PDS 
nach Ergebnis dieser Testungen nicht hinreichend normalverteilt. Die Fragebögen zur 
Erhebung der Familienfunktionen waren unter Verwendung der Angaben aller 
Teilnehmenden zur Hälfte hinreichend normalverteilt (Fragebögen zur Erhebung der 
familiären Flexibilität und Kommunikation) zur Hälfte nicht (familiäre Kohäsion und 
allgemeine Familienfunktion). In den Subgruppen ergaben sich wiederum andere 
Ergebnisse.  
Korrelationen zwischen den verschiedenen Fragebogenverfahren finden sich im 
nachfolgenden Ergebnisteil.27  
 
5.5 Statistische Analyse  
 
Wie unter 4.4 aufgeführt, können die Fragestellungen 1 und 2 über deskriptive Statistiken be-
antwortet werden. Da es sich um eine explorative Studie handelt, werden zudem vereinzelt 
zusätzliche Analysen durchgeführt.  
Für die Fragestellungen 3 und 4 (Hypothesengruppen A-D) werden neben der deskriptiven 
Auswertung weitere Verfahren statistischer Analyse eingesetzt.  
Neben der Erfassung der Stressoren und der innerfamiliären Kommunikation darüber sollen 
im Rahmen dieser Arbeit das Vorliegen und die Mechanismen primärer und sekundärer 
Traumatisierung explorativ geprüft werden. Es ist deshalb notwendig, die Zusammenhänge 
zwischen erhobenen Stressoren und psychischen Belastungssymptomen (primäre Trauma-
tisierung) zu erfassen. Weiterhin werden die Zusammenhänge zwischen psychischen Belas-
tungssymptomen der Indexpersonen und der ihrer Angehörigen sowie psychischen Belas-
tungssymptomen der Indexpersonen und der Funktionalität der Familienbeziehungen in ihren 
                                                 
27 Eine ausführlichere Darstellung der Ergebnisse und Berechnungen ist in der Dissertation zu finden. 
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Familien geprüft (sekundäre Traumatisierung). Dies ist einerseits über Gruppenvergleiche 








der Gruppen (I, P, K)
Untersuchung von 
Zusammenhängen 
zwischen den Gruppen 
(I – K; I – P)
 
Abbildung 5: Modell zur Beschreibung der statistischen Umsetzung der Hypothesen 
(I=Indexpersonen, P=Partner/-innen, K=Kinder)  
 
 
Unabhängige und abhängige Variablen 
Die unabhängigen Variablen werden über die Bildung von Gruppen (Hypothesengruppen 
A1-3, B1-3, C1-2, D1-2) bzw. über die Ausprägung der Symptome der PTBS und anderer 
psychischer Störungen der Indexperson (Hypothesengruppen C3 und C4) definiert.  
Die abhängigen Variablen werden über die Ausprägungen der PTBS, anderer psychischer 
Störungen und der subjektive Belastung (Hypothesengruppen A, B, C1, C3, D) sowie der 
Familienfunktionen (Hypothesengruppen C2, C4 und D2) definiert.  
 
Die Prüfung der Hypothesengruppe A wird über den Vergleich mit gematchten Vergleichs-
stichproben aus Repräsentativbefragungen realisiert. 
Zur Prüfung der Hypothesengruppe B werden auf Basis der Angaben zum Bestehen der 
Familie zur Zeit der Haft (B1), zu eigenen potenziell belastenden Ereignissen im Zusammen-
hang mit der Haft (B2) und zu nichtstrafrechtlichen Repressionsmaßnahmen (B3) innerhalb 
der drei Gruppen Untergruppen gebildet, die jeweils miteinander verglichen werden. 
Zur Prüfung der Hypothesengruppe C werden auf Basis der über die Fragebogen berech-
neten PTBS-Diagnose der Indexperson Untergruppen für Gruppenvergleiche gebildet (C1, 
C2). Zudem werden Paare aus Indexperson und Partner/-in bzw. Kind zur Berechnung 
korrelativer Zusammenhänge gebildet (C3, C4).  
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Zur Prüfung der Hypothesengruppe D werden innerhalb der Gruppen Untergruppen auf 
Basis der Angaben zur Häufigkeit der Kommunikation gebildet.  
 
Umgang mit fehlenden Werten 
Für die Fragebögen PDS, SCL-27, FAD und FACES wurde für jede Skala zur Berechnung 
der Skalenwerte ein fehlender Wert pro Skala sowie drei (PDS), vier (SCL-27) und zwei 
(FAD) fehlende Werte für die Berechnung der Ergebnisse auf der jeweiligen Gesamtskala 
zugelassen. Die Skalen der PDS zur Berechnung der Symptomschwere und die Skalen der 
FACES wurden, da es sich um Summenwerte handelt (s. Foa et al., 1997; Olson et al., 
1985) als Mittelwerte der beantworteten Items berechnet und dann mit der ursprünglichen 
Anzahl der Items multipliziert. Die Skalen der SCL-27 und des FAD wurden als Mittelwerte 
der beantworteten Items berechnet (s. Hardt & Gerbershagen, 2001; Epstein et al., 1983).  
Fehlende Werte wurden in den einzelnen Analysen paarweise ausgeschlossen, um insge-
samt möglichst viele Fälle einzuschließen. Daraus ergaben sich unterschiedliche Stichpro-
bengrößen, die mit den Ergebnissen der Analysen berichtet werden. 
 
Wahl der statistischen Verfahren 
Die gewonnene Stichprobe bestand aus drei Substichproben unterschiedlicher Größe. Die 
Voraussetzung der Normalverteilung wurde nur selten, und nicht über die Gruppen hinweg, 
erfüllt. Zudem wiesen die zu vergleichenden Gruppen in der Mehrzahl der Fälle heterogene 
Varianzen auf.  
Die Wahl der statistischen Verfahren orientierte sich deshalb an den Fällen, in denen die 
Voraussetzungen für parametrische hypothesenprüfende Verfahren verletzt waren und fiel 
auf nichtparametrische Verfahren (dazu z. B. Bortz & Lienert, 2008; Rasch, Friese, Hofmann 
& Naumann, 2010).28  
Für die Vergleiche der Untersuchungsstichproben mit den Vergleichsstichproben aus den 
Repräsentativbefragungen wurde aufgrund der unterschiedlichen Stichprobengrößen, Va-
rianzen und Verteilungen der Mediantest gewählt (s. dazu z. B. Bortz & Lienert, 2002). Für 
die Analyse kategorialer Daten wurden der ²-Test bzw. der exakte Test nach Fisher verwen-
det. Zur Berechnung von Intragruppenvergleichen wurden Friedmann- und Wilcoxon-Test 
verwendet. Für alle weiteren Gruppenvergleiche wurde der Mann-Whitney-U-Test verwen-
det. Die Korrelationen wurden als Rangkorrelationen nach Spearman berechnet.  
Mediane, Mittelwerte und Standardabweichungen werden nachfolgend zusammen mit den 
jeweiligen Prüfgrößen und Effektstärken angegeben. Als Effektstärken werden bei der Ver-
                                                 
28 Die Berechnungen wurden zusätzlich mit parametrischen Verfahren durchgeführt (s. Böhm, 2014). 
Die Ergebnisse stimmten in der Mehrzahl der Fälle überein.  
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wendung von ²-Tests φ bzw. Cramers V und bei der Berechnung von Gruppenvergleichen d 
angegeben.29 
Alle Analysen wurden zweiseitig und auf einem Signifikanzniveau von α = 0,05 durchgeführt.  
                                                 
29 Zur Berechnung der Effektstärke im nichtparametrischen Fall werden häufig die Verfahren für den 




Nachfolgend sind die Ergebnisse der Untersuchung dargestellt. Nach der Beschreibung der 
Stichprobe (6.1) folgt die Beantwortung der ersten Forschungsfrage, „Welchen potenziell 
traumatischen Stressoren waren die Familien der ehemaligen politisch Inhaftierten im Zu-
sammenhang mit der Haft ausgesetzt?“ (6.2 - 6.4). Die zweite Forschungsfrage, „(Wie) 
Haben die ehemaligen politisch Inhaftierten, ihre Partner/-innen und Kinder innerhalb der 
Familie über die politische Haft gesprochen?“ wird unter 6.5 beantwortet.  
Die Auswirkungen der politischen Haft im Sinne psychischer Belastung werden zunächst 
über die Erfassung subjektiver Belastung durch die Haft und darauf folgend über den Ver-
gleich mit gematchten Stichproben aus Repräsentativbefragungen hinsichtlich der Sympto-
me psychischer Störungen berichtet. Daraufhin wird das Vorliegen primärer Traumatisierung 
im Sinne von Zusammenhängen zwischen den Stressoren und der Belastung auf Individual- 
und Familienebene geprüft (6.6). Die Frage nach dem Vorliegen sekundärer Traumatisierung 
wird über die Zusammenhänge zwischen der Belastung der Indexpersonen und der Belas-
tung ihrer Angehörigen, wiederum auf Individual- und Familienebene, untersucht (6.7). Dazu 
gehört auch die Analyse der Zusammenhänge zwischen der innerfamiliären Kommunikation 
über die politische Haft und den Bereichen individuelle psychische Belastung und Belastung 
der Familienbeziehungen (6.7.5 und 6.7.6).  
 
6.1 Beschreibung der Stichprobe 
 
Insgesamt nahmen 191 Personen an der Befragung teil. Diese konnten mithilfe der Zuord-
nungsnummer 91 Familien zugeordnet werden.30  
Eine Person aus der Gruppe der Partner/-innen wurde aufgrund zu vieler fehlender Angaben 
aus der Analyse ausgeschlossen, so dass insgesamt Angaben von 190 Personen zur Aus-
wertung genutzt werden konnten.  
Pro Familie nahmen demnach im Durchschnitt 2 Personen teil (M=2,07; Sd=1,03). Die ehe-
maligen politisch Inhaftierten waren am zahlreichsten vertreten (n=91), gefolgt von der Grup-
pe der Kinder (n=64) und der Partner/-innen (n=35).  
Informationen zu Alter31, Geschlecht und Familienstand in den einzelnen Gruppen sind in 
Tabelle 9 abzulesen.  
                                                 
30 Eine Zuordnungsnummer auf einem Kinderfragebogen wurde entfernt. 
31 In 14 Fällen war nicht angegeben, an welchem Datum der Fragebogen ausgefüllt wurde. Dieses 
Datum wurde hier zur Berechnung des Alters durch das Datum des Fragebogeneingangs ersetzt. In 
zwei Fällen (Gruppe der Kinder) war das Geburtsdatum nicht angegeben, hier konnte kein Alter 






























 n % n % n % 
Geschlecht       
   Weiblich 31 34,1 31 88,6 36 56,3 
   Männlich 60 65,9 4 11,4 28 43,8 
Familienstand       
   Ledig - - - - 37 57,8 
   Verheiratet 67 73,6 31 88,6 24 37,5 
   Geschieden 16 17,6 1 2,9 3 4,7 
   Verwitwet 7 7,7 3 8,6 - - 
Partnerschaft       
   Keine Partnerschaft 16 17,6 2 5,7 20 31,3 
Religionszugehörigkeit       
   Keine 43 47,3 16 45,7 27 42,2 
   Evangelisch 39 42,9 14 40,0 31 48,4 
   Katholisch 7 7,7 5 14,3 5 7,8 
   Andere 2 2,2 - - 1 1,6 
Wohnort       
   Alte Bundesländer 50 54,9 15 42,9 38 59,4 
   Neue Bundesländer 34 37,4 18 51,4 16 25,0 
   Berlin 5 5,5 1 2,9 8 12,5 
   Ausland  - - - - 1 1,6 
 
Insgesamt 16 der ehemaligen politisch Inhaftierten gaben an, zurzeit nicht in einer Partner-
schaft zu leben. Von den 67, die eine derzeitige Partnerschaft berichteten, gab die Mehrheit 
(n=61, 67,0%) eine gemeinsame Haushaltsführung an.  
 
                                                 
32 Hier und im Folgenden sind fehlende Angaben nicht als eigene Kategorie ausgewiesen. Soweit 
nicht anders angegeben, beziehen sich Prozentangaben auf die Gesamtgröße (n=91; n=35; n=64) der 




31 Partner/-innen gaben an, zurzeit in einer Partnerschaft mit einer ehemals politisch inhaf-
tierten Person zu leben, eine/-r mit getrennter Haushaltsführung. Von den vier verbleibenden 
Partnern/-innen gaben zwei an, zurzeit in einer neuen Partnerschaft zu leben, zwei gaben 
an, zurzeit nicht in einer Partnerschaft zu leben.  
In der Gruppe der Kinder lebten 32 (50,0%) in einer Partnerschaft mit gemeinsamer Haus-
haltsführung, neun (14,1%) in Partnerschaft mit getrennten Haushalten und 20 (31,3%) nicht 
in Partnerschaft.  
 
Eigene Kinder 
In der Gruppe der ehemaligen politisch Inhaftierten berichteten 79 (86,8%), leibliche Kinder 
zu haben, eine Person (1,1%) berichtete Stief-/Adoptivkinder und neun Personen (9,9%) 
leibliche und Stief- oder Adoptivkinder. Im Mittel berichteten sie zwei Kinder. Mehr als ein 
Viertel der Befragten (n=27; 29,7%) gab an, heute nicht mehr mit der Person zusammen-
zuleben, mit der sie Kinder bekommen hatten.  
 
In der Gruppe der Partner/-innen berichteten 32 Personen (91,4%), leibliche Kinder, davon 
28 (80,0%) mit dem ehemals politisch inhaftierten Partner / der ehemals politisch inhaftierten 
Partnerin. Fünf (14,3%) berichteten, Stief- oder Adoptivkinder mit dem ehemals politisch in-
haftierten Partner / der ehemals politisch inhaftierten Partnerin zu haben. Auch hier wurden 
im Mittel zwei leibliche Kinder angegeben und zwischen einem und drei Adoptiv- oder Stief-
kinder.  
 
In der Gruppe der Kinder gaben 29 Personen (45,3%) an, eigene Kinder zu haben. Die mitt-
lere Anzahl lag hier ebenfalls bei zwei Kindern.  
Zur eigenen Familie befragt, gaben 15 (23,4%) der Nachkommen an, dass die Eltern sich vor 
ihrem 18. Lebensjahr getrennt hätten, 36 (56,3%) gaben an, das dies nicht der Fall gewesen 
sei und die anderen beantworteten die Frage nicht.  
Die Mehrheit der Nachkommen hatte Geschwister (n=44; 68,8%). Diejenigen, die Angaben 
zur Geschwisterreihenfolge machten, befanden sich zu je einem Drittel an erster oder zwei-
ter Stelle der Geschwisterfolge (Erstgeborene n=20, 31,3%; Zweitgeborene n=19; 29,7%).  
 
Angaben zum Bildungsstand und zur Erwerbstätigkeit der Teilnehmenden sind in Tabelle 10 















 (n=91) (n=35) (n=64) 
 n % n % N % 
Bildungsstand       
   Kein Abschluss - - 1 2,9 1 1,6 
   Volks-/Hauptschulabschluss /  
   POS 8. oder 9. Klasse 
19 20,9 7 20,0 - - 
   Mittlere Reife / Realschule / 
   POS mit Abschluss 10. Klasse 
21 23,1 12 34,3 18 28,1 
   Fachabitur / Fachschulabschluss 11 12,1 3 8,6 5 7,8 
   Abitur / EOS 12. Klasse  6 6,6 3 8,6 8 12,5 
   Abgeschlossenes Hochschul- /  
   Fachhochschulstudium 
33 36,3 9 25,7 32 50,0 
Erwerbstätigkeit       
   Vollzeit (mind. 35 Std./Woche) 19 20,9 9 25,7 35 54,7 
   Teilzeit ( < 35 Std./Woche) ¹ 10 11,0 9 25,7 14 21,9 
   Nicht erwerbstätig ² 3 3,3 - - 11 17,1 
   Arbeitslos gemeldet  3 3,3 1 2,9 1 1,6 
   EU-Rente 12 13,2 1 2,9 2 3,1 
   Altersrente 42 46,2 15 42,9 1 1,6 
Anmerkungen: ¹umfasst die Kategorien „Teilzeit (15-34 Stunden/Woche)“ und „Teilzeit / stundenweise erwerbstätig 
(unter 15 Stunden/Woche)“. ²umfasst die Kategorien „in Studium“, „in Weiterbildung / Umschulung“, „Wehr-/ Zivildienst, 
Mutterschafts-/ Erziehungsurlaub, sonstige Beurlaubung“ und „Hausfrau / Hausmann“. 
 
 
Psychotherapeutische / psychiatrische Behandlung  
Etwas mehr als ein Drittel der Befragten in allen drei Gruppen gab an, zu irgendeinem Zeit-
punkt in psychotherapeutischer oder psychiatrischer Behandlung gewesen zu sein (ehema-
lige politisch Inhaftierte: n=36; 39,6%; Partner/-innen: n=13, 37,1%; Kinder: n=24; 37,5%). 
Die von den Befragten angegebenen Gründe für diese Behandlung waren in der Gruppe der 
ehemaligen Inhaftierten vor allem eine posttraumatische Belastungsstörung (n=27; 29,7%), 
depressive Zustände / Depressionen (n=23; 25,3%) und Angstzustände / Panik / Phobie 
(n=18; 19,8%). In der Gruppe der Partner/-innen waren depressive Zustände / Depressionen 
sowie Angstzustände / Panik / Phobie die am häufigsten genannten Gründe (je n=4; 11,4%) 
gefolgt von familiären oder Beziehungsproblemen und Beschwerden im Zusammenhang mit 
körperlichen Erkrankungen (je n=3; 8,6%). Eine der befragten Personen in dieser Gruppe 




im Zusammenleben“ als Grund für die therapeutische Behandlung an. In der Gruppe der 
Kinder war der am häufigsten genannte Grund für eine Behandlung „familiäre oder Bezie-
hungsprobleme“ (n=10; 15,6%). Depressive Zustände / Depressionen wurden hier von neun 
Personen (14,1%) angegeben, Angstzustände / Panik / Phobie von vier Personen (6,3%) 
und somit am dritthäufigsten.  
Einige der Befragten in allen drei Gruppen gaben an, bereits erhebliche psychische Be-
schwerden gehabt, ohne therapeutische Hilfe gesucht zu haben (ehemalige politisch In-
haftierte: n=34; 37,4%; Partner/-innen: n=9, 25,7%; Kinder: n=16; 25,0%). Die Mehrheit der-
jenigen, die dies angaben, war aber zu anderen Zeitpunkten in therapeutischer Behandlung, 
d. h. es handelte sich um Zeiten vor oder nach der Behandlung, in der schon bzw. noch 
Symptome vorlagen.  
 
Eine Einsicht in ihre Akten des MfS gaben 87,9% (n=80) der ehemaligen politisch Inhaftier-
ten, 40,0% (n=14) der Partner/-innen und 18,8% (n=12) der Kinder an.  
 
6.2 Politische Haft 
 
Im Folgenden wird auf Basis der Ergebnisse kurz umrissen, wie die befragten Personen und 
ihre Familien von politischer Haft in der DDR (und vereinzelt der SBZ) betroffen waren. 
Zunächst werden Aspekte der politischen Haft selbst, wie zum Beispiel die Anzahl der inhaf-
tierten Familienmitglieder, die Dauer der Haft und ihre subjektive Vorhersehbarkeit, erörtert 
(6.2.1 und 6.2.2). Darauf folgend liegt der Fokus auf der Darstellung von Faktoren, die für die 
Familien bedeutsam waren, das heißt es wird berichtet, ob und auf welche Weise sie wäh-
rend der Haftzeit Kontakt halten konnten, inwieweit Partner/-innen und Kinder die Verhaftung 
miterlebten und wie sie ihre psychische Belastung zu dieser Zeit rückblickend einschätzten 
(6.2.3, 6.2.4).  
 
6.2.1 Inhaftierte Familienmitglieder in den befragten Familien 
 
Basis der nachfolgend dargestellten Ergebnisse zur politischen Haft sind Angaben aus 91 
Familien. Sofern Angaben der ehemaligen Inhaftierten selbst aus diesen Familien vorlagen, 
wurden sie genutzt. Gab es keine Angaben von ihnen, wurden die ihrer Angehörigen ver-
wendet. 
In 27,5% (n=25) der teilnehmenden Familien waren beide Elternteile politisch inhaftiert. In 
56,0% (n=51) war der Vater, in 16,5% (n=15) die Mutter (und das jeweils andere Elternteil 
nicht) in politischer Haft. In 4,4% (n=4) der Familien war auch ein Kind politisch inhaftiert 




rigen Kindern nicht, sondern nur die Fälle von politischer Haft der Kinder im Erwachsenenal-
ter. Andere politisch inhaftierte Angehörige waren Großväter (8,8%), Geschwister der Eltern 
(Schwester 2,2%, n=2; Bruder 1,1%, n=1) und ein Cousin (1,1%, n=1).  
In 47,3% (n=43) der befragten Familien waren zur Zeit der Haft bereits Kinder geboren. Eine 
Partnerschaft bestand in mindestens 59,3% (n=54) der Fälle – in der Gruppe der Nachkom-
men war diese Variable aus technischen Gründen nicht erhoben worden, so dass für sieben 
Familien hier keine Aussage getroffen werden kann.   
Eine genauere Analyse zeigte einen Zusammenhang zwischen der Inhaftierung der Eltern 
und dem Miterleben der Haft durch die Kinder dergestalt, dass vergleichsweise signifikant 
häufiger beide Eltern inhaftiert waren, wenn das Kind zur Haftzeit bereits geboren war (n=64;  
²(1)=17,13; p<0,001; φ=0,517).  
 
6.2.2 Dauer der politischen Haft, Tatvorwürfe, subjektive Vorhersehbarkeit und 
Ort der Haftentlassung  
 
Basis der nachfolgenden Ergebnisse sind Angaben der ehemaligen politisch Inhaftierten 
(n=91).  
 
Zeit der politischen Haft 
Das früheste Jahr einer politischen Inhaftierung in dieser Stichprobe war 1946, das späteste 
1989. Die früheste Haftentlassung fand 1954 statt, die späteste 1989. Die Quartile des Jah-
res der Verhaftung lagen bei 1965, 1974 und 1982 (n=82) – das bedeutet, dass die Hälfte 
der hier Befragten nach 1974 verhaftet wurden. Nur drei Personen wurden vor 1949, dem 
Jahr der Gründung der DDR, verhaftet.  
Für die Haftentlassung sah die Verteilung mit Quartilen von 1966, 1975 und 1984 (n=82) 
ähnlich aus. Die mittlere Haftdauer betrug 23,6 Monaten (n=83; Sd=20,3). Die Hälfte der 
Befragten war 15 Monate oder länger inhaftiert.  
Die Frauen gaben als die Dauer ihrer politischen Haft im Mittel 17,0 Monate an (n=27; 
Min=3, Max=51, Sd=11,8), die Männer 26,7 Monate (n=56; Min=3; Max=102; Sd=22,7). Der 
Unterschied zwischen diesen beiden Gruppen wurde nicht statistisch signifikant (U=576,0; 
p=0,080; d=0,49).  
 
Die Befragten waren zum Zeitpunkt ihrer ersten Verhaftung (n=85) zwischen 17 und 46 Jah-
re alt (M=26,9; Md=25,0; Sd=7,9). Acht der befragten Personen waren zweimal in politischer 
Haft. Zum Beginn der zweiten Haftzeit waren sie zwischen 18 und 38 Jahre alt (M=27,5; 




Die hier befragten Frauen (n=27; M=29,6; Md=30,0; Sd=7,0) waren zum Zeitpunkt ihrer Ver-
haftung signifikant älter als die Männer (Männer: n=55; M=25,6; Md=22,0; Sd=8,0; U=483,5; 
p=0,01; d=0,52). 
 
Tatvorwürfe und „Gründe“ für die politische Haft 
Nach den Tatvorwürfen befragt, auf deren Basis die ehemaligen Inhaftierten in politische 
Haft genommen wurden, nannten 81,3% (n=74) einen oder mehrere Paragrafen, Verordnun-
gen oder Gesetzestexte. Der mit 27,5% am häufigsten genannte war §213 („Ungesetzlicher 
Grenzübertritt“). §100 („Landesverräterische Nachrichtenübermittlung“) wurde von 9,9% ge-
nannt und die Kontrollratsdirektive 38 („Verbrechen gegen die Menschlichkeit“) von 7,7%. 
Weitere 7,7% gaben als Grund für ihre Haft ihren Versuch, die DDR zu verlassen (z. B. 
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Abbildung 6: Angaben zum „Grund“ für die Verhaftung in der Gruppe der ehemaligen 
Inhaftierten 
 
Danach befragt, was sie glaubten, was „am ehesten“ zu ihrer politischen Inhaftierung geführt 
habe, gab die Mehrheit der ehemaligen Inhaftierten an, dass es ein „Versuch, die DDR zu 
verlassen“ gewesen sei (Abbildung 6). Auch andere Gründe wurden genannt, zum Teil 
(n=25) auch verschiedene (Abbildung 6).  
                                                 
33 Aufgrund der Vielzahl genannter Paragraphen / Tatvorwürfe werden hier nur die am häufigsten 




Als „andere Gründe“ wurden „Unzufriedenheit“ (n=3; 3,3%) genannt, zudem Gründe wie bei-
spielsweise „Denunziation“, „Sehnsucht nach Freiheit“, „Berufsverbot“, politisches Engage-
ment und „Paranoia des MfS / Profilsucht des Vernehmers“.  
 
Absehbarkeit der politischen Haft 
Die ehemaligen politisch Inhaftierten wurden gebeten, die Absehbarkeit ihrer Haft einzu-
schätzen. Insgesamt meinten rückblickend 35 (38,5%), dass ihre Haft „vollkommen abseh-
bar“ oder „eher absehbar“ gewesen sei, 33 (36,3%) meinten, sie sei „eher nicht“ oder „gar 
nicht absehbar“ gewesen.34  
Weniger als die Hälfte (n=44; 48,4%) der ehemaligen Inhaftierten erinnerten sich, die Mög-
lichkeit, dass sie inhaftiert werden würden, vor der Haft mit anderen Personen besprochen 
zu haben. Dies waren vor allem die Partnerin oder der Partner, gefolgt von der Mutter und 
anderen Familienmitgliedern. Im Vergleich zu denjenigen, die ihre Haft als eher nicht oder 
gar nicht absehbar erinnerten, hatten diejenigen, die sie als eher oder vollkommen absehbar 
erinnerten, die Möglichkeit der Verhaftung signifikant häufiger mit jemandem besprochen 
(n=90; ²(4)=16,17; p=0,003; Cramers V=0,42).  
 
Haftentlassung 
Von allen befragten ehemaligen Inhaftierten gaben 60 (65,9%) an, vor 1989 aus der DDR 
ausgereist zu sein. Aus der Haft nach Westdeutschland entlassen wurden 39 Personen 
(42,9%), 21 (23,1%) wurden zunächst in die DDR entlassen und reisten später nach West-
deutschland aus (s. auch 6.4). In diesem Falle lebten die Befragten nach der Haftentlassung 
noch zwischen zwei und 264 Monaten (n=20; M=44,4; Sd=72,7) in der DDR.  
 
6.2.3 Kontakt zu Partnern/-innen und Kindern während der Haftzeit  
 
Von den befragten 91 ehemaligen politisch Inhaftierten befanden sich 62 (68,9%) in einer 
Partnerschaft, als sie inhaftiert wurden und 43 (47,3%) hatten Kinder zu dieser Zeit. Wurde 
aus gemeinsam teilnehmenden Paaren, die aus zwei Indexpersonen bestanden, je eine Per-
son aus der Analyse ausgeschlossen, betrug der Anteil 65,0% (n=52) für Partnerschaft und 
44,4% (n=36) für Elternschaft.  
Die Kinder waren zur Zeit der Haft im Mittel 7,3 Jahre alt (Min=0; Max=21). Zwei Personen 
gaben an, dass ihr Kind während der Haft geboren wurde, bzw. dass sie schwanger waren, 
als sie verhaftet wurden.  
 
                                                 
34 „vollkommen absehbar“: 16,5%; „eher absehbar“: 22,0%; „teils/teils“: 24,2%; „eher nicht absehbar“: 




Da der Fokus der vorliegenden Arbeit auf der Untersuchung von Auswirkungen der politi-
schen Haft auf ehemalige Inhaftierte, ihre Partner/-innen und ihre Kinder liegt, werden in die 
Beschreibung der Lebenssituation während der Haft nur die Fälle einbezogen, die sich zur 
Haftzeit in einer Beziehung befanden oder Kinder hatten (n=65).35 
Neun (13,8%) dieser Befragten berichteten, dass sie während der Haftzeit keinerlei Kontakt 
zu ihrer Familie hatten, die übrigen gaben bis zu fünf Kontaktmöglichkeiten an (M=2,18; 
Md=2,00; Sd=1,30).  
In Abbildung 7 ist abgebildet, welche Art des Kontaktes von wie viel Prozent der Befragten, 















Abbildung 7: Angaben der ehemaligen Inhaftierten zum Kontakt zu ihrer Familie während der 
Haftzeit  
  
Kommentare von einigen der Teilnehmenden verdeutlichen, dass Kontakte stattfanden, aber 
selten und reglementiert waren. So berichteten zum Beispiel drei Personen, dass sie nur 
einen Besuch während der Haftzeit bekommen hatten – sie waren vier, 33 und 43 Monate 
inhaftiert. Auch zu den Briefen gab es verschiedene Angaben, beispielsweise: „alle vier 
Wochen“, „ein Brief pro Monat“, „Briefe wurden zurückgehalten, nur jeder 3./4. kam an“, oder 
„selten wurden Briefe durchgelassen“. Zwei Personen gaben explizit an, dass zu den Kin-
dern kein Kontakt bestand. Auch völlige Isolation von der Außenwelt für einige Zeit wurde 
berichtet. 
 
                                                 





Einer der Teilnehmer legte einen längeren Bericht bei, in dem er unter anderem über den 
Unterschied zwischen Untersuchungshaft und Strafvollzug bezüglich der Kontaktmöglich-
keiten schrieb. Zudem berichtete er über die Inhalte der während der Untersuchungshaft mit 
seiner Frau stattgefundenen Treffen: „[Wir durften] uns während des halben Jahres zweimal 
für eine halbe Stunde sehen. Schreiben und sprechen durfte man allerdings nur ‚über das 
Wetter’.“. Deutlich wird in seinem Bericht, dass seine Möglichkeiten, Kontakt zu seiner Fami-
lie zu halten, von der Zustimmung seines „Erziehers“ abhingen, obwohl ihm dieses Recht of-
fiziell zugestanden habe.  
 
6.2.4 Die Lebenssituation der Angehörigen 
 
Im Folgenden werden nur Angaben der Partner/-innen und Kinder ausgewertet, die zur Zeit 
der politischen Haft bereits in einer Partnerschaft mit dem / der Inhaftierten bzw. bereits ge-
boren waren.  
 
Die Partner/-innen 
Zehn Personen aus der Gruppe der Partner/-innen (28,6% der Gesamtgruppe) waren zur 
Zeit der Haft bereits mit dem / der ehemaligen Inhaftierten in einer Beziehung. Acht von ih-
nen (22,9% der Gesamtgruppe) hatten zu diesem Zeitpunkt gemeinsame Kinder in dieser 
Beziehung.  
 
Jeweils ein Viertel der Partnerinnen gab an, dass die Haft „gar nicht absehbar“, „teilweise ab-
sehbar“, „eher“ oder „vollkommen absehbar“ gewesen sei. Drei erinnerten sich, dass die 
Möglichkeit der Verhaftung des Partners vor der Haft mit ihnen besprochen wurde. Sie ga-
ben jedoch nicht an, wer dies mit ihnen besprochen hatte.  
Acht Partnerinnen36 machten Angaben zu Erlebnissen im Umfeld der Verhaftung. Vier von 
ihnen (50,0%) waren bei der Verhaftung anwesend, wurden aber nicht mit verhaftet. Weitere 
Angaben finden sich in Abbildung 8. Keine der hier befragten Partnerinnen erlebte körperli-
che Gewalt während der Festnahme. Hingegen erlebten nur zwei der Befragten keine psy-
chische Gewalt, sechs berichteten psychische Gewalt gegen sich, den Partner oder beide. In 
einem Fall kam es im Zuge der Haft zur Zwangsumsiedlung. Eine Partnerin berichtete, dass 
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Abbildung 8: Angaben zu Erlebnissen im Umfeld der Verhaftung in der Gruppe der 
Partnerinnen  
 
Sieben der Befragten gaben an, wann sie zuerst von der Haft ihres Partners erfuhren. Dies 
war in allen Fällen im Jahr der Verhaftung. Die Mehrheit (62,5%; n=5) wurde durch die 
Staatssicherheit über die Verhaftung informiert. Zwei Befragte erfuhren durch andere 
Verwandte von der Festnahme.  
In zwei Fällen waren die Indexpersonen jeweils zweimal inhaftiert; einmal vor Beginn und 
einmal nach Beginn der Partnerschaft. Beide Partnerinnen erfuhren zunächst im Jahr des 
Beginns der Partnerschaft von der ersten Haft. Wie sie von der zweiten Haft erfuhren, war 
über den Fragebogen deshalb nicht eindeutig zu bestimmen.  
Während der Haftzeit, die in dieser Gruppe zwischen drei und 31 Monaten dauerte (n=8; 
M=15,5; Md=15,0; Sd=9,8), konnten alle acht Frauen ihren Partner in der Haftanstalt be-
suchen. Briefe geschrieben zu haben erinnerten sieben von ihnen, (87,5%), Briefe bekom-




Weniger als die Hälfte (40,6%; n=26) der Gesamtstichprobe der Kinder waren oder wurden 
zur Zeit der Haft geboren. Eines dieser Kinder kam während der Haft der Mutter zur Welt, die 
anderen Kinder waren zwischen einem und 20 Jahre alt (M=8,2 Jahre). In 16 Fällen (61,5%) 
wurden Mutter und Vater inhaftiert, in sieben Fällen (26,9%) der Vater, in drei Fällen (11,5%) 
die Mutter. Die Mütter waren zwischen sechs und 96 Monaten in politischer Haft (n=15; 
M=22,0; Md=15,0; Sd=23,4), die Väter zwischen fünf und 69 Monaten (n=20; M=24,0; 




Drei Kinder (11,5%) im Alter von zehn, 17 und 20 Jahren erinnerten sich, dass die Möglich-
keit der Verhaftung vor der Haft mit ihnen besprochen wurde. Entweder waren es beide 
Eltern (n=2; 7,7%) oder der Vater (n=1; 3,8%) der dies mit ihnen besprach.  
Die Mehrheit der Kinder gab rückblickend an, dass die Verhaftung für sie nicht absehbar 
gewesen sei – 19 (73,1%) gaben an, es sei für sie „gar nicht absehbar“ gewesen, jeweils 
zwei (7,7%) kreuzten „eher nicht absehbar“, „teils/teils“ und „eher absehbar“ an. Dass die 
Haft „vollkommen absehbar“ für sie gewesen sei, bejahte niemand in dieser Gruppe. 
 
25 Kinder machten Angaben zu ihrer Anwesenheit während der Verhaftung. Vier Kinder 
(15,4%), darunter dasjenige, das während der Haft geboren wurde, gaben an, mit ihren El-
tern verhaftet worden zu sein. Drei Kinder (11,5%) berichteten, dabei gewesen, aber nicht 
mit verhaftet worden zu sein. Die Mehrheit der Kinder (69,2%; n=18) war nicht dabei, als die 
Eltern verhaftet wurden. Angaben zu Erlebnissen der Kinder in Zusammenhang mit der Ver-
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Abbildung 9: Angaben zu Erlebnissen im Umfeld der Verhaftung in der Gruppe der Kinder  
 
 
Keines der Kinder erinnerte körperliche Gewalt gegen sich oder die Eltern während der Ver-
haftung. Als „sonstiges“ wurde in einem Fall angegeben, „im Unklaren gelassen“ worden zu 
sein. Eine Person gab an, „keine Erinnerung“ an die Verhaftung zu haben. Sie war zur Haft-
zeit zwei Jahre alt gewesen und zunächst mit den Eltern verhaftet worden. Drei Teilnehmen-
de gaben spontan Gefühle bzw. weitere Informationen zur Verhaftungssituation an. Diese 
waren: „extreme Hilflosigkeit, Ohnmacht“; „mir wurden meine Eltern von jetzt auf gleich weg-




Die Kinder erfuhren zum großen Teil durch ihre Mutter (38,5%; n=10) oder ihre Großmutter 
(38,5%; n=10) von der politischen Haft. Zu einem geringeren Teil (19,2%; n=5) wurden sie 
durch die Staatssicherheit oder andere Angehörige (15,4%; n=4) informiert. Sechs Kinder 
gaben an, durch mehrere Personen von der Haft erfahren zu haben.  
 
Angaben dazu, wie die Kinder während der Haftzeit untergebracht wurden, finden sich in 
Tabelle 11. In mindestens sechs Fällen mussten die Kinder während der Zeit der Haft in eine 
andere Art der Unterbringung wechseln, vor allem zwischen Kinderheim und Großeltern.  
 
Tabelle 11: Unterbringung der Kinder während der Haftzeit 
„Wo wurden Sie untergebracht, als Ihre 
Eltern (Mutter / Vater) inhaftiert waren?“ 
 
Beantwortung mit Ja 
(n=26) 
 N % 
Beim nicht-inhaftierten Elternteil 6 23,1 
Bei meinen Großeltern 11 42,3 
Bei anderen Familienangehörigen 6 23,1 
Im Kinderheim 6 23,1 
Anderswo 2 7,7 
Anmerkung: Da Mehrfachangaben möglich waren, übersteigt die Summe 100% 
 
 
Zehn der Befragten (38,5%) mussten nach der Festnahme eines oder beider Elternteile in 
eine andere Stadt umziehen.   
In drei Fällen (n=7) waren die Befragten Geschwister, mit zweimal je zwei Teilnehmenden 
und einmal drei Teilnehmenden. Ein Geschwisterpaar wurde in einem Kinderheim und bei 
anderen Angehörigen untergebracht, ein Geschwisterpaar bei Angehörigen. Beide Geschwi-
sterpaare mussten deshalb in eine andere Stadt ziehen. Die Geschwistertriade konnte beim 
nicht-inhaftierten Elternteil bleiben und musste nicht umziehen.  
 
Fünf der hier befragten Personen (19,2%) hatten während der Haftzeit keinerlei Kontakt zu 
den inhaftierten Eltern. Die häufigste Kontaktmöglichkeit, die die Befragten angaben, war das 
Schreiben und Empfangen von Briefen – 12 (46,2%) schrieben Briefe und 13 (50,0%) beka-
men Briefe. Vier Kinder (15,4%) konnten ihre Eltern während der Haftzeit besuchen. Sie wa-
ren zu Beginn der Haft 13, 14 und 20 Jahre alt. Außerdem erhielt knapp ein Viertel der Kin-







6.2.5 Erinnerte psychische Belastung während der Haftzeit in den drei 
Gruppen 
 
Die Befragten wurden gebeten, auf einer visuellen Analogskala anzugeben, wie schlimm die 
politische Inhaftierung damals, also zur Zeit der Haft, im Vergleich zu anderen Erlebnissen 
für sie gewesen sei (Abbildung 10). Die Einschätzung der ehemaligen Inhaftierten schöpfte 
das gesamte Spektrum der visuellen Analogskala aus. Eine Person gab an, dass ihre poli-
tische Inhaftierung damals „gar nicht schlimm“ für sie gewesen sei und insgesamt 16 Perso-
nen gaben an, die politische Haft sei damals „schlimmer als alles andere“ für sie gewesen 
(n=83; M=83,64; Md=93,97; Sd=21,41). In der Gruppe der Partner/-innen wurde hingegen 
die geringste Belastung bei 44,9 (von 100) angegeben, die höchste bei 99,1 (n=8; M=89,68; 
Md=96,32; Sd=18,41). Die Kinder schätzten die „Schlimmheit“, die im Folgenden als „Fata-
lität“ bezeichnet wird, der politischen Haft der Eltern für sich selbst zwischen 2,6 und 100,0 
ein (n=26; M=72,47; Md=88,52; Sd=33,42; s. a. Abbildung 10).  
In der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten ergab sich ein signifikanter Geschlechtsunter-
schied bezüglich der Einschätzung der Fatalität der politischen Haft – die Frauen (n=28; 
M=89,0; Sd=21,5) schätzten sie signifikant höher ein als die Männer (n=55; M=80,9; 
Sd=21,0; U=529,5; p=0,02; d=0,38).  
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Visuelle Analogskala zur Frage: „Gemessen an anderen Erlebnissen, wie schlimm war die Inhaftierung […] 
damals für Sie?“, mögliche Werte 0-100, mit 0=“gar nicht schlimm“; 100=“schlimmer als alles andere“ 
 
Abbildung 10: Angaben der ehemaligen Inhaftierten, der Partner/-innen und der Kinder zur 





Die ehemaligen Inhaftierten wurden zudem gebeten, die psychische Belastung ihrer Part-
ner/-innen und Kinder zu dieser Zeit einzuschätzen. Der Einschätzung „gar nicht belastet“ 
entspricht dabei dem geringst möglichen Wert (0,0), die Einschätzung „sehr stark belastet“ 
dem Wert 100,0. Die Belastung der Partner/-innen wurde mit Werten zwischen 7,8 (n=1) und 
100,0 (n=7) eingeschätzt (n=56; M=81,1; Md=92,2; Sd=25,0), die der Kinder mit Werten zwi-
schen 0,0 (n=2) und 100,0 (n=5) (n=41; M=73,2; Md=91,9; Sd=36,0).  
Es ergaben sich keine signifikanten Unterschiede für die Einschätzung der Belastung der 
Partner/-innen im Vergleich zur Einschätzung der Belastung der Kinder durch die Index-
personen (Wilcoxon-Test, n=39; T=201,5; p=0,10; d=0,55). Auch in Abhängigkeit vom Ge-
schlecht der befragten Indexperson ergaben sich keine signifikanten Unterschiede (Part-
ner/-innen: U=324,0; p=0,36; d=0,24; Kinder: U=165,5; p=0,31; d=0,45). 
 
Ein Vergleich der Gruppe derer, die eine Inhaftierung des Partners / der Partnerin zusätzlich 
zu ihrer eigenen angaben (n=23) mit der Gruppe derer, die keine Inhaftierung des Partners / 
der Partnerin angaben (n=29), ergab keinen signifikanten Unterschied zwischen den Grup-
pen, weder hinsichtlich der Einschätzung der Fatalität der Haft für die eigene Person noch 
der psychischen Belastung der Partnerin / des Partners durch die Haft (Eigene Belastung: 
U=288,5; p=0,83; d=0,17; Belastung Partner/-in: U=267,0; p=0,85; d=0,14).37 
 
Je höher die angegebene frühere eigene Belastung bzw. Fatalität der politischen Haft war, 
desto höher waren auch die durch die ehemaligen Inhaftierten eingeschätzte frühere Belas-
tung der Partner/-innen und der Kinder. Der Zusammenhang zwischen diesen Einschätzun-
gen war jedoch mit Korrelationskoeffizienten von 0,54 (n=40; p<0,001) für den Zusammen-
hang mit der Belastung der Kinder und 0,32 (n=56; p=0,016) für den Zusammenhang mit der 
Belastung der Partner/-innen nur gering. Die Einschätzungen der psychischen Belastung der 
Partner/-innen und der der Kinder nach Einschätzung der ehemaligen Inhaftierten korrelier-
ten hingegen nicht signifikant miteinander (n=38; rS=0,25; p=0,136).  
 
6.3 Nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen 
 
Von den befragten ehemaligen politisch Inhaftierten gaben 83 (91,2%) an, nichtstrafrecht-
lichen Repressionsmaßnahmen ausgesetzt gewesen zu sein. Diejenigen von ihnen, die 
Angaben zu den einzelnen Maßnahmen machten, berichteten zwischen einer und 13 ver-
schiedenen Maßnahmen (n=79; M=4,5; Md=4,0; Sd=2,7).  
  
                                                 




In der Gruppe der Partner/-innen gaben 20 von 35 (57,1%) an, nichtstrafrechtliche Repres-
sionsmaßnahmen erlebt zu haben. Hier wurden zwischen zwei und 12 verschiedene Maß-
nahmen berichtet (n=19; M=2,7; Md=2,0; Sd=2,6).  
 
19 der befragten 64 Kinder (29,7%) gaben an, nichtstrafrechtlichen Repressionsmaßnahmen 
ausgesetzt gewesen zu sein. Sie berichteten zwischen einer und acht gegen sie gerichteten 
Maßnahmen (n=18; M=2,6; Md=2,0; Sd=2,0).  
 
Die in allen drei Gruppen am häufigsten berichtete Repressionsmaßnahme war die der Über-
wachung / Bespitzelung. Eine Ausbürgerung gegen den eigenen Wunsch wurde von nieman-
dem in dieser Befragung berichtet.  
Angaben dazu, wie viele Personen in jeder Gruppe welche nichtstrafrechtliche Repressions-
maßnahme berichteten, finden sich in Tabelle 12. Als „sonstige“ nichtstrafrechtliche Repres-
sionsmaßnahmen wurden in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten in zwei Fällen Maßnah-
men im Strafvollzug angegeben, nämlich „Arrestzelle“ bzw. „5mal 21 Tage Arrest“. Weiterhin 
wurden Maßnahmen genannt, die unter Psychoterror einzuordnen sind („Anschläge, Mord-
drohungen, Verwüstung der Wohnung“) sowie die Verweigerung verdienter schulischer Aus-
zeichnungen und Ausschluss von der Teilnahme an Sportveranstaltungen.  
Die Partner/-innen berichteten zusätzlich zu den gegebenen Antwortoptionen, dass ihnen die 
Einreise zu einem Besuch in die DDR verweigert wurde (n=1) und dass durch das Angebot 
von Vergünstigungen die Trennung vom inhaftierten Partner herbeigeführt werden sollte 
(n=1). In der Gruppe der Kinder wurden als sonstige Repressionsmaßnahmen die Diskrimi-
nierung durch Mitschüler (n=1), die Verweigerung der Teilnahme an einer Pionier-Reise 
(n=1) sowie das Ansetzen eines inoffiziellen Mitarbeiters (IM) des MfS als „Liebespartner“ 
















 (n=91) (n=35) (n=64) 
 
N % n % n % 
Unsichtbare Überwachung / Bespitzelung 61 67,0 12 34,3 9 14,1 
Deutlich sichtbare Überwachung / 
Bespitzelung 
27 29,7 4 11,4 3 4,7 
Hausdurchsuchungen 37 40,7 8 22,9 7 10,9 
Berufliche Einschränkungen 41 45,1 2 10,5 1 1,6 
Einschränkungen im Ausbildungsbereich 19 20,9 3 8,6 8 12,5 
Vorladungen (Behörden, Polizei o.a.) 36 39,6 7 20,0 3 4,7 
Ausschluss aus Parteien / 
Massenorganisationen 
9 9,9 - - - - 
Verweigerung der Ausreise nach 
Westdeutschland 
27 29,7 3 8,6 5 7,8 
Aufenthaltsbeschränkungen / Reiseverbot 28 30,8 5 14,3 3 4,7 
Psychoterror  6 6,6 1 2,9 - - 
Versuche d. Einschüchterung durch 
Beschädigung v. Eigentum o. Gewalt 
4 4,4 - - 1 1,6 
Ausbürgerung (gegen den eigenen Wunsch) - - - - - - 
Entzug von Dokumenten 17 18,7 1 2,9 2 3,1 
Gezielte Kriminalisierung wg. „unpolitischer 
Delikte“  
7 7,7 1 2,9 - - 
Enteignungen, Entzug des Vermögens 15 16,5 2 5,7 - - 
Kompromittierung / Isolierung durch 
inoffizielle Mitarbeiter/-innen des MfS 
8 8,8 1 2,9 1 1,6 
Gezielte Gewährung von Vergünstigungen 3 3,8 1 2,9 - - 
Sonstige 7 7,7 1 2,9 3 4,7 
Anmerkung: Da Mehrfachangaben möglich waren, übersteigt die Summe 100%.  
 
Für die Gruppe der ehemaligen Inhaftierten war die Berechnung des Abstandes zwischen 
der frühesten berichteten Repressionsmaßnahme und dem Beginn der Haftzeit sowie zwi-
schen dem Ende der Haft und der spätesten berichteten Repressionsmaßnahme möglich. 
Der früheste berichtete Zeitpunkt für beginnende nichtstrafrechtliche Maßnahmen lag im Jahr 
1948, der späteste Zeitpunkt im Jahr 1989. Im frühesten Fall begannen die nichtstrafrecht-
lichen Maßnahmen neun Jahre vor der Haft und endeten im „spätesten“ Fall 34 Jahre nach 




schwer auszuwerten. Unter Vernachlässigung von Unterbrechungen der nichtstrafrechtlichen 
Repressionen ergaben sich Zeiträume von bis zu 37 Jahren, in denen die Betroffenen diesen 
ausgesetzt waren (n=63; Min=0; Max=37; M=11,27; Md=7,0; Sd=10,62).  
 
Im Vergleich der Partnern/-innen, die zur Zeit der Haft bereits in Beziehung mit einem bzw. 
einer politisch Inhaftierten lebten (n=10) mit denen, die erst später diese Beziehung began-
nen (n=25), erlebte die erste Gruppe signifikant häufiger nichtstrafrechtliche Repressions-
maßnahmen (U=58,5; p=0,013; d=1,24). Die Partner/-innen, die bereits zur Haftzeit in einer 
Beziehung mit dem / der ehemaligen Inhaftierten lebten, erlebten im Mittel 3,3 Maßnahmen, 
die anderen 0,8.  
Die Personen, die erst nach der Entlassung aus der politischen Haft eine Beziehung mit der 
Indexperson begannen, erlebten signifikant seltener Hausdurchsuchungen und Vorladungen 
zu Behörden, Polizei oder anderen Einrichtungen (Hausdurchsuchungen: n=19; ²(1)=11,68; 
p=0,001; φ=0,784; Vorladungen: n=19; ²(1)=8,65; p=0,006; φ=0,675).  
Wurden die Partner/-innen, die nach der Haftentlassung eine Beziehung mit dem / der ehe-
maligen Inhaftierten begannen, aus der Analyse ausgeschlossen, berichteten 80,0% der 
Partnerinnen gegen sie gerichtete nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen. Der Anteil 
derer, die Repressionen ausgesetzt waren, erhöhte sich in Bezug auf alle Maßnahmen.  
 
Für die Gruppe der Kinder ergab sich ein ähnliches Ergebnis. Die Kinder, die zur Haftzeit 
eines oder beider Elternteile bereits geboren waren (n=26), erlebten signifikant häufiger 
nichtstrafrechtliche Repressionen als die Kinder, die nach der Haft geboren wurden (n=38) 
(²(1)=10,0; p=0,002; φ=0,443). Auch hinsichtlich der Anzahl der erlebten Maßnahmen un-
terschieden die Gruppen sich signifikant voneinander (U=307,0; p=0,001; d=0,71). Die Kin-
der, die vor oder während der Haft geboren wurden, erlebten im Mittel 1,3 Maßnahmen 
(Md=0,50), die anderen 0,3 (Md=0,00). In Bezug auf die Häufigkeit einzelner Maßnahmen 
ergaben sich keine signifikanten Unterschiede zwischen den beiden Gruppen.  
Von den Kindern, die zur Haftzeit bereits geboren waren, erlebten insgesamt 34,6% nicht-
strafrechtliche Repressionsmaßnahmen. Die Hälfte dieser Gruppe berichtete unsichtbare 
Überwachung, 42,9% berichteten Hausdurchsuchungen und 35,7% Einschränkungen im 
Ausbildungsbereich.  
Beide Gruppen, die der Partner/-innen und die der Kinder, waren also besonders dann nicht-
strafrechtlichen Repressionsmaßnahmen ausgesetzt, wenn sie zur Zeit der Haft bereits zur 
Familie der politisch Inhaftierten gehörten. Auch, wenn sie erst nach der Haftentlassung eine 
Beziehung begannen oder geboren wurden, waren sie aber zum Teil nichtstrafrechtlichen 





6.4 Ausreise  
 
Zur Ausreise wurden die Angaben von jeweils einem Familienmitglied zugrunde gelegt.38 In 
insgesamt 57 von 91 Familien (62,6%) reisten ein oder mehrere Familienmitglieder vor 1989 
dauerhaft aus der DDR aus. In 14 Fällen (15,4%) konnte die Familie gemeinsam ausreisen.  
Wurden nur die Fälle betrachtet, in denen die Familie zur Haftzeit bereits bestand, berichte-
ten 21 Familien, dass sie zunächst getrennt die DDR verließen und die in der DDR verbliebe-
nen Angehörigen dann nach einiger Zeit ebenfalls ausreisen durften. In der Mehrheit dieser 
Fälle reiste zunächst ein/-e Partner/-in aus(n=12), seltener beide Eltern gemeinsam (n=7). 
Die Dauer der Trennung lag zwischen einem und 78 Monaten (n=20; M=13,13; Md=3,00; 
Sd=20,77).  
 
6.5 Kommunikation über die politische Haft 
 
6.5.1 Kommunikation in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten 
 
Adressaten/-innen der Kommunikation 
Nicht alle ehemaligen Inhaftierten machten Angaben dazu, wem sie von ihren Erlebnissen 
während der politischen Haft erzählt hatten.39 Diejenigen, die davon berichteten, gaben vor 
allem ihre Partner/-innen als diejenigen an, denen sie von der Haft erzählt hatten. Dies war 
bei 64,8% (n=59) der Fall. Der Mutter von der politischen Haft erzählt zu haben, berichteten 
53,8% (n=49), dem Vater davon erzählt zu haben 31,9% (n=29). In 52,7% der Fälle (n=48), 
wurde den Kindern von Erlebnissen in der politischen Haft erzählt. Fast die Hälfte (49,5%; 
n=45) der Befragten gab an, „anderen Personen“, vor allem Freunden/-innen, zum Teil auch 
der Öffentlichkeit, von Erlebnissen in der politischen Haft erzählt zu haben. Andere Familien-
mitglieder gaben 35,2% (n=32) der ehemaligen Inhaftierten an, Enkelkinder 13,2% (n=12).  
Für die meisten ehemaligen Inhaftierten war der Partner bzw. die Partnerin die Person (oder 
eine der Personen), mit der sie bisher am intensivsten über die Erlebnisse in politischer Haft 
gesprochen hatten (63,7%; n=58). In neun Fällen (9,9%) wurden die eigenen Kinder als die-
se Personen benannt, allerdings meistens neben anderen Personen. Nur eine der teilneh-
menden Personen berichtete nur das Kind als Person, mit der er/sie bisher am intensivsten 
über die Haftzeit gesprochen habe.  
                                                 
38 Zum Vorgehen und zur Stichprobe siehe 6.2.1 
39 Durch Gespräche mit den Betroffenen und das Vorliegen des Fragebogens von Angehörigen wurde 
deutlich, dass diese Angaben den wirklichen Anteil eher unterschätzen, also eher Angaben fehlten, 




Zehn Personen (11,0%) berichteten die intensivsten Gespräche mit ehemaligen Haftkame-
raden/-innen, sieben (7,7%) mit Freunden/-innen und sechs (6,6%) mit Personen im thera-
peutischen Kontext (z. B. „Psychotherapeutin“, „Therapeuten“).  
 
Zeitpunkt der Kommunikation  
Zur Berechnung der Zeitspanne zwischen Haftentlassung und dem Erzählen von der Haftzeit 
wurde das angegebene Jahr des Erzählens vom angegebenen Jahr der Haftentlassung sub-
trahiert. Aufgrund der vielen fehlenden Werte beziehen sich die folgenden Angaben nur auf 
die Teilstichproben, in denen Angaben zum Zeitpunkt des Erzählens gemacht wurden (s. o.).  
Den Müttern und Vätern wurde in der Mehrzahl der Fälle innerhalb der Teilstichprobe im Jahr 
der Haftentlassung (Mütter: n=20, Väter: n=10) oder während der Haftzeit (Mütter: n=4; Vä-
ter: n=3) von den Erlebnissen der Haft berichtet (Mütter: n=34; M=2,38; Md=0,00; Sd=5,51; 
Väter: n=17; M=2,82; Md=0,00; Sd=6,50).  
Die Hälfte der befragten ehemaligen Inhaftierten gab an, dem Partner bzw. der Partnerin im 
Jahr der Haftentlassung von der Haft erzählt zu haben (n=21) während dies in Bezug auf die 
Kinder bei weniger als einem Fünftel der Fall war (n=7 im Jahr der Entlassung und n=1 wäh-
rend der Haftzeit) (Partner/-innen: n=41; M=1,83; Md=0,00; Sd=3,27; Kinder: n=39; M=12,49; 
Md=12,00; Sd=11,15).  
 
Häufigkeit der Kommunikation  
In Abbildung 11 sind die angegebenen Häufigkeiten der innerfamiliären Kommunikation über 
die politische Haft angegeben, wie sie von den ehemaligen Inhaftierten erinnert wurde. Nur 
wenige gaben an, in der Familie gar nicht über die Haft gesprochen zu haben – vor 1989 
9,9% (n=9), 1989-99 7,7% (n=7) und gegenwärtig 14,3% (n=13). In fünf Fällen wurde dies 
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Abbildung 11: Angegebene Häufigkeit innerfamiliärer Kommunikation über die Haftzeit in der 
Gruppe der ehemaligen politisch Inhaftierten  
 
Die angegebenen Kommunikationshäufigkeiten unterschieden sich signifikant in den drei 
Zeiträumen (n=89; ²=13,0; p=0,002).40 In den zehn Jahren nach 1989 stieg die Kommu-
nikation nach Angaben der ehemaligen Inhaftierten signifikant an (n=89; T=205,0; p=0,013; 
d=0,23), um dann wieder abzunehmen (n=90; T=108,0; p<0,001; d=0,32).  
 
Im nächsten Schritt wurden die Ergebnisse zur Kommunikationshäufigkeit in Beziehung zur 
Ausreise und dem derzeitigen Wohnort gesetzt. Zwischen der Ausreise vor 1989 aus der 
DDR und der angegebenen Häufigkeit der Kommunikation ergab sich lediglich für die 
Kommunikation vor 1989 ein signifikanter Zusammenhang. Die vor 1989 Ausgereisten 
kommunizierten seltener gar nicht und häufiger moderat oder viel über die politische Haft, 
während die nicht Ausgereisten häufiger gar nicht und seltener moderat oder viel über die 
politische Haft kommunizierten (n=89; ²(2)=6,98; p=0,031; Cramers V=0,28). Für die ande-
ren Zeiträume ergaben sich keine signifikanten Zusammenhänge (Kommunikationshäufigkeit 
heute: n=90; ²(2)=0,28; p=0,869; Cramers V=0,06; 1989-99: n=90; ²(2)=1,59; p=0,451; 
Cramers V=0,13).  
 
Zwischen dem derzeitigen Wohnort und der Kommunikationshäufigkeit ergaben sich keine 
signifikanten Zusammenhänge (Vergleich alte (n=50) und neue (n=33) Bundesländer, Kom-
                                                 




munikationshäufigkeit heute: ²(2)=5,27; p=0,072; Cramers V=0,25; 1989-99: ²(2)=0,30; 
p=0,860; Cramers V=0,06; vor 1989: ²=0,46; p=0,793; Cramers V=0,75). 
 
Bewertung der Kommunikation 
Die ehemaligen Inhaftierten wurden gebeten, einzuschätzen, wie sie das Sprechen über die 
politische Inhaftierung innerhalb der Familie „im Allgemeinen“ empfanden. Dazu standen die 
Kategorien „wichtig“, „belastend“, „erleichternd“, „interessant“ sowie „sonstiges“ zur Verfü-
gung. Die Kategorien konnten zudem in ihrer Intensität, also mit „sehr“, „etwas“, „wenig“ oder 
„gar nicht“ eingeschätzt werden. 73,6% machten Angaben dazu, wie wichtig sie die Kommu-
nikation fanden, 61,5% dazu, wie belastend sie sie fanden, 59,3% wie erleichternd sie sie 
fanden und 42,9% dazu, wie interessant sie sie fanden (Abbildung 12). Weitere Angaben zur 
Kommunikation, die ohne Kategorienvorgabe gemacht wurden, waren „aufregend“ (2,2%), 
„aufklärend“ (1,1%), „ich fühlte mich wahrgenommen“ (1,1%) sowie „zum Kotzen“ (1,1%).  
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Abbildung 12: Bewertung der Kommunikation über die politische Haft innerhalb der Familie in 
der Gruppe der Indexpersonen 
 
Unter Einbezug des Geschlechts und einer Dichotomisierung der Bewertungskategorien41 
ergab sich, dass Frauen die Kommunikation signifikant häufiger als sehr belastend einstuften 
                                                 
41 Die jeweils extremste Kategorie („sehr wichtig“, „sehr belastend“, „sehr erleichternd“, „sehr 





als die Männer (n=56; ²(1)=11,60; p=0,001; φ=0,46). Für die anderen Kategorien wurde 
dieser Unterschied nicht signifikant (Wichtig: n=67; ²(1)=2,93; p=0,114; φ=0,21; erleich-
ternd: n=54; ²(1)=0,06; p=0,811; φ=0,03; interessant: n=39; ²(1)=3,35; p=0,159; φ=0,29). 
 
Die Kommunikation über die politische Haft empfanden zudem diejenigen, die zur Haftzeit 
bereits Kinder hatten signifikant häufiger als sehr belastend als diejenigen, die später Kinder 
bekommen hatten (n=56; ²(1)=9,13; p=0,003; φ=0,40). Hinsichtlich der anderen Kategorien 
ergaben sich in Abhängigkeit von diesem Faktor keine Unterschiede (Wichtig: n=66; 
²(1)=0,57; p=0,450; φ=0,09; erleichternd: n=54; ²(1)=0,19; p=0,667; φ=0,06; interessant: 
n=39; ²(1)=0,55; p=0,678; φ=0,12). Ebenfalls ergaben sich mit dem Chi-Quadrat-Test keine 
signifikanten Unterschiede in Abhängigkeit davon, ob sich die Befragten zur Haftzeit in einer 
Partnerschaft befanden oder nicht und auch nicht in Abhängigkeit vom derzeitigen Bezie-
hungsstatus.  
 
Die Befragten, die zur Zeit der Befragung in den neuen Bundesländern lebten, bewerteten 
die Kommunikation über die politische Haft signifikant häufiger als sehr erleichternd als die 
Befragten in den alten Bundesländern (n=52; ²(1)=4,35; p=0,037; φ=0,29), nicht jedoch als 
belastender (n=53; ²(1)=3,17; p=0,075; φ=0,24), wichtiger (n=63; ²(1)=1,48; p=0,314; 
φ=0,15) oder interessanter (n=37; ²(1)=0,43; p=0,659; φ=0,11).  
Zwischen der Ausreise vor 1989 und der Bewertung der Kommunikation über die Haft erga-
ben sich keine signifikanten Zusammenhänge.   
 
Häufigkeit und Bewertung der Kommunikation in den drei erfassten Zeiträumen 
Wurde der Zusammenhang zwischen den dichotomisierten Bewertungskategorien und den 
Kommunikationshäufigkeiten über die drei erfassten Zeiträume untersucht, ergaben sich 
größere Kommunikationshäufigkeiten in den Gruppen derer, die die Kommunikation als sehr 
wichtig oder sehr erleichternd empfanden (Tabelle 13). Hier wurden der Unterschied in Ab-
hängigkeit von der wahrgenommenen Wichtigkeit in allen drei Zeiträumen sowie der Unter-
schied in Abhängigkeit vom Gefühl der Erleichterung in zwei Zeiträumen, 1989-1999 und 
heute, signifikant. Die Gruppe der Personen, die die Kommunikation über die Haftzeit im All-
gemeinen als sehr wichtig empfanden, gab jeweils häufigere Kommunikation an (vor 1989: 
M=3,20; Md=3,0; 1989-1999: M=3,41; Md=4,00; Heute: M=2,96, Md=3,0, n=54 vs. vor 1989: 
M=2,25; Md=2,0; 1989-1999: M=2,50; Md=2,00; Heute: M=2,25; Md=2,0; n=12). Die Gruppe, 
die die Kommunikation als sehr erleichternd empfanden, gab ebenfalls häufigere Kommuni-
kation an (vor 1989: M=3,30; Md=4,0; 1989-1999: M=3,74; Md=4,00; Heute: M=3,22; 




Md=2,0; n=31). Da die Gruppe der Personen, die die Kommunikation als „sehr interessant“ 
bewerteten, sehr klein war (n=7) wurden hier keine U-Tests durchgeführt.  
 
Tabelle 13: Häufigkeit der Kommunikation über die Haft in Abhängigkeit von ihrer Bewertung 
(Indexpersonen) 
 
Kommunikation vor 1989 Kommunikation 1989-1999 Kommunikation heute 
 n Z U p n Z U p n Z U p 
Wichtig  66 -2,73 166,00 0,006 66 -2,62 174,50 0,009 66 -2,05 206,00 0,040 
Belastend  55 -1,26 304,50 0,209 56 -0,29 371,0 0,776 56 -0,49 359,00 0,623 
Erleichternd 54 -1,65 267,50 0,100 54 -2,75 209,50 0,006 54 -2,04 244,50 0,041 
Anmerkung: Extremgruppe (z. B. „sehr wichtig“, „sehr belastend“) im Vergleich mit allen anderen Gruppen (z. B. „etwas wichtig“, 
„wenig wichtig“ und „gar nicht wichtig“ zusammengefasst).  
 
Die Effektgrößen betrugen, chronologisch vorgehend, für die Gruppenvergleiche in Abhän-
gigkeit von der Bewertung als „wichtig“ d=0,62; d=0,94; d=0,97; „belastend“ d=0,26; d<0,01; 
d=0,14; „erleichternd“: d=0,38; d=0,84 und d=0,14.  
 
6.5.2 Kommunikation in der Gruppe der Partner/-innen 
 
Erfahren von der politischen Haft 
32 Partner/-innen machten Angaben dazu, wie sie von der politischen Haft erfuhren. In der 
Mehrzahl der Fälle (62,9%; n=22) erfuhren sie vom Partner bzw. von ihrer Partnerin von der 
Haft. Fünf Personen gaben an, von der Staatssicherheit davon erfahren zu haben, eine wei-
tere Person wurde von den Beamten, die den Partner abholten, informiert. Durch Verwandte, 
nämlich die Schwiegereltern, eine Cousine, die „Verwandtschaft“ oder die eigenen Eltern, er-
fuhr je eine Person von der politischen Haft des Partners / der Partnerin. Zwei erfuhren durch 
Freunde oder Bekannte davon.  
 
Zeitpunkt der Kommunikation 
Als die befragten Partner/-innen von der Haft erfuhren, waren sie zwischen 17 und 66 Jahre 
alt (n=33; M=27,2; Sd=11,4). Sie erfuhren in der Mehrheit der Fälle (n=15; 42,9%) im Jahr 
der Entstehung der Partnerschaft davon. Zehn Personen gaben an, bereits ein bis sieben 
Jahre vor Beginn der Partnerschaft davon gewusst zu haben (M=-3,7; Sd=2,4) und die fünf 
weiteren Personen, die Angaben zu dieser Frage machten, berichteten, dass sie ein bis sieb-






Häufigkeit der Kommunikation  
Zur Häufigkeit der Kommunikation über die politische Haft in ihrer Familie machten 35 Part-
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Abbildung 13: Angegebene Häufigkeit innerfamiliärer Kommunikation über die Haftzeit in der 
Gruppe der Partner/-innen  
 
Vier Partner/-innen (11,4%) erinnerten, dass vor 1989 in ihrer Familie gar nicht über die 
politische Haft gesprochen wurde. Für die zehn Jahre nach 1989 berichtete dies nur noch 
eine Person (2,9%). Dass in der Familie ständig über die Haft gesprochen worden sei, gab je 
ein/-e Partner/-in für den Zeitraum vor 1989 und „heute“ an (je 2,9%). Für die Zeit zwischen 
1989 und 1999 gaben dies drei Partner/-innen (8,6%) an.  
Ähnlich wie in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten berichteten auch die Partner/-innen 
einen Anstieg der Kommunikation in den 10 Jahren nach 1989 und eine aktuell geringere 
Kommunikation als in dieser Zeit. Hier wurde allerdings nur der Unterschied zwischen der 
Einschätzung der Kommunikation vor 1989 und nach 1989 signifikant (n=30; Friedman-Test: 
²(2)=5,78; p=0,056; Wilcoxon-Test mit den Variablen Kommunikation vor 1989 und 
Kommunikation 1989-99: T=30,0; p=0,013; d=0,49). 
 
Bewertung der Kommunikation 
Auch die Partner/-innen wurden gebeten, einzuschätzen, wie sie das Sprechen über die po-
litische Haft innerhalb der Familie im Allgemeinen empfanden. 69,4% machten Angaben da-




48,6% wie „erleichternd“ sie sie fanden und 54,2% dazu, wie „interessant“ sie sie fanden 
(Abbildung 13).  
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Abbildung 14: Bewertung der Kommunikation über die politische Haft innerhalb der Familie in 
der Gruppe der Partner/-innen 
 
Bei der Bildung von Extremgruppen hinsichtlich des Empfindens der Kommunikation erga-
ben sich sehr kleine Stichproben. Hier konnte lediglich die Gruppe der Partner/-innen, die die 
Kommunikation als sehr belastend empfanden (n=13) mit der Gruppe derer verglichen wer-
den, die die Kommunikation als etwas, wenig oder gar nicht belastend empfanden (n=11). 
Der Gruppenunterschied hinsichtlich derjenigen, die die Kommunikation als sehr belastend 
erlebten im Vergleich zu denen, die die Kommunikation als etwas, wenig oder gar nicht be-
lastend empfanden, ergab für den Zeitraum 1989-1999 einen signifikanten Unterschied. Die 
Partner/-innen, die die Kommunikation als sehr belastend berichteten, gaben hier eine 
häufigere Kommunikation über die politische Haft an (n=24; U=34,00; p=0,022; d=1,12). 
 
6.5.3 Kommunikation in der Gruppe der Kinder 
 
Erfahren von der politischen Haft 
Alle 64 Befragten in der Gruppe der Kinder machten Angaben dazu, wie sie von der politi-
schen Haft erfahren hatten. Zehn gaben zwei Personen bzw. Instanzen an, drei weitere Be-




Person an, durch die sie von der politischen Haft erfahren hatten, war dies in 22 Fällen 
(34,4%) der Vater, in 14 Fällen (21,9%) die Mutter, in je sechs Fällen die Großmutter oder 
andere Personen (9,4%) und in vier Fällen die Staatssicherheit (6,3%). „Andere“, die davon 
erzählt hatten, waren in zwei Fällen Geschwister, zwei Personen waren bei der Verhaftung 
dabei und erfuhren so von der Haft. Je einmal berichtete die Tante bzw. ein anderes Kind 
davon. Sieben der Befragten gaben an, durch beide Eltern von der Haft erfahren zu haben 
(10,9%) und je eine Person durch Mutter und Großmutter, beide Großeltern oder die Staats-
sicherheit und die Mutter (je 1,6%). Waren mehr als zwei Personen bzw. Instanzen beteiligt, 
waren dies hier Mutter, Großmutter und Großvater (1,6%), Mutter, Vater und die Staatssi-
cherheit (1,6%) sowie Großmutter, Onkel und Tante (1,6%).   
42,2% der Kinder (n=27) gaben an, dass ihr Vater mehr über die politische Haft gesprochen 
habe, 35,9% (n=23), dass ihre Mutter mehr darüber gesprochen habe und 18,8% (n=12), 
dass beide Eltern gleich viel darüber gesprochen hätten. Da in dieser Stichprobe häufiger die 
Väter als die Mütter in politischer Haft waren (s. 6.2), folgt aus diesen Angaben, dass die 
Mutter zum Teil auch dann mit den Kindern über die Haft sprach, wenn sie selbst nicht inhaf-
tiert war. Sieben der Befragten (10,9%) gaben an, dass ihre Mutter nicht politisch inhaftiert 
war und mehr über die politische Haft gesprochen habe als der Vater, fünf der Befragten 
gaben an, dass die Mutter nicht inhaftiert war und Mutter und Vater gleich viel über die Haft 
sprachen (7,8%). Hingegen wurde in zwei Fällen, in denen beide Eltern inhaftiert waren, be-
richtet, dass der Vater mehr über die Haft gesprochen habe (3,1%). Keine der befragten Per-
sonen berichtete, dass ein nicht-inhaftierter Vater mehr oder gleichviel wie die Mutter über 
die Haft sprach.   
 
Zeitpunkt der Kommunikation 
Die Kinder waren nach eigener Angabe zwischen zwei und 23 Jahre alt, als sie von der po-
litischen Haft erfuhren (n=54; M=9,8; Sd=4,9; Md=10,0). Die Gruppe derer, die zur Zeit der 
Haft bereits geboren waren, war zwischen zwei und 20 Jahre alt, als sie davon erfuhren 
(n=23; M=9,8; Sd=4,6), die Gruppe derer, die erst später geboren wurden, zwischen zwei 
und 23 Jahre alt (n=31; M=9,7; Sd=5,2). Es ergab sich kein signifikanter Unterschied zwi-
schen den Gruppen hinsichtlich des Alters beim ersten Erfahren von der politischen Haft 
(U=350,0; p=0,909; d=0,02). 
Nach der Haftentlassung dauerte es zwischen vier und 33 Jahre, bis die Kinder, die nach der 
Haftentlassung geboren wurden, von der politischen Haft der Eltern erfuhren. Nach der Haft-
entlassung der Mütter dauerte es durchschnittlich 14,3 Jahre (n=6; Md=13,5; Sd=8,3), nach 
der Haftentlassung der Väter durchschnittlich 17,2 Jahre (n=24; Md=15,0; Sd=7,1).  
Allerdings befanden sich auch in der Gruppe derer, die zur Haftzeit bereits geboren waren, 




der Haft erfuhren. In zwei Fällen war dies bezüglich der politischen Haft der Mutter der Fall, 
mit einer Verzögerung von einem bzw. sechs Jahren. In vier Fällen wurde dies bezüglich der 
Haft des Vaters berichtet – hier ergaben sich Zeiträume von einem, drei, vier und 17 Jahren.  
 
Nach der Häufigkeit der Kommunikation über die Haftzeit in ihren Familien gefragt, gaben 14 
Personen (21,9%) in der Gruppe der Kinder keinerlei innerfamiliäre Kommunikation über die 
Haftzeit vor 1989 an, in den anderen beiden Zeiträume waren es zwei (3,1%) und sechs Per-
sonen (9,4%).42 Dass ständig darüber gesprochen werde, berichtete eine Person (1,6%) für 
den Zeitraum vor 1989 und je zwei (3,1%) für 1989-99 und „heute“. Die Angaben der Kinder 
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Abbildung 15: Angegebene Häufigkeit innerfamiliärer Kommunikation über die Haftzeit in der 
Gruppe der Kinder  
 
Über die Gruppe der Kinder hinweg ergab sich ein signifikanter Unterschied zwischen den 
drei Zeiträumen (Friedman-Test: n=61; ²(2)=22,9; p<0,001). Alle drei Zeiträume unterschie-
den sich signifikant, und zwar dergestalt, dass für die zehn Jahre nach 1989 mehr Gesprä-
che über die politische Haft angegeben wurden als für vor 1989 (n=61; T=70,5; p<0,001; 
d=0,65) und gegenwärtig (n=61; T=168,0; p=0,039; d=0,39). Die befragten Nachkommen 
gaben zudem an, dass heute signifikant häufiger über die politische Haft gesprochen werde 
als vor 1989 (n=61; T=196,0; p=0,013; d=0,27). 
                                                 
42 Drei Kinder, die 1989 oder später geboren wurden, machten Angaben zum Zeitraum vor 1989. Sie 





Die Kinder wurden ebenfalls gebeten, einzuschätzen, wie sie das Sprechen über die politi-
sche Haft innerhalb der Familie im Allgemeinen empfanden. 92,2% machten Angaben dazu, 
wie „wichtig“ sie die Kommunikation fanden, 87,5% dazu, wie „belastend“ sie sie fanden, 
79,7% wie „erleichternd“ sie sie fanden und 85,9% dazu, wie „interessant“ sie sie fanden 
(Abbildung 16). Sieben Personen machten außerhalb der vorgegebenen Kategorien weitere 
Anmerkungen dazu, wie sie die Kommunikation über die Haft empfunden hatten. Diese An-
merkungen waren mit jeweils einer Nennung: „Am liebsten aus dem Kopf streichen, verges-
sen können“, „beklemmend“, „dominant“, „Mehr wäre besser gewesen! So war es immer ein 
großes Geheimnis!“, „nachvollziehbar“, „schmerzhaft“, „unbefriedigend“, „unreal“, und 
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Abbildung 16: Bewertung der Kommunikation über die politische Haft innerhalb der Familie in 
der Gruppe der Kinder 
 
Unter Einbezug des Geschlechts und einer Dichotomisierung der Bewertungskategorien 
(s. o.) ergab sich, dass Frauen die Kommunikation signifikant häufiger als sehr belastend 
einstuften als die Männer (n=56; ²(1)=4,14; p=0,042; φ=0,27).  Für die anderen Kategorien 
wurde dieser Unterschied nicht signifikant (Wichtig: n=59; ²(1)=0,02; p=0,883; φ=0,02; 





Der Chi-Quadrat-Test ergab keine signifikanten Zusammenhänge zwischen den Einschät-
zungen der Kommunikation und dem Zeitpunkt der Geburt vor oder nach der politischen Haft 
der Eltern (Wichtig: n=59; ²(1)=0,04; p=1,000; φ=0,03; belastend: n=56; ²(1)=2,70; 
p=0,100; φ=0,22; erleichternd: n=51; ²(1)=1,16; p=0,282; φ=0,15; interessant: n=55; 
²(1)=3,63; p=0,057; φ=0,26). 
 
Hinsichtlich des Wohnortes (alte oder neue Bundesländer) ergaben sich keine signifikanten 
Zusammenhänge mit der Bewertung der Kommunikation (Wichtig: n=49; ²(1)=0,002; 
p=1,000; φ=0,01; belastend: n=48; ²(1)=0,003; p=1,000; φ=0,01; erleichternd: n=43; 
²(1)=1,42; p=0,248; φ=0,18; interessant: n=47; ²(1)=0,50; p=0,480; φ=0,10).  
 
Wurde die angegebene Häufigkeit über die drei Zeiträume in Abhängigkeit von der dichoto-
misierten Bewertung der Kommunikation mit dem U-Test verglichen, ergaben sich keinerlei 
signifikante Unterschiede. Die Nachkommen, die die Kommunikation als sehr wichtig, sehr 
belastend, sehr erleichternd oder sehr interessant bewerteten, unterschieden sich hinsicht-
lich der angegebenen Häufigkeiten der Kommunikation über die Haft nicht von der Gruppe 
derer, die sie weniger extrem bewerteten.  
 
6.5.4 Einschätzung des Wissens über die politische Haft 
 
Die Teilnehmenden in den drei Gruppen wurden zudem gebeten, einzuschätzen, wie viel 
Partner/-innen und Kinder über die Erlebnisse der inhaftierten Familienmitglieder wüssten. 
Die Personen, die selbst politisch inhaftiert waren, wurden gebeten, das Wissen ihrer Part-
ner/-innen und Kinder diesbezüglich einzuschätzen, die Partner/-innen sollten ihr eigenes 
Wissen und das der Kinder einschätzen und die Kinder ihr eigenes Wissen. Auf der Grund-
lage dieser Einschätzungen wussten die Partner/-innen mehr von den Erlebnissen während 
der Haft als die Kinder (Tabelle 14). Fast ein Viertel der ehemaligen Inhaftierten waren der 
Meinung, dass ihr Partner / ihre Partnerin „alles“ von der Haft wisse und 11,0% vermuteten 
dies für ihre Kinder. Deutlich wurde der Unterschied in der Einschätzung der ehemaligen 
Inhaftierten auch im Ergebnis des Vergleichs mit dem Wilcoxon-Test – hier ergab sich mit 
T=231,0 und p<0,001 (d=0,52) ein signifikanter Unterschied zwischen Partnern/-innen und 
Kindern.  
Wurden die Indexpersonen, die zur Haftzeit in einer Partnerschaft waren, hinsichtlich der 
Einschätzung des Wissens bei ihren Partnern/-innen und Kindern mit denen verglichen, die 
zur Haftzeit nicht in einer Partnerschaft waren, ergaben sich keine signifikanten Unterschiede 




Die ehemaligen Inhaftierten, deren Partner/-in ebenfalls in Haft war, schätzten das Wissen 
ihres/-r Partners/-in als signifikant größer ein als diejenigen, deren Partner/-in nicht inhaftiert 
war (n=88; U=622,5; p=0,014; d=0,56). Hinsichtlich des Wissens der Kinder ergaben sich 
hier keine Unterschiede (n=85; U=791,5; p=0,884; d=0,06).  
Die ehemaligen Inhaftierten, die zur Haftzeit Kinder hatten, schätzten das Wissen ihrer Kin-
der bezüglich der Haft nicht höher oder geringer ein als diejenigen, die erst später Kinder 
bekommen hatten (n=88; U=880,5; p=0,993; d=0,02).  
Es ergaben sich keine Geschlechtsunterschiede hinsichtlich des eingeschätzten Wissens der 
Partner/-innen (n=88; U=805,0; p=0,642; d=0,02) oder der Kinder (n=85; U=754,5; p=0,580; 
d=0,10).  
 








(n=91) (n=35) (n=64) 
 
n % n % n % 
Einschätzung Wissen über die Haft 
Partner/-innen 
      
  Gar nichts 5 5,5 - -   
  Wenig 16 17,6 4 11,4   
  Mittel 12 13,2 8 22,9   
  Vieles  31 34,1 17 48,6   
  Alles 24 26,4 4 11,4   
Einschätzung Wissen über die Haft 
Kinder 
      
  Gar nichts 6 6,6 1 2,9 2 3,1 
  Wenig 30 33,0 17 48,6 25 39,1 
  Mittel 18 19,8 10 28,6 13 20,3 
  Vieles 21 23,1 5 14,3 21 32,8 
  Alles 10 11,0 - - 2 3,1 
 
Die Kinder, deren beide Eltern in politischer Haft waren, wurden gebeten, einzuschätzen, 
über wessen Hafterlebnisse sie mehr wüssten. Hier gaben 57,1% (n=12) an, dass es die 
Erlebnisse ihrer Mutter seien, 9,5% (n=2), dass es die ihres Vaters seien und 33,3% (n=7), 








6.6 Primäre Traumatisierung 
 
6.6.1 Subjektive psychische Belastung und Bedeutsamkeit der politischen 
Haft für das eigene Leben 
 
Die Gruppe der ehemaligen politisch Inhaftierten 
Die ehemaligen politisch Inhaftierten wurden zunächst gebeten, einzuschätzen, wie sehr die 
politische Haft sie insgesamt psychisch belastet habe. Diese Einschätzung konnten sie auf 
einer visuellen Analogskala (VAS) durch eine Markierung vornehmen. Die Position auf der 
Skala wurde dann transformiert, so dass die Einschätzung „gar nicht belastet“ dem Wert „0“, 
„sehr stark belastet“ dem Wert 100 entsprach. 
Die befragten Indexpersonen schöpften das ganze Spektrum der VAS aus (n=89; Min=0,0; 
Max=100; M=75,7; Sd=27,9). Die psychische Belastung ihrer Partner/-innen und Kinder lag 
nach ihrer Einschätzung ebenfalls zwischen 0 und 100 (Partner/-innen: n=82; M=66,5; 
Sd=34,6; Kinder: n=79; M=51,3; Sd=37,9). Die subjektive Bedeutsamkeit der politischen Haft 
lag im Mittel bei 77,6 (mit „0“=“gar nicht bedeutsam“; „100“=“[Die Haft] ist die bedeutsamste 
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Abbildung 17: Einschätzung der psychischen Belastung durch die politische Haft in der 
Gruppe der ehemaligen Inhaftierten 
 
Ein Vergleich der ehemaligen Inhaftierten, die zur Zeit der Haft Kinder hatten (n=43) mit der 
Gruppe derer, die zu diesem Zeitpunkt keine Kinder hatten (n=47) ergab signifikante Unter-
schiede hinsichtlich der Einschätzung der psychischen Belastung der Kinder und der Part-
ner/-innen. Diejenigen, die zur Haftzeit Kinder hatten, gaben signifikant höhere insgesamte 
Belastungen ihrer Kinder (U=423,5; p=0,001; d=0,86) und Partner/-innen (U=413,0; p<0,001; 




keine Unterschiede zwischen diesen beiden Gruppen (eigene Belastung früher: U=687,0; 
p=0,112; d=0,17; eigene Belastung insgesamt: U=870,5; p=0,437; d=0,10; Bedeutsamkeit: 
U=793,5; p=0,155; d=0,04).  
Ein Vergleich der weiblichen ehemaligen Inhaftierten mit den männlichen ehemaligen Inhaf-
tierten ergab hinsichtlich der eingeschätzten psychischen Belastung der Kinder einen signifi-
kanten Gruppenunterschied (U=376,5; p=0,001; d=0,89) – die Frauen schätzten die Belas-
tung der Kinder im Mittel mit 71,8 ein, die Männer mit 40,6.43 Hinsichtlich der anderen Ein-
schätzungen ergaben sich keine signifikanten Unterschiede in Abhängigkeit vom Geschlecht 
(Belastung Partner/-in: U=742,5; p=0,895; d=0,03; eigene Belastung insgesamt: U=698,0; 
p=0,105; d=0,33; Bedeutsamkeit: U=748,5; p=0,287; d=0,33).  
Ein Vergleich der männlichen Teilnehmer, deren Partnerinnen ebenfalls inhaftiert waren, mit 
den männlichen Teilnehmern, die keine Inhaftierung ihrer Partnerin angaben, ergab signifi-
kante Unterschiede hinsichtlich der Einschätzungen der Belastung durch die Haft. Die Grup-
pe derer, deren Partnerin ebenfalls politisch inhaftiert war, berichteten keine signifikant hö-
here Belastung der Partnerinnen (n=54; U=181,5; p=0,052; d=0,70), jedoch eine signifikant 
höhere Belastung der Kinder (n=52; U=142,0; p=0,018; d=0,81) und eine signifikant geringe-
re eigene psychische Belastung (n=59; U=181,5; p=0,010; d=0,67). Im Vergleich der weibli-
chen Teilnehmerinnen, deren Partner auch inhaftiert war mit denen, deren Partner nicht in-
haftiert war, ergaben sich keine signifikanten Unterschiede hinsichtlich der Einschätzung der 
psychischen Belastung. 
 
Die Gruppe der Partner/-innen 
Die Partner/-innen schätzten ihre eigene psychische Belastung durch die politische Haft ih-
res Partners / ihrer Partnerin im Durchschnitt knapp rechts von der Mitte der VAS ein (n=31; 
Min=0,87; Max=100,0; M=64,6; Sd=33,7). Schätzten sie die Belastung ihrer (ehemals inhaf-
tierten) Partner/-innen ein, lag diese zwischen 12,5 und 100 (n=32; M=77,0; Sd=29,4) und 
die der Kinder zwischen 0 und 100 (n=29; M=42,0; Sd=36,1). Die eingeschätzte Bedeutsam-
keit der politischen Haft für ihr eigenes Leben lag in dieser Gruppe bei einem Mittelwert von 
70,6 (n=30; Sd=25,8; Min=11,3; Max=100,0).   
                                                 
43 Ein Vergleich der Männer und der Frauen ergab keinen signifikanten Unterschied bezüglich des 
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Abbildung 18: Einschätzung der psychischen Belastung durch die politische Haft in der 
Gruppe der Partner/-innen  
 
Ein Vergleich der Partner/-innen, die zur Haftzeit bereits in einer Beziehung mit der / dem 
ehemals Inhaftierten lebten (n=8), mit denen, die nach der Haftentlassung eine Beziehung 
mit ihm / ihr begannen (n=24), ergab keine statistisch signifikanten Unterschiede hinsichtlich 
der Einschätzung der eigenen Belastung durch die politische Haft, der subjektiven Bedeut-
samkeit der politischen Haft oder der Einschätzung der Belastung der Indexpersonen und 
Kinder (eigene Belastung: s. S. 129; Bedeutsamkeit: U=48,0; p=0,061; d=0,85; Belastung 
Indexpersonen: U=77,0; p=0,408; d=0,46; Belastung Kinder: U=74,0; p=0,878; d=0,04). 
Aufgrund der geringen Stichprobengröße wurden keine weiteren Gruppenvergleiche durch-
geführt.  
 
Die Gruppe der Kinder 
Die Gruppe der Kinder gab als mittleren Belastungswert 50,3 auf der visuellen Analogskala 
an (n=63; Sd=32,9; Min=4,3; Max=100). Die wahrgenommene Belastung der Mütter lag zwi-
schen Werten von 4,3 und 100 (n=51; M=75,2; Sd=28,3), die der Väter zwischen 25,0 und 
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Abbildung 19: Einschätzung der psychischen Belastung durch die politische Haft in der 
Gruppe der Kinder 
 
Ein Vergleich der Kinder, die zur Haftzeit geboren waren oder wurden (n=26) mit den Kin-
dern, die nach der Haftentlassung geboren wurden (n=37) ergab signifikante Unterschiede 
zwischen den Gruppen. Sowohl die eigene Belastung (U=168,0; p<0,001; d=1,31, s. S. 129 
f.) als auch die Bedeutsamkeit der politischen Haft für das eigene Leben (U=160,5; p<0,001; 
d=1,36) und die psychische Belastung der Mütter (U=147,5; p=0,001; d=1,14) und Väter 
(U=252,5; p=0,024; d=0,59) wurden signifikant höher eingeschätzt, wenn die Kinder zur Zeit 
der Haft bereits geboren waren bzw. geboren wurden.  
 
Die Einschätzung der eigenen Belastung durch die politische Haft und der Bedeutsamkeit 
der politischen Haft war außerdem in der Gruppe der Kinder, deren beide Eltern in politischer 
Haft waren, signifikant höher als in der Gruppe der Kinder, die ein inhaftiertes Elternteil und 
ein nicht-inhaftiertes Elternteil berichteten (eigene Belastung: U=224,5; p=0,004; d=0,81; 
Bedeutsamkeit: U=206,5; p=0,002; d=0,75; Belastung Mutter: U=210,5; p=0,068; d=0,58; 
Belastung Vater: U=352,0; p=0,879; d=0,04). Waren beide Eltern inhaftiert, wurde die Belas-
tung der Mütter tendenziell, aber nicht signifikant höher eingeschätzt als die der Väter (n=19; 
T=28; p=0,069; d=0,41).44  
Die Einschätzungen der Belastungen und der Bedeutsamkeit unterschieden sich in der 
Gruppe der Kinder nicht in Abhängigkeit von ihrem eigenen Geschlecht (eigene Belastung: 
U=482,5; p=0,917; d=0,04; Bedeutsamkeit: U=428,5; p=0,395; d=0,21; Belastung Mutter: 
U=310,5; p=0,871; d=0,16; Belastung Vater: U=387,0; p=0,798; d=0,12).  
 







Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Studie wurden gebeten, ihre Familienbeziehungen 
mithilfe des FAD und FACES III einzuschätzen. Zudem konnten sie auf einer weiteren visuel-
len Analogskala angeben, wie stark die politische Haft ihre Familienbeziehungen insgesamt 
belastet habe.  
 
Subjektive Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft 
Die drei Gruppen unterschieden sich nicht signifikant hinsichtlich ihrer Einschätzung der 
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Abbildung 20: Einschätzung der Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft 
in den drei Gruppen  
 
Es ergaben sich keine Geschlechtsunterschiede in Bezug auf die Einschätzung der Belas-
tung der Familienbeziehungen durch die politische Haft.  
Die ehemaligen Inhaftierten bewerteten die Belastung ihrer Familienbeziehung weniger 
stark, desto jünger sie waren (rS=-0,258; p=0,019). In den Gruppen der Partner/-innen und 
Kinder ergaben sich keine signifikanten Zusammenhänge zum Alter.  
Für die ehemaligen politisch Inhaftierten ergab sich hinsichtlich der subjektiven Belastung 
der Familenbeziehungen kein Unterschied in Abhängigkeit davon, ob sie zur Haftzeit Kinder 
hatten oder nicht (n=81; U=666,0; p=0,153). Auch für die Partner/-innen ergab sich hier kein 
Unterschied (n=32; U=77,5; p=0,428). Die Kinder, die zur Zeit der Haft bereits geboren wa-




tung der Familienbeziehungen durch die Haft an als die, die später geboren waren (n=37; 
M=46,03; Md=47,03; Sd=31,72; U=307,5; p=0,026; d=0,59).  
 
Funktionalität der Familienbeziehungen und der innerfamiliären Kommunikation 
Insgesamt lagen 22,6% der Gesamtstichprobe über dem Cutoff-Wert, also im von Epstein 
und Kollegen/-innen (1987) als dysfunktional eingestuften Bereich (s. 5.2), in Bezug auf die 
Funktionalität der Familienbeziehungen (n=43; 18,7% der ehemaligen politisch Inhaftierten; 
20,0% der Partner/-innen, 29,7% der Gruppe der Kinder) und 28,4% über dem Cutoff-Wert in 
Bezug auf die Funktionalität der Kommunikation (n=54; 22,0% der ehemaligen politisch 
Inhaftierten; 20,0% der Partner/-innen; 42,2% der Gruppe der Kinder).  
Es ergaben sich keine Geschlechtsunterschiede hinsichtlich der Einschätzung der Familien-
funktionen oder der Funktionalität der innerfamiliären Kommunikation in den drei Gruppen.  
Hinsichtlich des Alters ergab sich lediglich in der Gruppe der Kinder ein signifikanter positiver 
Zusammenhang mit der Einschätzung der allgemeinen Funktionalität der Familienbeziehun-
gen – je älter die Befragten waren, desto dysfunktionaler schätzten sie die Beziehungen in 
ihrer Herkunftsfamilie ein (n=59; rS=0,310; p=0,017). 
In allen drei Gruppen ergaben sich keine Unterschiede hinsichtlich der eingeschätzten Funk-
tionalität der Familienbeziehungen und der innerfamiliären Kommunikation beim Vergleich 
von zur Haftzeit bestehenden Familien mit zur Haftzeit noch nicht bestehenden Familien.  
 
Innerfamiliäre Kohäsion und Flexibilität 
Hinsichtlich der Einschätzungen von Kohäsion und Flexibilität lagen 31,6% der Gesamtstich-
probe im Bereich der extrem niedrigen Kohäsion (s. 5.2; n=56; 26,8% der ehemaligen poli-
tisch Inhaftierten; 26,5% der Partner/-innen; 41,0% der Kinder) und 6,7% im Bereich extrem 
geringer Flexibilität (n=11; 1,4% der ehemaligen politisch Inhaftierten; 3,1% der Partner/-in-
nen; 15,5% der Kinder).  
Geschlecht und Alter wiesen in den Gruppen der Indexpersonen sowie der Partner/-innen 
keine signifikanten Zusammenhänge mit der Einschätzung der Kohäsion oder Flexibilität der 
Familienbeziehungen auf. Die Kinder schätzten, je älter sie waren, die Kohäsion und Flexibi-
lität geringer ein (Kohäsion: n=59; rS=-0,257; p=0,049; Flexibilität: n=56; rS=0,280; p=0,037).  
Hinsichtlich des Bestehens der Familie zur Haftzeit ergab sich lediglich in der Gruppe der In-
dexpersonen ein signifikanter Gruppenunterschied. Die Indexpersonen, die zur Haftzeit Kin-
der hatten, berichteten eine signifikant geringere familiäre Flexibilität (n=34; M=28,76; 
Md=28,50; Sd=6,21) als diejenigen, die später Kinder bekommen hatten (n=40; M=31,88; 





6.6.3 Beschreibung der Vergleichsstichproben 
 
Um die Frage danach zu beantworten, ob die ehemaligen politisch Inhaftierten, ihre Part-
ner/-innen und Kinder psychisch stärker belastet sind als die Allgemeinbevölkerung wurden 
Vergleichsgruppen aus Repräsentativbefragungen generiert. Es lagen Daten aus Repräsen-
tativbefragungen mit den Fragebogenverfahren SCL-27 sowie PDS vor (SCL-27: Repräsen-
tativbefragung Juli 2003, zum Vorgehen s. Hardt et al., 2004; PDS: Repräsentativbefragung 
Juni 2007, zum Vorgehen s. Glaesmer et al., 2010). Aus beiden Befragungen wurden je drei 
Vergleichsgruppen gebildet, die hinsichtlich des Anteils von Frauen und Männern sowie des 
mittleren Alters annähernd mit den Gruppen der ehemaligen Inhaftierten, Partner/-innen und 
Nachkommen übereinstimmten.45 Diese Angaben sind in Tabelle 15, Tabelle 16 und Tabelle 
17 aufgeführt. Zum direkten Vergleich befinden sich die Angaben zu den Gruppen der ehe-
maligen Inhaftierten, der Partner/-innen und Kinder ebenfalls in den Tabellen.  
 
























M=63,6 J.  
(43-93 J.) 
  N % n % n % 
Geschlecht             
   weiblich 31 34,1 371 33,8 348 34,4 
   männlich 60 65,9 728 66,2 664 65,5 
 























  N % n % n % 
Geschlecht             
   weiblich 31 88,6 981 87,9 1035 88,4 
   männlich 4 11,4 135 12,1 136 11,6 
 
                                                 
45 Bei der Auswahl der Vergleichsstichproben blieb die Varianz des Alters unberücksichtigt. Weitere 



























  N % n % n % 
Geschlecht             
   weiblich 36 56,3 733 55,8 743 55,8 
   männlich 28 43,8 580 44,2 588 44,2 
 
In der Befragung mit der PDS wurde eine andere Traumaliste zur Erfassung des A-Krite-
riums verwendet. Zudem wurde das F-Kriterium (s. Tabelle 2) nicht erfasst. Deshalb wurden 
für die Gruppenvergleiche die PTEs teilweise zu umfassenderen Kategorien zusammenge-
fasst und die Diagnose der PTBS wurde ohne das F-Kriterium berechnet.   
 
Zum Vergleich der jeweils zwei Stichproben wurde der Mediantest verwendet.  
 
6.6.4 Trauma / PTBS  
 
Potenziell traumatische Erlebnisse 
Die Befragten wurden gebeten, hinsichtlich verschiedener potenziell traumatischer Erlebnis-












(n=91) (n=35) (n=64) 
 
n % n % n % 
Naturkatastrophe 7 7,7 1 2,9 5 7,8 
Schwerer Unfall 14 15,4 5 14,3 10 15,6 
Gewalttätiger Angriff 15 16,5 7 20,0 11 17,2 
Sexueller Angriff 6 6,6 6 17,1 2 3,1 
Sexueller Missbrauch als Kind 3 3,3 3 8,6 4 6,3 
Kriegseinsatz / Aufenthalt Kriegsgebiet 7 7,7 1 2,9 - - 
Gefangenschaft 46 50,5 - - 1 1,6 
Entführung 2 2,2 - - - - 
Folter 27 29,7 - - - - 
Lebensbedrohliche Krankheit 15 16,5 7 20,0 3 4,7 
Zeuge / Zeugin 27 29,7 5 14,3 14 21,9 
Anderes Ereignis 43 47,3 11 31,4 21 32,8 
Anmerkung: Mehrfachangaben möglich.  
 
In der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten waren „andere“ traumatische Erlebnisse in über 
der Hälfte der Fälle (n=24) die politische Haft oder mit der Haft zusammenhängende Erleb-
nisse wie zum Beispiel die Verhaftung. Neun der ehemaligen Inhaftierten kreuzten im Frage-
bogen nicht an, in „Gefangenschaft“ gewesen zu sein, nannten die politische Haft jedoch als 
„anderes traumatisches Erlebnis“.  
Vier (4,3%) der weiblichen ehemaligen Inhaftierten berichteten als „anderes traumatisches 
Erlebnis“ traumatische Erfahrungen im Rahmen der politischen Haft, die mit ihren Kindern zu 
tun hatten – dies waren ein gegen den eigenen Willen durchgeführter Schwangerschaftsab-
bruch, die Wegnahme des Kindes und die Geburt im Haftkrankenhaus.  
 
Auch Partner/-innen und Kinder nannten als „andere“ Erlebnisse mit der politischen Haft in 
Verbindung stehende Erlebnisse. Bei den Partnern/-innen war dies in vier Fällen (11,4%) die 
politische Haft selbst oder Berichte darüber, in zwei Fällen (5,7%) waren es Repressions-
maßnahmen: „Bespitzelung und Flucht“ bzw. „Zwangsaussiedlung“. Bei den Kindern gaben 
sechs Kinder (9,4%) die Haft oder ihre Erlebnisse nach der Verhaftung, beispielsweise 







Anzahl traumatischer Erlebnisse 
Die ehemaligen Inhaftierten gaben bis zu sieben traumatische Ereignisse an, 11 von ihnen 
gaben kein traumatisches Erlebnis an (n=11; 12,1%; Gesamtgruppe: n=91; M=2,33; Md=2,0; 
Sd=1,69). Zwischen der Anzahl erlebter Traumatisierungen und der Symptomschwere der 
PTBS ergaben sich in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten signifikante, wenn auch gerin-
ge Korrelationen (PTBSGES: n=83; rS=0,35; p=0,001; PTBSINTRUS: n=84; rS=0,33; p=0,002; 
PTBSVERM: n=83; rS=0,28; p=0,011; PTBSHYPER: n=84; rS=0,32; p=0,003).   
Die Partnerinnen gaben maximal vier (n=3; 8,6%) und zum Großteil keine (n=12; 34,3%) 
traumatischen Erlebnisse an (n=35; M=1,31; Md=1,0; Sd=1,32). Die Kinder berichteten zu 
etwas weniger als einem Drittel kein traumatisches Erlebnis (n=20; 31,3%) und bis zu vier 
traumatische Erlebnisse (n=1; 1,6%; Kinder Gesamt: n=64; M=1,11; Md=1,0; Sd=0,99).  
In den Gruppen der Partner/-innen und der Kinder ergaben sich keine signifikanten Korrela-
tionen zwischen der Anzahl der Traumatisierungen und der allgemeinen Symptomschwere. 
In der Gruppe der Partner/-innen bestand jedoch eine signifikante Korrelation zwischen der 
Anzahl erlebter Traumatisierungen und der Schwere von Übererregungs-Symptomen (n=28; 
rS=0,42; p=0,027). In der Gruppe der Kinder bestand eine Korrelation zwischen der Anzahl 
erlebter Traumatisierungen und der Schwere der Vermeidungs-Symptome (n=47; rS=0,36; 
p=0,013).  
 
Belastendste Erlebnisse in den drei Gruppen 
Zur Erfassung einer PTBS wurde neben dem Vorliegen des A1-Kriteriums, also dem Vorlie-
gen eines PTEs, auch das für die Befragten belastendste Erlebnis erfragt. Auf dieses bezie-
hen sich die darauf folgend genannten Symptome (s. 3.2).  
Die ehemaligen politisch Inhaftierten gaben als das Erlebnis, das sie am meisten belastete, 
in 24 Fällen (26,4%) ein „anderes“ Erlebnis an. In 15 Fällen (16,5%) wurde dieses Erlebnis 
als die Verhaftung (z. B.: „Festnahme durch bewaffnete Grenzpolizei“, „Verhaftung“), die 
Haftzeit selbst oder als Erlebnisse während der Haftzeit (z. B.: „Zelle ohne Licht, Angriffe von 
Gefangenen“, „Schwangerschaftsunterbrechung während der Haft gegen meinen Willen“) 
spezifiziert. Gefangenschaft wurde von 18 Personen (19,8%) als traumatischstes Erlebnis 
angegeben. Fünf Personen nannten Folter als traumatischstes Erlebnis (5,5%). Diese fiel 
stets in den Zeitraum der politischen Haft, so dass davon ausgegangen werden kann, dass 
sie im Zusammenhang damit geschah. Insgesamt wurden also von 38 Personen (41,8% der 
befragten ehemaligen Inhaftierten) als belastendste Ereignisse solche genannt, die mit der 
politischen Haft in Zusammenhang standen. Das am dritthäufigsten genannte belastendste 





Die Partner/-innen gaben als das Erlebnis, das sie am meisten belastete oder als einziges 
Erlebnis in sieben Fällen (20,0%) ein „anderes“ Erlebnis und in vier Fällen (11,4%) eine le-
bensbedrohliche Krankheit an. In drei Fällen war das „andere“ Erlebnis mit politischer Re-
pression in der DDR bzw. der Haft des Partners / der Partnerin verknüpft (z. B.: „Bespitze-
lung und Flucht aus der DDR“; „Haftzeit meines Ehemannes / Berichte [über die] Folter“). 
Zwei Partner/-innen gaben an, im Jahr der Entstehung der Partnerschaft mit der Indexperson 
das belastendste Erlebnis gehabt zu haben, fünf gaben an, es sei 24 bis zwei Jahre vor der 
Entstehung der Partnerschaft geschehen und sieben gaben an, dass es zwei bis 31 Jahre 
nach Entstehung der Partnerschaft geschehen sei.  
Die Kinder gaben ebenfalls „andere“ Erlebnisse am häufigsten als ihr belastendstes Erlebnis 
an (n=18; 28,1%), gefolgt von gewalttätigen Angriffen und sexuellen Angriffen in je sechs 
Fällen (9,4%). Die „anderen“ Erlebnisse waren in fünf Fällen mit der politischen Haft der El-
tern verknüpft (z. B.: „Verhaftung meiner Eltern“, „politische Haft meiner Eltern“, „das Abho-
len meiner Mutter […] von der Stasi“; „Abtransport nach der Inhaftierung der Mutter durch 
fremde Leute (Stasi) ohne zu wissen, was ist“). In zwei Fällen wurden als andere Erlebnisse 
Gewalterfahrungen in der Herkunftsfamilie berichtet.  




Insgesamt wurde auf Basis der Fragebogenangaben für 22,1% (n=42) der Gesamtstichprobe 
die Diagnose einer PTBS vergeben. 27 der ehemaligen politisch Inhaftierten (29,7%), sieben 
der Partner/-innen (20%) sowie acht Personen aus der Gruppe der Nachkommen (12,5%) 
wiesen demnach zum Zeitpunkt ihrer Teilnahme eine PTBS auf (Abbildung 21).  
Eine partielle PTBS wiesen 16 Personen auf (8,4%), eine „PTBS 2“ 5 Personen (2,6%) und 
eine „Partielle PTBS 2“ 3 Personen (1,6%) (Abbildung 21).46  
Über die drei Gruppen hinweg ergab sich eine mittlere Symptomschwere von 11,54 (n=158; 
Min=0; Max=48,0; Md=6,0; Sd=13,03). Die ehemaligen Inhaftierten berichteten die stärksten 
PTBS-Symptome (n=83; M=14,9; Md=12,0; Sd=14,29), gefolgt von den Partner/-innen 
(n=28; M=10,2; Md=6,5; Sd=12,31) und den Kindern (n=47; M=6,5; Md=4,0; Sd=8,9).  
 
                                                 








Abbildung 21: Häufigkeit der PTBS-Diagnosen in den drei Gruppen 
 
Aus der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten mit irgendeiner Form der PTBS (s. o.) gaben 19 
von 43 Personen als belastendstes Erlebnis die Haft oder mit der politischen Haft zusam-
menhängende Erlebnisse an (44,2% der ehemaligen Inhaftierten mit PTBS), 15 (34,9%) be-
nannten das belastendste Erlebnis nicht.  
Von den 10 Partnern/-innen mit irgendeiner Form der PTBS nannten drei die Haft ihres Part-
ners als belastendstes Erlebnis (30,0%). Davon waren zwei Partnerinnen zur Haftzeit bereits 
mit ihrem Partner zusammen, eine Person nannte die Berichte über die Haft als Auslöser der 
PTBS. Zwei weitere Partner/-innen nannten das für sie belastendste Erlebnis nicht (20,0%).  
Zwei von 13 Nachkommen mit irgendeiner Form der PTBS nannten die Verhaftung der El-
tern als belastendstes Erlebnis (15,4%), eines nannte die eigene Gefangenschaft in der DDR 
als belastendstes Erlebnis (7,7%) und zwei nannten sexuellen Missbrauch als belastendstes 
Erlebnis (15,4%). 
 
Dauer der PTBS  
Die ehemaligen politisch Inhaftierten, die mindestens ein Symptom der PTBS berichteten, 




Sd=17,41). Diejenigen mit dem Vollbild der PTBS berichteten zwischen 13 und 57 Jahren 
Dauer der Symptome (n=23; M=34,0; Md=34,0; Sd=13,7), diejenigen mit partieller PTBS 
berichteten zwischen einem und 15 Jahren Dauer der Symptome (n=12, M=19,8; Md=25,0; 
Sd=14,7).  
Die Partner/-innen, die mindestens ein Symptom der PTBS berichteten, gaben als Dauer des 
oder der Symptome bis zu 50 Jahre an (n=14; M=25,3; Md=29,5; Sd=17,77). Diejenigen mit 
dem Vollbild der PTBS berichteten zwischen einem und 50 Jahren Dauer der Symptome 
(n=6; M=20,2; Md=16,5; Sd=18,2). Nur ein/-e Partner/-in mit partieller PTBS gab die Dauer 
der Symptome an, diese betrug 40 Jahre.  
Die Kinder, die mindestens ein Symptom der PTBS berichteten, gaben als Dauer ihrer 
Symptome zwischen einem und 50 Jahren an (n=21; M=15,9; Md=8,0; Sd=16,77). Diejeni-
gen mit dem Vollbild der PTBS berichteten zwischen drei und 50 Jahren Dauer der Sympto-
me (n=6; M=29,2; Md=30,5; Sd=18,65), diejenigen mit partieller PTBS berichteten zwischen 
einem und 20 Jahren Dauer der Symptome (n=4; M=7,3; Md=4,0; Sd=8,77).  
 
PTBS-Symptomschwere, Geschlecht und Alter  
Die weiblichen ehemaligen Inhaftierten wiesen signifikant stärkere Symptome der PTBS in 
den Symptomclustern Intrusionen und Vermeidung und der Gesamtsymptome auf (n=84; 
PTBSGES: U=498,50; p=0,012; d=0,68; PTBSINTRUS: U=502,00; p=0,007; d=0,68; PTBSVERM: 
U=463,50; p=0,002; d=0,71; PTBSHYP: U=590,50; p=0,084; d=0,49).  
In der Gruppe der Partnerinnen und Kinder ergaben sich keine signifikanten Unterschiede in 
Abhängigkeit vom Geschlecht.  
Das Alter korrelierte in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten nicht signifikant mit der 
PTBS-Symptomschwere.  
Das Alter korrelierte in der Gruppe der Partner/-innen negativ mit den Vermeidungs- und 
Übererregungs-Symptomen der PTBS (n=28; PTBSGES: rS=-0,352; p=0,066; PTBSINTRUS: 
rS=-0,247; p=0,205; PTBSVERM: rS=-0,388; p=0,046; PTBSHYP: rS=-0,471; p=0,011).  
Das Alter korrelierte in der Gruppe der Kinder nicht signifikant mit der PTBS-Symptomschwe-
re.  
 
PTBS-Diagnose und Ausreise, Wohnort, Partnerschaftsstatus und Geschlecht in der 
Gruppe der ehemaligen Inhaftierten 
Der Chi-Quadrat-Test ergab für die ehemaligen Inhaftierten einen Zusammenhang zwischen 
der Ausreise aus der DDR und dem Vorliegen einer PTBS. Zunächst ergab sich im Vergleich 
eine signifikant häufigere PTBS-Diagnose für die ehemaligen Inhaftierten, die vor der Wie-
dervereinigung ausgereist waren (n=91; ²(1)=4,13; p=0,042; φ=0,21). Bei genauerer Analy-




wurden, war, die eine erhöhte Rate an PTBS im Vergleich zu den Nicht-Ausgereisten und 
den unmittelbar aus der Haft Ausgereisten aufwies (n=91; ²(2)=5,99; p=0,050; φ=0,26).   
Eine weitere Analyse zeigte, dass die ehemaligen Inhaftierten, die zum Zeitpunkt der Befra-
gung in den neuen Bundesländern lebten, signifikant seltener eine PTBS aufwiesen als die-
jenigen, die in den alten Bundesländern lebten (n=84; ²(1)=6,19; p=0,013; φ=0,27).  
Es ergaben sich keine signifikanten Zusammenhänge zwischen PTBS-Diagnose und Ge-
schlecht (n=91; ²(1)=1,84; p=0,175; φ=0,14), dem derzeitigen Bestehen einer Partnerschaft 
(n=83; ²(1)=0,513; p=0,261; φ=0,08), oder der Tatsache, ob jemand allein an der Befragung 
teilnahm (n=91; ²=1,00; df=1; p=0,318; φ=0,11).  
 
PTBS-Symptomschwere und Partnerschaft in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten  
In Abhängigkeit von den Angaben der ehemaligen Inhaftierten zur Partnerschaft wurden 
Gruppenvergleiche mit der Zielgröße der PTBS-Symptomschwere durchgeführt. Hier erga-
ben sich signifikante Unterschiede dergestalt, dass die ehemaligen Inhaftierten, die zur Haft-
zeit eine Partnerschaft gehabt hatten, die gegenwärtig nicht mehr bestand, im Gegensatz zu 
denjenigen, die keine Partnerschaft zur Haftzeit hatten und denjenigen, die noch immer in 
der Partnerschaft lebten, in der sie zur Haftzeit gelebt hatten, signifikant höhere Symptome 
der PTBS berichteten (Tabelle 19).  
Die Effektstärken für die einzelnen Gruppenvergleiche sind nachfolgend aufgeführt:  
 
Keine Partnerschaft zur Haftzeit / Partnerschaft, die gegenwärtig nicht mehr besteht: 
PTBSGES: d=0,67; PTBSINTRUS: d=0,30; PTBSVERM: d=0,76; PTBSHYP: d=0,79;  
 
Keine Partnerschaft zur Haftzeit / Partnerschaft bis heute:  
PTBSGES: d=0,15; PTBSINTRUS: d=0,40; PTBSVERM: d<0,01; PTBSHYP: d=0,03;  
 
Partnerschaft, die gegenwärtig nicht mehr besteht / Partnerschaft bis heute: 





Tabelle 19: Vergleich der PTBS-Symptomschwere in Abhängigkeit vom Partnerschaftsstatus in 
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Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: keine Partnerschaft zur Haftzeit, 2: 
Partnerschaft zur Haftzeit, die zur Zeit der Studienteilnahme nicht mehr bestand; 3: Partnerschaft, die seit der Haftzeit besteht 
 
 
Die Gruppe der ehemaligen Inhaftierten im Vergleich zur Vergleichsstichprobe (A1.1) 
Traumatische Erlebnisse (A1-Kriterium) 
Während die ehemaligen Inhaftierten im Mittel 2,0 (Md=2,0; Sd=1,29) traumatische Erlebnis-
se berichteten, berichtete die Vergleichsgruppe im Mittel 0,6 (Md=0,0; Sd=1,07) traumatische 
Erlebnisse (n=1103; ²(1)=109,3; p<0,001; d=1,29). Das in der Vergleichsgruppe aus der 
Repräsentativbefragung mit 12,1% am häufigsten berichtete potenziell traumatische Erlebnis 
war die Zeugenschaft, gefolgt von Kriegseinsätzen mit 11,5% (vgl. Tabelle 18 für Angaben 
der ehemaligen Inhaftierten). Lediglich 2,2% der Vergleichsstichprobe gaben an, eine 
Gefangenschaft, Geiselnahme und / oder Entführung47 erlebt zu haben. Hinsichtlich des Er-
lebens sexuellen Missbrauchs als Kind ergab sich kein signifikanter Unterschied zwischen 
den Gruppen (n=1099; ²(1)=4,0; p=0,081; Cramers V=0,046). Kriegserlebnisse wurden sig-
nifikant häufiger von der Vergleichsgruppe angegeben (n=1100; ²(1)=4,4; p=0,035; 
φ=-0,064). Alle anderen potenziell traumatisierenden Erlebnisse wurden signifikant häufiger 
in der Gruppe der ehemaligen politisch Inhaftierten berichtet.  
 
PTBS  
Zum Vergleich mit der Stichprobe aus der Repräsentativbefragung wurden die diagnosti-
schen Kriterien für die PTBS modifiziert.48 Die Stichprobe der ehemaligen Inhaftierten wies 
                                                 
47 Die Kategorien Gewalttätiger Angriff, Bedrohung, Verletzung, Folter, Qual, Geiselnahme, 
Gefangenschaft, Entführung wurden zusammengefasst, da die Kategorien sich in den Befragungen 
unterschieden. 
48 In der Repräsentativbefragung war die Beeinträchtigung (F-Kriterium) durch die Symptome nicht 





nun eine PTBS-Rate von 36,3% auf, die Vergleichsstichprobe eine PTBS-Rate von 4,4%. 
Der Chi-Quadrat-Test wies bezüglich der PTBS-Diagnose einen signifikanten Unterschied 
zwischen den Gruppen aus (n=1103; ²(1)=128,6; p<0,001; φ=0,341).  
 
Für die Schwere der einzelnen Symptomcluster sowie für die Gesamtschwere der PTBS-
Symptomatik ergaben sich signifikant höhere Werte in der Gruppe der Indexpersonen  
(PTBSGES: n=1068; ²(1)=99,4; p<0,001; d=2,11; PTBSINTRUS: n=1072; ²(1)=133,3; p<0,001; 
d=1,79; PTBSVERM: n=1068; ²(1)=97,6; p<0,001; d=1,76; PTBSHYPER: n=1072; ²(1)=105,7; 
p<0,001; d=2,32).  
Die signifikanten Unterschiede blieben bestehen, wenn diejenigen, die kein traumatisches 
Erlebnis angaben, aus den Gruppen ausgeschlossen wurden (PTBSGES: n=402; ²(1) =17,9; 
p<0,001; d=1,15;  PTBSINTRUS: n=403; ²(1)=21,8; p<0,001; d=0,91; PTBSVERM: n=402; 
²(1)=15,0; p<0,001; d=0,93; PTBSHYPER: n=403; ²(1)=30,4; p<0,001; d=1,39).  
 
Die ehemaligen politisch Inhaftierten zeigten sich in der Ausprägung der einzelnen Symp-
tombereiche der PTBS signifikant stärker belastet und litten signifikant häufiger an einer 
PTBS als die Vergleichsgruppe aus der Repräsentativbefragung.  
 
Die Hypothese A1.1 wird durch die Ergebnisse gestützt und als gültig angenommen. 
 
Die Gruppe der Partner/-innen im Vergleich zur Vergleichsstichprobe (A2.1) 
Traumatische Erlebnisse 
Die Partner/-innen berichteten im Mittel 1,3 traumatische Erlebnisse (Md=1,0; Sd=1,32), die 
Vergleichsgruppe 0,61 (Md=0,0; Sd=1,27). Der Unterschied zwischen den Gruppen wurde 
statistisch signifikant (n=1206; ²(1)=21,46; p<0,0001; d=0,54).  
Die in der Vergleichsgruppe am häufigsten angegebenen traumatischen Erlebnisse waren 
Kriegserlebnisse (12,5%) und Zeugenschaft (11,4%) (vgl. Tabelle 18). Hier gaben 4,7% an, 
Gefangenschaft, Geiselnahme und / oder Entführung erlebt zu haben. Vergleiche mit dem 
exakten Test nach Fisher ergaben, dass sich die Gruppen hinsichtlich des Erlebens von trau-
matischen Erlebnissen anderer (Zeugenschaft), hinsichtlich des Erlebens von Naturkatastro-
phen und hinsichtlich des Erlebens von Kriegsereignissen nicht unterschieden. Die Part-
ner/-innen ehemaliger politisch Inhaftierter berichteten jedoch signifikant häufiger 
gewalttätige Angriffe, Entführung, Bedrohung u. ä., zudem häufiger Vergewaltigung, 
sexuellen Missbrauch als Kind, schwere Unfälle, die Diagnose lebensbedrohlicher 







Zum Vergleich mit der Stichprobe aus der Repräsentativbefragung wurden die diagnosti-
schen Kriterien für die PTBS modifiziert (s. oben). Die Stichprobe der Partner/-innen wies 
nun eine PTBS-Rate von 25,7% auf, die Vergleichsstichprobe eine PTBS-Rate von 4,4%. 
Der Vergleich mit dem Fisher-Yates-Test ergab einen signifikanten Unterschied zwischen 
den Gruppen (n=1206; ² (1)= 32,03; p<0,001; φ=0,163). 
 
Für die Schwere der einzelnen Symptomcluster sowie für die Gesamtschwere der PTBS-
Symptomatik ergaben sich signifikant höhere Werte in der Gruppe der Partner/-innen 
(PTBSGES: n=1157; ²(1)=19,72; p<0,001; d=1,52; PTBSINTRUS: n=1162; ²(1)=20,68; 
p<0,001; d=1,07; PTBSVERM: n=1157; ²(1)=21,70; p<0,001; d=1,43; PTBSHYPER: n=1158; 
²(1)=28,74; p<0,001; d=1,68).  
Wurden nur diejenigen miteinander verglichen, die mindestens ein traumatisches Erlebnis 
angegeben hatten, blieb der Unterschied zwischen den Gruppen für die Schwere der Über-
erregungs-Symptome sowie die Gesamtsymptomatik signifikant (PTBSGES: n=353; 
²(1)=5,16; p=0,023; d=0,85; PTBSHYPER: n=353; ²(1)=11,83; p=0,001; d=1,18). 
 
Die Partner/-innen zeigten sich in der Ausprägung der einzelnen Symptombereiche der 
PTBS signifikant stärker belastet und litten signifikant häufiger an einer PTBS als die 
Vergleichsgruppe aus der Repräsentativbefragung. 
 
Die Hypothese A 2.1 wird durch die Ergebnisse gestützt und als gültig angenommen. 
 
Die Gruppe der Kinder im Vergleich zur Vergleichsstichprobe (A3.1) 
Traumatische Erlebnisse (A1-Kriterium) 
Während die Gruppe der Nachkommen im Mittel 1,11 (Md=1,0; Sd=0,99) traumatische Er-
lebnisse berichteten, berichtete die Vergleichsgruppe im Mittel 0,24 (Md=0,0; Sd=0,69) trau-
matische Erlebnisse (n=1395; ²(1)=117,8; p<0,001; d=1,23). Das in dieser Vergleichsgrup-
pe am häufigsten angegebene traumatische Erlebnis war mit 7,1% die Zeugenschaft, gefolgt 
von „anderen“ Ereignissen mit 5,0%. In dieser Vergleichsgruppe gaben 2,5% an, eine Gefan-
genschaft, Geiselnahme und / oder Entführung erlebt zu haben. Zwischen den Gruppen er-
gaben sich keine signifikanten Unterschiede hinsichtlich der Häufigkeit des Erlebens von 
Kriegsereignissen, Vergewaltigung oder der Diagnose lebensbedrohlicher Erkrankungen. 
Hinsichtlich aller anderen traumatischen Erlebnisse berichteten die Nachkommen ehemaliger 







Zum Vergleich mit der Stichprobe aus der Repräsentativbefragung wurden die diagnosti-
schen Kriterien für die PTBS modifiziert (s. oben). Die Stichprobe der Kinder wies nun eine 
PTBS-Rate von 12,5% auf, die Vergleichsstichprobe eine PTBS-Rate von 3,2%. Der Ver-
gleich mit dem Fisher-Yates-Test ergab auch hier einen signifikanten Unterschied zwischen 
den Gruppen (n=13095; ²(1)=14,90; p=0,002; φ=0,103).  
 
Für die Schwere der einzelnen Symptomcluster sowie für die Gesamtschwere der PTBS-
Symptomatik ergaben sich signifikant höhere Werte in der Gruppe der der Nachkommen 
ehemals politisch Inhaftierter (PTBSGES: n=1328; ²(1)=51,84; p<0,001; d=1,01; PTBSINTRUS: 
n=1334; ²(1)=57,40; p<0,001; d=0,54; PTBSHYP: n=1329; ²(1)=43,44; p<0,001; d=1,06; 
PTBSVERM: n=1330; ²(1)=55,69; p<0,001; d=0,91).  
Wurden diejenigen, die kein traumatisches Erlebnis angegeben hatten, aus dem Gruppen-
vergleich ausgeschlossen, ergab sich lediglich hinsichtlich der Schwere der Übererregungs-
symptomatik eine signifikant höhere Ausprägung in der Gruppe der Nachkommen ehemali-
ger Inhaftierter (n=243; ²(1)=4,54; p=0,033; d=0,19). 
 
Die Kinder zeigten sich in der Ausprägung der einzelnen Symptombereiche der PTBS 
signifikant stärker belastet und litten signifikant häufiger an einer PTBS als die 
Vergleichsgruppe aus der Repräsentativbefragung. 
 
Die Hypothese A 3.1 wird durch die Ergebnisse gestützt und als gültig angenommen. 
 
6.6.5 Belastung durch Symptome psychischer Störungen  
 
Die Belastung durch Symptome psychischer Störungen in den drei Gruppen wurde über die 
SCL-27 erhoben.  
Zwischen 18,9% (Symptome sozialer Phobie) und 33,2% (dysthyme Symptome) der Ge-
samtgruppe wiesen Werte oberhalb der von Hardt und Kollegen (2006) angegebenen Cutoff-
Werte auf (Abbildung 22). Dabei berichteten die ehemaligen Inhaftierten in fast allen Symp-



























































Symptomschwere, Geschlecht und Alter 
Die weiblichen ehemaligen Inhaftierten wiesen eine höhere Symptombelastung durch vege-
tative und agoraphobische Symptome auf (vegetative Symptome: n=86; U=621,0; p=0,041; 
d=0,43; agoraphobische Symptome: n=86; U=621,0; p=0,041; d=0,81). In den Gruppen der 
Partner/-innen und Kinder ergaben sich keine signifikanten Geschlechtsunterschiede.   
Zwischen dem Alter und depressiven Symptomen sowie dem Alter und sozial phobischen 
Symptomen ergaben sich negative signifikante Korrelationen in der Gruppe der ehemaligen 
Inhaftierten (depressive Symptome: n=86; rS=-0,281; p=0,043; sozialphobische Symptome: 
n=86; rS=-0,215; p=0,047).  
In den Gruppen der Partner/-innen und Kinder ergaben sich keine signifikanten Alterseffekte.   
 
Vergleich mit den Repräsentativstichproben 
Die ehemaligen politisch Inhaftierten, die Partner/-innen und die Kinder wurden im Folgen-
den mit der jeweiligen Vergleichsgruppe hinsichtlich der Ausprägung der Symptomschwere 
auf den Skalen der SCL-27 verglichen (s. Tabelle 15; Tabelle 16; Tabelle 17). In Abbildung 
23, Abbildung 24 und Abbildung 25 finden sich die Mittelwerte und Standardabweichungen 
der Skalen getrennt für die drei Gruppen (ehemalige Inhaftierte, Partner/-innen, Kinder) mit 
denen der jeweiligen Vergleichsgruppe. Auf jeder Skala der SCL-27 ergaben sich für die 





Der Vergleich der Gruppen mit dem Mediantest ergab hinsichtlich der meisten Skalen der 
SCL-27 signifikante Unterschiede. Diese sind nachfolgend im Detail aufgeführt.  
 
Die Gruppe der ehemaligen Inhaftierten im Vergleich zur Vergleichsstichprobe (A1.2) 
Die Gruppe der ehemaligen politisch Inhaftierten wies hinsichtlich der Belastung durch psy-
chische und körperliche Symptome (GSI-27), depressiver Symptome, dysthymer Symptome, 
agoraphobischer und sozial phobischer Symptome sowie Symptomen des Misstrauens ge-
genüber anderen Menschen signifikant höhere Werte auf als die Vergleichsstichprobe aus 
der Repräsentativbefragung (Tabelle 20). Hinsichtlich vegetativer Symptombelastung wurde 
der Unterschied mit dem Median-Test nicht signifikant (Tabelle 20). 
 










   
 Md Md ² df p D 
GSI-27 0,50 0,22 15,08 1 <0,001 0,75 
Depressive S. 0,50 0,25 16,90 1 <0,001 0,66 
Dysthyme S. 0,75 0,25 17,32 1 <0,001 0,62 
Vegetative S. 0,17 0,17 3,78 1 0,067 0,51 
Agoraphob. S. 0,00 0,00 7,76 1 0,008 0,52 
Sozialphob. S. 0,25 0,00 16,73 1 <0,001 0,58 
Misstrauen 0,75 0,25 26,43 1 <0,001 0,87 
 
Zum Vergleich sind in Abbildung 23 Mittelwerte und Standardabweichung der einzelnen 



















































Abbildung 23: Mittelwerte und Standardabweichungen der Skalen der SCL-27 in der Gruppe 
der ehemaligen Inhaftierten und der Vergleichsgruppe  
 
Die Hypothese A1.2 wird durch die Ergebnisse gestützt und als gültig angenommen.  
 
Die Gruppe der Partner/-innen im Vergleich zur Vergleichsstichprobe (A2.2) 
Die Gruppe der Partner/-innen wies hinsichtlich der Belastung durch psychische und 
körperliche Symptome (GSI-27), hinsichtlich der Ausprägung depressiver Symptome, 
dysthymer Symptome, vegetativer Symptome, sozial phobischer Symptome sowie Sympto-
men des Misstrauens gegenüber anderen Menschen signifikant höhere Werte auf als die 














   
 Md Md ² df p D 
GSI-27 0,46 0,22 10,39 1 0,001 0,39 
Depressive S. 0,50 0,25 6,61 1 0,010 0,53 
Dysthyme S. 0,50 0,25 8,14 1 0,004 0,41 
Vegetative S. 0,33 0,17 8,19 1 0,004 0,24 
Agoraphob. S. 0,00 0,00 1,14 1 0,286 0,16 
Sozialphob. S. 0,25 0,00 6,43 1 0,011 0,21 
Misstrauen 0,75 0,25 12,45 1 <0,001 0,46 
 




















































Abbildung 24: Mittelwerte und Standardabweichungen der Skalen der SCL-27 in der Gruppe 
der Partner/-innen und der Vergleichsgruppe 
 
Die Hypothese A2.2 wird durch die Ergebnisse gestützt und als gültig angenommen.  
 
Die Gruppe der Kinder im Vergleich zur Vergleichsstichprobe (A3.2) 
Die Gruppe der Kinder wies hinsichtlich der Belastung durch psychische und körperliche 
Symptome (GSI-27), hinsichtlich der Ausprägung depressiver Symptome, dysthymer Symp-




Menschen signifikant höhere Werte auf als die Vergleichsgruppe aus der Repräsentativbe-
fragung (Tabelle 22).  
 









   
 Md Md ² df p D 
GSI-27 0,28 0,15 8,61 1 0,003 0,47 
Depressive S. 0,25 0,00 36,75 1 <0,001 0,58 
Dysthyme S. 0,50 0,00 21,75 1 <0,001 0,76 
Vegetative S. 0,17 0,00 1,41 1 0,235 0,09 
Agoraphob. S. 0,00 0,00 1,34 1 0,247 0,04 
Sozialphob. S. 0,25 0,00 6,41 1 0,011 0,42 
Misstrauen 0,50 0,25 4,57 1 0,032 0,50 
 
Mittelwerte und Standardabweichungen für die einzelnen Skalen in der Untersuchungs- und 


















































Abbildung 25: Mittelwerte und Standardabweichungen der SCL-27 in der Gruppe der Kinder 
und der Vergleichsgruppe 
 




6.6.6 Zusammenhänge zwischen erlebten Stressoren und psychischer 
Belastung  
 
Miterleben der politischen Haft – Partner/-innen (B1.1) 
Die Gruppe der Partner/-innen, die zur Zeit der politischen Haft in einer Beziehung mit einer 
politisch inhaftierten Person waren, unterschied sich hinsichtlich der Schwere der Sympto-
matik der PTBS, der Belastung durch Symptome anderer psychischer Störungen sowie der 
subjektiven Belastung durch die politische Haft nicht signifikant von der Gruppe der Part-
ner/-innen, die nach der Haftentlassung eine Beziehung mit der politisch inhaftierten Person 
begannen (Tabelle 23).  
 
Tabelle 23: Vergleich der psychischen Belastung der Subgruppen Partnerschaft zur Haftzeit vs. 









 M (Sd) Md M (Sd) Md U p d 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
85,34 (18,00) 91,04 57,35 (35,13) 61,64 53,50 0,082 0,88 
PTBS Gesamt 11,89 (11,73) 11,00 9,42 (12,82) 5,00 69,50 0,438 0,20 
PTBS Intrusionen 2,56 (3,17) 2,00 3,00 (4,94) 0,00 72,00 0,530 0,10 
PTBS Vermeidung 4,67 (6,00) 3,00 3,39 (5,36) 0,00 64,50 0,403 0,23 
PTBS Übererregung 4,67 (4,64) 3,00 3,11 (3,70) 0,00 66,50 0,357 0,39 
GSI-27 0,64 (0,40) 0,59 0,55 (0,76) 0,37 76,50 0,163 0,13 
Depressive S. 0,72 (0,79) 0,25 0,69 (0,85) 0,50 111,50 0,969 0,04 
Dysthyme S. 0,83 (0,65) 0,75 0,72 (0,85) 0,50 90,50 0,397 0,14 
Vegetative S. 0,44 (0,34) 0,33 0,48 (0,82) 0,33 91,50 0,419 0,05 
Agoraphob. S. 0,33 (0,39) 0,20 0,34 (0,80) 0,00 94,00 0,489 <0,01 
Sozialphob. S. 0,58 (0,57) 0,25 0,41 (0,70) 0,25 77,00 0,175 0,26 
Misstrauen 1,06 (0,60) 1,00 0,75 (0,76) 0,75 72,00 0,120 0,42 
 
Die Hypothese B1.1 wird durch die Ergebnisse nicht gestützt und deshalb verworfen.  
 
Miterleben der politischen Haft – Kinder (B1.2) 
Die Gruppe der Kinder, die zur Haftzeit eines oder beider Elternteile bereits geboren waren 
oder geboren wurden, unterschied sich hinsichtlich der Schwere der Symptomatik der PTBS 
sowie hinsichtlich der Belastung durch Symptome anderer psychischer Störungen nicht sig-
nifikant von der Gruppe der Kinder, die nach der Haftentlassung eines oder beider Elternteile 
geboren wurden (Tabelle 24). Sie berichteten jedoch eine signifikant höhere subjektive 





Tabelle 24: Vergleich der psychischen Belastung der Subgruppen geboren zur Haftzeit vs. 









 M (Sd) Md M (Sd) Md U p d 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
71,61 (27,91) 80,11 35,23 (27,68) 31,47 168,00 <0,001 1,31 
PTBS Gesamt 7,38 (11,65) 2,00 5,77 (6,01) 4,00 250,00 0,617 0,18 
PTBS Intrusionen 2,05 (2,96) 1,00 1,46 (2,08) 0,50 253,00 0,648 0,23 
PTBS Vermeidung 2,67 (5,56) 0,00 2,15 (2,99) 1,00 210,50 0,153 0,12 
PTBS Übererregung 2,67 (3,89) 1,00 2,15 (2,20) 2,00 254,50 0,680 0,17 
GSI-27 0,54 (0,68) 0,26 0,47 (0,47) 0,28 463,50 0,949 0,12 
Depressive S. 0,68 (0,99) 0,25 0,57 (0,53) 0,50 436,00 0,519 0,15 
Dysthyme S. 0,77 (0,91) 0,50 0,77 (0,83) 0,75 454,50 0,845 <0,01 
Vegetative S. 0,33 (0,61) 0,08 0,24 (0,35) 0,17 455,50 0,850 0,18 
Agoraphob. S. 0,23 (0,51) 0,00 0,15 (0,28) 0,00 457,50 0,859 0,21 
Sozialphob. S. 0,58 (0,80) 0,25 0,56 (0,69) 0,25 432,50 0,792 0,03 
Misstrauen 0,86 (0,94) 0,63 0,76 (0,77) 0,50 454,00 0,840 0,11 
 
Die Hypothese B1.2 wird durch die Ergebnisse nicht gestützt und deshalb verworfen.   
 
Potenziell belastende Erlebnisse im Zusammenhang mit der Haft – Partner/-innen 
(B2.1) 
Die Gruppe der Partner/-innen, die angegeben hatten, ein oder mehrere potenziell belasten-
de Erlebnisse in Zusammenhang mit der Verhaftung ihres Partners bzw. ihrer Partnerin ge-
habt zu haben (s. S. 84f.; Abbildung 8), unterschied sich hinsichtlich der Stärke der PTBS-
Symptome, der Stärke der Symptome psychischer Störungen sowie der subjektiven psychi-
schen Belastung durch die politische Haft nicht von der Gruppe der Partner/-innen, die keine 




Tabelle 25: Vergleich der psychischen Belastung der Subgruppen potenziell belast. Erlebnisse 
vs. keine potenziell belast. Erlebnisse in Zusammenhang mit der Haft (Partner/-innen) 
 
Potenziell belastende 











 M (Sd) Md M (Sd) Md U p d 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
85,34 (18,00) 91,04 57,35 (35,13) 61,64 53,50 0,082 0,88 
PTBS Gesamt 9,00 (8,45) 9,50 10,70 (13,73) 5,50 76,50 0,862 0,14 
PTBS Intrusionen 1,63 (1,60) 1,50 3,35 (5,06) 0,00 77,50 0,901 0,39 
PTBS Vermeidung 2,88 (2,85) 2,50 4,21 (6,32) 0,00 72,50 0,856 0,24 
PTBS Übererregung 4,50 (4,93) 2,50 3,25 (3,65) 3,00 69,50 0,601 0,31 
GSI-27 0,63 (0,43) 0,54 0,56 (0,74) 0,41 76,50 0,270 0,11 
Depressive S. 0,63 (0,79) 0,25 0,72 (0,85) 0,63 93,50 0,676 0,11 
Dysthyme S. 0,84 (0,69) 0,75 0,72 (0,83) 0,50 86,50 0,485 0,15 
Vegetative S. 0,50 (0,32) 0,42 0,46 (0,81) 0,33 71,50 0,191 0,05 
Agoraphob. S. 0,38 (0,39) 0,30 0,32 (0,79) 0,00 77,50 0,288 0,07 
Sozialphob. S. 0,56 (0,61) 0,25 0,42 (0,69) 0,25 80,50 0,347 0,21 
Misstrauen 1,00 (0,61) 0,88 0,78 (0,76) 0,75 77,50 0,288 0,30 
 
Die Hypothese B2.1 wird durch die Ergebnisse nicht gestützt und deshalb verworfen.  
 
Potenziell belastende Erlebnisse im Zusammenhang mit der Haft – Kinder (B2.2) 
Die Gruppe der Nachkommen, die angegeben hatten, ein oder mehrere potenziell belasten-
de Erlebnisse in Zusammenhang mit der Verhaftung ihres Vaters bzw. ihrer Mutter oder bei-
der gehabt zu haben (s. S. 85ff.; Abbildung 9), unterschieden sich hinsichtlich der Stärke der 
PTBS-Symptome sowie der Stärke der Symptome psychischer Störungen nicht von der 
Gruppe der Nachkommen, die keine solchen Erlebnisse angegeben hatten (Tabelle 26). Sie 
berichteten jedoch eine signifikant höhere subjektive psychische Belastung durch die politi-
sche Haft der Eltern (Tabelle 26).  
 
Zwischen der Anwesenheit bei der Verhaftung und dem Erleben von PTEs in Zusammen-
hang mit der elterlichen Haft ergab sich kein signifikanter Zusammenhang (n=25; 
²(1)=0,503; p=0,637; φ=0,14).49  
 
 
                                                 
49 Im Gruppenvergleich (U-Test) ergaben sich keine signifikanten Unterschiede der psychischen 




Tabelle 26: Vergleich der psychischen Belastung der Subgruppen potenziell belast. Erlebnisse 
vs. keine potenziell belast. Erlebnisse in Zusammenhang mit der Haft (Nachkommen) 
 
Potenziell belastende 











 M (Sd) Md M (Sd) Md U p d 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
79,48 (24,37) 90,95 50,25 (27,15) 50,86  24,00 0,013 1,16 
PTBS Gesamt 7,60 (12,78) 3,00 6,83 (9,24) 2,00 36,50 0,519 0,06 
PTBS Intrusionen 2,33 (3,29) 1,00 1,33 (1,97) 0,50 39,50 0,677 0,32 
PTBS Vermeidung 2,93 (6,40) 0,00 2,00 (2,90) 0,50  38,00 0,622 0,16 
PTBS Übererregung 2,33 (3,72) 0,00 3,50 (4,55) 2,00 35,50 0,470 0,30 
GSI-27 0,50 (0,69) 0,22 0,66 (0,66) 0,44 43,0 0,188 0,23 
Depressive S. 0,62 (0,97) 0,25 0,86 (1,11) 0,25 51,00 0,395 0,24 
Dysthyme S. 0,96 (0,93) 0,75 0,70 (0,92) 0,50 44,50 0,209 0,28 
Vegetative S. 0,25 (0,51) 0,00 0,52 (0,84) 0,33 52,00 0,427 0,44 
Agoraphob. S. 0,25 (0,56) 0,00 0,17 (0,37) 0,00 63,50 0,866 0,15 
Sozialphob. S. 0,53 (0,79) 0,25 0,75 (0,87) 0,50 46,00 0,514 0,27 
Misstrauen 0,82 (1,04) 0,50 0,96 (0,64) 0,75 47,00 0,279 0,15 
 
Die Hypothese B2.2 wird durch die Ergebnisse nicht gestützt und deshalb verworfen.  
 
Nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen – Betroffene (B3.1) 
Da die überwiegende Mehrheit der ehemaligen politisch Inhaftierten in dieser Stichprobe 
angegeben hatte, nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen erlebt zu haben, konnte die 
Hypothese B3.1 nicht wie geplant geprüft werden. Dem explorativen Charakter der Studie 
entsprechend wurden stattdessen anhand des Medians der Anzahl der angegebenen 
Maßnahmen zwei Vergleichsgruppen gebildet.  
Die Gruppe derjenigen, die höchstens drei nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen 
berichteten, wurden hinsichtlich der psychischen Belastung mit der Gruppe derjenigen 
verglichen, die vier oder mehr Repressionsmaßnahmen berichteten (s. 6.3). Hier ergaben 
sich keine signifikanten Unterschiede hinsichtlich der Höhe der Symptome psychischer 
Belastung (Tabelle 27).50 
 
                                                 
50 Eine Berechnung der korrelativen Zusammenhänge zwischen der Anzahl der Maßnahmen und der 





Tabelle 27: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit von der Anzahl erlebter 
Repressionsmaßnahmen in der Gruppe der ehemaligen politisch Inhaftierten 











 M (Sd) Md M (Sd) Md U p d 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
73,25 (30,82) 87,23 78,57 (24,12) 88,66 954,00 0,805 0,19 
PTBS Gesamt 13,93 (13,76) 10,00 15,95 (15,00) 14,00 799,00 0,608 0,14 
PTBS Intrusionen 4,63 (4,47) 4,00 4,76 (4,87) 2,00 855,50 0,866 0,03 
PTBS Vermeidung 4,49 (5,42) 2,00 5,58 (5,88) 4,50 755,00 0,349 0,19 
PTBS Übererregung 4,74 (4,51) 3,50 5,61 (5,05) 5,00 789,00 0,491 0,18 
GSI-27 0,74 (0,75) 0,52 0,75 (0,75) 0,41 901,00 0,893 <0,01 
Depressive S. 0,71 (0,79) 0,50 0,88 (1,03) 0,50 880,00 0,748 0,19 
Dysthyme S. 0,84 (0,82) 0,50 0,94 (0,82) 0,75 848,50 0,552 0,12 
Vegetative S. 0,56 (0,85) 0,17 0,61 (0,76) 0,33 847,50 0,537 0,05 
Agoraphob. S. 0,54 (0,82) 0,20 0,46 (0,77) 0,00 827,50 0,508 0,10 
Sozialphob. S. 0,68 (0,90) 0,50 0,67 (0,88) 0,25 916,00 0,996 0,01 
Misstrauen 1,16 (0,95) 1,00 1,04 (1,01) 0,75 810,50 0,355 0,13 
 
Die Hypothese B3.1 kann auf Basis der vorliegenden Daten nicht geprüft werden.  
 
Nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen – Partner/-innen (B3.2)  
Die Partner/-innen, die angaben, nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen erlebt zu 
haben, unterschieden sich von den Partner/-innen, die keine gegen sich gerichtete Repres-
sionsmaßnahmen berichteten, hinsichtlich der Schwere der Symptomatik der PTBS sowie 
hinsichtlich der Belastung durch Symptome psychischer Störungen nicht signifikant vonein-





Tabelle 28: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit vom Erleben 














 M (Sd) Md M (Sd) Md U P d 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
76,21 (29,46) 89,44 54,24 (35,14) 60,84 54,50 0,089 0,70 
PTBS Gesamt 10,88 (13,03) 7,5 8,78 (12,57) 1,00 63,50 0,637 0,16 
PTBS Intrusionen 2,56 (4,08) 1,00 2,89 (4,34) 0,00 69,50 0,890 0,08 
PTBS Vermeidung 4,06 (5,47) 1,50 3,56 (6,29) 0,00 64,50 0,677 0,09 
PTBS Übererregung 4,19 (4,79) 3,00 2,33 (2,83) 1,00 58,00 0,452 0,44 
GSI-27 0,66 (0,84) 0,48 0,40 (0,31) 0,37 90,00 0,427 0,38 
Depressive S. 0,74 (0,97) 0,38 0,59 (0,56) 0,75 108,00 0,951 0,27 
Dysthyme S. 0,81 (0,94) 0,63 0,59 (0,50) 0,50 101,00 0,730 0,27 
Vegetative S. 0,54 (0,87) 0,33 0,30 (0,44) 0,33 85,50 0,317 0,32 
Agoraphob. S. 0,50 (0,89) 0,30 0,11 (0,19) 0,00 66,50 0,072 0,54 
Sozialphob. S. 0,56 (0,82) 0,25 0,25 (0,32) 0,00 80,00 0,227 0,45 
Misstrauen 0,94 (0,83) 0,75 0,64 (0,58) 0,75 91,00 0,451 0,40 
 
Die Hypothese B3.2 wird durch die Ergebnisse nicht gestützt und deshalb verworfen.  
 
Nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen – Kinder (B3.3) 
Die Kinder, die angaben, nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen erlebt zu haben, un-
terschieden sich von den Kindern, die keine gegen sich gerichteten Repressionsmaßnahmen 
angaben, hinsichtlich der Schwere der Symptomatik der PTBS sowie hinsichtlich der Belas-
tung durch Symptome anderer psychischer Störungen nicht signifikant voneinander (Tabelle 
29). Jedoch gaben die Nachkommen, die Repressionsmaßnahmen erlebten, eine signifikant 





Tabelle 29: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit vom Erleben 














 M (Sd) Md M (Sd) Md U P d 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
68,24 (26,50) 72,88 46,56 (32,06) 51,72 181,00 0,023 0,72 
PTBS Gesamt 10,42 (14,01) 3,00 5,62 (6,81) 3,50 143,50 0,687 0,50 
PTBS Intrusionen 2,33 (3,60) 0,50 1,65 (2,19) 0,50 151,00 0,866 0,25 
PTBS Vermeidung 4,50 (6,90) 0,00 1,88 (3,00) 1,00 146,50 0,749 0,57 
PTBS Übererregung 3,58 (4,23) 1,50 2,08 (2,73) 2,00 134,50 0,481 0,46 
GSI-27 0,61 (0,75) 0,22 0,52 (0,54) 0,31 268,60 0,941 0,15 
Depressive S. 0,75 (0,98) 0,25 0,64 (0,70) 0,50 280,00 0,869 0,13 
Dysthyme S. 0,94 (0,98) 0,75 0,74 (0,94) 0,38 218,00 0,249 0,21 
Vegetative S. 0,27 (0,52) 0,17 0,29 (0,52) 0,17 271,00 0,982 0,03 
Agoraphob. S. 0,21 (0,54) 0,00 0,22 (0,37) 0,00 243,50 0,487 0,02 
Sozialphob. S. 0,74 (0,99) 0,00 0,56 (0,69) 0,25 255,00 0,850 0,21 
Misstrauen 1,04 (1,20) 0,00 0,84 (0,71) 0,75 270,50 0,975 0,23 
 
Die Hypothese B3.3 wird durch die Ergebnisse nicht gestützt und deshalb verworfen.  
 
6.7 Sekundäre Traumatisierung  
 
6.7.1 PTBS der Indexperson und Symptome psychischer Störungen der 
Angehörigen 
 
Die Partner/-innen von Indexpersonen mit PTBS (C1.1) 
Für einen Vergleich der Partner/-innen von Indexpersonen mit PTBS mit Partner/-innen von 
Indexpersonen ohne PTBS wurden die Fälle PTBS-Vollbild (n=9), partielle PTBS (n=5) und 
PTBS 2 (n=1) der zugehörigen Indexpersonen zusammengefasst. Personen, deren Part-
ner/-in (Indexperson) nicht an der Studie teilnahm, wurden nicht in die Berechnung ein-
bezogen. So ergaben sich zwei Vergleichsgruppen mit je 15 Partnern/-innen (Tabelle 30).  
Die psychische Belastung der Partner/-innen unterschied sich in der Mehrheit der erfassten 
Symptombereiche nicht in Abhängigkeit von der PTBS der Indexpersonen. Partner/-innen 
von Indexpersonen mit PTBS wiesen lediglich im Bereich depressiver Symptome signifikant 
höhere Werte auf und schätzten die subjektive psychische Belastung durch die politische 




Tabelle 30: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit vom PTBS-Status der 
Indexperson in der Gruppe der Partner/-innen 
 
Partner/-in von 









 M (Sd) Md M (Sd) Md U p d 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
76,00 (20,20) 79,31 64,95 (26,83) 60,00 51,00 0,052 0,83 
PTBS Gesamt 11,50 (11,31) 11,00 6,91 (8,20) 5,00 58,00 0,290 0,46 
PTBS Intrusionen 3,14 (4,40) 1,00 1,91 (3,08) 0,00 66,50 0,542 0,32 
PTBS Vermeidung 5,23 (5,89) 4,00 1,55 (2,38) 0,00 46,50 0,127 0,79 
PTBS Übererregung 3,36 (3,10) 3,00 3,45 (3,96) 3,00 74,00 0,867 0,03 
GSI-27 0,59 (0,35) 0,48 0,36 (0,25) 0,33 77,50 0,146 0,75 
Depressive S. 0,83 (0,62) 0,75 0,35 (0,32) 0,25 62,50 0,035 0,97 
Dysthyme S. 0,78 (0,50) 0,75 0,47 (0,52) 0,25 70,50 0,077 0,62 
Vegetative S. 0,49 (0,44) 0,33 0,27 (0,29) 0,33 78,50 0,145 0,60 
Agoraphob. S. 0,24 (0,33) 0,00 0,24 (0,28) 0,00 110,50 0,928 <0,01 
Sozialphob. S. 0,43 (0,52) 0,25 0,30 (0,25) 0,25 102,50 0,668 0,33 
Misstrauen 0,87 (0,46) 0,25 0,60 (0,36) 0,75 71,00 0,078 0,64 
 
Wurde der Gruppenvergleich auf Basis des Vollbilds der PTBS einerseits und keiner Form 
der PTBS andererseits durchgeführt, wurden Unterschiede hinsichtlich der Einschätzung der 
subjektiven psychischen Belastung durch die Haft sowie die Ausprägung dysthymer und 
vegetativer Symptome signifikant (BelastungVAS: n=22; U=25,00; p=0,025; d=1,05; DysSCL-27: 
n=24; U=34,00; p=0,048; d=1,03; VegSCL-27.: n=24; U=32,5; p=0,035; d=1,13), jedoch keine 
anderen Gruppenunterschiede.  
 
Der ²-Test wurde auf Basis von 25 Fällen als exakter Test nach Fisher durchgeführt. Hier 
ergab sich zwischen dem Vorliegen einer PTBS (Vollbild) der beiden Partner/-innen mit 
²(1)=5,25 und p=0,040 ein signifikanter Zusammenhang (n=25; φ=0,40). Wurden Fälle par-
tieller PTBS mit einbezogen, ergab sich mit ²(1)=0,68 und p=0,68 kein signifikanter Zusam-
menhang zwischen den Partnern/-innen (n=30; φ=0,15).  
 
Die Hypothese C1.1 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt.  
 
Die Kinder von Indexpersonen mit PTBS (C1.2) 
Personen, die ohne ein Elternteil, das politisch inhaftiert war, teilnahmen, wurden aus den 
Berechnungen ausgeschlossen. Geschwisterkinder wurden in der Stichprobe belassen (n=8 
Dyaden, n=1 Triade). Den Berechnungen liegen somit Angaben von 52 Fällen zugrunde. Zur 
Kategorie „PTBS“ wurden das Vollbild der PTBS, partielle PTBS und PTBS 2 der Indexper-




Die psychische Belastung der Nachkommen unterschied sich in der Mehrheit der erfassten 
Symptombereiche nicht in Abhängigkeit von der PTBS der Indexpersonen. Kinder von Index-
personen mit PTBS wiesen lediglich im Bereich Symptome des Misstrauens gegenüber 
anderen Menschen sowie hinsichtlich der subjektiven psychischen Belastung durch die 
politische Haft signifikant höhere Werte auf (Tabelle 31). Für die Stärke der Vermeidungs-
symptome der Nachkommen wurde der Gruppenvergleich nahezu signifikant (Tabelle 31).  
 
Tabelle 31: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit vom PTBS-Status der 
Indexperson in der Gruppe der Kinder  
 Mindestens ein 
Elternteil 
mit PTBS  
(n=24) 






 M (Sd) Md M (Sd) Md U p d 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
55,71 (28,57) 56,03 39,16 (33,17) 28,23 218,50 0,050 0,53 
PTBS Gesamt 9,60 (11,77) 7,00 4,09 (5,50) 3,00 111,00 0,090 0,64 
PTBS Intrusionen 2,53 (3,42) 1,00 1,05 (1,36) 0,00 133,00 0,285 0,62 
PTBS Vermeidung 4,07 (5,91) 2,00 1,41 (3,14) 0,00 106,50 0,053 0,60 
PTBS Übererregung 3,00 (3,46) 2,00 1,64 (2,08) 1,00 126,00 0,209 0,50 
GSI-27 0,56 (0,51) 0,48 0,34 (0,44) 0,20 221,50 0,078 0,46 
Depressive S. 0,69 (0,73) 0,50 0,40 (0,49) 0,25 237,00 0,092 0,47 
Dysthyme S. 0,85 (0,85) 0,75 0,57 (0,73) 0,38 242,00 0,167 0,36 
Vegetative S. 0,22 (0,23) 0,17 0,21 (0,37) 0,08 267,00 0,354 0,06 
Agoraphob. S. 0,14 (0,28) 0,00 0,15 (0,32) 0,00 296,00 0,701 0,01 
Sozialphob. S. 0,76 (0,91) 0,50 0,38 (0,55) 0,25 237,50 0,200 0,52 
Misstrauen 1,00 (0,95) 0,75 0,50 (0,60) 0,25 195,50 0,022 0,64 
 
Wurden die Gruppen auf Basis eines rigideren Umgangs mit der PTBS-Diagnose gebildet, 
wurde also die Gruppe der Kinder von Eltern mit Vollbild PTBS (n=16) nach DSM-IV-TR mit 
der Gruppe der Kinder ohne Eltern mit PTBS (n=28; Ausschluss von partieller und PTBS 2) 
verglichen, ergaben sich signifikant höhere PTBS-Symptome der Nachkommen in der erst-
genannten Gruppe (n=33; PTBSGES: U=57,50; p=0,014; d=0,98; PTBSINTRUS: U=69,00; 
p=0,036; d=1,04; PTBSVERM: U=62,50; p=0,017; d=0,88; PTBSHYP: U=74,00; p=0,064; 
d=0,72). Die Nachkommen von mindestens einem Elternteil mit dem Vollbild der PTBS wie-
sen zudem höhere Symptome des Misstrauens gegenüber anderen Menschen auf (n=42; 
U=132,50; p=0,047; d=0,69).  
 
Hinsichtlich anderer Symptome psychischer Störungen unter Verwendung des SCL-27 oder 
der subjektiven Belastung durch die politische Haft ergaben sich in diesem Gruppenvergleich 





Der exakte Test nach Fisher ergab mit ²(1)=5,449 und p=0,049 einen signifikanten Zusam-
menhang zwischen der PTBS-Diagnose (Vollbild) der Eltern und einer PTBS-Diagnose der 
Kinder (n=42; φ=0,360). 
 
Die Hypothese C1.2 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt.  
 
6.7.2 PTBS der Indexperson und Einschätzung der Familienbeziehungen 
 
PTBS und Familienfunktionen in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten (C2.1) 
Die ehemaligen politisch Inhaftierten, die die diagnostischen Kriterien für eine PTBS erfüllten, 
berichteten eine höhere Belastung ihrer Familienbeziehungen durch die politische Haft ins-
gesamt und eine geringere Funktionalität ihrer innerfamiliären Beziehungen sowie der inner-
familiären Kommunikation (Tabelle 32).  
 
Tabelle 32: Vergleich der Familienbeziehungen in Abhängigkeit vom PTBS-Status in der 













59,35 (34,81) 70,69 37,35 (35,38) 20,47 456,00 0,033 0,63 
FAD Gesamt 1,97 (0,68) 1,86 1,54 (0,48) 1,46 426,00 0,006 0,79 
FAD Kommunikation 2,15 (0,59) 2,25 1,85 (0,56) 1,83 455,00 0,014 0,52 
FACES Kohäsion 35,60 (8,59) 38,00 38,65 (6,48) 40,00 564,50 0,135 0,42 
FACES Flexibilität 30,12 (6,81) 30,00 30,61 (5,62) 31,00 568,50 0,766 0,08 
Anmerkungen: VAS Min=0 (gar nicht belastet), Max=100 (sehr stark belastet); FAD Min=1,0 (hohe 
Funktionalität), Max=4,0 (geringe Funktionalität); FACES Min=15,0 (geringe Kohäsion / Flexibilität), 
Max=49,0 (hohe Kohäsion / Flexibilität), s. Abschnitt 5.2 
 
Wurde die PTBS-Gruppe auf Basis aller PTBS-Formen gebildet (n=43) und mit der Gruppe 
derer verglichen, die keine Form der PTBS aufwiesen (n=48), ergaben sich signifikant höhe-
re Werte hinsichtlich der allgemeinen Familienfunktionalität und der subjektiven Belastung 
der Familienbeziehungen durch die Haftzeit (BelastungVAS: n=82; U=515,50; p=0,003; 
d=0,78; FADGES: n=82; U=604,50; p=0,029; d=0,49; FADKOMM: n=82; U=715,50; p=0,251; 
d=0,27; FACESKOH: n=82; U=717,50; p=0,260; d=0,29; FACESFLEX: n=74; U=636,00; 
p=0,632; d=0,12).   
 





PTBS der Indexperson und Familienfunktionen in der Gruppe der Partner/-innen (C2.2) 
Die Partner/-innen von Indexpersonen, die die diagnostischen Kriterien für irgendeine der 
erhobenen Formen der PTBS erfüllten, berichteten eine tendenziell höhere Belastung der 
Familienbeziehungen durch die politische Haft sowie eine geringere Funktionalität der Fa-
milienbeziehungen (Tabelle 33). Jedoch ergab sich nur hinsichtlich der Einschätzung der 
Funktionalität der Familienbeziehungen ein signifikanter Unterschied zwischen den Gruppen 
(Tabelle 33).  
 
Tabelle 33: Vergleich der Familienbeziehungen in Abhängigkeit vom PTBS-Status der 
Indexperson in der Gruppe der Partner/-innen 















56,17 (33,56) 68,97 37,95 (35,77) 27,77 72,00 0,232 0,53 
FAD Gesamt 1,78 (0,62) 1,58 1,39 (0,32) 1,29 59,00 0,043 0,78 
FAD Kommunikation 1,90 (0,67) 2,00 1,77 (0,34) 1,83 87,50 0,440 0,24 
FACES Kohäsion 37,73 (7,81) 37,00 39,07 (5,50) 38,00 98,50 0,560 0,20 
FACES Flexibilität 29,86 (5,10) 31,00 31,50 (4,97) 32,00 79,00 0,380 0,33 
Anmerkungen: VAS Min=0 (gar nicht belastet), Max=100 (sehr stark belastet); FAD Min=1,0 (hohe 
Funktionalität), Max=4,0 (geringe Funktionalität); FACES Min=15,0 (geringe Kohäsion / Flexibilität), 
Max=49,0 (hohe Kohäsion / Flexibilität), s. Abschnitt 5.2 
 
Wurden die Partner/-innen von Indexpersonen mit PTBS-Vollbild (n=9) mit der Gruppe der 
Partner/-innen von Indexpersonen, die keine PTBS aufwiesen (n=15), verglichen, ergaben 
sich keine signifikanten Unterschiede hinsichtlich der Einschätzung der Familienbeziehungen 
(BelastungVAS: n=23; U=40,00; p=0,159; d=0,67; FADGES: n=23; U=35,50; p=0,083; d=0,83; 
FADKOMM: n=23; U=42,50; p=0,201; d=0,47; FACESKOH: n=24; U=63,00; p=0,815; d=0,15; 
FACESFLEX: n=22; U=56,00; p=1,00; d=0,05).  
 
Die Hypothese C2.2 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt.  
 
PTBS der Indexperson und Familienfunktionen in der Gruppe der Kinder (C2.3) 
Die Kinder, die mindestens ein Elternteil mit irgendeiner Form der PTBS hatten, wiesen hin-
sichtlich der allgemeinen Funktionalität der Familienbeziehungen, der Einschätzung der Ko-
häsion sowie der Flexibilität keine signifikant höheren Werte auf. Sie schätzten die Belastung 
der Familienbeziehungen durch die politische Haft sowie die innerfamiliäre Kommunikation 





Tabelle 34: Vergleich der Familienbeziehungen in Abhängigkeit vom PTBS-Status der 
Indexperson in der Gruppe der Kinder  















59,73 (30,02) 65,52 41,99 (34,09) 37,07 220,50 0,055 0,29 
FAD Gesamt 1,75 (0,66) 1,75 1,75 (0,61) 1,75 309,50 0,984 0,14 
FAD Kommunikation 2,29 (0,67) 2,33 1,97 (0,60) 2,00 211,50 0,053 0,25 
FACES Kohäsion 34,29 (8,63) 35,00 35,50 (8,49) 37,00 275,00 0,472 0,01 
FACES Flexibilität 26,76 (6,96) 27,00 28,19 (6,31) 29,00 226,50 0,319 0,12 
Anmerkungen: VAS Min=0 (gar nicht belastet), Max=100 (sehr stark belastet); FAD Min=1,0 (hohe 
Funktionalität), Max=4,0 (geringe Funktionalität); FACES Min=15,0 (geringe Kohäsion / Flexibilität), 
Max=49,0 (hohe Kohäsion / Flexibilität), s. Abschnitt 5.2 
 
Wurden die Gruppen auf Basis des Vollbilds der PTBS mindestens eines Elternteils gebildet, 
ergaben sich keine signifikanten Unterschiede zwischen den Gruppen in Bezug auf die Ein-
schätzung der Familienfunktionen (BelastungVAS: n=44; U=157,50; p=0,062; d=0,59; FADGES: 
n=42; U=188,50; p=0,712; d=0,11; FADKOMM: n=42; U=158,50; p=0,246; d=0,37; FACESKOH: 
n=42; U=181,50; p=0,492; d=0,15; FACESFLEX: n=39; U=133,00; p=0,282; d=0,27).  
 
Die Hypothese C2.3 wird durch die Ergebnisse nicht gestützt und deshalb verworfen.  
 
6.7.3 Zusammenhänge zwischen der psychischen Belastung der 
Familienmitglieder  
 
Korrelationen zwischen Symptomen psychischer Störungen der Indexpersonen und 
der Partner/-innen (C3.1) – PTBS der Indexpersonen 
Je höher die PTBS-Symptome der Indexperson, desto höher war die wahrgenommene sub-
jektive eigene psychische Belastung durch die politische Haft bei ihren Partnern/-innen 
(Tabelle 35). Hinsichtlich der Symptome psychischer Störungen ergab sich lediglich zwi-
schen der Stärke der Vermeidungssymptome der Indexpersonen und der Ausprägung 





Tabelle 35: Korrelationen zwischen PTBS-Symptomschwere der Indexpersonen und Schwere 
der Symptome psychischer Störungen der Partner/-innen (n=30) 
 
1 2 3 4 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
0,546** 0,465* 0,454* 0,616** 
PTBS Gesamt 0,024 0,017 0,013 -0,032 
PTBS Intrusionen -0,064 -0,037 -0,015 -0,139 
PTBS Vermeidung 0,124 0,079 0,077 0,052 
PTBS Übererregung -0,042 -0,070 -0,031 -0,041 
GSI-27 0,322 0,183 0,294 0,253 
Depressive S. 0,284 0,175 0,236 0,246 
Dysthyme S. 0,322 0,169 0,246 0,324 
Vegetative S. 0,337 0,235 0,421* 0,179 
Agoraphob. S. 0,298 0,210 0,285 0,170 
Sozialphob. S. 0,066 -0,060 0,031 0,066 
Misstrauen 0,263 0,117 0,201 0,301 
Zahlen von 1 bis 4 beziehen sich auf Werte der zugeordneten Indexperson: 1=PTBS 
Gesamt, 2=PTBS Intrusionen, 3=PTBS Vermeidung, 4=PTBS Übererregung; * p ≤ 0,05; ** p 
≤ 0,01 
 
Wurden die Korrelationen nur für die Paare berechnet, innerhalb derer die Indexperson eine 
Form der PTBS aufwies (n=15), ergaben sich keine signifikanten Korrelationen zwischen der 
Ausprägung der PTBS-Symptome der Indexpersonen und den Symptomen psychischer Stö-
rungen bei den Partner/-innen.  
 
Symptome anderer psychischer Störungen der Indexpersonen  
Wurden die Korrelationen zwischen den Ausprägungen verschiedener Symptome psychi-
scher Störungen der Indexpersonen und der Ausprägung der Symptome der PTBS sowie 
anderer Symptome psychischer Störungen der Partner/-innen berechnet, ergaben sich ver-
schiedene signifikante positive Zusammenhänge (Tabelle 36).  
Auf Seiten der Partner/-innen waren vor allem die subjektive psychische Belastung durch die 
politische Haft sowie die Symptome des Misstrauens gegenüber anderen Menschen positiv 
mit der Belastung durch verschiedene Symptome psychischer Störungen bei den Indexper-




Tabelle 36: Korrelationen zwischen der Symptomschwere (SCL-27) der Indexpersonen und 
Schwere der Symptome psychischer Störungen der Partner/-innen 
 
5 6 7 8 9 10 11 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
0,468* 0,314 0,382 0,441* 0,403* 0,420* 0,294 
PTBS Gesamt 0,237 0,241 0,091 0,104 0,241 0,084 0,241 
PTBS Intrusionen 0,120 0,055 -0,006 0,078 0,179 0,041 0,102 
PTBS Vermeidung 0,324 0,287 0,143 0,194 0,310 0,211 0,281 
PTBS Übererregung 0,086 0,165 0,046 -0,065 -0,024 -0,109 0,176 
GSI-27 0,419* 0,335 0,305 0,344 0,232 0,291 0,339 
Depressive S. 0,363 0,498** 0,316 0,283 0,199 0,159 0,230 
Dysthyme S. 0,363 0,467* 0,177 0,298 0,195 0,226 0,252 
Vegetative S. 0,268 0,192 0,057 0,382* 0,211 0,156 0,279 
Agoraphob. S. 0,143 0,051 0,185 0,076 0,135 0,129 0,110 
Sozialphob. S. 0,208 0,091 0,199 -0,098 0,037 0,221 0,278 
Misstrauen 0,496** 0,327 0,476** 0,354 0,290 0,343 0,458* 
Zahlen von 5 bis 11 beziehen sich auf Werte der zugeordneten Indexperson; 5=GSI-27, 6=depressive S., 
7=dysthyme S., 8=vegetative S., 9=agoraphobische S., 10=sozialphobische S., 11=Symptome des Misstrauens 
ggü. anderen Menschen; 
* p ≤ 0,05; ** p ≤ 0,01 
 
Die Hypothese C3.1 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt.  
 
Korrelationen zwischen Symptomen psychischer Störungen der Indexpersonen und 
der Kinder (C3.2) – PTBS der Indexpersonen 
Zur Berechnung der nachfolgenden Korrelationen wurden Paare aus je einem Elternteil und 
einem Kind pro Familie gebildet. Die Auswahl erfolgte zufällig. Pro Familie wurde nur ein 
Paar gebildet, so dass den Berechnungen 42 Paare zugrunde lagen.  
 
Zwischen der Ausprägung der PTBS-Symptome der Indexpersonen und der Ausprägung der 
Symptome der PTBS sowie der Symptome anderer psychischer Störungen der Nachkom-
men ergaben sich keine signifikanten Zusammenhänge (Tabelle 37). Hinsichtlich der subjek-
tiven psychischen Belastung durch die elterliche politische Haft ergab sich lediglich ein signi-
fikanter positiver Zusammenhang zur Schwere der Vermeidungssymptome der Indexperson 





Tabelle 37: Korrelationen zwischen PTBS-Symptomschwere der Indexpersonen und Schwere 
der Symptome psychischer Störungen der Nachkommen 
 
1 2 3 4 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
0,272 0,274 0,331* 0,215 
PTBS Gesamt 0,135 0,192 0,158 0,068 
PTBS Intrusionen 0,142 0,179 0,212 0,125 
PTBS Vermeidung 0,015 0,059 0,010 -0,034 
PTBS Übererregung 0,184 0,248 0,150 0,116 
GSI-27 0,244 0,241 0,169 0,222 
Depressive S. 0,264 0,256 0,152 0,219 
Dysthyme S. 0,185 0,184 0,151 0,112 
Vegetative S. 0,217 0,254 0,205 0,181 
Agoraphob. S. -0,055 0,019 -0,098 -0,089 
Sozialphob. S. 0,158 0,141 0,068 0,143 
Misstrauen 0,239 0,257 0,139 0,225 
Zahlen von 1 bis 4 beziehen sich auf Werte der zugeordneten Indexperson: 1=PTBS 
Gesamt, 2=PTBS Intrusionen, 3=PTBS Vermeidung, 4=PTBS Übererregung; * p ≤ 0,05  
 
Wurden nur die Paare, in denen die Indexperson eine Form der PTBS aufwies, für die Be-
rechnung verwendet (n=17), ergaben sich keine signifikanten Zusammenhänge zwischen 
den PTBS-Symptomen der Eltern und der psychischen Belastung der Kinder.  
 
Symptome anderer psychischer Störungen der Indexpersonen  
Wurden die Korrelationen zwischen den Ausprägungen verschiedener Symptome psychi-
scher Störungen der Indexpersonen und der Ausprägung der Symptome der PTBS-Symp-
tome sowie der Symptome psychischer Belastung der Nachkommen berechnet, ergaben 
sich verschiedene signifikante positive Zusammenhänge (Tabelle 38). Die Symptome von 
Agoraphobie der ehemaligen politisch Inhaftierten wiesen mit p=0,064 eine nahezu signifi-
kante Assoziation mit Symptomen der PTBS der Nachkommen auf und die Höhe der Intru-
sionen der Nachkommen waren nahezu signifikant mit der Höhe des GSI und agoraphobi-
scher Symptome der Eltern korreliert (p=0,066 und p=0,072).  
Die meisten Korrelationen auf einem Signifikanzniveau von kleiner oder gleich p=0,01 er-
gaben sich für die Symptome des Misstrauens der ehemaligen Inhaftierten mit den Ausprä-





Tabelle 38: Korrelationen zwischen der Symptomschwere (SCL-27) der Indexpersonen und 
Schwere der Symptome psychischer Störungen der Nachkommen 
 
5 6 7 8 9 10 11 
Subjektive psychische 
Belastung (VAS) 
0,330* 0,273 0,270 0,286 0,280 0,159 0,369* 
PTBS Gesamt 0,260 0,100 0,132 0,147 0,349 0,163 0,326 
PTBS Intrusionen 0,346 0,214 0,101 0,234 0,339 0,201 0,318 
PTBS Vermeidung 0,166 0,054 0,210 0,007 0,214 0,188 0,326 
PTBS Übererregung 0,168 -0,048 0,071 0,145 0,338 0,109 0,227 
GSI-27 0,393* 0,254 0,349* 0,225 0,302 0,362* 0,463** 
Depressive S. 0,418** 0,334* 0,403** 0,243 0,304 0,362* 0,437** 
Dysthyme S. 0,265 0,198 0,214 0,076 0,249 0,206 0,280 
Vegetative S. 0,304 0,229 0,250 0,335* 0,242 0,159 0,370* 
Agoraphob. S. 0,147 0,040 0,142 0,141 0,126 0,139 0,246 
Sozialphob. S. 0,273 0,178 0,239 0,150 0,208 0,287 0,352* 
Misstrauen 0,409** 0,192 0,417** 0,219 0,235 0,427** 0,533** 
Zahlen von 5 bis 11 beziehen sich auf Werte der zugeordneten Indexperson; 5=GSI-27, 6=depressive S., 
7=dysthyme S., 8=vegetative S., 9=agoraphobische S., 10=sozialphobische S., 11=Symptome des Misstrauens 
ggü. anderen Menschen; 
* p ≤ 0,05; ** p ≤ 0,01 
 
Die Hypothese C3.2 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt.  
 
6.7.4 Zusammenhänge zwischen der psychischen Belastung der 
Indexpersonen und der Einschätzung der Familienbeziehungen 
 
Korrelationen zwischen Symptomen psychischer Störungen und der Einschätzung der 
Familienfunktionalität in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten (C4.1) 
Die Einschätzung der Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft hing in 
der Gruppe der ehemaligen politisch Inhaftierten signifikant mit der Höhe der Symptome der 
PTBS zusammen. Zudem schätzten sie ihre Familienbeziehungen umso schlechter ein, je 
stärker ihre Symptome der PTBS, besonders die Symptome der Übererregung, ausgeprägt 





Tabelle 39: Korrelationen zwischen den Symptomen der PTBS sowie den Familienfunktionen in 
der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten  
 
1 2 3 4 
Subjektive Belastung der 
Familienbeziehungen (VAS) 
0,386** 0,345** 0,437** 0,322** 
FAD Gesamt 0,314** 0,270* 0,273* 0,306** 
FAD Kommunikation 0,220 0,202 0,251* 0,201 
FACES Kohäsion -0,086 -0,022 -0,092 -0,083 
FACES Flexibilität -0,074 -0,043 -0,066 -0,126 
Zahlen von 1 bis 4 beziehen sich auf Werte der Indexperson: 1=PTBS Gesamt, 2=PTBS 
Intrusionen, 3=PTBS Vermeidung, 4=PTBS Übererregung;  
* p=<0,05; **p=<0,01 
 
Es ergaben sich verschiedene signifikante Korrelationen zwischen der Ausprägung der 
Symptome verschiedener psychischer Störungen und den wahrgenommenen Familien-
funktionen sowie der Belastung der Familienbeziehungen durch die Haftzeit (Tabelle 40).  
 
Tabelle 40: Korrelationen zwischen den Symptomen psychischer Störungen (SCL-27) sowie 
den Familienfunktionen in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten 
 




0,455** 0,478** 0,377** 0,337** 0,291** 0,320** 0,351** 
FAD Gesamt 0,406** 0,368** 0,367** 0,227* 0,275* 0,283* 0,440** 
FAD Kommunikation 0,316** 0,296** 0,227* 0,136 0,143 0,244* 0,407** 
FACES Kohäsion -0,291** -0,223* -0,234* -0,060 -0,173 -0,200 -0,405** 
FACES Flexibilität -0,278** -0,144 -0,254* -0,141 -0,172 -0,233* -0,349** 
Zahlen von 5 bis 11 beziehen sich auf Werte der zugeordneten Indexperson; 5=GSI-27, 6=depressive S., 7=dysthyme S., 
8=vegetative S., 9=agoraphobische S., 10=sozialphobische S., 11=Symptome des Misstrauens ggü. anderen Menschen; 
* p=<0,05; ** p=<0,01 
 
Die Schwere der Symptome der PTBS sowie anderer psychischer Störungen korrelierte sig-
nifikant mit der wahrgenommenen Belastung der Familienbeziehungen durch die politische 
Haft sowie der Funktionalität der Familienbeziehungen.  
 
Die Hypothese C4.1 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt. 
 
Korrelationen zwischen Symptomen psychischer Störungen der Indexpersonen und 
der Einschätzung der Familienfunktionalität in der Gruppe der Partner/-innen (C4.2) 
Zwischen der Ausprägung der Symptome der PTBS der ehemaligen politisch Inhaftierten 
und der Einschätzung der Funktionalität der Familienbeziehungen durch ihre Partner/-innen 




der Familienbeziehungen durch die Haftzeit, insbesondere zu Symptomen der Vermeidung 
der Indexpersonen (Tabelle 41).  
 
Tabelle 41: Korrelationen zwischen PTBS-Symptomen der Indexpersonen und Einschätzungen 
der Familienbeziehungen in der Gruppe der Partner/-innen  
 
1 2 3 4 
Subjektive Belastung der 
Familienbeziehungen (VAS) 
0,358* 0,359 0,432* 0,219 
FAD Gesamt 0,235 0,146 0,187 0,163 
FAD Kommunikation 0,048 -0,017 0,023 0,009 
FACES Kohäsion 0,041 0,050 0,117 0,102 
FACES Flexibilität -0,051 -0,018 0,042 -0,092 
Zahlen von 1 bis 4 beziehen sich auf Werte der zugeordneten Indexperson: 1=PTBS 
Gesamt, 2=PTBS Intrusionen, 3=PTBS Vermeidung, 4=PTBS Übererregung;  
* p=<0,05; **p=<0,01 
 
Hinsichtlich der Zusammenhänge zwischen den Ausprägungen von Symptomen verschie-
dener psychischer Störungen in der Gruppe der Indexpersonen und der Einschätzung der 
Familienbeziehungen durch ihre Partner/-innen ergaben sich lediglich hinsichtlich depressi-
ver und dysthymer Symptome sowie Symptomen des Misstrauens geringe Korrelationen 
(Tabelle 42).  
 
Tabelle 42: Korrelationen zwischen Symptomen psychischer Störungen der Indexpersonen 
und Einschätzungen der Familienbeziehungen der Partner/-innen 
 




0,246 0,279 0,311 0,236 0,148 0,192 0,149 
FAD Gesamt 0,332 0,451* 0,279 0,251 0,097 0,142 0,266 
FAD Kommunikation 0,097 0,296 0,052 -0,055 -0,059 -0,084 0,215 
FACES Kohäsion -0,286 -0,448* -0,082* -0,094 -0,148 -0,157 -0,314 
FACES Flexibilität -0,280 -0,210 -0,251 -0,079 -0,237 -0,244 -0,398* 
Zahlen von 5 bis 11 beziehen sich auf Werte der zugeordneten Indexperson; 5=GSI-27, 6=depressive S., 7=dysthyme S., 
8=vegetative S., 9=agoraphobische S., 10=sozialphobische S., 11=Symptome des Misstrauens ggü. anderen Menschen; 
* p=<0,05; ** p=<0,01 
 
Die Hypothese C4.2 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt.  
 
Korrelationen zwischen Symptomen psychischer Störungen der Indexpersonen und 
der Einschätzung der Familienfunktionalität in der Gruppe der Kinder (C4.3) 
Zwischen der Ausprägung der Symptome der PTBS der ehemaligen politisch Inhaftierten 
und der Einschätzung der Funktionalität der Familienbeziehungen durch ihre Kinder ergaben 





Tabelle 43: Korrelationen zwischen PTBS-Symptomen der Indexpersonen und Einschätzungen 
der Familienbeziehungen in der Gruppe der Nachkommen  
 
1 2 3 4 
Subjektive Belastung der 
Familienbeziehungen (VAS) 
0,195 0,250 0,196 0,136 
FAD Gesamt -0,037 -0,042 -0,100 -0,056 
FAD Kommunikation -0,070 -0,065 -0,138 -0,099 
FACES Kohäsion 0,065 0,014 0,099 0,117 
FACES Flexibilität 0,120 0,056 0,168 0,182 
Zahlen von 1 bis 4 beziehen sich auf Werte der zugeordneten Indexperson: 1=PTBS 
Gesamt, 2=PTBS Intrusionen, 3=PTBS Vermeidung, 4=PTBS Übererregung;  
* p ≤ 0,05; **p ≤ 0,01 
 
Hinsichtlich der Zusammenhänge zwischen den Ausprägungen von Symptomen verschie-
dener psychischer Störungen in der Gruppe der Indexpersonen und der Einschätzung der 
Familienbeziehungen durch ihre Kinder ergaben sich ebenfalls keine signifikanten Zusam-
menhänge (Tabelle 44).  
 
Tabelle 44: Korrelationen zwischen Symptomen psychischer Störungen der Indexpersonen 
und Einschätzungen der Familienbeziehungen der Nachkommen 
 




0,288 0,150 0,225 0,215 0,170 0,050 0,296 
FAD Gesamt 0,032 -0,069 -0,032 -0,009 -0,012 -0,108 0,042 
FAD Kommunikation 0,089 0,056 0,112 0,015 -0,088 -0,033 0,117 
FACES Kohäsion -0,094 0,010 -0,122 0,160 0,031 -0,085 -0,195 
FACES Flexibilität -0,015 0,142 -0,117 0,219 0,038 -0,084 -0,007 
Zahlen von 5 bis 11 beziehen sich auf Werte der zugeordneten Indexperson; 5=GSI-27, 6=depressive S., 7=dysthyme S., 
8=vegetative S., 9=agoraphobische S., 10=sozialphobische S., 11=Symptome des Misstrauens ggü. anderen Menschen; 
* p ≤ 0,05; ** p ≤ 0,01 
 
Die Hypothese C4.3 wird durch die Ergebnisse nicht gestützt und deshalb verworfen.  
 
6.7.5 Kommunikation und psychische Belastung  
 
Um die Hypothese, dass sehr seltene und sehr häufige Kommunikation über die politische 
Haft mit höherer Ausprägung von Symptomen psychischer Störungen sowie geringerer Aus-
prägung der Familienfunktionalität in allen drei Gruppen zusammenhing, zu prüfen, wurden 
aus den Angaben zur derzeitigen Kommunikationshäufigkeit drei Gruppen gebildet: seltene 
Kommunikation umfasste die Angaben „gar nicht“ und „wenig“, moderate Kommunikation die 




Kommunikation und Symptome psychischer Störungen in der Gruppe der ehemaligen 
Inhaftierten (D 1.1) 
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft vor 1989 
Mit dem Kruskal-Wallis-Test durchgeführte Gruppenvergleiche ergaben signifikante Unter-
schiede zwischen den drei Gruppen hinsichtlich der Skala Intrusionen (PTBS) sowie allen 
Skalen der SCL-27 mit Ausnahme der Schwere dysthymer und vegetativer Symptome. Da-
raufhin durchgeführte Mann-Whitney-U-Tests ergaben vor allem für diejenigen, die geringe 
oder gar keine Kommunikation vor 1989 angaben signifikant höhere Symptome psychischer 
Belastung als für diejenigen, die häufige Kommunikation über die politische Haft vor 1989 
angaben (Tabelle 45). 
 
Tabelle 45: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit von der angegebenen Kom-




















77,45 94,61 30,91 69,56 77,16 26,24 77,78 87,47 24,85 -  -  n.s. 
Subjekt. Bedeut-
samkeit (VAS) 
77,03 93,28 29,08 81,03 87,07 22,32 78,20 88,95 25,13 - - n.s. 
PTBS Gesamt  18,73 19,00 15,31 16,53 13,00 14,47 9,07 3,00 11,09 350,00 0,025 1>3 
PTBS Intrusionen 







PTBS Vermeidung 6,59 5,00 6,20 5,18 3,00 5,68 2,93 1,00 4,12 344,00 0,018 1>3 
PTBS 
Übererregung 
6,22 6,00 4,92 5,71 5,00 5,30 3,18 2,00 3,67 339,00 0,017 1>3 
GSI-27 1,02 0,89 0,81 0,68 0,41 0,64 0,39 0,24 0,40 275,50 0,001 1>3 
Depressive S. 1,14 0,88 1,11 0,61 0,33 0,70 0,42 0,25 0,46 308,50 0,003 1>3 
Dysthyme S. 1,09 0,75 0,95 0,89 0,75 0,77 0,57 0,50 0,52 369,50 0,033 1>3 
Vegetative S. 0,76 0,50 0,91 0,52 0,17 0,77 0,33 0,17 0,55 368,50 0,029 1>3 
Agoraphob. S. 0,79 0,40 0,89 0,45 0,00 0,85 0,18 0,00 0,44 278,50 0,001 1>3 







Misstrauen 1,47 1,50 1,03 1,03 0,75 0,89 0,68 0,50 0,79 283,00 0,001 1>3 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Die Effektstärken betrugen: PTBSGES d=0,71 (1 > 3); PTBSINTRUS: d=0,60 (1 > 3) und d=0,63 
(2 > 3); PTBSVERM: d=0,68 (1 > 3); PTBSHYPER: d=0,69 (1 > 3); GSI-27: d=0,87 (1 > 3); DepSCL-
27: d=0,79 (1 > 3); DysSCL-27: d=0,65 (1 > 3); VegSCL-27: d=0,54 (1 > 3); AgoraSCL-27: d=0,84 (1 > 







Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft 1989-1999 
Der Kruskal-Wallis-Test ergab für den GSI-27 sowie die Schwere depressiver, agoraphobi-
scher und sozial phobischer Symptome signifikante Unterschiede zwischen den drei Grup-
pen in Abhängigkeit von Angaben zur Häufigkeit der Kommunikation über die politische Haft 
in den zehn Jahren nach 1989.  
Daraufhin durchgeführte Mann-Whitney-U-Tests ergaben vor allem für diejenigen, die gerin-
ge oder gar keine Kommunikation in den zehn Jahren nach 1989 angaben, signifikant höhe-
re Symptome psychischer Belastung als für diejenigen, die häufige Kommunikation über die 
politische Haft vor 1989 angaben (Tabelle 46).  
 
Tabelle 46: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit von der angegebenen Kom-




















70,98 87,66 32,69 75,65 87,86 26,08 78,96 88,71 25,04 -  -  n.s. 
Subjekt. Bedeut-
samkeit (VAS) 
69,69 83,84 33,62 76,39 86,64 25,69 83,87 94,40 21,01 - - n.s. 
PTBS Gesamt  19,24 19,00 14,23 15,35 13,00 14,60 11,71 4,50 13,73 331,00 0,042 1>3 
PTBS Intrusionen 5,65 6,00 4,52 4,85 4,00 4,92 3,95 2,00 4,54 - - n.s. 
PTBS Vermeidung 6,77 6,50 5,93 5,32 5,00 5,85 3,61 1,00 5,05 340,00 0,030 1>3 
PTBS 
Übererregung 
6,64 7,00 4,51 4,85 4,00 4,65 4,13 2,00 4,78 317,00 0,025 1>3 
GSI-27 0,96 0,81 0,78 0,70 0,60 0,55 0,61 0,26 0,79 342,50 0,014 1>3 
Depressive S. 1,14 1,00 1,07 0,65 0,29 0,75 0,59 0,25 0,78 349,00 0,016 1>3 
Dysthyme S. 1,13 0,75 0,82 0,86 0,88 0,72 0,72 0,50 0,83 356,50 0,022 1>3 
Vegetative S. 0,76 0,45 0,90 0,50 0,42 0,60 0,50 0,17 0,82 - - n.s. 














Misstrauen 1,31 1,25 0,90 1,08 1,00 0,86 0,97 0,50 1,08 - - n.s. 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Die Effektstärken betrugen: PTBSGES: d=0,54 (1 > 3); PTBSVERM: d=0,58 (1 > 3); PTBSHYPER: 
d=0,54 (1 > 3); GSISCL-27: d=0,45 (1 > 3); DepSCL-27: d=0,60 (1 > 3); DysSCL-27: d=0,50 (1 > 3); 
AgoraSCL-27: d=0,48 (1 > 3) und d=0,19 (2 > 3); SozSCL-27: d=0,36 (1 > 3) und d=0,33 (2 > 3).  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft heute 
Der H-Test nach Kruskall und Wallis ergab für den Vergleich der drei Gruppen keine signifi-
kanten Unterschiede hinsichtlich der Ausprägung von Symptomen psychischer Störungen in 




Mit dem U-Test nach Mann und Whitney durchgeführte Vergleiche von jeweils zwei Gruppen 
ergaben lediglich in Bezug auf dysthyme Symptome einen signifikanten Unterschied: hier 
wurden der Gruppe derjenigen, die seltene Kommunikation über die politische Haft innerhalb 
der Familie angaben, signifikant häufiger höhere Ränge zugewiesen als der Gruppe, die 
moderate Kommunikation angaben (Tabelle 47).   
 
Tabelle 47: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit von der angegebenen derzei-




















72,22 85,34 31,27 75,60 88,66 25,30 80,55 91,30 24,62 -  -  n.s. 
Subjekt. Bedeut-
samkeit (VAS) 
74,10 88,36 30,26 79,74 88,28 22,51 80,99 95,91 25,91 - - n.s. 
PTBS Gesamt  16,94 15,00 13,89 13,43 10,00 14,63 13,12 5,50 14,74 - - n.s. 
PTBS Intrusionen 5,14 6,00 4,42 4,24 4,00 4,64 4,42 2,00 5,04 - - n.s. 
PTBS Vermeidung 5,95 5,00 5,80 4,35 2,00 5,66 4,11 1,50 5,35 - - n.s. 
PTBS 
Übererregung 
5,75 5,00 4,51 4,48 4,00 5,04 4,58 2,00 4,86 - - n.s. 
GSI-27 0,83 0,60 0,73 0,61 0,30 0,61 0,73 0,37 0,88 - - n.s. 
Depressive S. 0,90 0,50 0,98 0,72 0,50 0,78 0,67 0,25 0,89 - - n.s. 
Dysthyme S. 1,01 0,75 0,75 0,68 0,50 0,80 0,87 0,75 0,93 289,50 0,046 1>2 
Vegetative S. 0,65 0,33 0,83 0,40 0,17 0,55 0,63 0,17 0,94 - - n.s. 
Agoraphob. S. 0,61 0,20 0,87 0,37 0,00 0,55 0,45 0,00 0,85 - - n.s. 
Sozialphob. S. 0,74 0,50 0,91 0,55 0,25 0,80 0,68 0,25 0,94 - - n.s. 
Misstrauen 1,20 1,25 0,85 1,05 0,75 1,06 1,01 0,50 0,85 - - n.s. 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Die Effektstärke für den Vergleich dysthymer Symptome in Abhängigkeit von geringer und 
häufiger Kommunikation betrug d=0,43.  
 
Die Hypothese D1.1 wird nur für die Zeiträume vor 1989 und 1989-1999 und lediglich hin-
sichtlich einer stärkeren psychischen Belastung bei geringer, nicht aber häufiger Kommuni-
kation über die Haft, durch die Ergebnisse gestützt.  
 
Kommunikation und Symptome psychischer Störungen in der Gruppe der 
Partner/-innen (D1.2) 
Aufgrund der geringen Stichprobengröße werden Mittelwerte, Mediane und Standardabwei-
chungen für die einzelnen Untergruppen in der Gruppe der Partner/-innen nicht angegeben 






Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft vor 1989 
Der H-Test nach Kruskall-Wallis ergab für den Vergleich der drei Gruppen keine signifikanten 
Unterschiede hinsichtlich der Ausprägung subjektiver psychischer Belastung durch die politi-
sche Haft und auch nicht hinsichtlich der Ausprägung psychopathologischer Symptome. 
Auch Vergleiche der einzelnen Gruppen mit dem U-Test nach Mann und Whitney ergaben 
keine signifikanten Unterschiede zwischen den Gruppen.  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft 1989-1999 
Der H-Test nach Kruskall-Wallis ergab für den Vergleich der drei Gruppen keine signifikanten 
Unterschiede hinsichtlich der Ausprägung subjektiver psychischer Belastung durch die politi-
sche Haft und auch nicht hinsichtlich der Ausprägung psychopathologischer Symptome.  
Einzelne Gruppenvergleiche mit dem U-Test nach Mann und Whitney ergaben signifikant hö-
here Ränge für vegetative Symptome in der Gruppe der Partner/-innen, die häufige innerfa-
miliäre Kommunikation über die politische Haft in den zehn Jahren nach 1989 angegeben 
hatten (n=15) im Vergleich zu denen, die eine moderate Kommunikation für diesen Zeitraum 
angegeben hatten (n=10; U=38,00; p=0,041; d=0,71).  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft heute 
Der H-Test nach Kruskall-Wallis ergab für den Vergleich der drei Gruppen keine signifikanten 
Unterschiede hinsichtlich der Ausprägung subjektiver psychischer Belastung durch die politi-
sche Haft und auch nicht hinsichtlich der Ausprägung psychopathologischer Symptome.  
Einzelne Gruppenvergleiche mit dem U-Test nach Mann und Whitney ergaben signifikant hö-
here Ränge für Symptome der Intrusionen für die Gruppe der Partner/-innen, die moderate 
Kommunikation über die politische Haft zum Zeitpunkt der Befragung angaben (n=7) im Ver-
gleich zur Gruppe derer, die häufige Kommunikation für diesen Zeitraum angegeben hatten 
(n=11; U=16,00; p=0,044; d=0,65).  
 
Die Hypothese D1.2 kann aufgrund methodischer Einschränkungen nur eingeschränkt über-
prüft werden. Sie wird durch die Ergebnisse nicht gestützt und muss vorerst verworfen 
werden.  
 
Kommunikation und Symptome psychischer Störungen in der Gruppe der Kinder  
(D1.3) 
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft vor 1989 
Der H-Test nach Kruskall-Wallis ergab für den Vergleich der drei Gruppen auf Basis der An-




hinsichtlich der Symptome von Misstrauen gegenüber anderen Menschen (n=59; 
²(2)=11,17; p=0,004) und hinsichtlich der subjektiven Belastung durch die politische Haft 
insgesamt (n=60; ²(2)=10,79; p=0,005).  
Der U-Test ergab hinsichtlich der psychischen Belastung eine signifikant geringere Belas-
tung durch vegetative Symptome und Symptome des Misstrauens in der Gruppe derer, die 
eine häufige Kommunikation vor 1989 angegeben hatten, jedoch eine signifikant höhere sub-
jektive Belastung durch und Bedeutsamkeit der politischen Haft für diese Gruppe (Tabelle 
48).  
Annähernde Signifikanz ergab der U-Test für den GSI-27 im Vergleich derjenigen Nachkom-
men, die eine geringe Kommunikation angaben mit der Gruppe derjenigen, die eine häufige 
Kommunikation angaben – die erstgenannte Gruppe hatte hier höhere Werte als die letztge-
nannte (U=111,50; p=0,057).  
 
Tabelle 48: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit von der angegebenen 




































PTBS Gesamt  7,59 3,00 10,57 6,11 6,00 7,46 4,44 4,00 4,77 - - n.s. 
PTBS Intrusionen 1,63 0,00 2,86 1,78 1,00 1,99 2,00 2,00 2,18 - - n.s. 
PTBS Vermeidung 3,19 1,00 5,29 1,67 0,00 2,60 1,22 1,00 1,48 - - n.s. 
PTBS 
Übererregung 
2,78 2,00 3,14 2,67 1,00 3,91 1,22 0,00 1,79 - - n.s. 
GSI-27 0,58 0,44 0,58 0,44 0,22 0,50 0,38 0,22 0,62 - - n.s. 
Depressive S. 0,65 0,50 0,77 0,62 0,25 0,81 0,57 0,25 0,69 - - n.s. 
Dysthyme S. 0,83 0,75 0,86 0,67 0,75 0,75 0,75 0,50 1,04 - - n.s. 







Agoraphob. S. 0,21 0,00 0,44 0,13 0,00 0,27 0,11 0,00 0,30 - - n.s. 
Sozialphob. S. 0,69 0,50 0,83 0,47 0,25 0,48 0,43 0,00 0,78 - - n.s. 







Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Die Effektstärken betrugen: BelastungVAS: d=1,14 (3 > 1) und d=1,52 (3 > 2); 
BedeutsamkeitVAS: d=0,75 (3 > 1) und d=0,95 (3 > 2); VegSCL-27: d=0,26 (1 > 3) und d=0,36 (2 







Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft 1989-1999 
Der H-Test nach Kruskall und Wallis ergab keine signifikanten Unterschiede für die drei 
Gruppen.  
Der U-Test ergab jedoch signifikant höhere Symptome des Misstrauens gegenüber anderen 
Menschen in der Gruppe der Nachkommen, die eine geringe innerfamiliäre Kommunikation 
über die politische Haft in den Jahren 1989-1999 angaben im Vergleich zu denen, die für die-
sen Zeitraum eine häufige Kommunikation angaben (Tabelle 49). Die allgemeine Belastung 
durch Symptome psychischer Störungen war wiederum mit U=159,50 und p=0,053 für die 
Gruppe, die eine geringe Kommunikation in diesem Zeitraum angaben, nahezu signifikant 
höher als die derjenigen, die eine häufige Kommunikation angaben (vgl. Tabelle 49).  
 
Tabelle 49: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit von der angegebenen 




















51,09 43,73 37,29 40,60 41,42 30,90 57,81 61,64 30,17 - - n.s. 
Subjekt. Bedeut-
samkeit (VAS) 
55,15 57,73 30,41 49,26 50,23 25,31 61,06 60,56 24,92 - - n.s. 
PTBS Gesamt  6,81 3,50 10,83 7,45 2,00 9,35 5,74 4,00 7,41 - - n.s. 
PTBS Intrusionen 1,56 1,00 2,73 1,09 0,00 1,64 2,16 0,00 2,77 - - n.s. 
PTBS Vermeidung 2,63 1,00 5,24 3,09 0,00 4,64 1,89 1,00 3,35 - - n.s. 
PTBS 
Übererregung 
2,63 2,00 3,22 3,27 2,00 4,05 1,68 1,00 2,21 - - n.s. 
GSI-27 0,56 0,44 0,49 0,53 0,30 0,53 0,44 0,19 0,65 - - n.s. 
Depressive S. 0,63 0,50 0,74 0,61 0,25 0,78 0,63 0,25 0,78 - - n.s. 
Dysthyme S. 0,89 0,50 0,86 0,84 0,75 0,77 0,63 0,25 0,95 - - n.s. 
Vegetative S. 0,27 0,17 0,30 0,32 0,17 0,55 0,26 0,00 0,55 - - n.s. 
Agoraphob. S. 0,24 0,00 0,37 0,12 0,00 0,27 0,19 0,00 0,49 - - n.s. 
Sozialphob. S. 0,55 0,25 0,70 0,71 0,50 0,81 0,50 0,00 0,73 - - n.s. 
Misstrauen 1,02 1,00 0,85 0,84 0,50 0,86 0,61 0,25 0,80 146,00 0,023 1>3 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Für den Gruppenvergleich in Bezug auf Symptome des Misstrauens ergab sich eine Effekt-
stärke von d=0,50 (1 > 3) 
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft heute 
Der H-Test nach Kruskall und Wallis ergab für die Stärke der Symptome posttraumatischer 
Übererregung signifikante Unterschiede zwischen den Gruppen (n=47; ²(2)=1,71; p=0,036). 
U-Tests ergaben für über die Hälfte der verwendeten Maße signifikante Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Gruppen (Tabelle 50). Hier wiesen besonders diejenigen, die eine 




diejenigen, die moderate Kommunikation berichteten. Hingegen berichteten diejenigen, die 
eine häufige Kommunikation angaben, höhere subjektive Belastung durch die politische Haft 
und eine höhere subjektive Bedeutsamkeit. Diejenigen, die eine moderate Kommunikation 
berichteten, wiesen durchweg die geringsten Belastungswerte bzw. Symptome auf.  
Die Gruppe derer, die eine häufige derzeitige Kommunikation angaben, und die Gruppe de-
rer, die eine geringe derzeitige Kommunikation über die politische Haft innerhalb der Familie 
angaben, unterschieden sich hinsichtlich ihrer psychischen Belastung nicht signifikant von-
einander. Vergleiche zwischen der Gruppe, die moderate Kommunikation angab und der 
Gruppe derer, die häufige Kommunikation angaben, ergaben nahezu signifikant höhere Be-
lastung durch Symptome verschiedener psychischer Störungen (GSI-27, U=108,00; 
p=0,058), vegetative Symptome (U=110,00; p=0,052) und agoraphobische Symptome 
(U=121,50; p=0,058).  
 
Tabelle 50: Vergleich der psychischen Belastung in Abhängigkeit von der angegebenen 




















50,08 41,42 34,76 38,59 32,33 30,35 64,21 69,83 29,07 89,00 0,014 3>2 
Subjekt. Bedeut-
samkeit (VAS) 
55,20 54,66 25,38 45,77 46,80 23,69 67,67 69,83 28,63 95,00 0,022 3>2 
PTBS Gesamt  8,95 6,00 10,96 2,38 0,00 3,38 6,79 3,50 8,27 69,00 0,022 1>2 
PTBS Intrusionen 1,80 1,00 2,57 1,00 0,00 1,58 2,29 0,50 3,05 - - n.s. 
PTBS Vermeidung 3,50 1,00 5,43 0,77 0,00 1,69 2,29 0,50 3,83 78,50 0,043 1>2 
PTBS 
Übererregung 







GSI-27 0,60 0,32 0,59 0,28 0,19 0,27 0,61 0,44 0,70 160,50 0,040 1>2 
Depressive S. 0,73 0,50 0,85 0,35 0,25 0,38 0,75 0,50 0,88 - - n.s. 
Dysthyme S. 1,00 0,75 0,95 0,45 0,25 0,38 0,81 0,50 1,03 - - n.s. 
Vegetative S. 0,30 0,17 0,50 0,11 0,00 0,15 0,44 0,17 0,62 - - n.s. 
Agoraphob. S. 0,21 0,00 0,33 0,04 0,00 0,10 0,32 0,00 0,60 172,00 0,029 1>2 
Sozialphob. S. 0,65 0,38 0,81 0,39 0,13 0,59 0,66 0,50 0,76 - - n.s. 
Misstrauen 1,02 0,75 0,97 0,48 0,25 0,58 0,87 0,75 0,82 151,50 0,022 1>2 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Die Effektstärken betrugen: BelastungVAS: d=0,86 (3 > 2); BedeutsamkeitVAS: d=0,84 (3 > 2); 
PTBSGES: d=0,74 (1 > 2); PTBSVERM: d=0,62 (1 > 2); PTBSHYPER: d=1,00 (1 > 2) und d=0,90 (3 
> 2); GSISCL-27: d=0,68 (1 > 2); AgoraSCL-27: d=0,66 (1 > 2); MisSCL-27: d=0,67 (1 > 2).  
 
Für den Zeitraum vor 1989 ergab sich eine höhere subjektive Belastung und Bedeutsamkeit 
bei häufigerer Kommunikation und vergleichsweise geringere Belastung durch vegetative 




Für den Zeitpunkt der Befragung wird Hypothese D1.3 durch die Ergebnisse partiell 
bestätigt. Hier liegen höhere Belastungswerte jeweils in den Gruppen der gering und häufig 
Kommunizierenden im Vergleich zu den moderat Kommunizierenden vor. Diese 
Unterschiede sind jedoch nur zum Teil signifikant.  
 
Die Hypothese D1.3 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt.  
 
6.7.6 Kommunikation und Familienbeziehungen   
 
Kommunikation und Funktionalität der Familienbeziehungen in der Gruppe der 
ehemaligen Inhaftierten (D 2.1) 
  
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft vor 1989 
Die Gruppe derer, die die größte Kommunikationshäufigkeit angaben, berichtete die ver-
gleichsweise höchste Funktionalität ihrer Familienbeziehungen, die funktionalste Kommu-
nikation sowie die höchste Kohäsion und Flexibilität der Familienbeziehungen (Tabelle 51).  
 
Tabelle 51: Vergleich der Familienbeziehungen in Abhängigkeit von der angegebenen 





















47,94 47,19 37,66 31,32 19,49 30,88 42,38 31,36 36,54 - - n.s. 
















FACES Kohäsion 35,41 37,00 8,28 37,94 39,00 5,71 40,52 41,00 5,94 302,00 0,010 3>1 







Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Die Effektstärken für die Vergleiche der Ausprägungen der Familienbeziehungen betrugen:  
FADGES: d=0,98 (1 > 3) und d=1,12 (2 > 3), FADKOMM: d=0,94 (1 > 3) und d=0,82 (2 > 3), 
FACESKOH: d=0,69 (3 > 1), FACESFLEX: d=0,95 (3 > 1) und d=0,96 (3 > 2).  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft 1989-1999 
In Bezug auf die angegebene Kommunikationshäufigkeit in den zehn Jahren nach 1989 er-




tion angaben und der Gruppe derer, die eine häufige innerfamiliäre Kommunikation angaben, 
signifikante Unterschiede. Diejenigen, die eine geringe Kommunikation berichteten, berichte-
ten signifikant dysfunktionalere Familienbeziehungen und dysfunktionalere Familienkommu-
nikation sowie geringere innerfamiliäre Kohäsion und Flexibilität (Tabelle 52).  
 
Tabelle 52: Vergleich der Familienbeziehungen in Abhängigkeit von der angegebenen Kommu-





















46,86 44,92 39,15 50,40 52,16 35,47 35,07 23,73 33,48 - - n.s. 
FAD Gesamt  1,88 1,78 0,58 1,57 1,50 0,50 1,49 1,33 0,50 264,00 0,003 1>3 
FAD 
Kommunikation 
2,18 2,17 0,62 1,85 1,83 0,38 1,75 1,67 0,52 268,00 0,004 1>3 
FACES Kohäsion 35,48 37,00 7,00 37,42 39,00 7,49 39,56 40,50 7,06 306,00 0,012 3>1 
FACES Flexibilität 28,93 28,00 5,08 30,24 30,00 5,55 31,93 33,00 6,81 280,50 0,046 3>1 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Die Effektstärken für die Vergleiche der Ausprägungen der Familienbeziehungen betrugen:  
FADGES: d=0,73 (1 > 3), FADKOMM: d=0,76 (1 > 3), FACESKOH: d=0,58 (3 > 1), FACESFLEX: 
d=0,50 (3 > 1).  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft heute 
Für die Gruppenvergleiche auf Basis der Angaben zur derzeitigen Kommunikationshäufigkeit 
ergaben sich keine signifikanten Unterschiede in der Ausprägung der Familienbeziehungen 
(Tabelle 53).  
 
Tabelle 53: Vergleich der Familienbeziehungen in Abhängigkeit von der angegebenen 





















43,82 29,74 36,30 41,57 31,36 37,45 41,38 37,93 36,20 - - n.s. 
FAD Gesamt  1,75 1,67 0,56 1,54 1,58 0,52 1,55 1,46 0,55 - - n.s. 
FAD 
Kommunikation 
2,02 2,00 0,60 1,77 1,83 0,42 1,87 1,83 0,57 - - n.s. 
FACES Kohäsion 36,82 39,00 7,21 38,63 39,00 6,69 38,46 39,00 7,92 - - n.s. 
FACES Flexibilität 29,92 29,00 5,46 30,94 30,50 5,12 31,12 33,00 7,77 - - n.s. 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 





Während sich für die Zeiträume „vor 1989“ sowie „1989-1999“ einige Gruppenunterschiede 
in Abhängigkeit von der Kommunikationshäufigkeit ergeben, ergibt sich für den Zeitpunkt der 
Befragung kein Gruppenunterschied. Zudem lässt sich die postulierte geringere Funktiona-
lität der Familienbeziehungen nicht für die Gruppe der häufig Kommunizierenden bestätigen.  
 
Die Hypothese D2.1 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt.  
 
Kommunikation und Funktionalität der Familienbeziehungen in der Gruppe der 
Partner/-innen (D2.2) 
Aufgrund der geringen Stichprobengrößen werden Mittelwerte, Mediane und Standardabwei-
chungen für die einzelnen Untergruppen in der Gruppe der Partner/-innen nicht angegeben 
(vgl. 6.5).  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft vor 1989 
Mit dem Kruskal-Wallis-Test ergab sich für die Einschätzung der familiären Flexibilität ein 
signifikanter Unterschied zwischen den Gruppen. Einzelne Gruppenvergleiche mit dem U-
Test zeigten, dass diese Unterschiede auf signifikant niedrigere Ränge der Gruppe, die mo-
derate Kommunikation vor 1989 berichtete, zurückzuführen waren. Da diese Gruppe aus drei 
Personen bestand, werden die Ergebnisse hier nicht berichtet.  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft 1989-1999 
Mit dem Kruskal-Wallis-Test ergaben sich keine signifikanten Unterschiede zwischen den 
drei Gruppen in Bezug auf die Einschätzung der Familienbeziehungen. Einzelne Gruppen-
vergleiche mit dem U-Test ergaben lediglich hinsichtlich der eingeschätzten familiären Kohä-
sion signifikant höhere Ränge in der Gruppe derer, die eine häufige Kommunikation über die 
Haft berichteten (n=15) im Vergleich zu denen, die eine moderate Kommunikation über die 
Haft berichteten (n=10; U=38,00; p=0,041; d=0,69).  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft heute 
Kruskal-Wallis-Test und einzelne U-Tests ergaben keine signifikanten Unterschiede zwi-
schen den Gruppen auf Basis der gegenwärtigen Häufigkeit der Kommunikation über die 





Kommunikation und Funktionalität der Familienbeziehungen in der Gruppe der Kinder 
(D2.3) 
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft vor 1989 
Die Gruppe der Nachkommen, die die innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft 
vor 1989 als gering einschätzten, berichteten dysfunktionalere innerfamiliäre Kommunikation 
und familiäre Kohäsion als die Gruppe derer, die eine moderate Kommunikation erinnerten 
(Tabelle 54).  
 
Tabelle 54: Vergleich der Familienbeziehungen in Abhängigkeit von der angegebenen Kommu-





















56,05 55,07 33,78 41,84 51,72 33,18 60,83 65,95 30,36 - - n.s. 
FAD Gesamt  2,00 1,83 0,71 1,59 1,75 0,54 1,58 1,50 0,57 - - n.s. 
FAD 
Kommunikation 
2,42 2,50 0,70 1,87 1,92 0,42 2,05 2,00 0,64 117,00 0,008 1>2 
FACES Kohäsion 31,33 32,00 9,46 37,57 39,00 7,48 36,64 38,00 7,83 141,00 0,036 2>1 
FACES Flexibilität 25,81 26,00 7,47 30,31 29,00 6,79 27,90 28,00 6,52 - - n.s. 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Die Effektstärken für die Vergleiche der Ausprägungen der Familienbeziehungen betrugen:  
FADKOMM: d=0,87 (1 > 2), FACESKOH: d=0,70 (2 > 1).  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft 1989-1999 
Es ergaben sich keine Unterschiede der Einschätzung der Familienbeziehungen in Abhän-
gigkeit von der Einschätzung der Häufigkeit der innerfamiliären Kommunikation über die poli-





Tabelle 55: Vergleich der Familienbeziehungen in Abhängigkeit von der angegebenen Kommu-





















64,67 78,51 34,79 44,17 43,99 32,74 49,57 53,88 30,35 - - n.s. 
FAD Gesamt  1,99 1,75 0,69 1,62 1,54 0,69 1,78 1,79 0,62 - - n.s. 
FAD 
Kommunikation 
2,47 2,50 0,71 2,07 2,00 0,67 2,06 2,08 0,61 - - n.s. 
FACES Kohäsion 32,05 32,00 9,45 34,94 38,00 8,39 35,43 36,00 9,45 - - n.s. 
FACES Flexibilität 26,62 25,00 8,66 26,77 27,00 5,60 28,17 28,00 6,90 - - n.s. 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft heute 
Die Gruppe der Nachkommen, die die innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft 
als gegenwärtig selten einschätzten, wiesen in den Bereichen Belastung der Familienbezie-
hungen durch die Haft und innerfamiliäre Kommunikation höhere bzw. dysfunktionalere 
Werte auf als die Gruppe derer, die eine moderate Kommunikation angaben (Tabelle 56).  
 
Tabelle 56: Vergleich der Familienbeziehungen in Abhängigkeit von der angegebenen derzeiti-





















62,13 71,12 33,76 40,54 40,95 29,37 55,33 63,64 34,16 156,00 0,037 1>2 
FAD Gesamt  2,01 1,92 0,76 1,61 1,75 0,48 1,76 1,58 0,64 - - n.s. 
FAD 
Kommunikation 
2,51 2,50 0,71 1,90 2,00 0,44 2,08 2,00 0,70 119,00 0,004 1>2 
FACES Kohäsion 31,71 31,00 10,00 36,60 36,00 6,83 35,06 37,00 9,83 - - n.s. 
FACES Flexibilität 26,04 24,50 8,61 28,37 29,00 5,29 28,07 28,00 6,99 - - n.s. 
Anmerkung: U- und p-Werte nur für signifikante Gruppenunterschiede angegeben. 1: geringe Kommunikation („gar nicht“ / 
„wenig“), 2: moderate Kommunikation („mittel“); 3: häufige Kommunikation („viel“ / „ständig“) 
 
Die Effektstärken für den Vergleich der Ausprägung der Einschätzung der innerfamiliären 
Kommunikationsfunktionalität betrugen d=1,01 (1 > 2) und d=0,67 für die subjektive 
Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft (1 > 2).  
 
Die Hypothese D2.3 wird nur partiell durch die Ergebnisse gestützt. 
7 Diskussion 
 
Die vorliegende Arbeit entstand mit dem Ziel, die Auswirkungen politischer Inhaftierung auf 
Familien politisch inhaftierter Personen in der DDR zu erfassen. Der zentrale Fokus lag da-
bei darauf, die psychische Belastung der Familienmitglieder zu erfassen und sie auf den Zu-
sammenhang mit Prozessen primärer und sekundärer Traumatisierung zu prüfen.  
Für eine Analyse der Prozesse primärer Traumatisierung wurden einige erlebte potenzielle 
Stressoren, die die Familien im Zusammenhang mit der politischen Haft erlebten, erfasst. Für 
eine Analyse der Prozesse sekundärer Traumatisierung wurden die Familienbeziehungen 
und die innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft in den befragten Familien er-
hoben und miteinander sowie mit der psychischen Belastung der einzelnen Angehörigen in 
Beziehung gesetzt.  
Die Ergebnisse werden nachfolgend in der Reihenfolge der Teilfragestellungen (4.3) kurz 
zusammenfassend dargestellt und in die Forschung zu politischen Repressionen in der 
SBZ/DDR sowie zu primären und sekundären Auswirkungen psychischer Traumatisierung 
eingeordnet. Einschränkungen und Implikationen der Arbeit werden im Anschluss daran 
diskutiert.  
7.1 Zentrale Ergebnisse 
7.1.1 Stressoren im Zusammenhang mit der politischen Haft  
 
Partner/-innen und Kinder 
Die in dieser Arbeit befragten Familien erlebten eine Vielzahl potenziell belastender, zum Teil 
traumatisierender Stressoren in Zusammenhang mit der politischen Haft. Die Ergebnisse zei-
gen, dass die mit der Haft verbundenen Ereignisse jedoch nicht für alle Familien gleich oder 
gleich häufig auftraten. Die Ergebnisse in Bezug auf die erfassten Stressoren sind uneinheit-
lich und zeigen eine Bandbreite möglicher Einzelschicksale, wie beispielsweise an der Dauer 
der Haftstrafen zwischen wenigen Monaten und mehreren Jahren, dem unterschiedlich star-
ken Einbezug der Partner/-innen und Kinder in die Verhaftung oder der unterschiedlichen 
Kontaktmöglichkeiten während der Haft abzulesen ist, an. So berichteten beispielsweise vier 
von acht Partnerinnen, bei der Haft anwesend gewesen zu sein und ebenfalls vier berichte-
ten Verhöre oder Befragungen. Anteilig wurden viele Partner/-innen verhört, wie auch von 
Plogstedt (2010) berichtet. Wenig thematisiert wurde bisher, dass Kinder ebenfalls einbezo-
gen wurden. In der vorliegenden Befragung berichtete über ein Drittel der Kinder, Befragun-
gen oder Verhöre erlebt zu haben. Von beiden Gruppen, Partner/-innen und Kindern, wurden 
Hausdurchsuchungen als häufigstes Erlebnis in Zusammenhang mit der Haft und in über der 




der Hälfte der befragten Partnerinnen und knapp einem Fünftel der befragten Kinder 
geschildert. Zudem wurde ein kleiner Teil der Befragten in beiden Gruppen Zeuge/-in von 
psychischer Gewalt gegen ihre verhafteten Angehörigen.  
Die Ergebnisse bestärken somit Hinweise anderer Berichte und Studien, nach denen die 
politische Haft in der DDR auch für viele Partner/-innen und Kinder eine einschneidende, 
potenziell traumatisierende Lebensveränderung bedeuten konnte (Bautzen Komitee, 1997; 
Böhm, 2009; Plogstedt, 2010). 
 
Insgesamt waren die Partner/-innen häufiger mit potenziell belastenden Ereignissen um die 
Haft konfrontiert als die Kinder, ohne dass diese jedoch davon verschont geblieben wären.  
Nach der Zeit vor der Haft befragt, zeigte sich dort in ähnlicher Weise ein stärkerer Einbezug 
der Partner/-innen. Sie wussten häufiger, dass eine politische Haft möglicherweise bevor-
stünde und erwarteten diese auch häufiger als die Kinder, die zum größten Teil völlig von der 
Verhaftung eines oder beider Elternteile überrascht wurden. Die Kinder waren also meistens 
mit einem plötzlichen und unvorhergesehenen „Verschwinden“ eines oder beider Elternteile 
konfrontiert und seltener mit deren Verhaftung vor ihren Augen oder der eigenen Festnahme 
und der darauf folgenden Trennung von den Eltern.  
Der Blick auf die Kinder zeigt eine große Spannbreite möglicher unmittelbarer Folgen der 
Haft. Dies wird zum Beispiel hinsichtlich der verschiedenen Unterbringungsformen nach der 
Verhaftung deutlich, aber auch hinsichtlich der Kontaktmöglichkeiten zu den Eltern während 
der Haft. Weniger als ein Viertel der hier befragten Personen konnte während der Haftzeit 
bei einem nicht inhaftierten Elternteil verbleiben; fast ein Fünftel hatte keinen Kontakt zu den 
inhaftierten Eltern. Die Kinder politisch Inhaftierter in der DDR befanden sich spätestens mit 
der Festnahme der Eltern in einer prekären Situation. Für die vorliegend befragte Stichprobe 
ergab sich ein Zusammenhang zwischen der Inhaftierung beider Eltern und der Geburt vor 
der politischen Haft. Das heißt, die hier befragten Nachkommen, die die Haft miterlebten, 
waren zugleich auch überzufällig häufig von der Haft beider Eltern betroffen.51 Ihre Unterbrin-
gung nach der Festnahme bedeutete für sie im besten Fall eine geringe Lebensveränderung, 
konnte jedoch auch zu einem vollständigen Verlust der vertrauten Umgebung führen. Sie wa-
ren so im schlimmsten Fall nicht nur mit dem Verlust der Eltern konfrontiert, sondern verloren 
auch alle andere Bezugspersonen und alltäglichen Strukturen.  
Es ist positiv zu werten, dass viele der Befragten bei Familienangehörigen untergebracht 
wurden und auch oft über sie von der Haft der Eltern erfuhren. Allerdings erlebten einige von 
ihnen die Unterbringung im Kinderheim, in der Pflegefamilie oder keinerlei Hilfe nach der 
                                                 
51 Ob dies jedoch über die erhobene Stichprobe hinaus mit anderen Faktoren zu erklären ist, wie 
beispielsweise einem Zusammenhang zum Wunsch nach Ausreise oder gar repressivem Kalkül des 





Festnahme von Mutter und Vater (s. dazu auch Böhm, 2009; 2012). Was die Veränderung 
der Lebenssituation für die Kinder, aber auch die aufnehmenden Familienangehörigen be-
deutete, wäre Gegenstand weiterer Studien. In anderen Kontexten wurden die psychischen 
Anpassungsprozesse in Folge der Unterbringung Minderjähriger bei Angehörigen sowohl bei 
den Kindern wie auch den aufnehmenden Erwachsenen untersucht (s. z. B. Musil, 2000; 
Smith & Hancock, 2010). Musil und Kollegen/-innen (2011) berichteten beispielsweise erhöh-
te depressive Symptome bei Großmüttern, die die Rolle der ersten Bezugsperson für ihre 
Enkel übernahmen und stellten fest, dass besonders der Übergang in diese Rolle mit Stress, 
familiärer Belastung und geringerer Familienfunktionalität einherging. Bei einer tiefer gehen-
den wissenschaftlichen Bearbeitung des Themas Kinder politisch Inhaftierter in der DDR wä-
ren die Form der Unterbringung und die damit verbundenen Erfahrungen unbedingt einzube-
ziehende Faktoren. Es ergeben sich beispielsweise Überschneidungen mit der Gruppe der 
Kinder und Jugendlichen, die in DDR-Heimen und in Pflege- und Adoptivfamilien unterge-
bracht wurden. Zu diesen Themen liegen bisher kaum empirische Ergebnisse vor (vgl. 
Forschungsbericht des Jenaer Zentrums für empirische Sozial- & Kulturforschung, 2012; 
Warnecke, 2009).  
 
Dass die unmittelbaren Folgen für Partner/-innen und Kinder unterschiedlich waren, spiegelt 
sich in ihren Einschätzungen der damaligen psychischen Belastung durch die politische Haft 
wider (6.2.5). Die Einschätzung in der Gruppe der Kinder wies eine breitere Streuung auf als 
in der Gruppe der Partner/-innen. In beiden Gruppen befanden sich sowohl die mittlere Ein-
schätzung wie auch die Mehrzahl der Befragten jedoch rechts von der Mitte der VAS, und 
deutlich näher an der Einschätzung, die Haft sei damals für sie schlimmer als alles andere 
gewesen als an der, dass sie gar nicht schlimm gewesen sei.  
 
Ehemals politisch Inhaftierte 
Die befragten ehemaligen Inhaftierten waren zur Zeit der Haft in einem Alter, in dem die Fa-
miliengründung bevorstand oder bereits stattgefunden hatte. Fast die Hälfte von ihnen hatte 
zur Haftzeit Kinder bekommen, die in der Mehrzahl zu dieser Zeit minderjährig waren, und 
mehr als die Hälfte befand sich in einer Partnerschaft. Zu beachten ist, dass in mehr als ei-
nem Viertel der hier befragten Familien Mutter und Vater zur gleichen Zeit inhaftiert wurden. 
Die berichtete Länge der Haftdauer bewegte sich zwischen drei und 102 Monaten und betrug 
im Mittel zwei Jahre. Unstrittig, dass die Verhaftung einen tiefen Einschnitt in das Leben der 
betroffenen Familien bedeuten musste, der eine Reorganisation der innerfamiliären Rollen 
und Strukturen erforderte (vgl. 3.4).  
Ähnlich wie die befragten Partner/-innen erinnerte auch mehr als die Hälfte der ehemaligen 




menhang zu bringen ist der Befund, dass fast die Hälfte von ihnen die Möglichkeit der Ver-
haftung mit anderen besprach, bevor sie eintrat. Auch von ihrer Seite bestätigte sich, dass 
die Kinder selten einbezogen wurden, die Haft hingegen häufig innerhalb der Partnerschaft 
besprochen wurde.  
 
Kontakt zwischen den Familienmitgliedern zur Haftzeit 
Der Kontakt zwischen den hier befragten Familienmitgliedern fand während der Haftzeit in 
erster Linie über Briefe statt. Während es einigen politisch Inhaftierten während der Haftzeit 
gar nicht möglich war, mit ihren Partnern/-innen und Kindern zu kommunizieren, durfte die 
Mehrheit Briefe schreiben und empfangen. Die Partner/-innen konnten mehr und direktere 
Kontaktmöglichkeiten zu den Inhaftierten nutzen als die Kinder, so wurden ihnen zum Bei-
spiel vergleichsweise häufiger Besuche ermöglicht. Wie in der Literatur berichtet, wurde auch 
von den Befragten in der vorliegenden Studie darauf hingewiesen, dass der Kontakt zu den 
Angehörigen reglementiert war und überwacht wurde (Fricke, 1988).  
 
Nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen 
Die große Mehrheit der ehemaligen Inhaftierten, mehr als die Hälfte der Partner/-innen und 
weniger als ein Drittel der befragten Nachkommen berichteten, irgendwann in ihrem Leben 
nichtstrafrechtlichen Repressionsmaßnahmen ausgesetzt gewesen zu sein. Die unsichtbare 
und sichtbare Überwachung wurde in allen drei Gruppen am häufigsten berichtet. Besonders 
zu beachten ist die hohe Rate an erlebten Einschränkungen im Beruf und in der Ausbildung. 
Diese sind neben der Betrachtung als Stressoren und Risikofaktoren für die psychische Ge-
sundheit relevant, weil sie über die unmittelbare Maßnahme hinaus Auswirkungen haben 
konnten – zum Beispiel auf den beruflichen Erfolg und das Einkommen. Auf die bis heute 
prekäre sozioökonomische Situation vieler ehemaliger Inhaftierter, die zum Teil aus den be-
ruflichen Einschränkungen resultierte, wurde bereits mehrfach hingewiesen (s. z. B. Arp et 
al., 2012; Beer & Weißflog, 2011; Plogstedt, 2010).  
Auch der Einbezug des sozialen Umfelds, beispielsweise in der Verweigerung der Teilnahme 
an einer Reise mit anderen Kindern oder im Einsatz von IM gegen die Betroffenen, wurde 
vorliegend geschildert. Ein/-e Partner/-in gab an, dass die Trennung von der inhaftierten 
Indexperson gezielt durch das MfS forciert wurde. Dies deckt sich mit anderen Berichten 
(Fricke, 1989; Plogstedt, 2010). Einige der Maßnahmen, wie Hausdurchsuchungen, Vorla-
dungen und Aufenthaltsbeschränkungen, sind in der erhobenen Häufigkeit möglicherweise in 
besonderem Ausmaß auf Familien politisch Inhaftierter angewendet worden. Im Vergleich zu 
den Ergebnissen von Spitzer und Kollegen/-innen (2007) ergaben sich hier für die Gruppe 




der von den hier befragten ehemaligen Inhaftierten vergleichbare Rate an beruflichen Ein-
schränkungen berichtet.  
Die vorliegende Arbeit bekräftigt damit Befunde anderer Autoren/-innen, nach denen ehe-
malige Inhaftierte in aller Regel zusätzlich zur Haft nichtstrafrechtlichen Repressionsmaß-
nahmen ausgesetzt waren (s. z. B. Passens, 2012; Raschka, 2001). Die hier Befragten er-
lebten diese nichtstrafrechtlichen Repressionen über lange Zeiträume – im Mittel über eine 
Dauer von 11 Jahren.  
 
Für Partner/-innen und Kinder lagen bisher meines Wissens keine quantitativen Erhebungen 
der erlebten nichtstrafrechtlichen Repressionsmaßnahmen vor. Die Frage danach ist jedoch, 
wie unter 3.3.2 ausführlich dargelegt, auch für diese Gruppen relevant.  
Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, dass Partner/-innen und Kinder vor allem dann gegen 
sich selbst gerichtete nichtstrafrechtliche Repressionsmaßnahmen erlebten, wenn die Fami-
lie zur Zeit der politischen Haft bereits bestand. Die Kinder berichteten zu knapp 35% gegen 
sich selbst gerichtete Maßnahmen, wenn sie zur Haftzeit bereits geboren waren. Die Sub-
gruppe derer, die zur Haftzeit geboren waren und die DDR nicht durch Ausreise vor der Wie-
dervereinigung verließen, wies das höchste Risiko auf, nichtstrafrechtliche Repressionsmaß-
nahmen zu erleben. In der Gruppe der Partner/-innen erlebten 80% derjenigen, die zur Haft-
zeit in einer Beziehung mit den ehemaligen Inhaftierten waren, gegen sie gerichtete Formen 
nichtstrafrechtlicher Repression.  
Allerdings waren auch nach der Haftentlassung geborene Kinder und Partner/-innen in nach 
der Haftentlassung entstandenen Partnerschaften Repressionsmaßnahmen ausgesetzt. Es 
ist in Bezug auf die Gruppe der hier befragten Kinder positiv zu bewerten, dass sie mehrheit-
lich nicht erinnerten, nichtstrafrechtlichen Repressionsmaßnahmen ausgesetzt gewesen zu 
sein. Dies schwächt jedoch die Tatsache, dass sie zum Teil in die politische Verfolgung ein-
bezogen wurden, für die Betroffenen in keinster Weise ab. Bei der Interpretation der Ergeb-
nisse muss zudem die hohe Zahl derer bedacht werden, die vor der Wiedervereinigung nach 
Westdeutschland ausreisten (s. u.). Dort waren sie zumindest dem unmittelbaren Einfluss-
bereich des MfS entzogen.   
 
Die Arbeit belegt den Einbezug der Angehörigen in die nichtstrafrechtliche Verfolgung in der 
DDR durch erste explorative quantitative Ergebnisse. Das Ausmaß und die Auswirkungen 
nichtstrafrechtlicher Verfolgung in SBZ und DDR wurden bisher nur ansatzweise wissen-
schaftlich aufgearbeitet (s. Priebe et al., 1994; Spitzer, Ulrich et al., 2007; Süß, 1999). Eine 
weitere Untersuchung dieses Feldes bleibt jedoch wünschenswert, nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund möglicher Rehabilitierung und Entschädigungsleistungen für die Betroffenen. 




die auch die Rehabilitierung beruflicher Einschränkungen und Benachteiligungen in Schule 
und Ausbildung umfassen. Die Formulierung der Gesetzestexte, die angewendeten Rege-
lungen und vor allem das Verfahren der Rehabilitierung wurden jedoch vielfach als unzurei-
chend und stark belastend für die Betroffenen kritisiert (s. dazu z. B. Freyberger et al., 2003; 
Siegmund, 2006). Inwieweit Partner/-innen und Kinder sich bisher um Rehabilitierung und / 
oder Entschädigungsleistungen bemüht haben, ist nicht klar. Die Ergebnisse weisen jedoch 
darauf hin, dass diese Fragen und eine Verbesserung der bestehenden Regelungen auch für 
die Angehörigen ehemaliger politisch Inhaftierter von Belang ist.  
 
Ausreise 
Die überwiegende Mehrheit der Befragten sah den Wunsch, die DDR zu verlassen als Aus-
löser, der zu ihrer Verhaftung führte. Dementsprechend war auch der Anteil der Familien, die 
die DDR nach der politischen Haft verließen, mit über 60% recht hoch. Nur ein kleiner Teil 
der Befragten konnte die DDR jedoch zusammen als Familie verlassen. Ein Drittel der zur 
Haftzeit bestehenden Familien wurde durch die Ausreise eines Elternteils oder, seltener, bei-
der Eltern, getrennt, meistens, um später in Westdeutschland wieder zusammenzufinden. 
Auch die Trennung durch Ausreise sowie eine Wartezeit auf die mögliche Ausreise sind als 
potenzielle Stressoren zu werten (s. z. B. Priebe et al., 1990; 1994), die einen großen Teil 
der ehemaligen Inhaftierten und ihrer Familien betraf. Auch hier ergab sich eine große Streu-
ung der Trennungszeit, was auf ein uneinheitliches und schwer einzuschätzendes Prozedere 
bei der Familienzusammenführung hinweist (s. dazu auch z. B. Eisenfeld, 1998). Der Be-
fund, dass die befragten ehemaligen Inhaftierten, die zunächst in die DDR entlassen wurden, 
signifikant häufiger eine PTBS aufwiesen als diejenigen, die nicht ausreisten und diejenigen, 
die aus der Haft nach Westdeutschland entlassen wurden, deutet auf das schädigende 
Potenzial dieser Zeit des Wartens auf die Ausreise hin.  
 
7.1.2 Kommunikation über die politische Haft 
 
Die hier befragten ehemaligen politisch Inhaftierten, ihre Partner/-innen und Kinder berichte-
ten mehrheitlich, dass eine Kommunikation über die politische Haft in ihren Familien stattfin-
de und stattgefunden habe. Die Partner/-innen nahmen im Vergleich zu den anderen poten-
ziellen Gesprächspartnern/-innen die wichtigste Rolle in der Kommunikation über die Erleb-
nisse der politischen Haft ein – ihnen wurde am häufigsten von der Haft erzählt und sie 
wussten, nach subjektiver Einschätzung, in mehr als der Hälfte der Fälle mindestens vieles 
über die Haft. Die Partner/-innen waren auch die Personen, die am häufigsten als diejenigen 




Wenn der Partner oder die Partnerin ebenfalls inhaftiert war, wurde ihm oder ihr besonders 
viel Wissen über die politische Haft der Indexperson zugeschrieben. Das mag zum einen die 
gemeinsam erlebte Zeit, im Sinne von selbst erlebtem Wissen, beschreiben, zum anderen 
intensivere Gespräche und infolge dessen die Zuschreibung größeren Wissens in Paaren, in 
denen beide inhaftiert waren.  
 
Die Partner/-innen und Kommunikation über die Haft 
Die Mehrheit der befragten nicht inhaftierten Partner/-innen erfuhr innerhalb der Partner-
schaft, also von der oder dem ehemals politisch Inhaftierten selbst von der Haft. Zudem er-
fuhren sie bald davon, häufig im Jahr der Entstehung ihrer Partnerschaft und zum Teil sogar 
früher. Die politische Haft wurde demnach früh besprochen und war somit möglicherweise 
ein zentrales Thema im Kennenlernen des Paares (s. Scaturo & Hayman, 1992; Sprecher & 
Hendrick, 2004). Das würde bedeuten, dass in vielen der befagten Paare das Wissen um die 
politische Haft in die Partnerschaft integriert wurde. Scaturo und Hayman gingen davon aus, 
dass die traumatische Erfahrung und die damit einhergehenden Auswirkungen für Paare, die 
sich nach der Traumatisierung einer der beiden beteiligten Personen kennenlernten, ein 
wichtiger Bestandteil der partnerschaftlichen Anziehung und Bindung seien.  
 
Die Kinder und Kommunikation über die Haft 
Die Kinder wurden ebenfalls mehrheitlich von einem oder beiden Elternteilen über die politi-
sche Haft informiert. Das Alter, in dem sie davon erfuhren, betrug durchschnittlich zehn Jah-
re und unterschied sich nicht in Abhängigkeit davon, ob sie zur Haftzeit bereits geboren wa-
ren oder nicht. Meistens war es die ehemals inhaftierte Person, die dem Kind von der Haft 
berichtete. Allerdings nahmen die Mütter dabei eine besondere Rolle ein. Im Gegensatz zu 
den Vätern sprachen sie nach Erinnerung der Kinder zum Teil auch dann mehr oder gleich 
viel über die Haft, wenn sie selbst nicht inhaftiert waren. Auch im Wissen über die Hafterleb-
nisse spiegelte sich dies wieder – waren beide Eltern inhaftiert, berichtete mehr als die Hälfte 
ihrer Kinder, mehr über die Erlebnisse der Mutter zu wissen. Der Hinweis auf die Bedeut-
samkeit der Mutter für die innerfamiliäre Kommunikation über Erlebnisse im Kontext politi-
scher Traumatisierung stimmt mit Befunden aus anderen Studien überein (s. z. B. Baker & 
Gippenreiter, 1998; Lichtman, 1984; Nagata, 1990; Sorscher & Cohen, 1997). Dort wurde 
zum Teil eine im Vergleich zur väterlichen Kommunikation negativere Wirkung der mütter-
lichen Kommunikation berichtet. Dies wurde besonders auf die Art der Kommunikation zu-
rückgeführt, die vorliegend jedoch nicht erfasst wurde. Die vergleichsweise zentrale Rolle der 
Mutter für die Kommunikation über die politische Haft zeigt über diesen Kontext hinaus auch 
praktische, z. B. familientherapeutische Ansatzpunkte für die Arbeit mit Familien, die 




Überraschend ist das Ergebnis, dass sich die Nachkommen, die nach der Haftentlassung 
geboren wurden, hinsichtlich der Angaben zum Alter beim ersten Erfahren von der Haft wie 
auch der Einschätzung ihres Wissens diesbezüglich quantitativ nicht voneinander unter-
schieden. Möglicherweise ist dies ein Hinweis auf eine Altersspanne, die von Eltern als guter 
Zeitraum für das Besprechen der Haft angesehen wird. Nicht klar ist, ob die hier befragten 
Kinder in dieser Altersspanne durch direkte, gezielte Gespräche von der Haft erfuhren oder 
„nebenbei“. Rosenheck (1986) berichtete beispielsweise, dass die von ihm befragten Nach-
kommen von Veteranen des zweiten Weltkriegs mehrheitlich berichteten, sie hätten bereits 
vor dem Alter von sechs Jahren vom Kriegseinsatz des Vaters gewusst, ohne gezielt darüber 
aufgeklärt worden zu sein. Nagata (1990) berichtete, dass die von ihr befragten Nachkom-
men US-amerikanischer im zweiten Weltkrieg Internierter im Alter von fünf bis zehn zuerst 
von der elterlichen Internierung erfahren hätten. Auch hier hatte nur etwas weniger als die 
Hälfte durch direkte Kommunikation davon erfahren. Das erinnerte Alter könnte demnach 
auch eine Erinnerung an ein erstes indirektes Erfahren von der Haft sein.   
 
Zur Häufigkeit der innerfamiliären Gespräche über die Haft 
Über die drei Gruppen hinweg zeigte sich eine retrospektiv eingeschätzte Veränderung der 
Häufigkeit der Gespräche über die politische Haft über die vergangenen Jahrzehnte. Über-
einstimmend berichteten die ehemaligen Inhaftierten, die Partner/-innen und die Nachkom-
men, dass die Kommunikation in den zehn Jahren nach 1989 vergleichsweise häufiger statt-
gefunden habe als vor 1989 und zur Zeit der Befragung. Dieser Befund ist ein deutlicher Hin-
weis auf die Verflechtung gesellschaftlicher Entwicklungen mit innerfamiliärer Interaktion. Es 
ist anzunehmen, dass die Geschehnisse um die Wiedervereinigung das Sprechen über die 
politische Haft innerhalb der Familien ermöglicht oder verstärkt haben. Dafür spricht auch, 
dass die Ausgereisten vor 1989 häufigere Kommunikation über die Haftzeit angaben als die 
in der DDR Verbliebenen, dass als sehr erleichternd empfundene Gespräche über die 
politische Haft mit größerer Häufigkeit dieser Gespräche vor allem 1989-1999, aber auch 
heute, verknüpft waren, und dass die ehemaligen Inhaftierten in den neuen Bundesländern 
das Sprechen über die Haft eher als sehr erleichternd empfanden als die Befragten in den 
alten Bundesländern. Hier ist anzunehmen, dass die geänderten gesellschaftlichen 
Verhältnisse, die durch die Wiedervereinigung entstanden, vor allem für die ehemaligen 
Inhaftierten in Ostdeutschland bedeuteten, nun endlich über die Erfahrungen der politischen 
Haft sprechen zu können. Für diejenigen, die bereits vor 1989 aus der DDR ausgereist 
waren, entstand diese Erleichterung hingegen nicht unbedingt. Trobisch-Lütge (2006) 
berichtete, dass die Wiedervereinigung für viele ausgereiste ehemalige Inhaftierte eine be-
lastende Situation gewesen sei, da sie plötzlich befürchten mussten, ihren ehemaligen Ver-




Der umgekehrt u-förmige Verlauf der Kommunikation über die Zeit und die mit der Kommuni-
kation einhergehende erinnerte Erleichterung in Ostdeutschland schließen sowohl an Berich-
te über ein Verbot, nach einer Haftentlassung in die DDR über die Erlebnisse der Haft zu 
sprechen, an (s. dazu z. B. Fikentscher & Lukas, 1997), wie auch an Arbeiten zur Verflech-
tung von gesellschaftlicher und privater Kommunikation über traumatische Erlebnisse (s. 
z. B. Bohleber, 2007; Horvay, 2011; Nagata, 1990). Auch Arp und Kollegen/-innen (2008; 
S. 106) berichteten aus ihren Interviews in Thüringen, dass „bis 1989/90 selbst im engsten 
Familienkreis über die Repressionserfahrungen geschwiegen“ worden sei. Zur Häufigkeit 
des heutigen Sprechens können neben ihren Ergebnissen auch die Ergebnisse von Beer 
und Weißflog (2011) herangezogen werden, nach denen 70% der von ihnen befragten ehe-
maligen Inhaftierten mit ihren Partnern/-innen, 56% mit ihren Eltern und 60% mit ihren Kin-
dern über die Haft gesprochen hatten. In der Studie zu Antragstellenden in Thüringen, in der 
neben politischer Haft auch andere Formen politischer Repression und Benachteiligung zu-
grundegelegt wurden, gaben 10% an, sie würden „nie“ und knapp 22%, sie würden „häufig“ 
oder „sehr häufig“ über das erlebte Unrecht sprechen (Arp et al., 2008; S. 107). Vorliegend 
waren es weniger als 15%, die innerhalb der Familie gegenwärtig gar nicht über die Haft 
sprachen, und weniger als 30%, die häufiges Sprechen berichteten. Die Ergebnisse sind 
also mit denen anderer Studien in diesem Kontext vergleichbar. Sie zeigen, dass von den 
hier Befragten (die möglicherweise nicht repräsentativ für die Gesamtgruppe der ehemaligen 
Inhaftierten sind) mehrheitlich mit ihren Familien über die Erfahrungen der politischen Haft 
gesprochen wird. Sie zeigen auch, dass ein kleiner Teil der Betroffenen noch nicht oder nicht 
mehr mit ihren Partnern/-innen und Kindern über ihre Hafterfahrungen spricht.  
 
Bewertung der Kommunikation über die Haft 
In der Bewertung der Kommunikation ergab sich vor allem hinsichtlich der Bewertung der 
Kommunikation als sehr wichtig Übereinstimmung – in allen drei Gruppen schätzte mehr als 
die Hälfte der Befragten das Sprechen über die Haftzeit als sehr wichtig ein. Als sehr belas-
tend wurde die Kommunikation hingegen vergleichsweise häufig von den Partnern/-innen 
eingeschätzt und in den Gruppen der ehemaligen Inhaftierten und ihrer Kinder signifikant 
häufiger von den Frauen. Bei den Indexpersonen war dieser Geschlechtsunterschied mög-
licherweise auf die stärkere psychische Belastung durch PTBS-Symptome zurückzuführen. 
Zudem waren besonders bei den befragten weiblichen ehemaligen Inhaftierten oft bereits 
Kinder geboren, wenn sie inhaftiert wurden, was die Kommunikation möglicherweise belas-
tender machte. Bei den befragten Vätern war vergleichsweise häufig eine zeitliche Distanz 
zwischen der Haftentlassung und den Gesprächen über die Haft, was möglicherweise eine 
weniger belastende Kommunikation ermöglichte. Es gibt jedoch auch von anderen Auto-




(1984) und Keller (1988) berichteten aus ihren Studien in Familien Holocaust-Überlebender, 
dass weibliche Nachkommen stärker von der Art der Kommunikation über den Holocaust in-
nerhalb der Familie beeinträchtigt würden. Nagata und Cheng (2003) berichteten, dass Väter 
kürzere Gespräche über ihre Internierung mit den Kindern führten als Mütter, sich jedoch 
wohler bei diesen Gesprächen fühlten. Lichtman (1984) nahm an, dass Väter innerhalb der 
Familie eher als Kämpfer wahrgenommen würden und ihre Erzählungen von den traumati-
schen Erfahrungen deshalb positiver aufgenommen würden. Während in Bezug auf trauma-
spezifische Kommunikation kaum Studien zu Geschlechtseffekten vorliegen, gibt es aus an-
deren Kontexten Hinweise auf geschlechtsspezifisches Kommunikationsverhalten – 
beispielsweise, dass Frauen stärker emotional kommunizieren und in Interaktionen stärker 
forderndes Verhalten zeigen (Christensen & Shenk, 1991; Gabriel, Beach & Bodenmann, 
2010). Müller und Kollegen (2000) berichteten hingegen keine Geschlechtsunterschiede 
hinsichtlich des Offenlegens der Traumaerfahrungen bei ehemaligen politisch Inhaftierten 
der SBZ / DDR.  
Möglicherweise ist die von den Kindern berichtete häufigere Kommunikation der Mütter über 
die politische Haft sowie die in beiden Gruppen berichtete geschlechtsspezifische höhere 
Belastung durch das Sprechen spezifisch für den familiären Kontext.  
 
Einschränkungen 
Extreme Ausprägungen des Sprechens über die Haft innerhalb der Familie, also das Schwei-
gen oder ständige Sprechen darüber, berichteten nur wenige der Befragten. Dass nur so ein 
geringer Teil in allen drei Gruppen angab, gar nicht darüber gesprochen zu haben oder zu 
sprechen, muss allerdings mit Vorsicht interpretiert werden. Da explizit Familien für die Stu-
die gesucht wurden und stets betont wurde, dass möglichst alle Familienmitglieder einen 
Fragebogen ausfüllen sollten, sind die Familien, die in Folge der Haft zerbrachen, sowie die 
Familien, in denen die Haft niemals besprochen wurde, vermutlich in der Befragung wenig 
vertreten. Die hier befragten Familien repräsentieren möglicherweise vor allem diejenigen, 
für die die politische Haft ein zentrales, bedeutsames Erlebnis der Familie ist. Dies legen 
auch die Ergebnisse zur Bewertung der Gespräche als wichtig nahe. Angehörige, die bisher 
nicht von der Haft erfahren hatten, nahmen, das ist selbsterklärend, vermutlich nicht an der 
Studie teil. Allerdings berichteten trotzdem fünf bzw. sechs der teilnehmenden ehemaligen 
Inhaftierten, dass die Haft in der Familie bisher noch nie besprochen wurde und ihr/-e 







7.1.3 Psychische Belastung  
 
Die psychische Belastung wurde in der vorliegenden Arbeit zum einen über visuelle Analog-
skalen, zum anderen über standardisierte Fragebogenverfahren erfasst. Mit beiden Metho-
den ergaben sich hypothesenkonform Hinweise auf eine erhöhte psychische Belastung der 
befragten ehemaligen Inhaftierten, Partner/-innen und Kinder.  
 
Subjektive psychische Belastung durch die politische Haft  
Die Mittelwerte und Mediane der visuellen Analogskalen lagen jeweils rechts von der Mitte 
der Skala und somit näher an der Einschätzung, dass die politische Haft der Indexperson 
insgesamt psychisch sehr stark belastend gewesen sei. Die ehemaligen Inhaftierten wiesen 
hier die höchsten Werte auf, gefolgt von den Partnern/-innen und Kindern.  
Die ehemaligen Inhaftierten, die zur Haftzeit eine Familie hatten, bewerteten die Belastung 
ihrer Angehörigen, vor allem der Kinder, vergleichsweise höher, nicht aber ihre eigene Belas-
tung. Die Belastung der Kinder durch die politische Haft wurde durch weibliche ehemalige In-
haftierte und männliche ehemalige Inhaftierte, deren Partnerin ebenfalls inhaftiert war, höher 
eingeschätzt als von männlichen Inhaftierten, deren Partnerin nicht inhaftiert war. Diese Ein-
schätzung stimmte mit der Einschätzung der Kinder überein. Dort ergab sich eine höhere 
subjektive Belastung durch die Haft in der Gruppe derer, die zur Haftzeit bereits geboren 
waren und der Gruppe derer, die eine Inhaftierung beider Eltern angaben. Eine vergleichs-
weise höhere Belastung bei Miterleben der politischen Haft kann für die Gruppe der Nach-
kommen also hypothesenkonform (Hypothesengruppe B) bezüglich der subjektiven Ein-
schätzung bestätigt werden. Da bei den hier Befragten jedoch eine große Überschneidung 
bezüglich des Miterlebens der Haft und der Inhaftierung beider Eltern bestand, kann auf Ba-
sis der Ergebnisse nicht nachvollzogen werden, welche Rolle dabei der Verlust beider Eltern 
zur gleichen Zeit spielte. Es ist anzunehmen, dass diese Konstellation, also die Verhaftung 
beider Eltern, für die betroffenen Kinder vergleichsweise gravierendere Folgen hatte.  
 
Für die Gruppe der Partner/-innen, die die Haft miterlebten, ergab sich keine statistisch signi-
fikant höhere subjektive Belastung als für die Partner/-innen, die erst später eine Beziehung 
mit der Indexperson begannen. In der Gruppe der männlichen ehemaligen Inhaftierten ergab 
sich kein Unterschied in der Einschätzung der Belastung der ebenfalls inhaftierten Partnerin-
nen und nicht inhaftierten Partnerinnen. Dies zeigt zweierlei: zum einen wird deutlich, dass 
die nicht inhaftierten Partner/-innen ebenfalls als stark psychisch belastet durch die Haft 
wahrgenommen werden. Zum anderen ist die vergleichsweise stark empfundene psychische 
Belastung der Partner/-innen, die die Haft nicht miterlebten als erster Hinweis auf sekundäre 




Es sei hier jedoch auch angemerkt, dass die tendenziell höheren Werte in der Gruppe derer, 
die die Haft miterlebten vor dem Hintergrund der geringen statistischen Power (s. u.) auch 
als Hinweis auf ihre insgesamt höhere subjektive Belastung angesehen werden können.  
 
Für die subjektiven Einschätzungen der psychischen Belastung durch die politische Haft er-
gaben sich also über die Gruppen hinweg die vergleichsweise höchsten Werte für die ehe-
maligen Inhaftierten selbst. Die Belastung der Kinder wurde vergleichsweise am geringsten 
eingeschätzt, doch hier ergab sich einhellig eine höher eingeschätzte Belastung für 
diejenigen, die die politische Haft miterlebten.  
 
Symptome psychischer Störungen (Hypothesengruppe A) 
Im Vergleich zu repräsentativen, geschlechts- und altersgematchten Stichproben wiesen alle 
drei Gruppen signifikant höhere Symptome psychischer Störungen auf. Dies traf auf die be-
richtete Anzahl traumatischer Erlebnisse wie alle Symptomcluster der PTBS und der Präva-
lenz der Diagnose PTBS zu, ebenso wie auf die Schwere psychischer Belastung durch 
Symptome psychischer Störungen und die Mehrzahl der einzelnen erhobenen Symptombe-
reiche. Die Hypothesengruppe A, nach der eine signifikant höhere Belastung der Untersu-
chungsgruppen im Vergleich zu Repräsentativstichproben angenommen wurde, wurde also 
erwartungsgemäß durch die Ergebnisse gestützt.  
 
Einschränkend soll, bevor diese Ergebnisse weitergehend diskutiert werden, auf zwei Punkte 
hingewiesen werden. Zum einen ist der verwendete Fragebogen zur Erfassung von Sympto-
men psychischer Störungen, die SCL-27, lediglich als Screening-Instrument zu verwenden. 
Hinweise auf psychische Störungen bzw. eine klinisch bedeutsame psychische Belastung 
können aus hohen Ausprägungen der erfassten Symptome abgeleitet werden, doch die Be-
zeichnungen der Skalen können nicht zweifelsfrei auf die klinischen Störungen, deren Na-
men sie tragen, übertragen werden (Hardt et al., 2006; Prinz et al., 2008). Zum zweiten lagen 
die berechneten Effektstärken für die Vergleiche der Belastung durch Symptome psychischer 
Störungen besonders in den Gruppen der Partner/-innen und Kinder zum Teil unter den nach 
Cohen (1988) vorgeschlagenen Grenzen für eine „mittlere“ Effektgröße. Ein Gruppenver-
gleich, der zwei Gruppen so unterschiedlicher Größe verwendet, birgt aus statistischen 
Gründen die Gefahr, den Unterschied zwischen den Gruppen zu überschätzen (s. a. 7.3).  
 
Unter Berücksichtigung dieser Punkte (sowie der unter 7.3 diskutierten generellen Ein-
schränkungen der Untersuchung) sind die Ergebnisse als Hinweise auf eine erhöhte psychi-




Kindern in den Bereichen PTBS und Belastung durch Symptome anderer psychischer Stö-
rungen zu werten. Sie werden im Folgenden eingehender diskutiert.  
 
PTBS bei den ehemaligen politisch Inhaftierten (Hypothesengruppe A) 
Die ehemaligen politisch Inhaftierten wiesen die vergleichsweise höchsten Symptomausprä-
gungen der PTBS auf. Die PTBS-Punkt-Prävalenz von 29,7% (Vollbild PTBS nach DSM-IV-
TR) bzw. 47,3% (PTBS-Vollbild, Partielle PTBS, PTBS 2 und Partielle PTBS 2) in der befrag-
ten Gruppe ist mit den früher berichteten PTBS-Raten aus anderen Befragungen ehemaliger 
politisch Inhaftierter der SBZ und DDR vergleichbar (s. z. B. Maercker & Schützwohl, 1997; 
Maercker et al., 2013; Weißflog et al., 2011). Die Angaben zur Dauer der PTBS-Symptome 
deuten auf eine Chronifizierung der Störung bei vielen ehemaligen Inhaftierten hin. Die kür-
zeste Dauer einer PTBS wurde in dieser Gruppe mit 13 Jahren angegeben. Die PTBS wurde 
oft als chronische psychische Erkrankung beschrieben, besonders nach Traumatisierungen, 
die von Menschen zugefügt wurden (s. z. B. Hapke et al., 2006; Kessler et al., 1995; 
Santiago et al., 2013). Andererseits gibt es Hinweise darauf, dass die Symptome für einen 
großen Teil der Betroffenen nicht über längere Zeit stabil sind, sondern sich phasenweise 
verändern (s. z. B. Port, Engdahl & Frazier, 2001). Aufgrund des querschnittlichen Designs 
der vorliegenden Erhebung konnten etwaige Symptomschwankungen über die Zeit jedoch 
nicht erfasst werden. Maercker und Kollegen/-innen (2013) berichteten aus ihrer Befragung 
ehemaliger politisch Inhaftierter, dass 36,1% einen chronischen Verlauf mit klinisch bedeut-
samen PTBS-Symptomen zu zwei Messzeitpunkten und einem retrospektiv eingeschätzten 
Zeitpunkt aufwiesen. Sie gaben mit einer PTBS-Punkt-Prävalenz von 32,6% einen vergleich-
baren Anteil an PTBS-Erkrankungen in ihrer Stichprobe an. Für die betroffenen ehemaligen 
Inhaftierten muss somit von einer Jahrzehnte andauernden Beeinträchtigung ausgegangen 
werden. Wie Nelson Goff und Smith (2005) in ihrem CATS-Modell (3.4.2) hervorhoben, sind 
chronische Symptome der PTBS zudem besonders belastend für das familiäre 
Zusammenleben.  
 
PTBS bei den Partnern/-innen und Kindern (Hypothesengruppe A) 
In den Gruppen der Partner/-innen und Kinder wurden mehr PTEs, stärkere Symptome der 
PTBS sowie eine häufigere Prävalenz der PTBS berichtet als in den Vergleichsstichproben. 
Wurden die Gruppenvergleiche auf die Personen beschränkt, die mindestens ein PTE 
berichteten, ergaben sich nach wie vor höhere Symptome bei den Partnern/-innen und 
Kindern, die sich jedoch nicht mehr hinsichtlich aller Symptomcluster signifikant 
unterschieden. Hier wird deutlich, dass die Erfassung und Analyse der berichteten PTEs 
auch im Rahmen der Untersuchung sekundärer Traumatisierung wichtig ist. Laut der 




Traumatisierung in Partnerschaften jedoch nur selten der Fall. In Untersuchungen zu 
transgenerationaler Traumatisierung wurde ebenfalls nur selten berichtet, welche eigenen 
potenziell traumatischen Erlebnisse die Kinder angaben. Im Vergleich zu einer anderen 
Stichprobe von Kindern ehemaliger Inhaftierter aus SBZ und DDR ergaben sich ähnliche 
Prävalenzraten potenziell traumatischer Erlebnisse – hinsichtlich der Zeugenschaft ergab 
sich dort jedoch eine doppelt so hohe Prävalenz (Klinitzke et al., 2012). Eine höhere 
Prävalenz potenziell traumatischer Erlebnisse bei Nachkommen trauma-tisierter Mütter 
berichteten auch Roberts, Galea und Kollegen/-innen (2012). Sie bezeichneten diese 
erhöhte Exposition als „einen hauptsächlichen Mechanismus der intergenerationalen Über-
tragung der PTBS“ (S. 509, eigene Übersetzung). Yehuda und Kollegen/-innen (Yehuda, 
Schmeidler, Wainberg et al., 1998; Yehuda, Halligan & Bierer, 2001) hingegen betonten die 
Tatsache, dass die von ihnen befragten Nachkommen Holocaust-Überlebender höhere 
PTBS-Symptome aufwiesen obwohl sie nicht häufiger PTEs erlebten als Hinweis auf sekun-
däre Traumatisierung, nämlich als Resultat größerer psychischer Vulnerabilität aufgrund der 
elterlichen Traumatisierung.  
 
Für beide Gruppen, Partner/-innen und Kinder, ist die Abklärung des A-Kriteriums nicht tri-
vial, ist doch gerade die durch die Traumatisierung der Indexperson hervorgerufene psychi-
sche Belastung als Ergebnis der sekundären Traumatisierung definiert (Figley, 1983; Motta, 
2008). Sind die Symptome psychischer Störungen auf eigene, also primäre Traumatisierun-
gen, zurückzuführen, läge keine sekundäre Traumatisierung im engeren Sinne vor. Renshaw 
und Kollegen/-innen (2011) stellten in ihrer Befragung von Ehefrauen von Militärpersonal mit 
PTBS fest, dass 62% der Befragten keinerlei Bezug zwischen ihren eigenen PTBS-
Symptomen und den Kriegserlebnissen ihrer Partner herstellten. Nicht erfasst wurden 
allerdings Stressoren im Zusammenleben, die ein möglicher Übertragungsmechanismus sind 
(s. u., s. 3.4.2). Zudem wird so die Möglichkeit nicht-bewusster Übertragungsprozesse außer 
Acht gelassen.   
 
Denkbare Gründe für die vergleichsweise häufiger berichteten traumatischen Erlebnisse 
könnten geteilte Stressoren der Familienmitglieder sein, jedoch auch Folgen der PTBS-
Symptome der Indexpersonen, wie innerfamiliäre Gewalt. In den Abschnitten zu primärer 
und sekundärer Traumatisierung (7.1.5, 7.1.6) wird darauf näher eingegangen.  
Die Prävalenzraten der PTBS, der am häufigsten zur Prüfung primärer und sekundärer Trau-
matisierung verwendeten Diagnose, bewegen sich auch für die Partner/-innen und Kinder im 
Rahmen bisher in vergleichbaren Studien berichteten Prävalenzraten – diese unterscheiden 
sich jedoch stark über verschiedene Populationen hinweg. Für Partner/-innen lagen sie zwi-




eine PTBS-Rate von bis zu knapp 30%, wenn auch die partiellen Typen der PTBS einbezo-
gen wurden. In Bezug auf Nachkommen berichteten Klinitzke und Kollegen/-innen eine 
PTBS-Prävalenzrate von 9%, Yehuda und Kollegen/-innen (2008) gaben eine Prävalenzrate 
von 19% für die von ihnen untersuchten Kinder traumatisierter Eltern an. In der hier unter-
suchten Stichprobe wies die Gruppe der Nachkommen eine Prävalenz der PTBS von 13% 
(Vollbild der PTBS) bzw. 21% (alle Typen, vgl. 6.6.4) auf.  
Zum Vergleich sei daran erinnert, dass für die deutsche Allgemeinbevölkerung Prävalenz-
raten von 1,4% (Hapke et al., 2006) bis 2,3% (Maercker et al., 2008) für die PTBS berichtet 
wurden.  
 
Belastung durch Symptome anderer psychischer Störungen (Hypothesengruppe A) 
Hypothesenkonform ergaben sich für die ehemaligen Inhaftierten, die Partner/-innen und die 
Kinder im Vergleich zu repräsentativen Vergleichsstichproben signifikant erhöhte Werte für 
die Mehrzahl der erhobenen Symptombereiche psychischer Störungen.  
Während bei den ehemaligen Inhaftierten alle Symptombereiche signifikant und im Bereich 
mittlerer Effektstärken erhöht waren, traf dies auf die Partner/-innen und Kinder jedoch in 
geringerem Maße zu.  
 
Die im Vergleich zu einer Vergleichsstichprobe aus einer deutschen Repräsentativbefragung 
bei den ehemaligen politisch Inhaftierten signifikant erhöhten Symptome der Depressivität, 
Dysthymie, Agoraphobie, sozialen Phobie, des Misstrauens gegenüber anderen Menschen 
sowie der allgemeinen Belastung durch Symptome psychischer Störungen stehen im Ein-
klang mit signifikant erhöhten Raten psychischer Störungen bzw. Belastungssymptomen in 
anderen Untersuchungen (s. z. B. Maercker & Schützwohl, 1997; Weißflog et al., 2010). 
 
Die in allen drei Gruppen erhöhten Werte in den Bereichen dysthyme und depressive Symp-
tome weisen auf eine psychische Belastung im Bereich affektiver Störungen hin. Weiterhin 
bemerkenswert sind die hohen Belastungswerte auf der Skala „Misstrauen gegenüber ande-
ren Menschen“. Die SCL-27 wurde nach meiner Recherche bisher nicht zur Untersuchung 
ehemaliger politisch Inhaftierter verwendet. Annähernd vergleichbar sind jedoch Ergebnisse 
aus Studien, die die SCL-90 verwendet haben (für die Überschneidung der Skalen s. Hardt 
et al., 2006). Punamäki und Kollegen/-innen (2008) berichteten beispielsweise einen signifi-
kanten Effekt für politische Gefangenschaft auf den Skalen „paranoides Denken“ (Über-
schneidungen mit der Skala „Misstrauen“ der SCL-27), „Feindseligkeit“ sowie „Zwanghaftig-
keit“ (Überschneidungen mit der Skala „dysthyme Symptome“ der SCL-27) aus einer Stich-
probe palästinensischer ehemaliger politisch Gefangener. Sie interpretierten ihre Ergebnisse 




Schützwohl und Maercker (1999) berichteten eine signifikant höhere Belastung durch Symp-
tome psychischer und körperlicher Störungen, wie sie durch den GSI-90 (und analog GSI-
27) ausgedrückt wird, für ehemalige politisch Inhaftierte der SBZ und DDR im Vergleich zu 
einer Kontrollgruppe. Die Subgruppe mit einer PTBS-Diagnose wies dort die höchsten Werte 
auf, und zwar wiederum signifikant höhere als die ehemaligen Inhaftierten ohne PTBS.  
Die in der vorliegenden Studie berichteten Ergebnisse für die Gruppe der ehemaligen Inhaf-
tierten lassen sich also in bisherige Befunde zur Belastung durch Symptome psychischer 
und körperlicher Störungen einordnen. Sie belegen somit erneut die hohe psychische Belas-
tung der ehemaligen Inhaftierten der DDR.  
 
Für die Gruppen der Partner/-innen und Kinder ergaben sich fast durchgängig geringere Be-
lastungsmittelwerte. Jedoch war auch hier in verschiedenen Symptombereichen, besonders 
in Bezug auf depressive und dysthyme Symptome sowie Symptome des Misstrauens, ein 
substantieller Teil der Befragten von starken Symptomen betroffen. Die erhöhte Belastung 
durch depressive und dysthyme Symptome kann wiederum als Hinweis auf Störungen aus 
dem affektiven Spektrum angesehen werden.  
Sowohl für Partner/-innen wie für Kinder traumatisierter Personen wurde ein erhöhtes Risiko 
für die Entwicklung depressiver Symptome berichtet (s. z. B. Dekel & Goldblatt, 2008; Nelson 
Goff & Smith, 2005). Depressive Störungen werden zudem mit primärer Traumatisierung in 
Verbindung gebracht (s. z. B. Breslau, 2002; Steel et al., 2009). Zur Diskussion der Belas-





Subjektive Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft 
Die Angaben auf den visuellen Analogskalen wiesen einen in allen drei Untersuchungsgrup-
pen wahrgenommenen negativen Einfluss der Haft auf die Familienbeziehungen aus. 
Ähnlich wie durch die VAS zur subjektiven psychischen Belastung sollte hier die Attribution 
familiärer Belastung auf die politische Haft erfasst werden. Die Ergebnisse verdeutlichen, 
dass viele Betroffene und ihre Familien eine solche Belastung wahrnehmen. Die wahrge-
nommene Belastung schien zudem, für die Indexpersonen und Partner/-innen, nicht zwangs-
läufig mit dem gemeinsamen Erleben der Haft zusammenzuhängen. Diejenigen, die die Haft 
gemeinsam erlebten, berichteten keine signifikant höhere Belastung der Familienbeziehun-
gen durch die politische Haft als diejenigen, die die Haft nicht gemeinsam als Familie erleb-
ten. Auf der Ebene subjektiver Zuschreibung schien die Haft also selbst dann negativ und 




wurde. Im Einklang mit Theorien zur sekundären Traumatisierung ist die Belastung der inner-
familiären Beziehungen ein Kernelement der Beeinträchtigung der Familie durch die Trauma-
tisierung der Indexperson (s. z. B. Dekel et al., 2008; Nelson Goff & Smith, 2005). Im 
Kontrast zur Einschätzung in der Gruppe der Kinder, in der diejenigen, die zur Haftzeit schon 
geboren waren, die Belastung der Familienbeziehungen durch die Haftzeit stärker 
einschätzten, nahmen Indexpersonen und Partner/-innen den negativen Einfluss der Haft 
scheinbar stärker wahr. Möglicherweise gelang es den Eltern in den später gegründeten 
Familien, die Belastung durch die Haft von ihren Kindern fernzuhalten (vgl. Kellerman, 2001). 
Dass auch die Partner/-innen die Belastung vergleichbar stark und in beiden Subgruppen 
wahrnahmen, deutet darauf hin, dass die Belastung in diesen Familien innerhalb der 
Partnerschaft eine vergleichsweise größere Rolle als zwischen Indexperson und Kindern 
spielte.  
 
Funktionalität der Familienbeziehungen und der innerfamiliären Kommunikation 
Weniger als ein Drittel jeder Gruppe bewertete die Familienfunktionen allgemein als dysfunk-
tional. Hinsichtlich der Einschätzung der innerfamiliären Kommunikation ergab sich jedoch 
eine deutlich negativere Einschätzung durch die befragten Nachkommen. Hier bewerteten 
über 40% das Kommunikationsverhalten als dysfunktional, d.h. als diffus und indirekt. 
Epstein und Kollegen/-innen (1983, S. 353) berichteten, dass zwischen 19% und 36% kli-
nisch unauffälliger Familien über dem von ihnen festgelegten Cutoff-Wert im FAD lägen und 
eine Studie aus den USA gab 31% (allgemeine Funktionalität) bzw. 40% (Kommunikation) 
nicht-klinischer Familien oberhalb des Cutoff-Wertes an (Friedmann et al., 1997). Im Ver-
gleich zu den dort angegebenen Mittelwerten unterschieden sich die hier untersuchten Stich-
proben nicht von den klinisch unauffälligen Familien (s. Epstein et al., 1985; Friedmann et al., 
1997). Davidson und Mellor (2001), die sekundäre Traumatisierung bei Nachkommen austra-
lischer Vietnam-Veteranen untersuchten, berichteten sowohl für die Untersuchungs- wie 
auch die Kontrollgruppen Mittelwerte oberhalb der Cutoff-Grenzen. Für den FAD ist also 
fraglich, inwieweit diese Ergebnisse zu interpretieren sind (s. u.).  
 
Innerfamiliäre Kohäsion und Flexibilität 
Hinsichtlich der Kohäsion und Flexibilität ergaben sich ebenfalls die geringsten Werte für die 
Gruppe der Nachkommen. 41% lagen unter dem angegebenen Cutoff-Wert für Kohäsion, 
16% unter dem für Flexibilität (Thomas & Olson, 1994). Auch für den hier verwendeten Fra-
gebogen wurde berichtet, dass ein Anteil an „gesunden“ Familien im Bereich dysfunktionaler 
Kohäsion und Flexibilität anzutreffen sei (Olson et al., 1985). Im Vergleich zu Ergebnissen 
aus anderen, nicht-klinischen Stichproben ergaben sich in der vorliegenden Untersuchung 




Dundas, 1994; Hoffmann, 2000; Vandeleur, 2003). Eine Untersuchung an psychiatrischen 
Patienten/-innen in Österreich ergab hinsichtlich der berichteten Kohäsion einen mit der 
Stichprobe der Kinder vergleichbaren Mittelwert von 34,0 (Kager et al., 2000).  
 
Einschränkungen 
Die vorliegenden Ergebnisse zur Bewertung der Familienfunktionalität, Kohäsion und Flexibi-
lität können zunächst wenig zur Analyse der Folgen politischer Traumatisierung beitragen. 
Dies ist in erster Linie auf das Fehlen eines Vergleichs mit einer nicht von politischer Haft be-
troffenen Stichprobe zurückzuführen. Es ist nicht auszuschließen, dass erwachsene Kinder 
aus Familien, die keine politische Inhaftierung erfahren haben, ihre Familienbeziehungen 
vergleichbar bewerten würden. Anders als Ausdruck familiärer Dysfunktionalität könnten die 
geringen bzw. hohen Werte in der Gruppe der Nachkommen eine notwendige Ablösung vom 
Elternhaus widerspiegeln. Eine als höher eingeschätzte Dysfunktionalität der Familienbezie-
hungen wurde bereits mehrfach für Adoleszente im Vergleich zu elterlichen Einschätzungen 
berichtet (s. z. B. Vandeleur, 2003). Für erwachsene Kinder wurden bisher jedoch meines 
Wissens keine vergleichbaren Informationen berichtet. Die normative Entwicklung von Fami-
lien führt in der Regel zur Autonomieentwicklung der Kinder und einer veränderten emotiona-
len Beziehung zwischen Eltern und Kindern (s. z. B. Hofer, 2002; Schneewind, 2010). 
Möglicherweise ist der beobachtete Zusammenhang zwischen zunehmendem Alter und stär-
ker wahrgenommener Dysfunktionalität bzw. geringer wahrgenommener Kohäsion und Flexi-
bilität in der Gruppe der befragten Nachkommen darauf zurückzuführen (6.6.2). Ob die Be-
fragten noch mit ihren Eltern bzw. Kindern in einem Haushalt lebten, wurde vorliegend 
jedoch nicht kontrolliert. Es ist nicht auszuschließen, dass einige Befragte bei der Beurteilung 
der Familienbeziehungen an die Zeit dachten, als sie noch als Familie zusammengewohnt 
haben, während andere die Gegenwart zugrunde legten – und hier wären beispielsweise ge-
ringere Kohäsion und Flexibilität zu erwarten, da sich die zur Erhebung verwendeten Items 
zum Teil auf alltägliche Interaktionen beziehen und, vor allem hinsichtlich der Flexibilität, auf 
den Einbezug der Kinder abzielt, wie beispielsweise mit dem Statement „Die Kinder haben 
bei ihrer Erziehung ein Wort mitzureden“. Dies würde möglicherweise auch die nach Ansicht 
der Indexpersonen geringere Flexibilität in den Familien erklären, die nach der Haftzeit 
gegründet wurden – wenn diese Familien sich zur Zeit der Befragung in einem früheren 
Stadium der familiären Entwicklung befänden, würde hier mehr alltägliche Interaktion 
stattfinden, die Items also besser auf diese Familien zutreffen.  
 
Zudem ist bei der Interpretation der oben genannten Ergebnisse Vorsicht geboten, da die 
Familienbeziehungen mit Fragebogenverfahren erfasst wurden, für die keine repräsentativen 




ren und aus US-amerikanischen Stichproben. Die Angaben zu den Familienbeziehungen 
wurden deshalb in erster Linie in Verknüpfung mit der psychischen Belastung der Befragten 
untersucht und interpretiert (zur Diskussion s. u.).  
7.1.5 Primäre Traumatisierung 
 
Genannte Auslöser der PTBS  
Die Frage nach einer primären Traumatisierung der ehemaligen Inhaftierten, ihrer Part-
ner/-innen und Kinder durch die politische Haft und damit zusammenhängende Stressoren 
ist zunächst, wie oben dargelegt, über die Frage nach den angegebenen traumatischen Er-
lebnissen zu beantworten.  
Ein substantieller Teil der Befragten in allen drei Gruppen gab als traumatischstes Erlebnis 
mit der politischen Haft oder politischen Repressionen zusammenhängende Ereignisse an. 
Fast die Hälfte der 43 ehemaligen politisch Inhaftierten, für die auf Basis ihrer Angaben im 
Fragebogen eine PTBS anzunehmen ist, nannten die Haft oder damit in Zusammenhang 
stehende Erlebnisse als belastendstes Erlebnis. Über ein Drittel identifizierte das 
belastendste Erlebnis allerdings nicht. Hier blieb unklar, auf welche traumatisierenden Erleb-
nisse die PTBS zurückzuführen ist. Dass scheinbar nicht alle Fälle der PTBS auf die po-
litische Haft zurückzuführen waren und dass nur knapp über 60% der befragten ehemaligen 
Inhaftierten die „Gefangenschaft“ auf der Traumaliste der PDS angaben, wirft verschiedene 
Fragen auf. Haben die hier befragten ehemaligen Inhaftierten die Haft nicht als „sehr 
belastend“ oder „traumatisch“ erlebt, wie es im einführenden Text der PDS lautet, sind sie 
davon ausgegangen, dass die politische Haft Voraussetzung für die Teilnahme war und des-
halb nicht angegeben werden brauchte oder war die Bezeichnung „Gefangenschaft“ eher 
nicht mit politischer Haft assoziiert? Die vorliegenden Studien von Weißflog und Kollegen/-in-
nen (2011) sowie Maercker und Schützwohl (1997), in denen ehemalige politisch Inhaftierte 
der DDR / SBZ befragt wurden, gaben die politische Haft als das Ereignis vor, auf das im 
nachfolgenden Fragebogen zur Erfassung der PTBS Bezug genommen werden sollte.  
In der vorliegenden Arbeit betrüge die PTBS-Prävalenz in der Gruppe der ehemaligen Inhaf-
tierten lediglich 20,9%, wenn als Auslöser nur von den Betroffenen angegebene Erlebnisse 
der politischen Haft einbezogen würden.  
 
Von den teilnehmenden 35 Partner/-innen und von den 64 teilnehmenden Nachkommen wie-
sen jeweils zwei Personen zum Zeitpunkt der Teilnahme eine PTBS auf, die sie auf der Trau-
maliste mit dem Erleben der politischen Haft der Indexperson in ihrer Familie in Verbindung 
brachten. In der Gruppe der Partner/-innen war dies ein Fünftel der Befragten mit PTBS. 
Daraus folgt, dass, wie angenommen, die politische Haft in der DDR auch für Partner/-innen 




hin zum Vollbild einer PTBS. Die PTBS bezog sich auf Ereignisse, die länger als 20 Jahre 
zurücklagen. Es handelt sich somit um Langzeitfolgen politischer Repression, die nicht nur 
die ehemaligen Inhaftierten, sondern auch ihre Familien bis heute betreffen.  
 
Miterleben der Haftzeit und Repressionsmaßnahmen (Hypothesengruppe B) 
Der Vergleich verschiedener Subgruppen zeigte für die Gruppe der Partner/-innen hinsicht-
lich der erfassten potenziell traumatischen Stressoren in Zusammenhang mit der Haft wider 
Erwarten keine signifikanten Zusammenhänge. Weder das Miterleben der Haftzeit noch das 
Erleben eigener potenziell belastender Ereignisse in Verbindung mit der Haft oder die nicht-
strafrechtlichen Repressionsmaßnahmen, wie sie vorliegend erfragt wurden, waren mit er-
höhter psychischer Belastung der Partner/-innen assoziiert. Zwar ergaben sich hinsichtlich 
verschiedener Dimensionen psychischer Belastung, wie der subjektiven Belastung durch die 
Haft oder Symptomen des Misstrauens gegenüber anderen Menschen höhere Werte, diese 
wurden jedoch in keinem Fall signifikant.  
Für die Gruppe der Kinder ergaben sich lediglich hinsichtlich der subjektiven Einschätzung 
ihrer psychischen Belastung durch die Haft, nicht aber hinsichtlich der Maße psychischer 
Belastung wie sie durch die Verfahren zur Erfassung psychischer Störungen erhoben wurde, 
signifikant höhere Werte in der Gruppe derer, die potenziell belastende Stressoren in Zusam-
menhang mit der Haft oder die Haft miterlebt hatten. Wie oben erläutert, waren signifikant 
häufiger beide Eltern politisch inhaftiert, wenn das befragte Kind zur Haftzeit bereits geboren 
war. So kann nicht mit Sicherheit gesagt werden, ob die höhere subjektive Belastung durch 
das Miterleben der Haft, die Abwesenheit beider Eltern oder die Kombination aus allen Erleb-
nissen zur erhöhten Belastung führte (s. o.). Die Subgruppe derer, die potenziell belastende 
Ereignisse wie beispielsweise Hausdurchsuchungen, Befragungen oder psychische Gewalt 
im Zusammenhang mit der elterlichen Verhaftung berichteten, berichtete innerhalb dieser 
Gruppe jedoch eine wiederum höhere subjektive Belastung. Ebenso wiesen die Nachkom-
men, die nichtstrafrechtliche Repressionen erlebten, eine höhere subjektive psychische Be-
lastung durch die Haft auf.  
Interessant bleibt die Inkongruenz zwischen erhöhter subjektiver Zuschreibung psychischer 
Belastung auf die politische Haft auf der einen und fehlende statistisch signifikante Unter-
schiede in der Belastung durch Symptome psychischer Störungen auf der anderen Seite. 
Während die Nachkommen, die die politische Haft miterlebten, das Gefühl haben, die Haft 
habe sie psychisch belastet – in dieser Gruppe betrug der Mittelwert das doppelte des Wer-
tes der Gruppe der später Geborenen – schlägt sich diese Belastung nicht in einer höheren 
Ausprägung von Symptomen psychischer Störungen nieder. Inhaltlich kann diese 
Inkongruenz als ein Hinweis auf das Vorliegen sekundärer Traumatisierung bei den 




würde sich die Höhe der Symptome psychischer Störungen nicht in Abhängigkeit vom 
Zeitpunkt der Geburt unterscheiden, da sie durch Prozesse sekundärer Weitergabe bei den 
später Geborenen ebenfalls erhöht wären (s. a. Klinitzke et al., 2012). Da im Vergleich zu 
Repräsentativdaten Hinweise auf eine höhere psychische Belastung bei den Nachkommen 
vorliegen, erscheint diese Erklärung plausibel. Sie muss jedoch zukünftig in Studien mit 
besserer Methodik, beispielsweise der Erhebung von Kontrollgruppen, geprüft werden (s. 
7.3). Ein methodischer Einwand ist, dass die Erhebung der subjektiven Belastung sich stark 
von der „objektiven“ Erhebung der psychischen Belastung unterschied. Die visuelle Analog-
skala bezog sich auf die Einschätzung der insgesamten psychischen Belastung durch die 
politische Haft der Indexperson, während die Symptome der PTBS und anderer psychischer 
Störungen nicht mit direktem Bezug auf die Haft erfragt wurden. Der zeitliche Bezug bei der 
VAS war zudem unklar und sehr weit gefasst, während die verwendeten validierten Fragebo-
genverfahren die derzeitige Symptombelastung erfragten.  
 
Fazit primäre Traumatisierung 
Eine generell erhöhte psychische Belastung durch Symptome psychischer Störungen nach 
erlebten Repressionsmaßnahmen und potenziell belastenden Ereignissen in Zusammen-
hang mit der Haft konnte in dieser Arbeit nicht nachgewiesen werden. Einige der Befragten 
haben jedoch auf der Traumaliste Ereignisse angegeben, die in dieses Spektrum fallen, wie 
„Bespitzelung“, Enttarnung des Partners als IM oder „Zwangsaussiedlung“. Zu einem gerin-
gen Teil bezogen sie auch ihre Symptome posttraumatischer Belastungsstörung darauf. Ob-
gleich also durch den Gruppenvergleich die Hypothesengruppe B nicht bestätigt wurde, lie-
gen einzelne Belege vor, die beispielsweise die Hinweise von Spitzer und Kollegen/-innen 
(Spitzer, Ulrich et al., 2007) zu negativen Auswirkungen nichtstrafrechtlicher Repressions-
maßnahmen stützen.  
Für die Gruppe der ehemaligen Inhaftierten gilt, wie die Ergebnisse belegen, dass sie in aller 
Regel nichtstrafrechtliche Maßnahmen erleben mussten und die Auswirkungen von straf-
rechtlichen und nichtstrafrechtlichen Maßnahmen schwerlich zu trennen sind. Hier ist eher 
von einer kumulativen Traumatisierung bzw. Belastung auszugehen, die auch eine mögliche 
Erklärung für die hohen Raten psychischer Störungen in der Gruppe ehemaliger politisch 
Inhaftierter der DDR ist (Brewin et al., 2000; Steel et al., 2009).  
 
Einschränkungen 
Einschränkend ist anzunehmen, dass die Erhebung potenziell traumatischer Stressoren so 
wie nichtstrafrechtlicher Repressionsmaßnahmen in der vorliegenden Untersuchung nicht 
spezifisch genug war, um Unterschiede in den psychischen Auswirkungen differenziert zu 




lebten Ereignisse hatten oder welche Empfindungen die Betroffenen mit ihnen verbanden. 
So wurde für die vielfach berichteten Hausdurchsuchungen beispielsweise nicht erfasst, ob 
sie in An- oder Abwesenheit der Befragten geschahen und für die berichteten Repressions-
maßnahmen wurde nicht erfasst, ob die Betroffenen sie als solche wahrnahmen oder sie erst 
später, beispielsweise über das Lesen ihrer Stasi-Akten, dem MfS zuordneten. Für trauma-
tische Erlebnisse haben sich unter anderem in Abhängigkeit von peritraumatischen Aspekten 
wie der Schwere des Ereignisses oder der unmittelbaren Reaktionen Unterschiede in der 
Schwere der Folgen gezeigt (s. z. B. Becker-Nehring et al., 2012; Ozer et al., 2003). Es ist 
anzunehmen, dass sich bei einer differenzierteren Erfassung der Hafterlebnisse und Repres-
sionsmaßnahmen Zusammenhänge zur psychischen Belastung der Befragten ergeben 
hätten.  
  
7.1.6 Sekundäre Traumatisierung   
 
PTBS der Indexperson und psychische Belastung der Angehörigen  
Um der Frage nach einer Belastung der Angehörigen durch die Traumatisierung der Index-
person nachzugehen, wurden Gruppenvergleiche sowie Korrelationen berechnet. Die PTBS 
der Indexperson war nur sehr gering mit Symptomen psychischer Störungen ihrer Part-
ner/-innen und Kinder verknüpft. Insgesamt wurde die Hypothese, dass Partner/-innen und 
Kinder ehemaliger politisch Inhaftierter in Abhängigkeit von deren PTBS stärker psychisch 
belastet sind, durch die vorliegenden Ergebnisse nicht eindeutig gestützt. Sekundäre Trau-
matisierung als negative Auswirkung der PTBS eines Familienmitglieds auf die psychische 
Gesundheit seiner Familienmitglieder, wie sie an anderer Stelle für Partner/-innen und Kinder 
belegt wurde, konnte hier somit nicht nachgewiesen werden (vgl. z. B. Calhoun et al. 2002; 
Dinshtein et al., 2011; Dirkzwager et al., 2005; Klarić et al., 2008; 2012).  
 
Einschränkend muss hier jedoch erneut auf methodische Schwächen der Arbeit verwiesen 
werden, insbesondere die geringe Stichprobengröße sowie die selbst-selektierte Stichprobe 
(für eine ausführliche Diskussion s. 7.3). Mit der gegebenen Anzahl an Teilnehmenden wur-
de beispielsweise für den Vergleich der PTBS-Symptome in Abhängigkeit vom PTBS-Status 
der Indexperson nur eine geschätzte Power von 0,3 (Partner/-innen) bzw. 0,5 (Kinder) 
erzielt.52 Für die Hypothese C1.1, den Vergleich der psychischen Belastung der Partner/-in-
nen auf Basis der PTBS der Indexpersonen, betrug die β-Fehlerwahrscheinlichkeit knapp 
0,75. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass unter den gegebenen Bedingungen ein Effekt 
mittlerer Größe nur mit einer Wahrscheinlichkeit von 25% aufgedeckt werden konnte.  
                                                 




Eine abschliessende zufriedenstellende Beantwortung der Forschungsfrage ist auf Basis der 
vorliegenden Daten kaum möglich.  
 
Dem explorativen Charakter der Untersuchung angemessen, kann hier konstatiert werden, 
dass im Gruppenvergleich Hinweise auf einen Zusammenhang zwischen der PTBS der In-
dexpersonen und einer erhöhten psychischen Belastung der Partner/-innen und Kinder be-
stehen blieben, denen in nachfolgenden Studien nachgegangen werden sollte.  
Zum einen ergaben sich für beide Gruppen Hinweise auf einen Zusammenhang zwischen 
der PTBS-Diagnose mit dem ²-Test. Hier hatten Partner/-innen und Kinder überzufällig häu-
fig eine PTBS, wenn die verwandte Indexperson eine PTBS aufwies. In der Gruppe der Part-
ner/-innen nannte eine Person die Berichte über die politische Haft als Auslöser für ihre 
PTBS. Sie nahm jedoch ohne die Indexperson teil, so dass kein Zusammenhang zu deren 
PTBS hergestellt werden konnte.  
Zum anderen berichteten die Partner/-innen und Kinder fast durchweg stärkere Symptome 
psychischer Störungen in Abhängigkeit von einer PTBS der Indexpersonen, die im Falle de-
pressiver Symptome (Partner/-innen), Symptomen des Misstrauens sowie der subjektiven 
psychischen Belastung durch die politische Haft (Nachkommen) statistische Signifikanz er-
reichten. Die geschätzten Effektstärken lagen in beiden Gruppen in der Mehrzahl der Fälle 
zumindest im nach Cohen (1988) genannten und als Konvention vielzitierten mittleren Be-
reich. Zusammen mit den oben genannten methodischen Einschränkungen ergeben sich 
also durchaus Hinweise auf eine höhere psychische Belastung in Abhängigkeit von der 
PTBS der Indexpersonen.  
 
Partner/-innen von Indexpersonen mit PTBS (Hypothesengruppe C) 
Knapp die Hälfte der Partner/-innen der hier befragten Indexpersonen mit PTBS lag über 
dem verwendeten Cutoff-Wert für depressive Symptome (Hardt et al., 2006). Depressive 
Symptome, wie sie vorliegend erhoben wurden, wurden von Hardt und Kollegen (2004; 
S. 216) als Indikator „existenziell bedrohende[r] Gedanken“ beschrieben. Für Partner/-innen 
traumatisierter Personen wurden verschiedentlich erhöhte depressive Symptome in Ab-
hängigkeit von der PTBS der Indexperson berichtet (z. B. Klarić et al., 2012; Manguno-Mire 
et al., 2007; Solomon et al., 1992). Auch ergaben sich unter Verwendung der SCL-90 signi-
fikant erhöhte generelle Symptombelastungen (Calhoun et al., 2002; Dekel, 2007, Solomon 
et al., 1992). Als Erklärungsversuche für eine solche erhöhte Belastung wurden unter ande-
rem die Sorge um die Indexperson sowie die Notwendigkeit zur wechselnden Rollenüber-
nahme aufgrund ihrer psychischen Belastung genannt (Dekel, Goldblatt et al., 2005; Dekel, 
Solomon & Bleich, 2005). Zudem könnten existenziell bedrohende Gedanken durch die Iden-




Annähernde Signifikanz erreichte die höhere Einschätzung der insgesamten eigenen psy-
chischen Belastung durch die politische Haft bei Vorliegen einer PTBS der Indexperson. In 
der korrelativen Analyse ergaben sich hier zwischen allen Symptombereichen der PTBS der 
Indexperson und der subjektiven insgesamten psychischen Belastung durch die politische 
Haft bei den Partner/-innen geringe, jedoch signifikante Korrelationen. Offenbar wurde der 
politischen Haft ein höherer belastender Einfluss zugeschrieben, wenn höhere Symptome 
der PTBS beim Partner bzw. bei der Partnerin wahrgenommen wurden. Dies galt in ver-
gleichsweise etwas höherem Maß besonders für die Symptome der Übererregung. Inhaltlich 
ist der Zusammenhang zwischen Übererregungssymptomen des Partners / der Partnerin 
und eigener Belastung sehr plausibel, da Übererregungssymptome wie Schlafstörungen, 
Nervosität oder Reizbarkeit die partnerschaftliche Beziehungsqualität stark beeinflussen 
können (Erbes et al., 2011). Solomon, Dekel und Zerach (2008) berichteten aus ihrer Unter-
suchung von Kriegsveteranen, dass Symptome der Übererregung zu höherer verbaler Ag-
gressivität führten und diese wiederum mit geringerer empfundener partnerschaftlicher Nähe 
assoziiert war. Die vorliegend befragten Partner/-innen schrieben ihre psychische Belastung 
der politischen Haft zu. Sie konnten die Symptome der Übererregung der Indexpersonen 
also scheinbar der politischen Haft zuordnen, und nahmen sie nicht als unerklärliche Symp-
tome wahr, was sie möglicherweise vor negativen psychischen Folgen im Sinne psychischer 
Störungen schützte und die Beziehung aufrechterhielt bzw. –erhält (Renshaw, Allen, Carter, 
Markman & Stanley, 2013; Renshaw & Campbell, 2011).  
Korrelativ ergab sich zudem ein schwacher Zusammenhang zwischen vegetativen Sympto-
men der Partner/-innen mit Symptomen posttraumatischen Vermeidungsverhaltens bzw. der 
PTBS bei den Indexpersonen. Vegetative Symptome, wie sie hier erfasst wurden, umfassten 
beispielsweise Schwindelgefühle, Übelkeit und Schwierigkeiten beim Atmen (s. Hardt & Ger-
bershagen, 2001). In der Forschung zu Auswirkungen der PTBS auf Paarbeziehungen wur-
de das Symptomcluster der Vermeidung, und darin insbesondere die Symptome emotionaler 
Taubheit, vielfach als besonders schädlich für die Beziehungsqualität beschrieben (Campbell 
& Renshaw, 2013; Erbes et al., 2011; Monson et al., 2009; Riggs et al., 1998). Vermeidungs-
symptome, so die Autoren/-innen, würden eher der Person als dem Ereignis zugeschrieben, 
also unspezifischer wahrgenommen und dadurch potenziell sehr belastend für die Partner-
schaft. Da jedoch lediglich mit einem Symptombereich Zusammenhänge auftraten, sei diese 
Interpretation mit größter Vorsicht zu betrachten.  
 
Kinder von Indexpersonen mit PTBS (Hypothesengruppe C) 
In der Gruppe der Nachkommen war eine elterliche PTBS mit stärkerer subjektiver psychi-
scher Belastung durch die politische Haft assoziiert. Auf der Ebene korrelativer Zusammen-




ter der elterlichen Vermeidungssymptome – je höher die Vermeidungssymptome der Index-
person, desto stärker die psychische Belastung durch die politische Haft in der Wahrneh-
mung ihrer Nachkommen. Auch für die Beziehung zwischen traumatisierten Eltern und ihren 
Kindern haben Vermeidungssymptome offenbar eine besondere Relevanz, ebenfalls insbe-
sondere die Symptome emotionaler Taubheit (Ruscio, Weathers, King & King, 2002). Bisher 
wurde dies jedoch meines Wissens nicht aus Sicht der Kinder untersucht.  
Yehuda, Schmeidler, Giller, Siever und Binder-Brynes (1998) berichteten aus einer ebenfalls 
sehr kleinen Stichprobe von Nachkommen Holocaust-Überlebender übereinstimmend einen 
Zusammenhang zwischen der PTBS-Diagnose der Eltern und Kinder. Dort waren zudem, im 
Gegensatz zu den vorliegenden Ergebnissen, die intrusiven PTBS-Symptome zwischen El-
ternteil und Kind signifikant assoziiert.  
Ein weiterer Befund waren die signifikant erhöhten Gefühle des Misstrauens gegenüber an-
deren Menschen bei den befragten Nachkommen, deren Eltern eine PTBS aufwiesen. Diese 
Skala umfasst laut Hardt und Kollegen (2004, S. 216) Gefühle von „Argwohn und Vorsicht 
gegenüber anderen Menschen“. Auf korrelativer Ebene traten hier keine Zusammenhänge 
auf. Die berichteten Gefühle gegenüber anderen Menschen sind möglicherweise eher ein 
Ausdruck übernommener Einstellungen und nicht so sehr als Symptome psychischer Stö-
rungen zu interpretieren (s. u.). Das Miterleben der elterlichen Beeinträchtigung durch die 
PTBS in Folge der Haft könnte zur Entwicklung einer eher misstrauischen oder vorsichtigen 
Haltung gegenüber anderen Menschen geführt haben. Hier bestehen Anschlussmöglich-
keiten an psychoanalytische Theorien und Theorien zur Veränderung kognitiver Schemata 
bei PTBS (s. 3.2.1; z. B. Bohleber, 2011; Erdheim, 2006; Ehlers & Clark, 2000; Janoff-
Bulman, 1989).  
 
Symptome anderer psychischer Störungen und psychische Belastung der 
Angehörigen (Hypothesengruppe C) 
Neben den Auswirkungen der PTBS der Indexperson auf die individuelle psychische Ge-
sundheit der Partner/-innen und Kinder sollte geprüft werden, in welchem Zusammenhang 
Symptome anderer psychischer Störungen der Indexperson mit denen ihrer Angehörigen 
standen. Zum einen führen potenziell traumatische Erlebnisse zu erhöhten Prävalenzen 
auch anderer psychischer Störungen als der PTBS bei den Betroffenen, so dass ein etwaiger 
Einfluss auch dort geprüft werden sollte. Zudem kann über einen Vergleich die Spezifität der 
sekundären Traumatisierung, also ihre Beschränkung auf die PTBS der Indexperson, erkun-
det werden.  
Zwischen den Symptomen psychischer Störungen der Indexpersonen und den Symptomen 
psychischer Störungen ihrer Partner/-innen ergaben sich nur wenige und durchweg geringe 




scher Störungen beider Partner/-innen war signifikant positiv assoziiert, ebenso wie ihre Be-
lastung durch Symptome der Depressivität und vegetative Symptome. Hypothesenkonform 
berichteten Befragte also eine höhere psychische Belastung, wenn ihre Partner/-innen eine 
höhere psychische Belastung berichteten. Dies galt in der vorliegenden Befragung beson-
ders für Symptome aus dem Spektrum affektiver Störungen, ein Befund, der bereits in ande-
ren Untersuchungen belegt wurde (s. z. B. Dent et al., 1998; Shanfield, Heimann, Cope & 
Jones, 1979). Lev-Wiesel und Amir (2001) berichteten aus ihrer Befragung von Überleben-
den des Holocaust und ihren Partnern/-innen geringere bis vergleichbar geringe Korrelatio-
nen zwischen verschiedenen Symptombereichen, hier allerdings zwischen Skalen der SCL-
90, aus der die Items der SCL-27 entnommen sind (vgl. Hardt et al., 2006). Die Autoren/-in-
nen wiesen auf die negativen Auswirkungen „paranoider“ Symptome der Indexpersonen auf 
die untersuchten Partnerinnen hin. Hier besteht ein Anknüpfungspunkt zu den durch die 
SCL-27 gemessenen Symptome des Misstrauens, auf die im nächsten Abschnitt ausführ-
licher eingegangen wird.   
Inwieweit in Bezug auf die hier diskutierten Zusammenhänge von sekundärer Traumatisie-
rung gesprochen werden kann, ist jedoch fraglich. Beispielswiese liegt auch eine Studie zu 
Schmerzpatienten/-innen und ihren Partnern/-innen vor, die geringe, aber signifikante Kor-
relationen zwischen den erhobenen Symptombereichen (SCL-90) ergab (Shanfield et al., 
1979). 
Mit der Einschätzung der insgesamten psychischen Belastung durch die politische Haft auf 
der visuellen Analogskala in der Gruppe der Partner/-innen ergaben sich wiederum signifi-
kante geringe Zusammenhänge zu verschiedenen Symptombereichen der Indexpersonen. 
Hier waren höhere allgemeine Belastung durch Symptome psychischer Störungen sowie 
Symptome aus dem Bereich der Angststörungen und vegetative Symptome mit stärkerer 
eigener psychischer Belastung durch die Haft in der Einschätzung der Partner/-innen ver-
knüpft. Der Argumentationslinie folgend, dass einzelne wahrgenommene Symptombereiche 
der PTBS von den Partnern/-innen external attribuiert werden können und somit zu einer hö-
her eingeschätzten Belastung durch die Haft (nicht durch die Symptome der Indexperson) 
führen, könnten auch Symptome der sozialen Phobie und der Agoraphobie als mit der Haft in 
Zusammenhang stehend wahrgenommen werden und sich somit weniger auf die psychische 
Gesundheit niederschlagen.  
 
Zwischen den Symptomen der Indexpersonen und ihrer Kinder ergaben sich ebenfalls nur 
wenige und durchweg geringe Korrelationen in die erwartete Richtung. Hier waren auf Seiten 
der Nachkommen vor allem Symptome depressiver Störungen und des Misstrauens gegenü-
ber anderen Menschen positiv mit Symptomen psychischer Störungen ihrer Eltern assoziiert, 




tion die vegetative Symptombelastung. Auch zum Zusammenhang zwischen Depressionen 
bei Eltern und Kindern existiert eine Reihe von Studien, die eine erhöhte Psychopathologie 
bei elterlicher Depression für ihre Nachkommen belegen (s. z. B. Lieb, Isensee, Höfler, 
Pfister & Wittchen, 2002; Ulrich et al., 2011; Weissman et al., 2006). Jedoch ist neben der 
Einschränkung, dass der verwendete Fragebogen keine Diagnose depressiver Störungen er-
laubt, anzumerken, dass die Zusammenhänge in der vorliegenden Untersuchung sehr gering 
bis gering waren und möglicherweise nicht spezifisch für die Gruppe ehemaliger politisch 
Inhaftierter und ihrer Angehörigen sind.  
Die zahlreichsten Zusammenhänge in mittlerer Höhe ergaben sich für Symptome des Miss-
trauens der Indexpersonen mit Symptomen psychischer Belastung ihrer Kinder. Es ist nahe-
liegend, dass die Stärke von „Argwohn und Unsicherheit“ (Hardt et al., 2006; S. 277) im Um-
gang mit anderen Menschen, wie sie durch diese Skala gemessen wird, in negativer Bezie-
hung mit dem Wohlbefinden von Familienmitgliedern steht. Dennoch erscheint die hohe Aus-
prägung auf dieser Skala in Verbindung mit dem Erleben politischer Verfolgung, Inhaftierung 
und Repression von besonderer Relevanz, die bisher nach meiner Kenntnis in Bezug auf 
Angehörige noch nicht eingehend untersucht wurde. Das Gefühl, anderen nicht trauen zu 
können, nicht anerkannt zu sein und Einstellungen zu haben, „die andere mit ihnen nicht 
teilen“ (aus der betreffenden Skala der SCL-27, zitiert nach Hardt et al., 2006; S. 279) resul-
tierte möglicherweise unmittelbar aus den Erfahrungen politischer Haft und war auch bei den 
befragten Partnern/-innen und Nachkommen im Vergleich zu Repräsentativdaten signifikant 
erhöht. Denkbar ist, dass in Familien ehemaliger politisch Inhaftierter Gefühle des Misstrau-
ens und der Vorsicht gegenüber anderen transportiert wurden, wie es für Familien von Über-
lebenden der Shoah berichtet wurde (Rowland-Klein & Dunlop, 1998, s. a. Nagata, 1990). Im 
Kontext der DDR, der geschehenen alltäglichen umfassenden Überwachung und Repres-
sion, erscheinen Gefühle von Misstrauen gegenüber anderen Menschen überaus angemes-
sen (Morawe, 2000; Pross, 1995). Umso mehr gilt dies für Familien, die politischen Repres-
sionsmaßnahmen ausgesetzt waren. Zusätzlich zu den mit einer PTBS einhergehenden 
möglichen Einstellungsveränderungen ist bei der Gruppe ehemaliger politisch Inhaftierter zu 
bedenken, dass viele von ihnen vermutlich bereits vor der Haft kritisch oder misstrauisch ge-
genüber der DDR und ihren Repräsentanten/-innen eingestellt waren. Für politische Aktivis-
ten/-innen wurde auch an anderer Stelle ein erhöhtes Empfinden von Misstrauen, Gefahr 
und Ungerechtigkeit berichtet (Başoğlu et al., 1996). Diese kritischen Einstellungen können 
im Kontext politischer Verfolgung vor Situationen schützen, in denen es zu potenziell trauma-
tisierenden Erfahrungen kommt und wurden zudem als Schutzfaktoren in Bezug auf die 
PTBS diskutiert (z. B. Başoğlu et al., 1997). Die Weitergabe „vorsichtiger“ Verhaltensweisen, 
beispielsweise in Bezug auf das Preisgeben politischer Einstellungen wurde bereits verschie-




1996). Sie war vermutlich ein bewusst wie unbewusst ablaufender Prozess der Sozialisation 
zwischen vielen Eltern und Kindern in der DDR. Die erhöhten Gefühle des Misstrauens ge-
genüber anderen Menschen sind möglicherweise ein Resultat aus dieser Sozialisation.  
 
PTBS und Einschätzung der Familienbeziehungen (Hypothesengruppe C) 
Auf Basis vorliegender theoretischer Modelle und empirischer Befunde wurde eine signifikant 
geringere Funktionalität für die Familien angenommen, in denen die Indexperson eine PTBS 
aufwies. Diese Annahme konnte jedoch nur für die Gruppe der ehemaligen Inhaftierten und 
auch dort nicht für alle Bereiche familiärer Funktionalität bestätigt werden. Auf korrelativer 
Ebene ergaben sich nur geringe Zusammenhänge auf vorwiegend niedrigem Signifikanzni-
veau.  
Für die Partner/-innen ergab sich lediglich eine geringere wahrgenommene Funktionalität der 
Familienbeziehungen bei vorliegender PTBS der Indexperson. Zudem wurde ein geringer 
positiver Zusammenhang zwischen stärkerer Bewertung der negativen Auswirkungen der 
Haft auf die Familienbeziehungen durch die Partner/-innen und der Stärke der Vermeidungs-
symptome der Indexpersonen gefunden.  
Für die Gruppe der Nachkommen ergaben sich tendenziell negativere Bewertungen der in-
nerfamiliären Kommunikation sowie der Belastung der Familienbeziehungen durch die Haft 
bei elterlicher PTBS, die jedoch keine statistische Signifikanz erreichten. Zudem lagen keine 
korrelativen Zusammenhänge zwischen der psychischen Belastung der Eltern und der 
Einschätzung der Familienbeziehungen durch ihre Kinder vor.  
 
PTBS und Familienbeziehungen in der Gruppe der Indexpersonen 
Die ehemaligen politisch Inhaftierten bewerteten die Funktionalität ihrer Familienbeziehun-
gen sowie die innerfamiliäre Kommunikation signifikant negativer, wenn sie zum Zeitpunkt 
der Teilnahme eine PTBS aufwiesen. Sie nahmen in diesem Fall zudem eine signifikant stär-
kere Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft an. Diese Befunde decken 
sich mit einer Reihe von Ergebnissen zu Beeinträchtigungen der Familienfunktionen bei 
PTBS (s. z. B. Davidson & Mellor, 2001; Gold et al., 2007; Lauterbach et al., 2007; Samper 
et al., 2004; Zerach et al., 2013). Häufig wurden sie als Ausdruck sekundärer Traumatisie-
rung bewertet. Umgekehrt wurde nachgewiesen, dass positive soziale Unterstützung und 
positive Kommunikation eher zu eine Abnahme der PTBS-Symptomatik führen (s. z. B. 
Becker-Nehring et al., 2012; Brewin et al., 2000; Hoge et al., 2007; Wright et al., 2013). Auch 
in diese Richtung sind die Ergebnisse zu interpretieren: dass Personen, die durch funktionale 
Familienbeziehungen Unterstützung finden, weniger PTBS-Symptome entwickeln oder diese 
sich seltener chronifizieren. Im Einklang damit steht das Ergebnis, dass die ehemaligen In-




nach der Haft beendet worden sei, die im Vergleich höchste Belastung durch alle Symptom-
cluster der PTBS aufwiesen (6.6.4). Die geringste Symptomstärke berichteten hingegen die 
Indexpersonen, die mit der gleichen Partnerin bzw. dem gleichen Partner zusammen waren 
wie zur Zeit ihrer politischen Haft. Möglich ist hier, ebenso wie in Bezug auf die berichteten 
Unterschiede in Abhängigkeit von einer PTBS einerseits die Interpretation, dass diejenigen, 
die sich noch in der gleichen Beziehung befanden wie zur Zeit ihrer politischen Haft ver-
gleichsweise weniger unter PTBS-Symptomen litten und so ihre Familienbeziehungen weni-
ger stark belastet wurden (vgl. Koenen et al., 2008). Andererseits wirkten funktionalere Fami-
lienbeziehungen möglicherweise der Entwicklung und Aufrechterhaltung einer PTBS entge-
gen. Längsschnittliche Untersuchungen haben belegt, dass sich die PTBS-Symptome und 
die Qualität der Paarbeziehung betroffener Personen wechselseitig beeinflussen (s. z. B. 
Evans, Cowlishaw, Forbes, Parslow & Lewis, 2010; Zerach et al., 2013).  
 
PTBS und Familienbeziehungen in der Gruppe der Partner/-innen 
Die befragten Partner/-innen von Indexpersonen mit PTBS schätzten die Funktionalität ihrer 
familiären Beziehungen hypothesenkonform schlechter ein als die Partner/-innen von Index-
personen ohne PTBS. Allerdings ergaben sich keine statistisch signifikanten Unterschiede 
hinsichtlich der anderen Dimensionen familiärer Beziehungen. Während hier also hinsichtlich 
der allgemeinen Funktionalität Ergebnisse anderer Studien bestätigt wurden (Lambert et al., 
2012; Taft et al., 2011), erwiesen sich die wahrgenommene Funktionalität der Kommunika-
tion sowie die subjektive Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft auf 
kategorialer Ebene nicht mit der PTBS der Indexperson verknüpft. Die innerfamiliäre Kohä-
sion und Flexibilität stand in keiner der drei Untersuchungsgruppen in signifikantem Zusam-
menhang mit der PTBS der Indexperson (für eine Diskussion s. u.). Für die hier befragten 
Partner/-innen gilt aufgrund der Ergebnisse dennoch, dass eine PTBS der Indexperson mit 
größerer wahrgenommener Dysfunktionalität der Familienbeziehungen einherging. Dies 
belegt eine geringere Funktionalität in Übereinstimmung mit der Wahrnehmung der Index-
personen.  
Auf korrelativer Ebene ergaben sich mit der PTBS der Indexpersonen lediglich zur subjekti-
ven Einschätzung der Belastung der Familienbeziehungen durch die politische Haft geringe 
signifikante Assoziationen und hier wiederum besonders für das Symptomcluster der Ver-
meidung (für eine Diskussion s. o., vgl. Campbell & Renshaw, 2013; Erbes et al., 2011; 
Klarić et al., 2011; Monson et al., 2009).  
 
PTBS und Familienbeziehungen in der Gruppe der Kinder  
In der Gruppe der befragten Nachkommen ergaben sich nahezu signifikante Unterschiede 




schätzung der Funktionalität der innerfamiliären Kommunikation in Abhängigkeit vom elter-
lichen PTBS-Status. In der Berechnung von Korrelationen ergaben sich hier keine Zusam-
menhänge.  
Hier konnte der in anderen Studien berichtete Zusammenhang zwischen einer elterlichen 
PTBS und negativer eingeschätzten Familienbeziehungen nicht bestätigt werden (vgl. 
Davidson & Mellor, 2001; Westerink & Giarratano, 1999; Yehuda, Halligan & Grossman, 
2001). Gerade in Bezug auf die Familienbeziehungen wurde in der Literatur häufig nicht auf 
Basis der elterlichen PTBS, sondern auf Basis ihrer potenziell traumatisierenden Erfahrun-
gen argumentiert (s. z. B. Bar-On et al., 1998; Gangi et al., 2009; Mazor & Tal, 1996). Das 
bedeutet, dass nach Meinung einiger Autoren/-innen nicht das Vorliegen einer PTBS, son-
dern bereits das Erleben der Verfolgung bzw. potenziell traumatisierender Erfahrungen zu 
Störungen in der Eltern-Kind-Beziehung führen. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass 
die hier befragten Nachkommen ehemaliger politisch Inhaftierter im Vergleich zu einer Kon-
trollgruppe dysfunktionalere Familienbeziehungen berichtet hätten (für eine Diskussion s. a. 
7.1.2).  
Zudem ist zu bedenken, dass die hier befragten „Kinder“ im Mittel 37 Jahre alt waren und 
zum großen Teil nicht mehr mit ihren Eltern in einem Haushalt lebten. Auf der Ebene der Be-
lastung waren sie den Symptomen psychischer Belastung ihrer Eltern somit weniger häufig 
und intensiv ausgesetzt als beispielsweise die befragten Partner/-innen. Auf methodischer 
Ebene sind die Fragebögen möglicherweise zur Befragung erwachsener Kinder weniger gut 
geeignet, da sie vielfach Interaktionen erfragen (s. a. 7.1.4).  
 
Einschränkungen  
Die Dimensionen der familiären Kohäsion und Flexibilität wiesen kaum Unterschiede oder 
Zusammenhänge zu Dimensionen psychischer Störungen auf. Dies könnte zum einen auf 
das Entwicklungsstadium der befragten Familien verweisen, die in der Mehrzahl erwachsene 
Kinder haben (s. o.). Zum anderen beschrieb Olson (2000) hohe Ausprägungen auf beiden 
Dimensionen vor allem für innerfamiliäre Prozesse, nicht so sehr für eine Status-Diagnostik, 
als bedeutend. Da die politische Haft bereits mehr als zwei Jahrzehnte zurücklag, und mit 
den Fragebögen lediglich ein einzelner Zeitpunkt erfasst wurde, sind Kohäsion und 
Flexibilität vielleicht in der erhobenen Form nicht mit den erfahrenen Stressoren sowie der 
darauf zurückzuführenden PTBS der Indexperson verbunden. Zur Höhe der Belastung durch 
Symptome anderer psychischer Störungen ergaben sich zumindest in den Gruppen der 
Indexpersonen und Partner/-innen sehr geringe bis geringe Zusammenhänge zur berichteten 




Weiterhin waren die verwendeten Skalen möglicherweise nicht zur Erfassung der Dimensio-
nen geeignet. Sie wurden bereits verschiedentlich kritisiert und modifiziert (Olson, 2000; 
Thomas & Olson, 1994), besonders aber sind sie in ihrer deutschen Fassung nicht validiert.  
 
Fazit 
Zusammenfassend ließ sich die Annahme, dass eine PTBS zu einer Beeinträchtigung der 
Familienbeziehungen führt, auf Basis der Ergebnisse nicht verallgemeinernd bestätigen. 
Während die ehemaligen Inhaftierten mit einer PTBS ihre Familienbeziehungen negativer 
einschätzten, traf dies auf ihre Partner/-innen in geringerem Maße und auf ihre Kinder nicht 
zu. Die Ergebnisse legen somit nahe, dass die vielfach berichteten negativen Auswirkungen 
der PTBS auf die Familienbeziehungen nach Einschätzung der nicht primär traumatisierten 
Angehörigen nicht oder nur gering vorliegen. Zur Analyse der Prozesse sekundärer Trauma-
tisierung ist die Auswertung von Informationen zu den Familienbeziehungen über die primär 
traumatisierten Personen möglicherweise nicht ausreichend. Die Einschätzungen der Fami-
lienbeziehungen beschreiben diese möglicherweise nicht über die subjektive Wahrnehmung 
der befragten Person hinaus, so dass fraglich ist, was mit dieser Dimension gemessen wird 
(s. u.).  
 
Symptome anderer psychischer Störungen und Einschätzung der 
Familienbeziehungen (Hypothesengruppe C) 
Die Höhe der Belastung durch Symptome anderer psychischer Störungen war hypothesen-
konform, jedoch nur teilweise, in der Gruppe der Indexpersonen mit ihrer Einschätzung der 
Familienbeziehungen verknüpft.  
Je höher ihre psychische Belastung, desto größer schätzten die befragten ehemaligen Inhaf-
tierten den belastenden Einfluss der Haft auf die Familienbeziehungen sowie deren Dysfunk-
tionalität ein. Die globale psychische Belastung, die sich aus der Belastung in den verschie-
denen Symptombereichen ergibt, war in der Gruppe der Indexpersonen mit allen Bereichen 
familiärer Funktionalität sehr gering bis gering korreliert. Besonders die Höhe des Misstrau-
ens gegenüber anderen Menschen war mit der Funktionalität der Familienbeziehungen, der 
Kommunikation sowie der Kohäsion und Flexibilität assoziiert – je höher die Symptome des 
Misstrauens, desto dysfunktionaler wurden die Familienbeziehungen sowie die Kommunika-
tion und desto geringer wurden innerfamiliäre Kohäsion und Flexibilität von den Indexperso-
nen eingeschätzt.  
Stärkere depressive und dysthyme Symptome waren bei den Indexpersonen mit dysfunktio-
naler eingeschätzten Familienbeziehungen, innerfamiliärer Kommunikation und geringerer 
Kohäsion sowie höherer subjektiver Belastung der Familie durch die politische Haft assozi-




Sinne negativer eingeschätzter Familienbeziehungen bei stärkerer Belastung der Indexper-
son durch depressive / dysthyme Symptome. Depressive Symptome wurden in einer Reihe 
von Untersuchungen mit geringerer ehelicher und familiärer Zufriedenheit in Verbindung 
gebracht (s. z. B. Febres, Rossi, Gaudiano & Miller, 2011; Gagnon, Hersen, Kabacoff & van 
Hasselt, 1999; Renshaw, Blais & Smith, 2010). Febres und Kollegen/-innen (2011) berich-
teten vergleichbar geringe Korrelationskoeffizienten zwischen der Schwere depressiver 
Symptome und der generellen Familienfunktionalität und sahen dies als Beleg für geringere 
Familienfunktionalität an. Der Zusammenhang kann jedoch, wie oben bereits für den Zusam-
menhang zwischen psychischen Belastungssymptomen beider Partner/-innen, möglicherwei-
se nicht als spezifisch für sekundäre Traumatisierung angesehen werden. In einem engeren 
Verständnis sekundärer Traumatisierung sollte der Schwerpunkt auf die Untersuchung der 
Zusammenhänge mit der PTBS der Indexpersonen gelegt werden.  
Für die Gruppe der Kinder ergaben sich bezüglich ihrer Einschätzung der Familienbeziehun-
gen und der Symptome psychischer Störungen der Indexperson keine Zusammenhänge.  
 
7.1.7 Traumatisierung und Kommunikation über die Haft  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft und psychische Belastung  
Um den Zusammenhang zwischen der innerfamiliären Kommunikation über die politische 
Haft und der Belastung auf der Individualebene zu prüfen, wurden Gruppenvergleiche in-
nerhalb der drei Untersuchungsgruppen durchgeführt. Die Annahme, dass sehr seltene und 
sehr häufige Gespräche über die politische Haft innerhalb der Familie für alle Mitglieder mit 
im Vergleich zu moderat häufigen Gesprächen stärkerer psychischer Belastung verknüpft 
sei, konnte lediglich für die Gruppe der Nachkommen, und auch hier nur partiell, bestätigt 
werden. In der Gruppe der ehemaligen politisch Inhaftierten ergaben sich die vergleichswei-
se höchsten Symptome psychischer Störungen für die Personen, die seltene Gespräche 
über die politische Haft angaben. Dieses Muster wurde jedoch nur für die erfragten zurück-
liegenden Zeiträume, also die Zeit vor 1989 sowie 1989-1999 statistisch signifikant, nicht für 
Gespräche in der Gegenwart.  
 
Im Hinblick auf die Zeit vor 1989 und 1989-1999 reihen sich die Ergebnisse für die Gruppe 
der ehemaligen politisch Inhaftierten damit in eine Reihe von Studien ein, die eine entlasten-
de Wirkung von Kommunikation über traumatische Erlebnisse belegen (s. z. B. Balderrama-
Durbin et al., 2013; Bolton et al., 2003). Die Indexpersonen, die rückblickend die seltensten 
Gespräche über die politische Haft in ihren Familien in der Zeit bis 1999 berichteten, wiesen 
die vergleichsweise höchsten Werte von Symptomen der PTBS und anderer psychischer 




chischer Belastung verknüpft, wie es für den im Rahmen posttraumatischer Belastung auftre-
tenden Drang, über die traumatischen Erfahrungen zu berichten, anzunehmen gewesen wä-
re (vgl. Müller et al., 2000; Pielmaier & Maercker, 2011). Interessanterweise ergaben sich für 
die Einschätzung der Kommunikationshäufigkeit zum Zeitpunkt der Befragung („heute“) kei-
ne Zusammenhänge zur Höhe der Symptome psychischer Störungen. Möglicherweise, wie 
die vorhergehende Analyse der Gesprächshäufigkeiten zeigte (s. 7.1.2), haben die Gesprä-
che über die politische Haft generell abgenommen und sind gegenwärtig nicht mehr so stark 
mit der psychischen Belastung verknüpft wie in der Vergangenheit. Zudem sind in der Grup-
pe derjenigen, die eine geringe bis gar keine Kommunikation berichteten, vielleicht sowohl 
die Personen, die aufgrund ihrer starken psychischen Belastung nicht über ihre Erlebnisse 
sprechen wollen als auch diejenigen, die die Haft bereits ausführlich besprochen haben und 
aufgrund dessen geringeren Drang zum Erzählen verspüren, enthalten.  
In einer explorativen detaillierteren Prüfung der Daten zeigte sich, dass die sehr kleine Grup-
pe derjenigen, die für die gegenwärtige Zeit keinerlei Kommunikation über die Haft angaben 
(n=5) eine im Vergleich zu allen anderen Kommunikations-Gruppen signifikant erhöhte psy-
chische Belastung aufwies. Für die Beschreibung der gegenwärtigen Kommunikation war die 
Zusammenfassung der Kategorien also möglicherweise nicht differenziert genug.  
 
In der Gruppe der Partner/-innen ergaben sich aufgrund der geringen Größe der Stichprobe 
sehr kleine Untergruppen, so dass die Ergebnisse hier nicht diskutiert werden. Der Zusam-
menhang zwischen Gesprächen über die Traumatisierung der Indexperson und Symptomen 
psychischer Belastung bei den Partnern/-innen wurde bisher nur selten untersucht. Campbell 
und Renshaw (2012) und Lev-Wiesel und Amir (2001) berichteten, dass häufige Gespräche 
über das Trauma nur dann zu erhöhter psychischer Belastung bei den Partnern/-innen führ-
te, wenn die Indexperson eine PTBS aufwies. Aufgrund der geringen Stichprobengröße ist 
eine Prüfung dieser komplexen Verknüpfung in der vorliegenden Studie leider nicht möglich. 
Möglicherweise spielt sie aber auch für die hier befragten Partner und Partnerinnen eine 
Rolle.  
 
In der Gruppe der Kinder ließ sich partiell bestätigen, dass besonders seltene und besonders 
häufige Kommunikation über die politische Haft mit stärkerer psychischer Belastung assozi-
iert war. Interessanterweise waren die subjektive Belastung sowie die subjektive Bedeutsam-
keit der Haft für das eigene Leben besonders hoch in der Gruppe derjenigen, die häufige 
Gespräche angaben – während die psychische Belastung, wie sie durch die Fragebögen 
gemessen wurde, vergleichsweise besonders bei den gering Kommunizierenden am 
höchsten war. Es wurde in der Literatur zu transgenerationaler Traumatisierung häufig kons-




sierung in der Elterngeneration die Weitergabe an ihre Nachkommen fördere (s. z. B. Bar-
On, 1992; Kestenberg, 1998). Sorscher und Cohen (1997) berichteten aus mehreren Stu-
dien, dass nonverbale Kommunikation über traumatische Erfahrungen der Eltern die sekun-
däre Traumatisierung fördere, während direkte und affektive Kommunikation den inner-
familiären Umgang mit der Traumatisierung erleichtere. In neuerer Zeit fanden Wong und 
Gerras (2010) auf Basis ihrer Befragung 218 jugendlicher Kinder von US-Soldaten/-innen im 
Auslandseinsatz einen kurvilinearen Zusammenhang zwischen der Tiefe der Gespräche mit 
dem abwesenden Elternteil und der psychischen Belastung der Kinder. Dort war oberfläch-
liche Kommunikation ähnlich wie sehr tiefe Kommunikation mit stärkerer psychischer Belas-
tung verbunden, während eine berichtete mittlere Intensität der Gespräche mit der ver-
gleichsweise geringsten Belastung verbunden war. Die vorliegenden Ergebnisse zeigen für 
die Gruppen der Nachkommen, die geringe innerfamiliäre Kommunikation und häufige inner-
familiäre Kommunikation über die Haft berichteten, keinerlei signifikante Unterschiede hin-
sichtlich der Belastung durch Symptome der PTBS und anderer psychischer Störungen so-
wie der subjektiven Einschätzung der Belastung durch die politische Haft. Die vergleichswei-
se geringsten Symptome wurden von der Gruppe derjenigen angegeben, die eine moderate 
innerfamiliäre Kommunikation über die Haft berichteten. Hier waren also die Nachkommen 
am geringsten durch die erhobenen Symptome psychischer Störungen belastet, die gegen-
wärtig weder das Gefühl hatten, ständig oder häufig über die Erfahrungen ihrer Eltern oder 
die Erfahrungen der Familie zur Haftzeit, noch selten oder nie über diese Erfahrungen zu 
sprechen.  
Die oben erwähnte Tendenz zu höheren Werten der subjektiven Belastung und Bedeutsam-
keit bei häufigen Gesprächen im Vergleich zu höheren Werten von Symptomen psychischer 
Störungen bei seltenen Gesprächen kann als ein Hinweis auf verschiedene Reaktionen auf 
die Häufigkeit der Gespräche über die elterliche Traumatisierung verstanden werden. Auf 
einer bewussten Ebene fördert das häufige Sprechen also entweder die subjektive Belastung 
durch die Haft oder umgekehrt, suchen diese Nachkommen eher das Gespräch, um auch mit 
ihrer eigenen Belastung umzugehen. Dies könnte auch für die Symptome der Übererregung 
gelten, die signifikant höher sowohl in der Gruppe der häufig wie gering Kommunizierenden 
waren. Hingegen zeigten sich auf der Ebene allgemeiner psychischer Belastungssymptome 
die stärksten Symptome in der Gruppe derer, die eine geringe Frequenz von Gesprächen 
über die politische Haft berichteten. Dieses Muster kann, in Einklang mit bestehenden Theo-
rien und klinischen Beobachtungen als Ausdruck unbewusster Weitergabe der psychischen 
Belastung angesehen werden (s. Bergmann & Jucovy, 1998; Walter, Möller & Adam, 2000). 
Möglich ist auch, dass Nachkommen, die ohnehin psychisch belastet sind, potenziell belas-




Aspekte der Eltern-Kind-Beziehung für sowohl die geringe Kommunikation wie auch die 
psychische Belastung, verantwortlich sein.  
 
Innerfamiliäre Kommunikation über die politische Haft und Familienbeziehungen  
Wie in Bezug auf die psychische Belastung wurde auch für die Familienbeziehungen geprüft, 
ob ein Zusammenhang zur Häufigkeit der Gespräche über die politische Haft zu verschiede-
nen Zeiten bestand. Auch hier konnte das postulierte Muster, dass besonders seltene und 
besonders häufige Kommunikation mit dysfunktionaleren Familienbeziehungen zusammen-
hänge, nicht bestätigt werden.  
Analog zu den Zusammenhängen zwischen der Kommunikationshäufigkeit und der psychi-
schen Gesundheit ergaben sich für die ehemaligen Inhaftierten dysfunktionalere Familienbe-
ziehungen in der Gruppe derjenigen, die seltene Gespräche über die politische Haft inner-
halb ihrer Familien angaben. Diejenigen, die die häufigste Gesprächsfrequenz angaben, be-
richteten die funktionalsten Familienbeziehungen, die klarste und direkteste innerfamiliäre 
Kommunikation sowie die höchste Kohäsion und Flexibilität. Ähnlich wie für die Symptome 
psychischer Störungen blieb dieser Zusammenhang jedoch auf die Zeiträume bis 1999 be-
schränkt. Zusammenfassend lässt sich für die Gruppe der ehemaligen Inhaftierten sagen, 
dass ihre Belastung auch auf familiärer Ebene am höchsten war, wenn sie innerhalb der Fa-
milie selten oder nie über ihre politische Haft gesprochen haben. Vermutlich ist der Zusam-
menhang zwischen der Kommunikation und dieser Belastung bidirektional – starke Symp-
tome psychischer Belastung wie der PTBS können zu häufigerem Vermeiden des Sprechens 
über das Erlebte führen (Müller et al., 2000). Ebenso sind Aspekte der Beziehungsqualität 
wie Zufriedenheit und Commitment positiv mit dem Offenlegen („disclosure“) innerhalb dieser 
Beziehungen verknüpft (s. z. B. Sprecher & Hendrick, 2004). Dass gegenwärtig keine statis-
tisch signifikante Verbindung zwischen der Häufigkeit der Gespräche über die politische Haft 
und den Familienbeziehungen bestand, deckt sich mit den Ergebnissen zur psychischen Be-
lastung (s. o.). Auch hier gilt, dass häufige Gespräche ebenso wie seltene Gespräche über 
die Haft einerseits auf funktionale Familienbeziehungen zurückzuführen sein könnten, ande-
rerseits auf dysfunktionale Familienbeziehungen. Es liegt nahe, dass die empfundene Häu-
figkeit des Sprechens nicht die Art der Gespräche erfasst. Seltene Gespräche könnten bei-
spielsweise mit dysfunktionalen innerfamiliären Beziehungen zusammenhängen, in dem 
Sinne dass emotionale Inhalte nicht oder nur schwer besprochen werden können. Zum an-
deren könnte es, wie bereits oben besprochen, gegenwärtig zu einer geringeren Gesprächs-
häufigkeit kommen, gerade weil innerhalb der Familie das Erlebte ausführlich und „ausrei-
chend“ besprochen wurde. Zu guter Letzt gilt auch hier, dass die psychische Belastung der 
Befragten möglicherweise sowohl die Einschätzung der Familienbeziehungen wie die 




Für die Kinder ergaben sich in Bezug auf die Familienbeziehungen lediglich hinsichtlich der 
Zeit vor 1989 und für die Gegenwart Verbindungen zur Häufigkeit innerfamiliärer Gespräche 
über die politische Haft. Inhaltlich schlüssig ergab sich für beide Zeiträume, dass die Ein-
schätzung der innerfamiliären Kommunikationsfunktionalität in der Gruppe derjenigen, die 
die geringsten Gespräche berichteten, am negativsten ausfiel. Die Nachkommen bewerteten 
in diesem Fall die Gespräche als selten und die Kommunikation als eher diffus und indirekt. 
Hier ist von Familien auszugehen, in denen die Kommunikation allgemein nicht gut funktio-
nierte und somit auch Gespräche über die Haft selten oder gar nicht stattfanden.  
Für die Zeit vor 1989 schätzten diejenigen, die die seltensten Gespräche erinnerten, zudem 
die Kohäsion signifikant geringer ein als die übrigen befragten Kinder. Dass in Familien, die 
wenig Nähe zueinander aufwiesen, weniger über potenziell belastende Erfahrungen gespro-
chen wurde, ist ebenfalls plausibel. Für die anderen Zeiträume erreichte dieser weiterhin ten-
denziell vorhandene Unterschied jedoch keine statistische Signifikanz.  
Für die Zeit der Befragung ergab sich wiederum die höchste subjektive Belastung der Fami-
lienbeziehungen durch die politische Haft in der Gruppe derer, die die seltensten Gespräche 
angaben. Auch hier zeigten sich die tendenziell geringsten Belastungswerte in der Gruppe 
derer, die moderate Kommunikation berichteten. Dass eine hohe subjektive Belastung der 
Familienbeziehungen durch die Haft nicht mit häufigen Gesprächen assoziiert war, ist über-
raschend. Dieses Ergebnis deutet darauf hin, dass die befragten Kinder, die die Haft als 
größere Belastung für die Familienbeziehungen empfanden, das Sprechen darüber vermie-
den oder das Gefühl hatten, dass ihre Eltern es vermieden, darüber zu sprechen. Möglicher-
weise wurde die subjektive Belastung durch das Schweigen über die Haft verstärkt. Hier er-
gibt sich wiederum ein Kontrast zur subjektiven psychischen Belastung durch die Haft und 
zur subjektiven Bedeutsamkeit, die besonders mit häufigem Sprechen über die Haft ver-
knüpft war (s. o.). Diese Ergebnisse deuten auf komplexe Zusammenhänge zwischen der 
psychischen Belastung, der Einschätzung der Familienbeziehungen und der Kommunikation 
über die politische Haft hin. Das Thema der Kommunikation wurde in Bezug auf Eltern und 
Kinder im Rahmen sekundärer Traumatisierung bisher selten untersucht. Die Ergebnisse 
zeigen, dass dieses Feld sehr vielversprechend für weitere Untersuchungen ist.  
 
Einschränkungen  
Einschränkend muss gesagt werden, dass die Kommunikationshäufigkeiten für die Zeit vor 
und in den zehn Jahren nach 1989 retrospektiv erfasst wurden. Es ist nicht auszuschließen, 
dass die erinnerte Frequenz ein Effekt der gegenwärtigen psychischen Belastung und keine 
Abbildung der tatsächlichen Häufigkeiten ist. Andererseits sprechen die über die drei Grup-
pen vergleichbaren Kurven für eine zutreffende oder zumindest übereinstimmende Einschät-




hangs, also, ob die psychische Belastung die Kommunikation erschwert, oder ob das gerin-
gere Sprechen über die politische Haft die psychische Belastung langfristig verstärkt, und 
ebenso darüber, ob in weniger gut funktionierenden Familien weniger über die Haft gespro-
chen wurde oder ob umgekehrt die Gespräche über die politische Haft die Familienbeziehun-
gen stärkten, kann hier aufgrund des querschnittlichen Designs nicht abschließend befunden 
werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass sich Kommunikation, psychische Belastung 
und Funktionalität der Familienbeziehungen gegenseitig und wechselseitig beeinflussen.  
Weiterhin ist, ähnlich wie in Bezug auf die Familienbeziehungen, zu bemerken, dass nicht 
kontrolliert werden konnte, inwieweit es sich bei den Angaben um die tatsächliche oder die 
wahrgenommene Häufigkeit der Gespräche handelte. Hier treffen somit die gleichen Ein-
schränkungen zu: möglicherweise bedingen die gegenwärtigen Familienbeziehungen die 
retrospektive Einschätzung der innerfamiliären Kommunikation, so dass der statistische Zu-
sammenhang auf den gleichen Faktor zurückzuführen wäre. Nicht kontrolliert werden konnte, 
ob ein gemeinsamer dritter Faktor für die signifikanten Assoziationen ausschlaggebend war.  
Eine weitere Einschränkung in Bezug auf die Kommunikation ist, dass die emotionalen Re-
aktionen innerhalb der Gespräche nicht erfasst wurden. Mit der allgemeinen Bewertung der 
Gespräche, die die Befragten aller drei Gruppen vornehmen konnten, wurde versucht, auch 
„qualitative“ Merkmale zu erfassen. Diese erwiesen sich jedoch als zu wenig differenziert. 
Möglicherweise ist der für die Gruppe der Indexpersonen fehlende Zusammenhang zwischen 
gegenwärtiger Kommunikationsfrequenz und psychischer Gesundheit darauf zurückzufüh-
ren, dass auf die differenziertere Erfassung der Reaktionen und Emotionen auf Seiten der 
beteiligten Gesprächspartner/-innen verzichtet wurde. Für Indexpersonen wurde beispiels-
weise berichtet, dass nicht das Offenlegen traumatischer Erfahrungen allein, sondern beson-
ders die Reaktionen des Gegenübers auf diese Offenlegung ausschlaggebend für die positi-
ven bzw. negativen Effekte des Offenlegens seien (Bolton et al., 2003; s. a. Pielmaier & 
Maercker, 2011) und dass häufiges Sprechen nicht per se positiv sei, sondern häufig mit 
stärkerer psychischer Belastung einhergehe (Müller et al., 2000). Für die Angehörigen wurde 
negative Gesprächsführung wie beispielsweise verbale Aggressivität von Seiten der primär 
traumatisierten Person als psychisch belastend beschrieben (Solomon et al., 2008; vgl. dazu 
Schützwohl & Maercker, 2000) und für die partnerschaftliche Zufriedenheit erwies sich 
besonders das Offenlegen von Gefühlen zwischen den Partnern/-innen als zuträglich 
(Campbell & Renshaw, 2013).  
7.2 Weiterführende Diskussion 
 
Spezifische Aspekte in Bezug auf Partner/-innen und Kinder  
In der vorliegenden Arbeit wurde der Fokus auf Familien gelegt. Damit unterscheidet sie sich 




beziehung oder die Eltern-Kind-Beziehung untersuchten. Auch vorliegend konnte leider der 
Anspruch, die familiäre Ebene zu untersuchen, nicht vollständig umgesetzt werden, was ins-
besondere auf die Zusammensetzung und geringe Größe der Stichprobe zurückzuführen 
war (s. u.). Es ergeben sich dennoch Hinweise darauf, dass die Untersuchung mehrerer 
Familienmitglieder für die Untersuchung sekundärer Traumatisierung vielversprechend ist. 
Partner/-innen und Kinder scheinen nicht auf gleiche Weise auf die Symptome der Index-
person zu reagieren. Dies zeigt sich vor allem hinsichtlich der Einschätzung der Familienbe-
ziehungen, doch auch hinsichtlich der psychischen Belastung bleibt weiterhin zu prüfen, ob 
sich unterschiedliche Reaktionsmuster ergeben. Für die Gruppe der Partner/-innen zeigte 
sich tendenziell eine größere Nähe zu den ehemaligen Inhaftierten im Sinne eines stärkeren 
Einbezugs in die Erlebnisse der politischen Haft. Sie schätzten auch die Familienbeziehun-
gen bei einer PTBS der Indexperson weniger funktional ein, was bei den Kindern nicht der 
Fall war. Die Liebesbeziehungen sind vermutlich über eine längere Zeit die Beziehungen, in 
denen die potenziell traumatisierenden Erfahrungen intensiv miterlebt und besprochen wer-
den. Damit werden die Partner/-innen möglicherweise stärker und dauerhafter durch alltäg-
liche Interaktionen mit der Belastung der Indexpersonen konfrontiert als andere Personen, 
wie auch erwachsene Kinder. Es zeigte sich ein schwacher Zusammenhang zwischen der 
Belastung durch Symptome psychischer Störungen der beiden Partner/-innen. In Anbetracht 
der Ergebnisse anderer Studien ist dieser Zusammenhang jedoch nicht als repräsentativ für 
Paare von ehemaligen politisch Inhaftierten oder Paare, in denen sekundäre Traumatisie-
rung auftrat, zu sehen (vgl. z. B. Shanfield et al., 1979; Tambs, 1991). Die hier befragten 
Partner/-innen wiesen, ebenso wie die Indexpersonen, im Vergleich zur Repräsentativgruppe 
höhere Raten erlebter PTEs auf. Diese traten jedoch zum Teil vor Beginn der Partnerschaft 
auf. Die erhöhte Belastung in der Gruppe der Partner/-innen kann dementsprechend auch 
als Hinweis auf eine Partnerwahl gesehen werden, in der auf beiden Seiten eine ähnliche 
psychische Belastung oder Prädisposition besteht (s. dazu z. B. Czajkowski, Røysamb, 
Reichborn-Kjennerud & Tambs, 2010; Gerstorf, Windsor, Hoppmann & Butterworth, 2013). 
Für den Kontext der ehemaligen Inhaftierung in der DDR fanden sich möglicherweise auch 
häufig solche Paare zusammen, die oppositionell oder kritisch gegenüber der SED 
eingestellt waren und im Zusammenhang damit häufiger potenziell traumatisierenden 
Übergriffen ausgesetzt waren.  
 
Für die Gruppe der Nachkommen zeigten sich ebenfalls im Vergleich zur Vergleichsgruppe 
häufiger eigene PTEs. Es ist anzunehmen, dass die eigenen PTEs für die erhöhte Belastung 
durch Symptome psychischer Störungen zumindest mitverantwortlich waren. Dies zeigt sich 
auch im Vergleich der Subgruppen derer, die mindestens ein traumatisches Ereignis ange-




bei den befragten Nachkommen ehemaliger Inhaftierter fast gänzlich. Die hier befragten 
Nachkommen ehemaliger Inhaftierter erlebten signifikant häufiger gewalttätige Angriffe, 
sexuellen Missbrauch als Kind, Unfälle und Naturkatastrophen, waren häufiger Zeuge oder 
Zeugin traumatischer Erfahrungen anderer Personen und berichteten zudem signifikant häu-
figer andere traumatische Ereignisse. Zumindest teilweise könnte diese größere Häufigkeit 
auf die Zeit der elterlichen Haft zurückzuführen sein, doch die Datenlage lässt einen solchen 
Schluss nicht zweifelsfrei zu. Es wurde kontrovers diskutiert, ob es in den Familien traumati-
sierter Eltern häufiger zu aggressivem Verhalten und innerfamiliärer Gewalt komme (Dekel & 
Goldblatt, 2008; Galovski & Lyons, 2004). In der vorliegenden Befragung wurde Gewalt in 
der Herkunftsfamilie in zwei Fällen als belastendste Erfahrung geschildert. Hier sind jedoch 
weitere Untersuchungen angezeigt, um auf sichererer Datengrundlage Aussagen treffen zu 
können. Bei Nachkommen traumatisierter Personen wurde zudem eine erhöhte Vulnerabilität 
für die Entwicklung einer PTBS nach belastenden Erlebnissen konstatiert (s. z. B. Baider et 
al., 2000, 2006; Solomon et al., 1988; Yehuda, Schmeidler, Wainberg et al., 1998). Hier wur-
den genetische bzw. epigenetische Faktoren identifiziert, die die Vulnerabilität für die Ent-
wicklung einer PTBS erhöhen (s. z. B. Koenen, 2007; Yehuda & Bierer, 2008). Beide Mecha-
nismen, also sowohl die erhöhte Vulnerabilität wie auch die erhöhte Exposition kommen als 
Erklärung für die erhöhten Symptome psychischer Belastung bei den befragten Nachkom-
men ehemaliger politisch Inhaftierter in Betracht. Zudem sind hier, wie bereits verschiedent-
lich erwähnt, Aspekte der Erziehung bzw. innerfamiliären Interaktion von Interesse. Sowohl 
in Bezug auf die PTBS wie andere Angststörungen haben sich Zusammenhänge zwischen 
der elterlichen Symptomatik und der Interaktion mit ihrem Kind gezeigt (Murray et al., 2008; 
van Ee, Kleber & Mooren, 2012). Wie bereits oben für die Symptome des Misstrauens 
gegenüber anderen Menschen diskutiert, ist die Sozialisation für die Nachkommen 
traumatisierter Eltern in größerem Ausmaß als für die Gruppe der Partner/-innen ein 
relevanter Übertragungsmechanismus. In Bezug auf die erfassten Symptome psychischer 
Störungen, die nicht mit der elterlichen PTBS in Zusammenhang standen, ist jedoch die 
Spezifität der hier berechneten Korrelationen zu überprüfen, da sie sich möglicherweise nicht 
von der in anderen Zusammenhängen berichteten unterscheidet (s. z. B. Tambs, 1991). Ob 
es sich bei der sekundären Traumatisierung um Prozesse handelt, die sich von denen in 




Die weiblichen Inhaftierten bewerteten die Kommunikation über die politische Haft als belas-
tender, schätzten die Belastung ihrer Kinder höher ein und zeigten sich selbst in der Schwe-




von Ergebnissen zu einer höheren Vulnerabilität für PTBS bei Frauen im Vergleich zu Män-
nern eingeordnet werden (s. z. B. Kessler et al., 1995; Tolin & Foa, 2006). Eine höhere Be-
lastung weiblicher ehemaliger Inhaftierter aus SBZ und DDR berichteten auch Maercker und 
Schützwohl (1997). Hier ergab sich für mehr als die Hälfte der weiblichen Befragten eine 
PTBS-Diagnose, vorliegend ist diese Rate mit 39% geringer, während die Rate für die Män-
ner mit 25% annähernd mit der dort berichteten Rate von 26% übereinstimmt. In der vorlie-
genden Stichprobe wurden in Relation zur Gesamtstichprobe vergleichsweise viele ehema-
lige politisch inhaftierte Frauen befragt (vgl. Maercker & Schützwohl, 1997; Plogstedt, 2010; 
Weißflog, Klinitzke & Hinz, 2011), ein Umstand, der möglicherweise auf den Fokus der Stu-
die auf familiäre Auswirkungen zurückzuführen ist. Für Frauen wie für Männer ergaben sich 
möglicherweise unterschiedliche Arten potenziell traumatisierender Erlebnisse, wie die Nen-
nung von Erlebnissen im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Mutterschaft in der poli-
tischen Haft in vier Fällen nahelegt. Von PTBS betroffene Frauen und ihre Partner/-innen 
wurden bisher vergleichsweise selten hinsichtlich sekundärer Traumatisierung untersucht (s. 
z. B. Lambert et al., 2012; Monson, Taft & Fredman, 2009). Die vorliegende Untersuchung ist 
diesbezüglich keine Ausnahme. Die Gruppe der Partner/-innen bestand überwiegend aus 
Frauen so dass Geschlechtseffekte bezüglich sekundärer Traumatisierung in Partnerschaf-
ten hier nicht weiter untersucht wurden.  
Für Eltern-Kind-Beziehungen wurden Geschlechtseffekte hinsichtlich der Kommunikation, 
der psychischen Gesundheit und der Familienbeziehungen berichtet. Das mütterliche Trau-
ma, aber nicht das väterliche Trauma, war beispielsweise mit positiven und negativen As-
pekten innerfamiliärer Kommunikation darüber assoziiert (Sorscher & Cohen, 1997) und die 
Beziehung zur Mutter wurde als möglicher Schutzfaktor in der Vermittlung zwischen väterli-
chem Trauma und kindlicher sekundärer Traumatisierung geschildert (Dinshtein, Dekel & 
Polliack, 2011). Dekel und Goldblatt berichteten aus ihrer Übersichtsarbeit zu Eltern-Kind-
Beziehungen in Militär-Familien, dass sowohl das Geschlecht des betroffenen Elternteils wie 
des Kindes einbezogen werden müssten. Dies ist möglicherweise eine weitere Einschrän-
kung in Bezug auf die vorliegende Studie (s. u.). Ob sich Geschlechtseffekte für die Eltern-
Kind-Beziehung auch für Familien von ehemals politisch Inhaftierten der DDR ergeben 
würden, wäre aber ebenfalls an größeren und repräsentativen Stichproben zu prüfen.  
 
Resilienz und Ressourcen  
Wie in der Mehrzahl der Arbeiten zu Auswirkungen potenziell traumatisierender Erfahrungen 
wurde auch in der vorliegenden Arbeit der Fokus auf die Erforschung psychopathologischer 
Folgen für die betroffenen Familien gelegt. Es sei hier mit Nachdruck angemerkt, dass sich 




gaben – nicht nur in den Gruppen der Partner/-innen und Kinder, doch dort vergleichsweise 
häufiger als in der Gruppe der Indexpersonen.  
Sowohl auf der Individual- wie auf der Familienebene wurden also vermutlich protektive Fak-
toren wirksam (vgl. Nelson Goff & Smith, 2005). Auf ihre Analyse wurde, um den Umfang der 
Befragung nicht noch weiter auszudehnen, zunächst verzichtet. Die Verknüpfung zwischen 
positiven Familienbeziehungen und geringerer psychischer Belastung ist als Hinweis auf die 
Rolle der Familienbeziehungen als Ressource zu werten.  
Ähnlich wie oben für Partnerschaften diskutiert ist in Bezug auf Familien anzunehmen, dass 
die meisten der nach der politischen Haft entstandenen Familien die potenziell traumatisie-
renden Erfahrungen in die Familiengeschichte integrieren konnten. Dekel und Goldblatt 
(2008) betonten hingegen, dass Familien, die vor der traumatisierenden Erfahrung gemein-
same Zeit als Familie verbrachten, diese als Ressource im Umgang mit den Symptomen 
psychischer Belastung nutzen könnten. Es ergaben sich keine Unterschiede bezüglich der 
Bewertung der Familienbeziehungen, wenn Familien, die die Haft gemeinsam erlebten mit 
denen, die erst später entstanden, verglichen wurden. Es ist zwar anzunehmen, dass sich 
die familiäre Verarbeitung in Abhängigkeit von simultaner oder sekundärer Traumatisierung 
unterschied, doch war das „Ergebnis“, die derzeitige familiäre Funktionalität, nicht mehr zu 
unterscheiden.  
In Bezug auf die politische Haft und Verfolgung in der DDR erscheinen mir, auch aus den 
Gesprächen mit den ehemaligen Inhaftierten und ihren Familien, Dimensionen wie politi-
sches und gesellschaftliches Engagement und Wissen über geschichtliche Zusammenhänge 
relevante Dimensionen, die viele der Familien kennzeichnen. Die Untersuchung des Um-
gangs mit der politischen Haft und der Einbezug von Dimensionen wie beispielsweise des 
„posttraumatischen Wachstums“ (Tedeschi & Calhoun, 1995; 2004) wäre auch für die Fami-
lien ehemaliger politisch Inhaftierter wünschenswert (vgl. z. B. Dekel et al., 2011 für eine 




Im Verlaufe der Arbeit an der vorliegenden Untersuchung und der Interpretation der 
Ergebnisse ergaben sich einige Einschränkungen, die nachfolgend diskutiert werden.  
 
Auswahl der Stichprobe  
Bei der Interpretation der vorliegenden Ergebnisse muss bedacht werden, dass es sich um 
eine kleine, und möglicherweise nicht repräsentative Untersuchungsgruppe aus der Grund-
gesamtheit aller in der DDR politisch inhaftierten Personen und ihrer Familien handelt. Die 




den Studie eine Gruppe hoch gebildeter, gut ausgebildeter Personen erfasst wurde (vgl. 
Maercker & Schützwohl, 1997). Zudem wurden vor allem ehemalige Inhaftierte befragt, die 
die DDR verlassen wollten. Für einen großen Teil der Befragten traf denn auch zu, dass sie 
vor der deutschen Wiedervereinigung aus der DDR ausgereist waren. Verschiedene Studien 
legen nahe, dass der Wunsch nach Ausreise häufig und zeitweise der häufigste Auslöser für 
eine politische Haft war (Denis & Kuhn, 1996; Schröder & Wilke, 1998; Werkentin, 1998) – 
doch in Bezug auf beide Faktoren, den Bildungsstand sowie den Wunsch nach Ausreise, 
ebenso wie in Bezug auf eine Reihe anderer Faktoren, kann keine Aussage darüber getrof-
fen werden, wie repräsentativ die untersuchte Stichprobe diesbezüglich ist.  
Die geringe Größe der Stichproben, insbesondere der Stichprobe der Partner/-innen, ist eine 
weitere große Schwäche der vorliegenden Arbeit. Um möglichst viele Personen für eine Teil-
nahme zu gewinnen, war es nicht Bedingung, dass alle Familienmitglieder einen Fragebogen 
ausfüllten. Daraus resultierte ein heterogenes Sample hinsichtlich der Zielgröße „Familie“ – 
während in vielen Fällen nur eine Person pro Familie teilnahm, gab es andere Familien, in 
denen alle Mitglieder der untersuchten zwei Generationen einen Fragebogen ausfüllten. 
Viele Analysen waren deshalb aufgrund der resultierenden kleinen Untersuchungsgruppen 
nicht möglich. So stellt sich auch in Bezug auf die Gruppengröße die Frage nach der Verall-
gemeinerbarkeit der auf Grundlage der Ergebnisse getroffenen Aussagen. Die a priori be-
stimmte notwendige Stichprobengröße für eine gewünschte Power von 0,90 betrug zum 
Beispiel auch bei angenommener Normalverteilung für einen mittleren Effekt n=166 für die 
Gruppe der Partner/-innen (Berechnungen mit G*Power, s. z. B. Faul et al., 2009; Rasch et 
al. 2010). Es wurde dennoch entschieden, die Analysen unter den gegebenen Einschrän-
kungen als explorative Untersuchung durchzuführen.  
 
Die genannten Punkte sind insbesondere relevant, da die Erhebung psychischer Belastung 
und psychischer Störungen über Fragebogenverfahren in kleinen Stichproben, wie beispiels-
weise die Meta-Analyse von Steel und Kollegen/-innen (2009) zeigte, eher zu Überschätzun-
gen der Prävalenzraten führt. Auch die Meta-Analyse von van Ijzendoorn und Kollegen 
(2003) zu transgenerationaler Traumatisierung wies nach, dass sich die Nachkommen trau-
matisierter Eltern in klinischen Stichproben, nicht aber in repäsentativen bzw. Zufalls-Stich-
proben psychisch stärker belastet zeigten. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass besonders belastete Familien oder psychisch 
besonders belastete einzelne Mitglieder der Familien nicht an der vorliegenden Befragung 
teilgenommen haben (vgl. Mook et al., 1997). Die bei einer PTBS auftretenden Symptome 
der Vermeidung wurden beispielsweise als ein Hindernis für die Studienteilnahme diskutiert 
(s. z. B. Schützwohl & Maercker, 1997). Auf der anderen Seite wurden möglicherweise 




gleichsweise hohe Bedeutung hat. Dies gilt umso mehr, da die Familien auch über Betrof-
fenenverbände und Beratungsstellen gewonnen wurden (5.3.1). Eine Verzerrung der Ergeb-
nisse ist also sowohl in die Richtung einer Unterschätzung psychischer Belastung wie einer 
Überschätzung der Bedeutung politischer Haft für die Betroffenen denkbar (s. dazu auch 
Klinitzke et al., 2012; Maercker et al., 2013; Spitzer et al., 2007).  
 
Eine repräsentative Stichprobe aus der Gesamtgruppe der ehemaligen politisch Inhaftierten 
der DDR zu gewinnen, ist jedoch aus verschiedenen Gründen nahezu unmöglich. Es liegen 
keine Angaben über die Gesamtheit der ehemaligen Inhaftierten vor, über die zu einer reprä-
sentativen Auswahl von Personen gelangt werden könnte. Die teilnehmenden Familien wur-
den über verschiedene Wege rekrutiert, um die Selektivität der Stichprobe zu minimieren. Es 
wurden alle im Rahmen des Projekts gangbaren Anstrengungen unternommen, um so viele 
Familien und Familienmitglieder wie möglich zu gewinnen. Dennoch kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass die Angaben der Teilnehmenden nicht repräsentativ für die Gruppe der 
ehemaligen Inhaftierten und ihrer Partner/-innen und Kinder sind. Dies kann nur über weitere 
Untersuchungen mit größeren Stichproben überprüft werden.  
 
Verwendete Erhebungsinstrumente 
Zur Befragung der teilnehmenden Familien wurden selbst entwickelte Fragen in Kombination 
mit vorhandenen Fragebögen verwendet. Die selbst entwickelten Fragen bezogen sich auf 
die Erfassung der politischen Verfolgung und damit in Zusammenhang stehende potenzielle 
Stressoren, die Kommunikation über die politische Haft sowie die subjektive Auswirkung der 
politischen Haft auf die psychische Gesundheit, ihre Bedeutsamkeit und die Belastung der 
Familienbeziehungen durch die politische Haft. Für diese Maße, ebenso wie die verwende-
ten Fragebögen zu den Familienbeziehungen, wurden bisher keine formellen Validierungen 
und keine repräsentativen Befragungen in Deutschland durchgeführt.  
Für die selbst entwickelten Erhebungsinstrumente ergab sich im Prozess der Auswertung, 
dass einige Zielgrößen nicht zufriedenstellend durch sie abgebildet wurden. Beispielsweise 
konnte die Dauer der nichtstrafrechtlichen Repressionsmaßnahmen nicht hinreichend erfasst 
werden, da eine Vielzahl von erlebten Maßnahmen angegeben wurde und die Zeitpunkte 
und -räume zu unstrukturiert erfragt wurden, so dass eine Auswertung kaum möglich war. 
Zum anderen wurden zwar einige potenzielle Stressoren erfragt, doch ist kaum abzuschät-
zen, ob sie das Spektrum der Stressoren, die die Familien politisch Inhaftierter erlebten, hin-
reichend abbildeten. Hier wären, da dieses Feld bisher kaum empirisch aus der Sicht der An-
gehörigen erforscht wurde, qualitative bzw. rekonstruktive Forschungsmethoden eine gute 
Möglichkeit, um entsprechende Fragebögen zu entwickeln (s. z. B. Przyborski & Wohlrab-




den Ergebnissen wurden sie stark in die politische Repression einbezogen und waren und 
sind nah mit der psychischen Belastung der Indexpersonen konfrontiert, ohne dass sie 
bisher in der Auseinandersetzung mit den Folgen der DDR präsent wären.  
 
Hinsichtlich der Familienfragebögen ist zukünftig zu prüfen, ob sie für die Anwendung in 
deutschen Stichproben geeignet sind. Wiederholt wurden beide Verfahren als sehr valide 
und anwendungsökonomisch bezeichnet (s. z. B. Cierpka, 2008). Doch wie oben (7.1.4)  
bereits diskutiert ist fraglich, ob sie für die hier untersuchten Stichproben und Zielgrößen 
geeignete Verfahren waren, um die Fragestellungen zu beantworten.  
Für die Fragebögen zu psychischer Belastung lagen repräsentative Vergleichsstichproben 
vor. Hier wurde die PTBS als primäre psychische Störung nach politischer Haft und im Rah-
men sekundärer Traumatisierung erfasst. Zusätzlich wurde die Belastung durch Symptome 
psychischer Störungen durch die SCL-27 erfasst. Bezüglich der einzelnen Skalen der SCL-
27 wurde wiederholt darauf aufmerksam gemacht, dass hier keine psychischen Störungen, 
sondern Symptome erfasst würden und dass zudem die Ausprägungen der Skalen nicht 
zweifelsfrei auf die klinischen Störungen, deren Namen sie trügen, übertragen werden könn-
ten (Hardt, Egle & Brähler, 2006; Prinz et al., 2008). Die diskutierten Zusammenhänge, bei-
spielsweise mit den erhobenen Symptomen des Misstrauens oder depressiver und dysthy-
mer Symptome, können allenfalls als Hinweise auf Störungsbereiche angesehen werden.  
 
Zudem muss die Diagnosestellung mit Fragebogenverfahren grundsätzlich mit Vorsicht inter-
pretiert werden. Es gibt Hinweise darauf, dass die Prävalenz psychischer Störungen auf Ba-
sis selbst ausgefüllter Fragebögen eher überschätzt wird (s. z. B. Eaton, Neufeld, Chen & 
Cai, 2000; Steel et al., 2009). Neben der Gewinnung größerer Stichproben (s. o.), und der 
Befragung von Kontrollgruppen (s. u.) wäre deshalb auch die Anwendung klinischer Inter-
views im Rahmen dieser Studie wünschenswert gewesen, um eine größere Belastbarkeit der 
Ergebnisse zu erzielen. Aufgrund der eingeschränkten Ressourcen konnte dies jedoch leider 
nicht realisiert werden.  
 
Methodische Einschränkungen 
Weitere methodische Einschränkungen betreffen das Fehlen einer Kontrollgruppe und den 
Vergleich mit Repräsentativstichproben, die Anzahl getesteter Hypothesen, die Auswahl der 
Substichproben für die Analyse der Familienebene sowie das querschnittliche Design der 
Untersuchung.  
 
Zur Prüfung der Hypothesengruppe A, mithilfe derer die Frage nach der psychischen Belas-




tativbefragungen herangezogen. Auch dies geschah in erster Linie aufgrund der geringen 
Ressourcen, die für die Untersuchung zur Verfügung standen. Doch birgt dieses Vorgehen 
ebenfalls einige Risiken. Zum einen wurden die Vergleichsstichproben lediglich auf Basis 
des Alters und des Geschlechts ausgewählt. Die Varianz des Alters blieb dabei unberück-
sichtigt, was u. a. zu einem höheren Maximalalter in den Vergleichsstichproben führte.53 
Weitere Aspekte wie beispielsweise der Bildungsstand oder der derzeitige Wohnort blieben 
unberücksichtigt. Diese Aspekte haben sich jedoch in früheren Untersuchungen als wichtige 
Einflussgrößen in Bezug auf die psychische Gesundheit gezeigt (s. z. B. Brähler, Schuma-
cher & Brähler, 2000; Jacobi, Hoyer & Wittchen, 2004; Meyer, Rumpf, Hapke, Dilling & John, 
2000; Reiss, 2013). So konnte der Einfluss dieser soziodemografischen Variablen nicht kon-
trolliert werden.  
Zum anderen waren die Vergleichsstichproben mehr als zehnmal so groß wie die Untersu-
chungsgruppen. Ein Vergleich von Gruppen so unterschiedlicher Größe birgt, wie oben be-
richtet, aus statistischen Gründen die Gefahr, die Signifikanz der Unterschiede zwischen den 
Gruppen zu überschätzen. Mit dem Einbezug von Effektgrößen, die jedoch für den nicht-pa-
rametrischen Fall eher unzureichend sind (s. z. B. Rasch et al., 2010), wurde versucht, eine 
weitere statistische Größe zur Prüfung der Hypothesen bereitzustellen. Hier zeigten sich in 
der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten die höchsten Werte, was die oben berichtete starke 
psychische Belastung dieser Gruppe bestätigt. Für die Partner/-innen und Kinder ergaben 
sich jedoch zum Teil Effektstärken, die nach den Konventionen von Cohen (1988) nicht zu-
friedenstellend waren.  
Der Vergleich mit geeigneten Kontrollgruppen, die eine ähnliche Größe wie die Untersu-
chungsgruppen aufweisen und einer Erhebung der erfragten Zielgrößen mit den gleichen 
Fragebögen und im gleichen Zeitraum wäre angezeigt.  
In Bezug auf geeignete Kontroll- bzw. Vergleichsgruppen müsste zukünftig eine Entschei-
dung zwischen verschiedenen Möglichkeiten getroffen werden, da die Gruppe der ehema-
ligen politisch Inhaftierten und ihrer Familien sehr heterogen ist. Eine mögliche Vergleichs-
gruppe wären beispielsweise ehemalige DDR-Bürger/-innen, die nicht politisch inhaftiert 
wurden, jedoch zu einem Teil vor der Wiedervereinigung nach Westdeutschland ausreisen 
konnten. 
 
Eine weitere Einschränkung bezieht sich auf die Vielzahl der in dieser Arbeit getesteten Hy-
pothesen. Idealerweise sollte eine Alpha-Adjustierung vorgenommen werden, wenn mehrere 
Berechnungen am gleichen Datensatz durchgeführt werden, da die Wahrscheinlichkeit für 
ein signifikantes Ergebnis allein mit der Anzahl der Berechnungen steigt (s. z. B. Victor, 
Elsässer, Hommel & Blettner, 2010). Aufgrund des explorativen Charakters der Arbeit wurde 
                                                 
53 Darauf war vermutlich die höhere Prävalenz von Kriegserfahrungen in der Vergleichsstichprobe 




jedoch zunächst auf eine solche Adjustierung verzichtet. Da die Auswirkungen politischer 
Haft in der DDR auf die Familien der Inhaftierten bisher nach meinem Wissen noch nicht in 
der vorliegenden Form untersucht wurden, sollte das Forschungsfeld mit den gegebenen 
Mitteln zunächst explorativ und eher breit angelegt erschlossen werden.  
 
Zu Beginn der Arbeit wurde angestrebt, die Zusammenhänge zwischen der psychischen Be-
lastung, den Familienbeziehungen, den Stressoren sowie der Kommunikation über statisti-
sche Verfahren wie die Regressionsanalyse zu überprüfen. Ziel war es, neben der Individual-
ebene die Systemebene in den befragten Familien in den Blick zu bekommen. Leider wurde 
nach Abschluss der Datenerhebung zu Beginn der statistischen Auswertung klar, dass auf-
grund der genannten Einschränkungen (v. a. geringe Stichprobengröße, fehlende Normal-
verteilung, Varianzenheterogenität) nur „einfache“, relativ robuste Verfahren angewendet 
werden konnten. Unter anderem wurden Korrelationen zwischen den Indexpersonen und ih-
ren Angehörigen berechnet. Hier wurden aus der Gesamtgruppe der Kinder je ein Kind per 
Zufall ausgewählt; lagen Angaben von zwei ehemaligen Inhaftierten für eine Familie vor, 
wurde per Zufall eine/-r von ihnen ausgewählt. Dies ist vor allem aus zwei Gründen proble-
matisch: zum einen sind Geschwister hinsichtlich (primärer wie sekundärer) Traumatisierung 
nicht in gleichem Maße belastet (s. z. B. Mook et al., 1997), zum anderen wurde verschie-
dentlich auf Geschlechtseffekte im Prozess der sekundären Traumatisierung hingewiesen (s. 
o.), die hier nicht untersucht wurden. Der möglichen Verzerrung der Ergebnisse kann nur 
entgegengewirkt werden, indem alle Familienmitglieder befragt werden, wie es zum Beispiel 
Punamäki und Kollegen/-innen (2006) bei ihrer Befragung palästinensischer Familien 
erreichten.  
 
Eine weitere mögliche Einschränkung der Untersuchung ist die Erhebung der Daten zu ei-
nem einzigen Zeitpunkt. Die politische Haft lag für die Befragten bereits mehr als 20 Jahre 
zurück, und viele der erfragten Dimensionen, wie beispielsweise die Belastung zur Haftzeit 
oder die innerfamiliäre Kommunikation darüber vor 1989 bis 1999 wurden retrospektiv er-
fragt. Die Einschätzung zurückliegender Ereignisse wird zumindest partiell auch von gegen-
wärtigen Faktoren wie der psychischen Gesundheit beeinflusst (s. z. B. Roemer, Litz, Orsillo, 
Ehlich & Friedmann, 1998). Die Ergebnisse sind deshalb auch so zu interpretieren, dass sich 
die Erinnerung an die Haft, an die Belastung und an die Kommunikation in Abhängigkeit von 
der derzeitigen psychischen Belastung und möglicherweise Funktionalität der Familienbezie-
hungen unterschieden.  
Die Auswirkungen der politischen Haft und der damit verbundenen Stressoren im Sinne pri-
märer und sekundärer Traumatisierung sind als Prozess zu begreifen. Die Untersuchung von 




realisieren, wie auch Lambert und Kollegen/-innen (2012) in ihrer Metaanalyse zu Auswir-
kungen von PTBS auf Paarbeziehungen mahnend erwähnten. In Bezug auf politische Haft in 
der DDR sind wir natürlich auf die Erinnerung der Betroffenen angewiesen, wenn es gilt, die 
Stressoren und früheren Prozesse zu erfassen. Doch gerade in Hinblick auf die Auswirkun-
gen potenziell traumatisierender Erfahrungen auf Familien wurde verschiedentlich betont, 
dass es sich um Prozesse handle, in denen die Familien sich mehr oder weniger gut an die 
veränderten Anforderungen auf individueller und familiärer Ebene anpassten (s. z. B. Hill, 
1949; Nelson Goff & Smith, 2005; Olson, 2000; Patterson, 2002). Insbesondere die Er-
gebnisse zur Ausprägung der Familienbeziehungen in den hier befragten Familien müssen 
als Momentaufnahme der Gegenwart angesehen werden, in der unklar bleibt, welche Aus-
wirkungen die erlebten Stressoren hatten und wie sich die Familienbeziehungen in Reaktion 
darauf über die Zeit hinweg veränderten.  
 
An dieser Stelle sei noch einmal mit Nachdruck darauf hingewiesen, dass die vorliegende 
Studie als explorative Studie einzuordnen ist. Die Ergebnisse sind deshalb mit dementspre-
chender Vorsicht zu interpretieren. Sie sollten in zukünftigen Studien geprüft und gegebe-
nenfalls bestätigt, widerlegt und erweitert werden.   
 
Fazit 
Die Ergebnisse der Studie können trotz der geschilderten methodologischen Einschränkun-
gen als erste Erkundung des Einbezugs von Familien politisch Inhaftierter in Maßnahmen 
politischer Repression in der DDR sowie der Auswirkungen primärer und sekundärer Trau-
matisierungsprozesse in diesem Rahmen betrachtet werden. Über die Analyse der Zusam-
menhänge zwischen Stressoren und Symptomen psychischer Störungen hinaus wurde ver-
sucht, weitere Aspekte zu untersuchen, die für die Untersuchung von Auswirkungen poten-
ziell traumatischer Erfahrungen auf Familien relevant sind. In erster Linie waren dies Aspekte 
der Familienbeziehungen, beispielsweise die Unterscheidung zwischen seit der Haft beste-
henden, in der Zwischenzeit beendeten oder neu begonnen Partnerschaften sowie die Erfas-
sung der Funktionalität der Familienbeziehungen. Zudem wurde die Kommunikation, die ver-
schiedentlich als bedeutsamer Aspekt sowohl bei der Bewältigung traumatischer Erfahrun-
gen wie bei der Weitergabe im Sinne sekundärer Traumatisierung benannt, bisher jedoch 
selten über die Angaben mehrerer Familienmitglieder untersucht wurde, in die Analyse ein-
bezogen. Für die Gruppe der Kinder ergab sich hier erstmals ein quantitativ belegter Hinweis 
auf eine geringere psychische Belastung bei moderater Kommunikation über die politische 
Haft der Eltern.  
 
Die Ergebnisse verdeutlichen, dass sich die politische Haft in der DDR für viele Familien 




ligen Inhaftierten wurde erneut bestätigt, dass ein großer Teil von ihnen bis heute psychisch 
stark belastet ist und zum Teil unter chronischen Symptomen der PTBS leidet. In der Gruppe 
der befragten Partner/-innen und Kinder zeigte sich ein kleiner, aber substantieller Teil durch 
die Erfahrungen der politischen Haft und damit verbundenen Erfahrungen bis heute 
psychisch belastet.  
Die Zusammenhänge zwischen Symptomen psychischer Störungen und der Einschätzung 
der Familienbeziehungen in der Gruppe der ehemaligen Inhaftierten stimmen mit Befunden 
zu sozialer Unterstützung überein – je stärker die Symptome der PTBS und anderer psychi-
scher Störungen ausgeprägt waren, desto geringer wurde die Funktionalität der Familien-
beziehungen eingeschätzt und umgekehrt. Zudem lassen sich diese Ergebnisse in die For-
schung zu sekundärer Traumatisierung einordnen, in der die Familienbeziehungen über Ein-
schätzungen der Indexpersonen erhoben wurden und in der daraus ein negativer Einfluss 
posttraumatischer Belastung auf die Familienbeziehungen gefolgert wurde. Allerdings, das 
wird an den vorliegenden Ergebnissen deutlich, ist diese Generalisierung nicht unproblema-
tisch, da die Einschätzungen der einzelnen Familienmitglieder möglicherweise nicht überein-
stimmen. 
 
Im Einklang mit bestehenden Forschungsergebnissen ergaben sich zudem Hinweise darauf, 
dass auch in den Familien ehemaliger politisch Inhaftierter der DDR Prozesse sekundärer 
Traumatisierung aufzufinden sind. Dies zeigte sich über die tendenziell höheren Symptome 
psychischer Störungen in den Gruppen der Partner/-innen und Kinder, deren zugehörige 
Indexpersonen eine PTBS aufwiesen. Die Verbindungen zur psychischen Belastung der 
Indexperson waren gering und unterschieden sich tendenziell für Partner/-innen und Kinder.  
Diese Hinweise sind jedoch aufgrund der mangelhaften Datenlage und der diskutierten 
methodischen Einschränkungen der Arbeit ausschließlich als Hinweise zu betrachten. 
 
Über diese zentralen Ergebnisse hinaus kann die vorliegende Arbeit zu einer Schärfung des 
Begriffs der sekundären Traumatisierung beitragen und Empfehlungen für kommende Unter-
suchungen geben. Dies kann vor allem aufgrund der Ergebnisse aus der Auswertung der 
Angaben mehrerer Familienmitglieder und der Zusammenhänge zur Dimension der Kom-
munikation geschehen und wird im folgenden abschließenden Abschnitt kurz dargelegt.  
7.4 Ausblick  
 
Auf Basis der diskutierten Ergebnisse der vorliegenden Arbeit können die folgenden 
Empfehlungen für die weitere Untersuchung sekundärer Traumatisierung gegeben werden. 
Abschließend erfolgt ein Rückbezug auf den hier behandelten Kontext der politischen Haft in 




Untersuchung aller betroffenen Familienmitglieder 
Die in dieser Arbeit explorativ untersuchten Zusammenhänge waren bisher größtenteils auf 
Angaben der betroffenen Indexpersonen zurückzuführen. Einerseits ergaben sich in dieser 
Arbeit Hinweise darauf, dass diese Zusammenhänge auch unter Einbezug der Angaben der 
sekundär betroffenen Angehörigen nachweisbar sind. Dies gilt beispielsweise für die PTBS-
Symptome der Übererregung und Vermeidung, die möglicherweise besonders negative Aus-
wirkungen auf die Familienbeziehungen haben. Andererseits ergaben sich Hinweise darauf, 
dass die vielfach nachgewiesenen Zusammenhänge möglicherweise nur darauf zurückzu-
führen sind, dass eine Personengruppe zu verschiedenen Dimensionen, wie psychischer Be-
lastung und Familienbeziehungen, befragt wurde. In Bezug auf die Untersuchung der Zu-
sammenhänge zwischen psychischer Belastung auf der Individualebene und familiärer Be-
lastung ist es noch immer selten, dass Angaben mehrerer Familienmitglieder erhoben wer-
den (für eine Diskussion s. zu depressiven Symptomen: Renshaw et al., 2011; Whisman et 
al., 2004). Dekel und Monson wiesen bereits darauf hin, dass es „zwei primäre Anwendun-
gen des Konzepts der sekundären Traumatisierung“ gebe, nämlich die Untersuchung von 
„Symptomen der PTBS und anderer psychischer Störungen bei Partner/-innen und Kindern 
von [Personen] mit PTBS“ und zweitens die Untersuchung von jedweder Belastung, die die 
Beziehungen von Personen mit PTBS charakterisiere, einschließlich der Paarbeziehung und 
der Eltern-Kind-Beziehung (2010; S. 304, eigene Übersetzung). Gerade im Hinblick auf den 
zweiten Anwendungsbereich wird häufig auf Angaben der Indexperson zurückgegriffen. Wie 
die vorliegenden Ergebnisse zeigen, stimmen die Einschätzungen der Belastung und Funk-
tionalität der Familienbeziehungen der betroffenen Personen und ihrer Angehöriger jedoch 
möglicherweise nur gering überein. Weisman und Kollegen/-innen schlossen aus ihren Er-
gebnissen diesbezüglich: “Thus, emotional well-being appears to be tied to one’s own per-
ception of the family environment but does not seem to relate to the view of another person 
from the same family environment“ (Weisman et al., 2005, S. 364). Es stellt sich deshalb die 
Frage, ob die Familienbeziehungen in der Untersuchung sekundärer Effekte von Traumati-
sierung über die Befragung der Betroffenen adäquat erfasst werden können. Werden andere 
Verfahren der Erhebung verwendet, ergeben sich möglicherweise geringere Zusammen-
hänge als bisher vielfach berichtet.  
Weiterhin ist die PTBS der Indexperson zu erfassen, wenn sekundäre Traumatisierung un-
tersucht werden soll. Hier wurde häufig allein auf Basis der Zugehörigkeit zu einer potenziell 
traumatisierten Gruppe geschlossen, dass Prozesse sekundärer Traumatisierung stattfän-
den. Der Anteil der PTBS und anderer psychischer Störungen an einer etwaigen Belastung 
von Angehörigen kann jedoch nur dann kontrolliert untersucht werden, wenn sie bei allen 





Unterscheidung primärer und sekundärer Traumatisierung  
Die Ergebnisse zeigen weiterhin, dass die Erfassung der PTEs auch in der Untersuchung 
sekundärer Traumatisierung empfehlenswert ist. Es besteht nach wie vor Uneinigkeit über 
die genaue Definition der sekundären Traumatisierung. Ungünstig erscheint es jedoch, die 
potenziell traumatisierenden Erfahrungen der sekundär betroffenen Personen nicht zu 
erfassen und die erhobene psychische Belastung pauschal als sekundäre Traumatisierung 
zu bezeichnen (vgl. Renshaw et al., 2011). Häufig wurden zudem klinische Stichproben oder 
selbst-selegierte Stichproben verwendet, so dass davon auszugehen ist, dass die psychi-
sche Belastung auf dieser Basis überschätzt wird (s. z. B. Steel et al., 2009; van Ijzendoorn, 
2003).  
Das „enge“ Konzept der sekundären Traumatisierung, nach dem lediglich PTBS-Symptome, 
die sich auf von der Indexperson erlebte Ereignisse beziehen als hinreichend für die Diagno-
se einer sekundären PTBS gelten (Baranowsky et al., 1998; Frančišković et al., 2007), er-
scheint für viele im Rahmen sekundärer Traumatisierung auftretende Prozesse nicht zufrie-
denstellend. Ebenso ist jedoch das oben genannte Vorgehen problematisch. Häufig wurden 
in Studien zur sekundären Traumatisierung die Prozesse, über die es zu einer erhöhten psy-
chischen Belastung der Angehörigen kommen soll, nicht analysiert oder diskutiert. Beispiels-
weise mag die Annahme, dass potenziell traumatisierende Ereignisse häufiger auftreten, 
wenn ein oder beide Elternteile eine PTBS aufweisen, zutreffen (vgl. Roberts, Galea et al., 
2012). Fraglich ist jedoch, ob hier von sekundärer Traumatisierung zu sprechen ist. Hier soll-
ten in Zukunft methodisch kontrolliert über die Erhebung von Prävalenzen psychischer Be-
lastung hinaus die Prozesse, in denen Symptome der PTBS, Vulnerabilitäten, aber auch 
Resilienz und Coping-Strategien angesichts potenziell belastender eigener Lebensereignisse 
vermittelt werden, in den Blick geraten.  
 
Erfassung der Prozesse im Längsschnitt-Design 
In der vorliegenden Studie wurde an verschiedener Stelle deutlich, dass eine Untersuchung 
der innerfamiliären Prozesse, beispielsweise des Copings mit den erfahrenen Stressoren 
oder die Entwicklung posttraumatischer Belastungssymptome bei den Familienangehörigen, 
sehr gewinnbringend für ein tieferes Verständnis der Auswirkungen politischer Haft in der 
DDR auf die Familien der Inhaftierten gewesen wäre. In den letzten Jahren gab es Arbeiten, 
die einen längsschnittlichen Ansatz in der Untersuchung der Auswirkungen traumatischer 
Ereignisse verfolgten, vor allem auf der Individualebene (für einen Überblick s. z. B. Wright et 
al., 2013) seltener in Bezug auf die Familienfunktionen (s. z. B. Zerach, Greene, Ein-Dor & 
Solomon, 2012). Obwohl immer wieder darauf hingewiesen wurde, dass es sich bei sekun-
därer Traumatisierung um einen Prozess der gegenseitigen Beeinflussung zwischen Fami-




keit wie die Prozesshaftigkeit größtenteils unbeleuchtet. Wie sich die psychische Gesundheit 
aller Familienmitglieder und die Familienbeziehungen über einen längeren Zeitraum nach po-
litischer Traumatisierung entwickeln, ist bisher kaum erforscht. Es ist jedoch, auch in Hinblick 
auf Empfehlungen für therapeutische Interventionen, ein überaus wichtiges Forschungsfeld, 
um etwaige negative Auswirkungen auf Partner/-innen und Kinder verstehen, verhindern und 
behandeln zu können.  
 
Einbezug weiterer relevanter Faktoren in Bezug auf den DDR-Kontext 
Am Ende dieser Erkundung von Bedingungen und Auswirkungen politischer Haft in der DDR 
stehen neue Fragen, auf die noch keine Antworten gefunden wurden. Die Untersuchung der 
politischen Verfolgung in der DDR und das Wissen darüber sind, obgleich das geteilte 
Deutschland noch so nah ist, wenig präsent. Es erwies sich als sehr komplexes Unterfangen, 
die vielen verschiedenen Lebenswege, die die ehemaligen politisch Inhaftierten und ihre Fa-
milien gegangen sind, durch eine quantitative Erhebung zufriedenstellend abzubilden.  
Offene Fragen blieben beispielsweise, wie die Integration nach einer Ausreise nach West-
deutschland gelang, wie sich das Bleiben in der DDR im Einzelnen gestaltete, ob die Fami-
lien, wie anzunehmen ist, nach der Haftentlassung ökonomische Einschränkungen hinneh-
men mussten oder wie sich der Aufenthalt der Kinder während der Haftzeit bei den Angehö-
rigen und in anderen Formen der Unterbringung gestaltete. Im Kontext der friedlichen Revo-
lution und der darauffolgenden Wiedervereinigung haben sich die Bewertungen der politi-
schen Haft außerhalb wie innerhalb der betroffenen Familien verändert. Die Untersuchung 
dieser Zusammenhänge wäre zum Verständnis von Zusammenhängen historisch-politischer 




Die vorliegende Arbeit belegt den Einbezug von Angehörigen politisch Inhaftierter in der 
DDR in die politische Verfolgung. Damit erweitert sie das Wissen über politische Repressio-
nen in diesem Teil Deutschlands vergangener Tage. Dies ist zum einen für die Geschichts-
schreibung von Bedeutung, zum anderen zeigen die Ergebnisse, dass die Erfahrungen der 
politischen Verfolgung in SBZ und DDR für viele bis heute fortwirken.  
Von ihnen zu erfahren, was sie erlebt haben und wie sie mit dem Erlebten umgegangen sind 
sollte nicht nur für die Forschung von Interesse sein. Die hier befragten Familien sind ein Teil 
unserer Gesellschaft. Was sie erlebt haben ist vielen noch immer unbekannt.  
Sie sollten mit ihren Erfahrungen und Anliegen, mit ihrem Wissen auch um die Traumatisie-




Nicht zuletzt sollen die Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit mahnen, dass Familien auch 
heute tagtäglich politischer Gewalt ausgesetzt sind. Einen Beitrag zu leisten, dass dies nicht 
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